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Die küstenländische Kultur der Polis. 



§ 1. Die kflstenländische Kultur im römischen 

und britischen Weltreich. 

Literatur: Stephan, Verkehrsleben im Altertamin Ranmers hist. Taschen- 
buch (1868); Götz, Verkehrsw^e des Altertums z888; Hettner, Eng- 
lands Weltiierrschaft, 1917'; Duchesne, Democracy and Empire, Ox- 
ford 1916; Adam Smith, Wealth of Nations I, 3; Max Weber in der 
»Wahrheit« VI (1896), S. 57 ff.; derselbe, Art. Agrargeschichte (Altertum) 
im HSTW. I; Chwostow, Geschichte des östlichen Handels im griech.- 
röm. Ägypten; Kazan 1907 (russ.); Pohl mann. Die Übervölkerung der 
antiken Grofistädte, in Sdmften der Jablonowskischen Gesellschaft 
(1884), Nr. XXIV; Beloch. Historische Beitrage I (x886), S. 3o6fL; 
Ed. Meyer im HWStW. II, Art. Bevölkerung (Altertum); Porritt, 
Evolution of the Dominion of Canada (1918), eh. I — III; Jaff 6 englisches 
Bankwesen in Grundriß der Sozialökonomik V, 2 (191 5), S. 200 ff.; E. T. 
Powell, The Evolution of the Money Market. London 1915; Jommal of 
Koyal Statistical Society, 69. Bd. (1906), S. 433 ff. und 77. Bd. (1913/14), 
S. 381—407; A. F. Weber, The Growth of Qties in the XIX. Century. 
Columbia University Studies XI (1899), eh. II, p. 130 ff.; Whitaker's 
Almanack 1918; J. H. Grevs, Skizzen aus der Geschichte des röm. 
Grundeigentums. Abhandlungen der St. Petersbux^er Universität (russ.) 
Bd. 53 (1899), S. 540 — ^580; Bücher, Entstehung der Volkswirtschaft 
(1917) II«, S. 83 — 135 u. S. 365 ff.; Derselbe, Zschr. f. Staatsw. 50. Bd., 
S.i89ff.;Ed.Meyer, Jahrb.f.Naüonalök.u. Stat.64.Bd. (1895), S. 696ff.; 
Derselbe, Die Sklaverei im Altertum 1898; Grevs a. a. O. 580 ff.; 
Gummerus im i. Erg.-Bd. der Klio; Milner, The -Nation and the Em- 
pire, X913, p. 289 ff., 461 ff.; Bruce, The Broad Stone of Empire, 2 Bde., 
1910; The Empire and the Century (Sammelband), 1905, p. 816 ff.; 
Round Table Nr. 10, p. 375 ff. und Nr. 14, p. 318 ff.; Baines im Journal 
of Royal Stat. Society LXXIV (1910/11), p. 787—797. 

I. Voraassetziiiigeii und Begriff der kfistenlindlschen Kultur* 

Schon Adam Smith hat erkaimt, daß die Kultur, ins- 
besondere die wirtschaftUche, an der Küste beginnt und dann 
landeinwärts schreitet. Er sagt hierüber (B. I eh. III seines 
»Weahh of Nations«) : »Insofern, als durch das Mittel der Ver- 
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2 • J * Teil; * Dje , Jgigten Iftq dis(ihe Kultur der Pölis. 

frachtung der Güter zu Wasser ein viel größerer Markt für 
jede Art von Arbeitsfleiß eröffnet wird, als Verfrachtung zu 
Lande bieten kann, so ist es eben an der Seeküste und längs 
der Ufer * schiffbarer Flüsse, daß Arbeitsfleiß jeglicher Art 
natürUch beginnt, sich in einzelne Zweige aufzuteilen und zu 
verbessern. Und häufig geschieht es erst lange Zeit nachher, 
daß diese Verbesserungen sich in das Innere des Landes aus- 
dehnen. « 

Dies ist auch der gemeinsame Ausgangspunkt der Kultur 
des römischen und britischen Weltreichs. Diese Gemeinsam- 
keit ist von solch entscheidender Bedeutung, daß daneben die 
gewaltigen Unterschiede in den Größendimensionen beider 
Weltreiche zurücktreten. 

Denn diese sind_ wirkhch groß. Das römische Reich um- 
faßte über 100 000 Quadratmeilen oder, wenn man die An- 
gaben bei Beloch (Hist. Beiträge a. a. O.) zusammenzählt, 
3,2 Mill. Quadratkilometer, was etwa 1,27 Mill. englischer 
Quadratmeilen gleichkommt (i engl. Quadratmeile = 2,6 Qua- 
dratkilometer). Das britische Weltreich enthält 11,3 Mill. eng- 
lischer Quadratmeilen (Baines a. a. O. p. 794). — Die Beyöl- 
kenmg war dort etwa 55 — 80 Mill. (erstere Ziffer : Meyer, letz- 
tere: Beloch), hier ist sie rund etwa 419 Mill. (Baines a. a. O.) : 
also das 10 fache an Fläche, das 7 fache an Bevölkerung! 

Für jedes der beiden Reiche waren große Räume zu über- 
winden. Aber es ist von vornherein klar, daß die im Ver- 
hältnis zu Rom größere Verkehrstechnik Englands dessen 
Weltherrschaft erst möglich macht. Man vergegenwärtige sich 
nur, daß die Beherrschimg des Weltreichs von Rom als Mittel- 
punkt aus, mit einem Radius zu rechnen hatte, der zu Lande 
in seinem größten Ausmaß bis an den Euphrat 424 deutsche 
Meilen, in seinem mittleren Ausmaß bis York 342 Meilen, 
bis Gades in Spanien 360 Meilen betrug. Was will dies aber 
gegenüber den Entfernungen bedeuten, auf die hinaus Eng- 
lands Wille herrscht ? Das römische Weltreich war im großen 
und ganzen kompakt um das Mittelmeer, wie imi einen Binnen- 
see gelagert, während das britische Weltreich einen Streu- 
besitz darstellt, der auf alle fünf Weltteile verteilt ist. Und 
dennoch vermag England dies zu leisten, weil ihm im Ver- 
hältnis zu Rom eine unvergleichlich größere Verkehrstechnik 
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ZU Gebote steht. Man bedenke nur, daß innerhalb des römi- 
schen Weltreichs auf den Militär- und Poststraßen im Durch- 
schnitt 25 — ^30 Meilen zurückgelegt wurden. Bei kombiniertem 
Frachtverkehr zu Lande und auf Flüssen konnte man Waren 
von Marseille bis Paris (Lutetia) in 30 Tagen befördern. Der 
Briefverkehr zwischen Athen und Rom brauchte, wie das der 
Briefwechsel zwischen Cicero und Atticus zeigt, mitunter drei 
Monate. Schiffe von Alexandrien nach den Häfen Arabiens 
hatten in der Zeit des blühendsten Handelsverkehrs zwischen 
Ägypten und dem asiatischen Osten (in den ersten zwei Jahr- 
hunderten n. Chr.) 8 Wochen nötig (Chwostow 381). Wenn 
die Komschiffe zur Versorgung der Hauptstadt 1600 Tonnen 
tragen konnten, so galt dies schon als große Leistung. Die 
Durchschnittsgeschwindigkeit betrug damals 5,6 Knoten auf 
die Stunde. Was aber bedeutet dies gegenüber der Tatsache, 
daß schon im Jahre 1890 Dampfer nach Australien nur 
27 Tage, die Turbinendampfer nach Amerika schon 1905 
bloß 4^ Tage nötig hatten; daß femer schon am Ausgang 
der 70 er Jahre des vorigen Jahrhunderts ein Brief nach Neu- 
seeland kaum % des Zeitraumes brauchte, die in Ciceros 
Zeiten die Briefbeförderung zwischen Rom und Athen in An- 
spruch nahm? Was sind schließlich die römischen »Riesen- 
schiffe« mit 1600 Tonnen gegen die mitimter ungefähr 30 mal 
so tragfähigen, modernen Fracht- oder Passagierdampfer? 
Dazu kommt noch der ausgebildete Telegraphen- und Kabel- 
dienst, der die Welt umspannt und den England beinahe ganz 
in seinen Händen hat: Von den 1755 Unterseekabeln, die es 
1910 auf der Welt gab, mit ungefähr 200000 Seemeilen, nahm 
England 120000 für sich allein in Anspruch. (Silbum, Goyer- 
nance of Empire 279.) — 

Trotz der Verschiedenheit in den Größendimensionen der 
zu beherrschenden Räume und Verkehrsmittel stimmen die 
beiden Weltreiche doch in einem Hauptpunkte überein: Die 
Kultur, die Grundlage ihrer Herrschaft, ist in ihrem 
Ausgangspunkte Küstenkultur, im britischen Weltreiche ist 
sie es beinahe vorwiegend noch heute. 

Das politische Kennzeichen derselben ist, daß das poh- 
tische dominium sich nicht in imperium verwandeln kaim, 
d. h. daß der Staat seine Herrschaft am Staatsgebiet wie 
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Privateigentum auffaßt, weil die zu beherrschenden Räume 
zu groß sind oder der Bearbeitung des Bodens durch freie 
Arbeit des Menschen widerstreben. Denn der Staatsbesitz 
allein macht nicht das soziale Leben und schafft nicht die 
soziale Genossenschaft, welche die Grundlage des Staates ist. 
Dies bewirkt nur die Arl)eit des einzelnen am Boden, den er 
dadurch sich und dem Staate zugleich erwirbt. Der seinen 
Bodenanteil bearbeitende freie Bürger schafft die Vorbedin- 
gung für die Staatsherrschaft. Je mehr der Staatsbürger wirt- 
schaftliche Werte in den Boden hineinlegt, desto mehr hängt 
er an ihm, desto inniger ist der Zusammenhang der Staats- , 
genossen im Staate, desto stärker die AnhängUchkeit an den 
Staat. Der durch freie Arbeit erhöhte wirtschaftliche Wert 
des Bodens vermehrt auch den poUtischen Wert des Bodens 
für den Staat (Ratzel, poUt. Geographie 1903*, Kapitel 3). 
Nun ist von vornherein klar, daß wenn, wie im römischen 
Reich, 6 MiU. (Bewohnerzahl ItaUens nach Ed. Meyer) über 
55 herrschen oder, wie im britischen Weltreich, 46^ Mill. 
über 445, von einer auf freier Arbeit ruhenden Bodenherrschaft 
nicht die Rede sein kann. Ein großer Teil des britischen Ge- 
bietes muß dominium, bloß wirtschaftUch auszubeutendes 
Staatseigentum, kann nicht imperium, Staatsherrschaft 
über freie Bürger sein. Wenn nun unter solchen Voraus- 
setzungen ein Volk genötigt wird, auf große Entfernungen 
andere zu beherrschen und den Vorzug der Seelage für sich 
nützen kann, so wird der Charakter der Küstenkvdtur noch 
mehr gesteigert. Denn Seemächte streben in erster Linie 
nach Stützpunkten ihrer Herrschaft. Sie begehren Land, 
aber daran, daß es auch bewohnbar und fruchtbar sei, 
ist ihnen erst in zweiter Linie gelegen. England ist seit dem 
14. Jahrhundert Seemacht. Der Kampf mit Karthago machte 
aus Rom eine Seemacht. Dieses Herrschen über weite über- 
seeische Räume, das Beherrschen einer unfreien Bevölkerung, 
das ein politisches Merkmal der Küstenkultur ist, hat noch 
ein weiteres zur Folge : Der Schutz eines solchen Reiches kann 
nicht bloß der herrschenden Bevölkerung überlassen und allein 
aufgebürdet werden. Der Binnenstaat vermag ein Berufsheer 
aus freien Volksgenossen aufzusteUen und kann dann noch 
immer von sich rühmen, daß der Staatsbürger im vom Feind 
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bedrohten Staatsgebiet den Fleiß seiner eigenen Arbeit 
schützt. -Die küstenländische Kultur hat es nötig, weil sie 
nicht auf solche Motive zählen kann und mit einer beschränkten 
Zahl von Kriegern rechnen muß, entweder, wie Rom seit der 
Kaiserzeit (Mommsen, Ges. Schriften V, 460) ein künstliches 
Bollwerk in Gestalt des limes zu errichten, das die Abwehr 
von Einbrüchen des Feindes mit einer kleinen Zahl von Ver- 
teidigern gestattet, um die großen Truppenmengen bald dahin, 
bald dorthin werfen zu können, wo größere Kriege abzuwehren 
sind oder angrif&weise geführt werden wollen, oder die küsten* 
ländische Kultur kann, wie Englands Beispiel zeigt, das »blaue 
Band« des Wassers als den natürUchen Schutz des Weltreichs 
ansehen, den man mit Hilfe einer Riesenflotte dauernd mono- 
polisieren kann. Die Flotte läßt sich durch geschickte Ver«> 
Wendung bald da, bald dort ähnhch innerhalb des natürlichen 
Meereswalls nützen wie die geworbenen Landtruppen innerhalb 
des künstUchen Schutzbollwerks, des limes. Auch der römische 
hmes war ursprünglich MiUtärstraße j(Mommsen a. a. O.)! 

Das wirtschaftliche Zeichen der Küstenkultur hat schon 
— wie oben bemerkt — Adam Smith erkannt und ihr hohes 
Alter angedeutet. Von ihm ist richtig nicht bloß die Ur- 
sprünglichkeit aller Kultur als Küstenkultur angemerkt, son- 
dern auch ihr allmähhcher Zug landeinwärts, femer die Al> 
hängigkeit dieser Kultur von dem Fehlen oder den Mängeln 
der Beförderung zu Lande. 

Und doch hat er einen Zusammenhang übersehen, der 
gewissermaßen vor seinen Augen, in Schottland, lag, den Zu- 
sammenhang der Küstenkultur mit der Oiken Wirtschaft, der 
geschlossenen Hauswirtschaft. Diese Wirtschaftsstufe — wie 
sie bekannthch Bücher schüdert — setzt die Einzelwirtschaft 
als Produktions- und zugleich als Konsumtionsgemeinschaft. 
Die Arbeitsgliederung ist aiif Angehörige der FamiUe be- 
schränkt, wozu besonders auch die Sklaven gehören. Gewerbe 
ist bloß Stoffveredelung innerhalb des Oikos. Feingegliederte 
Arbeitsteilung ist innerhalb des Oikos mögUch, aber die Ar- 
beit für den Markt ist selten. Der Oikos kann alle seine Be- 
dürfnisse selbst befriedigen. Kapital als Handels- oder Wucher- 
kapital ist nicht ausgeschlossen, wohl aber das industrielle 
als der auf Erwerb gerichtete Gütervorrat. Der Zusammen- 
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hang zwischen den Oiken wird durch einen interlokalen bzw. 
internationalen Wanderhandel hergestellt, der nur die Lücken 
der Eigenproduktion ausfüllt. Geldknappheit herrscht vor, 
Naturalwirtschaft überwiegt. Der Güterverkehr ist, weil der 
massenweise Warentausch fehlt, vorwiegend auf die Küsten- 
städte beschränkt. Luxus- und sehr kostspielige Waren, bei 
denen allein auch die schlechten Transportverhältnisse die Ver- 
frachtung rentabel erscheinen lassen, sind die Gegenstände 
des Handels. Die küstenländische Kultin: und ihr Güterver- 
kehr, sofern er interlokaler Natur ist, hat als Abnehmer nin: 
die höheren Stände. Die Städte sind selbst Oiken, d. h. in 
sich geschlossene Produktions- und Konsumtionsgebiete, meist 
bloß das letztere. Die Scheidung zwischen Stadt und Land 
ist dieser Wirtschaftsstufe fremd. 

Dies Bild der Oikenwirtschaft zeigt nun das römische 
Weltreich, mehr in der Zeit der blühenden Republik etwa bis 
zum I. vorchristlichen Jahrhimdert und dem späten Kaiser- 
tum, als etwa der Tage der ausgehenden RepubUk imd in der 
Kaiserzeit der ersten zwei nachchristlichen Jahrhunderte 
(Mommsen, Ges. Schriften V, 144), weniger im hellenistischen 
Osten, namentlich in Ägj^ten, wo man noch eher das für den 
Markt arbeitende Gewerbe und Kapital, sowie einen kapitals- 
kräftigen interlokalen und internationalen Dauerhandel findet. 
Diese Oikenwirtschaft, die in der Hauptsache auf unfreier 
Arbeit (wozu außer Sklaven unfreie Kleinpächter zählen) be- 
ruht, im Zusammenhang mit den schlechten Transportver- 
hältnissen zu Lande, ist das Büd der römischen Küstenkultur. 
Das britische Weltreich fußt allerdings nicht mehr auf der 
Oikenwirtschaft, sondern bei seiner industriellen und kapitaU- 
stischen Wirtschaftsform ist die ausgebildete Volkswirtschaft 
die Wirtschaftsstufe, welche schon seit Ausgang des 18. Jahr- 
hunderts bereits erklommen ist. Aber innerhalb des briti- 
schen Weltreichs im Verhältnis der Kronkolonien zum Mutter- 
lande und selbst zu den großen Selbstverwaltimgskolonien, den 
Dominions, sind die Voraussetzungen der Küstenkultur xmd 
damit diese selbst gegeben, allerdings mit jenen Modifika- 
tionen, die der industriell-kapitalistische Charakter unseres 
Zeitalters notwendig mit sich bringt. Die Transportverhält- 
nisse zuLandein den Kolonien sind im Verhältnis zum See- 
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transport, ebenso wie im römischen Weltreich, unverhältnis- 
mäßig gering entwickelt, und die Wirtschaft einer Kolonie ist, 
namentlich weim es sich um die meistens als Pflanzungskolo- 
nien etablierten Kronkolonien handelt, durchaus als Oiken- 
Wirtschaft zu charakterisieren. Der Qikos hat aber im briti- 
schen Weltreich einen mnfassenderen Charakter als im römi- 
schen Weltreich. War er hier bloß auf die Einzelwirtschaft 
xmd auf die Stadt beschränkt, so hat er im britischen Welt- 
reich gleich die Kolonie als Ganzes ergriffen. Nicht bloß die 
Mehrzahl der Kronkolonien sind solche Oiken, sondern sogar 
an den Selbstverwaltungskolonien sind die Züge des Oikos 
noch nicht ganz weggewischt, sodaß die Mutterland und 
Kolonien verbindende Kultur den Charakter der Küstenkultur 
noch heute an sich trägt. 

Das Charakteristische derselben ist, daß der Hauptverkehr 
zwischen Küstenstädten erfolgt und daß jede Erweiterung 
und Vergrößenmg der Arbeitsteilung innerhalb der Kolonien 
nur ein größeres Anschwellen des Oikos, den die Kolonie dar- 
stellt, bedeutet, nicht aber eine Vermehrung der produktiven 
Wirtschaftsbeziehungen zwischen Mutterland und Kolonien, 
die aus beiden ständige Kunden und Abnehmer auf dem inter- 
lokalen und interimperialen Markte machen würden. Daß der 
koloniale Oikos immer mehr wächst, zeigt der Drang jeder 
Selbstverwaltungskolonie, sich selbst dem Mutterlande gegen- 
über durch einen eigenen Zolltarif abzusperren. Aber auch 
das andere Moment, daß Mutterland und Kolonien nicht im 
Verhältnis ständiger Kimden und Abnehmer auf dem Welt- 
markte stehen, tritt deuthch in der Tatsache hervor, daß zur 
Erreichimg eben dieses Zweckes von Zeit zu Zeit der Ruf 
nach Schaffung eines britischen Zollvereins laut wird, der 
herbeiführen soll, was fehlt: eben jene Dauerbeziehimgen. 

An einem Beispiel, dem CanacUis und seinem Verhältnis 
zum Mutterlande, soll der Charakter der Küstenkultur dar- 
gelegt werden. Canada hat 4 Wirtschaftsgebiete: die Seepro- 
vinzen (Neuschottland, Neu-Braimschweig und Prinz-Edward- 
Insel) mit ausgesprochenen Schiffahrts- und Fischereiinter- 
essen und dünner Bevölkerung, sodann die beiden Zentral- 
provinzen (Ontario und Quebec), in denen Handel und Indu- 
strie, aber namentlich auch die Reederei und das Finanz- 
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kapital seinen besonderen Nährboden findet, die sog. Prärie- 
provinzen (Manitoba, Alberta und Saskatchewan), welche 
den Getreidebau beßorgen und als Kornkammer nicht nur 
Canadas, sondern auch Englands anzusehen sind, schließlich 
die Provinz Brit. -Kolumbien, das »Wunderland« Canadas, das 
Holz, Obst und Fische exportiert, im übrigen aber wirtschaft- 
lich sehr zurückgeblieben ist, weil der große Strom der euro- 
päischen Zuwandenmg ihm von den vorgelagerten Präriepro- 
vinzen abgefangen wird. Trotzdem die Prärieprovinzen durch 
ihren Getreidebau gewissermaßen das Wohlergehen der an- 
deren Provinzen bestimmen, sind nicht sie, auch nicht die 
Seeprovinzen, sondern die Zentralprovinzen und in diesen 
namentlich Montreal der wirtschaftlich und. politisch maß- 
gebende Faktor. Das erreicht es durch vollständige Wirtschaft- 
Mche Beherrschimg des allkanadischen Verkehrsweges, der sog. 
»All-Canadian route«. Es geht hierbei darum, den Haupt- 
ausfuhrartikel, das Getreide, von dem Wege über Buffalo 
nach Boston, Philadelphia, New York, Baltimore und anderen 
amerikanischen Häfen abzulenken und sie auf canadischen 
Verkehrsstraßen zu erhalten, was vor allem den Getreideeleva- 
torengesellschaften, der canadischen Schiffahrt und dem cana- 
dischen Eisenbahntransport zugute kommt. All das für den 
überseeischen Export bestimmte Getreide der Prärieprovinzen 
geht durch einen der 30 Elevatoren von Port Arthur imd Fort 
WilUam in Ont^o, Häfen am Lake Superior. Um womögUch 
die Weiterverfrachtung über Buffalo zu verhindern, ist ein 
eigener canadischer Dampferverkehr imd eine Kanalroute 
direkt nach Montreal oder indirekt, mit Umschlagplätzen an 
dem Huronen- und Erie-See, eingerichtet. Strengste Durch- 
führung des Prinzips, daß auf den Seen canadisches Getreide 
nur auf canadischen Schiffen befördert wird, wird in einer 
Weise gehandhabt, die Canada von der amerikanischen Schiff- 
fahrt auf diesen Seen imabhängig macht. Nur die canadi- 
schen Schiffe haben Anschluß an die drei canadischen Haupt- 
eisenbahnen (Grand Tnmk, Canadian Pacific und Canadian 
Northern), deren Abzweigungen die Zentralprovinzen durch- 
queren. Die ganze Regierungspolitik ist seit mehr als 30 Jahren 
darauf abgestellt, das Elevatoren- und Verkehrsmonopol 
den beiden Zentralprovinzen zu erhalten, ein umsichtiger 
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Kanalbau hat es verstanden, nicht bloß den weltberühmten, 
14 Fuß tiefen Schiffskanal zwischen Montreal und Quebec 
anzulegen, sondern überhaupt durch ein Kanalnetz zwischen 
den canadischen Seen den Frachtverkehr übers Meer von 
Montreal, Quebec, Halifax und St. John zu fördern. Dazu 
kommt noch, daß Toronto (Hauptstadt von Ontario) imd 
besonders Montreal Finanzmittelpunkt von Canada ge- 
worden sind und in diesem Rahmen dieselben Funktionen 
zu erfüllen haben wie etwa New York, Boston und Chicago 
für die Vereinigten Staaten. In Montreal, aber auch in Toronto 
finden sich die Zentralen nicht bloß der drei großen Eisen- 
bahnen, sondern auch der Hauptbanken, femer der großen 
Kohlengesellschaften von Nova Scotia und Alberta, der großen 
Eisen- und Stahlfirmen von Nova Scotia imd Ontario. Kurz 
die gesamte Industrie- und Finanzwelt in Verbindung mit 
den großen Transportgesellschaften reicht sich in Montreal 
oder in Toronto die Hahde, um nur ein Ziel zu erreichen: 
das Verkehrsmonopol für die allcanadische Route sich zu er- 
halten. Und diese Route ist lang! Ihr äußerster nordwestlich 
gelegener Punkt ist Nordegg in Alberta, 1475 Meilen von 
Port Arthur und 2951 Meilen von St. John, dem Winterhafen 
Canadas. (Die Zufahrt nach Montreal ist auf dem St. Lo^enz- 
fluß vom 16. Dezember bis 21. April geschlossen.) So hat das 
Getreide zu gewissen Jahreszeiten einen Weg von 3000 engl. 
Meilen zurückzulegen, um zur Verschiffung über See zu ge- 
langen, und diesen Weg beherrscht vorwiegend Montreal. 
Unter solchen Umständen kann es nicht wundernehmen, daß, 
sofern der Überseeverkehr in Betracht kommt, von dem großen 
Viertelkontinent, den Canada darstellt, für den internationalen, 
besonders aber für den Handelsverkehr nach England nm: Mon- 
treal in das Gesichtsfeld gerückt wird. Der ganze Viertel- 
kontinent schrumpft auf eine Küstenstadt zusammen, die, 
wenngleich nicht an der Küste gelegen, so doch mit ihr direkten, 
durch einen Kanal vermittelten Verkehr unterhält. In dieser 
Weise werden weite Landschaften nur in Gestalt ihrer Küsten- 
städte für den Überseeverkehr sichtbar. 

Ahnhch ist's in Australien. Alle GUedkolonien sind eigent- 
lich nichts anderes als erweiterte Seiehäfen. Der Kampf unter 
ihnen ist ein Kampf von Seehäfen imtereinander, welche 
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das Übrige zugehörige Territorium ins Schlepptau nehmen. 
(Hatschek, Staatsrecht von Australien 1910, S. 210 ff.) Sie glei- 
chen hierin den Stadtstaaten im alten Griechenland. Sie sind 
Poleis« imd jede der englischen Selbstverwaltungskolonien 
stellt eigentlich eine Polis dar, die in ihrem Haupthafen die 
Vertretung ihrer maßgebenden Wirtschaftsinteressen findet. 
So ist die Kultur, die England und seine Selbstverwaltimgs- 
kolonien verbindet, Küstenkultur. Das kann sich und wird 
sich ändern, sobald das Landinnere, welches wirtschaftlich 
von diesen Küstenstädten und Seehäfen beherrscht wird, 
dem Handel imd namenthch der Industrie erschlossen wird, 
insbesondere, wenn der Bevölkerungszuwachs und die 
Volksdichte der durchaus weißen Bevölkerung immer größer 
wird. Dann wird aber die Küstenkultur zur Binnenkultur. 
Vorläufig ist sie aber nur das erstere, d. h. ein Verkehr von 
englischen imd kolonialen Küstenstädten imtereinander. 

II. Begleiterscheintmgen der Kfistenkidtur. 

Im Gefolge der Küstenkultur steht im römischen Welt- 
reich die eigentünüiche Funktion der Städte, gewissermaßen 
als Schröpfköpfe der ländlichen Umgebimg, femer die dünne 
Landbevölkerung und das Fehlen des Unterschiedes zwischen 
Stadt und Land, schUeßlich Bearbeitung des Bodens und der 
Naturschätze mit unfreier Arbeit. Welche Modifikationen 
haben sie in der des britischen Weltreiches erfahren? Denn 
daß sie unter dem Einflüsse des industriellen und kapitalisti- 
schen Geistes der modernen Volkswirtschaft sich verändern 
mußten, steht von vornherein fest. 

I. Die Funktion der Städte innerhalb der Küstenkultur. 

Wenn man die Klage der Canadier (Harpell, 12) hört, daß 
das Mehl ihres in den Prärieprovinzen gewonnenen Getreides 
dort teuerer ist als in England, daß das Pfund canadischen 
Specks in London um 7 — 8 Cents billiger verkauft wird als 
in Canada, so wird man an die Darstellung des Redners Ari- 
stides (geb. 129 n. Chr.) erinnert, der in seinem »Lob Roms« 
den Römern zuruft: 

»Auch werden die Waren von Indien und, wenn du willst, 
vom glücldichen Arabien in so großer Menge hierher (d. h. 
nach Rom) gebracht, daß es den Anschein hat, als ob dort 
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((d. h. im Ursprungsland) nur die nackten Bäume zurück- 
gelassen seien, und die Bewohner jener Länder das, was sie 
von ihren eigenen Landesprodukten brauchen, von Rom 
holen mässen.« 

Städte wirken nämlich wie Schröpfköpfe in der Küsten- 
kultur. Der Verkehr ist weitausgreifend mehr extensiv als 
intensiv. Er dient nur der obersten, Menschen oder Geld be- 
sitzenden Schicht und schreitet mehr extensiv vor, indem er 
ein dünnes Netz darstellt, welches über einer naturalwirtschaft- 
lichen Unterlage ausgebreitet ist. Lokale Kimdenproduktion 
fehlt und damit ist der lokalen Verkehrswirtschaft der Nähr- 
boden entzogen. (Weber in der »Wahrheit« a. a. O. 62.) Also 
wäre die Funktion der Städte im. britischen und im römischen 
Reiche eine gleiche? Keineswegs. Der industriell-kapitali- 
stische Zug der modernen Volkswirtschaft hat hier grund- 
legende Verschiedenheiten gezeitigt. 

Vor allem die wichtigste: die antiken Großstädte, ins-» 
besondere Rom, waren bloß Konsumtionsstädte. Man 
führte wohl viel ein, aber man führte keine Waren aus, nur 
Geld, als Zahlung für Luxusartikel. 

Anders steht London da. Nicht bloß als Industrieort, 
noch viel mehr als »Clearinghaus« der ganzen Welt steht 
London (imd Lombardstreet, sein Bankmittelpunkt) da. Aber 
gerade der Umstand, daß hier die internationalen Zahlimgs- 
ausgleichimgen stattfinden können, bedeutet, daß Werte, 
die durch industrielle Arbeit, jedenfalls durch Arbeit ge- 
schaffen sind, einander gegenüberstehen. Nicht durch erbeu- 
tetes oder von den Provinzen erpreßtes Geld oder Natural- 
abgaben, wie in Rom, ist der Reichtum geschaffen, sondern 
auf dem eigenen Gewerbefleiß und dem der fremden Länder, 
deren Handelsprodukte hie^zusammenströmen, ruht die Fähig- 
keit Londons, jene internationale Zahlungsausgleichung vor- 
zunehmen. 

Dieser Grundverschiedenheit im Charakter der Haupt- 
städte beider Weltreiche entspricht femer der Unterschied in 
der Beherrschung. Bloß administrativ-politisch herrscht 
Rom über seine Provinzen, rein wirtschaftlich London über 
seine Kolonien. Straff ist die Verwaltungszentralisation dort : 
wie Rom über seine Provinzialhauptstädte herrscht, so diese 
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Über die eigene Provinz. Deren Munizipien und Städte sind 
nur Schxöpfköpfe, um Steuern und Tribute herauszuholen. 
Die Verbreitung des Mimizipiums, die Zuteilung ganzer Land- 
schaften an solche Munizipien, dienen vor allem der bequemen 
Steuererhebung. 

Anders England, besonders London. Der Verwaltungs- 
apparat, der die Kolonien an das Mutterland bindet, spielt 
nicht, wie in Rom, die erste Rolle. Es ist vielmehr die finan- 
zielle Übermacht Londons auf dem Kapitalmarkte, die die 
Herrschaft innerhalb des Weltreichs begründet (s. noch weiter 
imten § 12 III). Außerhalb der Verfassungs- imd Verwaltungs- 
normen findet sie zunächst ihre Stütze in den Kolonial- 
banken, die hauptsächlich im Mutterlande, dann aber auch 
in den Kolonien selbst eingerichtet sind, um den Kolonial- 
produzenten dem Londoner Weltmarkte und damit dem all- 
gemeinen Verkelir nahezubringen und umgekehrt, lun dem 
englischen Exporteur (Fabrikanten) Vorschüsse zu leisten. 
Was im alten Römerreiche das Mimizipium und die Provinz- 
hauptstadt an wirtschaftlicher Funktion für das Weltreich 
leistete, das leistet im britischen Weltreich die Kolonialbank 
daheim und in den Kolonien. Der englische Exporteur imd 
der Fabrikant erhält von der Londoner Niederlassimg der 
Kolonialbank gegen Übergabe der Verschiffungsdokumente 
einen Vorschuß von etwa 75 — 80% des Warenwertes. Die 
Kolonialfiliale der Bank erhebt bei dem Überseekunden gegen 
Aushändigung der Verschiffungsdokmnente den Kaufpreis 
(Fakturabetrag) imd verrechnet diesen Eingang mit dem 
Fabrikanten (Exporteur). Will dieser früher schon präsentes 
Geld gleich bei der Verladung und nicht erst darauf warten, 
bis die Ware dem Kunden über See ausgehändigt wird, so 
läßt sich von diesem der Fabrikant der Ware einen Kredit- 
brief auf die Londoner Filiale der Kolonialbank ausstellen 
und zieht bis zum Höchstbetrag des eröffneten Kredits je 
nach vorgenommenen Verladungen die entsprechenden Sum- 
men ein. Und umgekehrt: der englische Käufer eines Kolo- 
nialprodukts (z. B. australischer Wolle) erwirbt einen Kredit 
bei der Londoner Niederlassung der in Frage kommenden 
australischen Bank, indem sich diese Londoner Niederlassung 
verpflichtet, Wechsel, die der australische Wollexporteur auf 
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jenen Kredit hin ziehen wird, zu akzeptieren bs^w. zu zahlen, 
falls von der australischen Niederlassung der Bank das Zerti- 
fikat erteilt worden ist, daß Wolle im entsprechenden Werte 
zur Verschiffung an die Londoner Niederlassimg der Bank 
gelangt ist (Jaff^ a. a. O. S. 202 f.). An diesem Beispiel der 
Funktion voa Kolonialbanken wird klar, wie London nicht 
bloß die Produkte der Kolonien aufnimmt, sondern auch 
Gegenwerte an sie abgibt. Die moderne Großstadt ist eben 
nicht bloß Konsumtions- sondern auch Produktionsstadt. 
Aber London ist noch mehr als das. Es ist nicht bloß für das 
Ausland, sondern besonders für seine Kolonien der Kapitals- 
und Anleihemarkt xar^^jo^ijy. — Eine wichtige Funktion 
haben dabei die sog. Agents-General oder High Commis- 
sioners. Wie der englische Hof, so hat auch Lombardstreet, 
d. i. die Londoner Finanzwelt, ihre ausländischen und bei 
ihr akkreditierten Diplomaten. Insbesondere unterhalten die 
Selbstverwaltungskolonien solche in London. Das sind eben 
die vorhin genannten Generalagenten und Hohen Komissäre. 
Die ersteren vertreten die einzelnen Selbstverwaltungskolonien, 
wie z. B. Alberta in Canada, Victoria in Australien, die letz- 
teren die Bundestaaten, zu welchen die einzelnen Selbstver- 
waltungskolonien zusammengefaßt sind, z. B. Dominion of 
Canada, Commonwealth of AustraUa. Diese Agenten haben 
allerdings zunächst die Funktion, bei der Londoner Regierung 
die Interessen ihrer Kolonie wahrzunehmen. Aber viel bedeut- 
samer ist ihre Propagandatätigkeit, um die Londoner Finanz- 
welt für eine Anleihe der Kolonie oder für ein industrielles 
Unternehmen in der Kolonie zu interessieren. Gewöhnhch 
selbst ein hervorragender Finanzpraktiker, versteht es dieser 
Kolonialagent, von seinem Bureau aus die englische FinaQ^- 
welt zu interessieren: Statistik, Musterproben von Wein, öl, 
Früchten, Gold und Diamanten, kurz von allen Landespro- 
dukten finden sidi auf dem Bureau. Wer Grund und Boden 
in der Kolonie ankaufen will, wer sich an einem industriellen 
Unternehmen durch Gründung oder Aktienankauf von Lon- 
don aus beteiUgen wül, findet auf dem Bureau des Kolonial- 
agenten die nötige Auskunft und Anleitung. So hat der 
moderne kapitalistische Unternehmungsgeist die bestehende 
Küstenkultur befähigt, das Verhältnis von Mutterland und 
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kolonialen Poleis auf das Niveau des wechselseitigen Gebens 
zu heben. Die kolonialen Poleis sind nicht mehr wie im römi- 
schen Weltreich nur dazu da, um von der Mutterstadt aus- 
gesogen zu werden. 

2. Ein anderes Merkmal der Küstenkultur ist das über- 
aus starke Anwachsen der Städte, die* zu richtigen 
»Wasserköpfen« bei sonst dünner Besiedlimg des platten 
Landes werden, imd das Fehlen einer Sonderung von 
Stadt und Land, von städtisch-gewerblichen oder indu- 
striellen Bevölkerungsteilen im Gegensatz zu ländlichen und 
ackerbautreibenden. 

Wie Pöhlmann nachgewiesen hat, war es einerseits die 
durch die Sklavenkonkurrenz stark an Wert gesunkepe freie 
Arbeit, anderseits das Vorwiegen des konsiuntiven Charakters 
der antiken Großstädte, welche deren Übervölkerung herbei- 
führten. Rom hatte nach Ed. Meyer in der Kaiserzeit eine 
Bevölkerung von imgefähr i Mill. Einwohnern. Für Alexan- 
drien, Carthago und Antiochien nimmt Pöhlmann eine Be- 
völkerungsziffer von 700000 anl Cäsarea in Cappadocien 
zählte 400000, Mailand seit der Zeit Diokletians 300000 Ein- 
wohner. Neben diesen Metropolen hatten noch andere 
Städte in der Kaiserzeit großstädtischen Charakter ange- 
nommen, wie Lyon, Trier, Emerita, Tarraco, Seleucia, 
Smyma, Ephesus u. a. Das Charakteristische dieser Groß- 
städte, aber auch der kleineren Provinzialstädte war, daß 
sie auch den großen und mittleren Grundbesitzer in ihren 
Mauern beherbergten. Dieses »Incasamento « des Grundadels 
ist für die antike Stadt charakteristisch. Nicht allein, daß die 
antike Stadt dem platten Lande die Bevölkerung entzog, es 
fehlte jede berufliche Scheidung zwischen der gewerbetreiben- 
den Stadt und dem ackerbautreibenden Dorf. Der Oikos, die 
geschlossene Hauswirtschaft, deckte den Bedarf selbst, und 
der Oikeninhaber war sowohl Grundbesitzer als auch Gewerbe- 
treibender. So wenig es eine geschlossene Handwerkerklasse 
damals gab, so wenig einen Kaufmannsstand. Der negotiator 
oder mercator der Quellen wird wohl mehr Hausierer und 
»Gelegenheitskaufmann«, denn Berufskaufmann gewesen sein. 
Der Großhandel wurde (Grevs a. a. O.) vorwiegend von den- 
selben Personen betrieben, die zugleich Großgrundbesitzer 
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waren iind sich auf diese Weise vor dem allzu großen Risiko 
des Händlerberufes schützten. Der Oikos blieb die Stütze 
ihrer wirtschaftlichen Tätigkeit. Und was die sog. Industrie 
anlangt, so wird man wohl mit Bücher sagen können : »Acker- 
bau imd Fabrikation waren noch in einem Wirtschaftsbetriebe 
vereinigt, ein gewerbliches Untemehmerkapital war kaum noch 
vorhanden« (Z. f. Stw. 1894, S. 199), ein Urteil, das höchstens 
für den Osten, namentUch für Ägypten einer gewissen Ein- 
schränkung bedarf. Die Oikenwirtschaft des platten Landes 
trug also auch das Ihrige dazu bei, tun einen Unterschied 
zwischen Stadt und Land, beruhend auf Arbeitsteilung, zu 
verhindern. Diesen hatte erst das spätere Mittelalter ge- 
bracht. Mit der antiken Küstenkultur hängt diese Eigentüm- 
lichkeit insofern zusammen, als die in der Hauptsache ver- 
kehrslose Oikenwirtschaft mehr auf expansiven Verkehr an- 
gewiesen war, der in Gestalt eines Wanderhandels und eines 
internationalen Handels die Lücken der Eigenproduktion des 
Oikos auszufüllen hatte und deshalb einer lokalen Kunden- 
produktion oder einem interlokalen, städtischen Marktverkehr 
den Nährboden entzog. Der Anlaß ztu* Besiedelung des platten 
Landes bei starkem Andrang und bei X)bersetzung der städti- 
schen Gewerbe (sog. primäre Arbeitsteilimg Oppenheimers) 
fehlte ebenso wegen der vorherrschenden Oikenwirtschaft, wie 
ein Anlaß zur Städtegründung und Städtedifferenzierung nach 
Maßgabe der lokalen Absatz- und Marktverhältnisse wegen des 
mangelhaften Straßennetzes und der schlechten Transportver- 
hältnisse, die einen Kalkül für einen Standort der Gewerbe 
und damit die sog. sekimdäre Arbeitsteilimg (Oppenheimer) 
unmöglich machten. Bheb sonach nur die internationale Ar- 
beitsteUung, allerdings beschränkt auf Luxusgüter, da die 
Konsiunenten der Massengüter fehlten. Und dort, wo sie 
vorhanden waren, wie für Getreide, öl u. dgl., hatte der Staat 
durch seine Annona (Verproviantierung der Großstadt) die 
Bedürfnisbefriedigung in die Hand genommen. Dieser inter- 
nationalen Arbeitsteüimg und nur in der angeführten Be- 
schränkung war die antike Küstenkultur fähig. 

Vergleichen wir damit die Entwicklimg im britischen 
Weltreich, so finden wir auch hier als Folge der Küstenkultur 
das rapide Anwachsen der an der Küste gelegenen oder mit 
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der Küste durch Kanäle verbundenen Kolonialhäfen und 
-Städte. In Canada kommen hier besonders Montreal mit 
einer Bevölkerung von 717000(1915: Porritt, 45), Toronto mit 
534000, Hamilton mit 102000, Quebec mit 81 970, Vancouver 
mit 106000 (1916: Perritt, 507), Victoria mit 60000 Einwoh- 
nern in Betracht. Vergleicht man damit die anderen 36 Städte 
Canadas, die Whitacker's Almanack anfährt, so bewegen sich 
ihre Einwohnerziffem (mit Ausnahme des rasch anwachsen- 
den Winnipeg: 136000 Einwohner) in den bescheidenen Greir- 
zen zwischen 10 — 30000 Einwohnern, die meisten im Durch- 
schnitt von 10 — 15000 Einwohnern. Auch in Australien liegt 
die Sache ähnUch. Die Küstenstädte marschieren voran. 

Sydney hatte 1911 (Whitacker's A., 547) 764000 Einw.. 

Melboume 695000 » 

Adelaide 201000 » 

Brisbane 168000 » . 

Perth 118000 » 

Daneben zahlen die anderen 11 größeren Städte Austra- 
liens im Durchschnitte niu- 20 — 30000 Einwohner. 

Auch von dem dritten großen Dominion, Südafrika, ist 
Gleiches zu berichten. 

Im Durchschnitt wohnten in den Städten: 
in AustraUen 56% der Bevölkerung (38% in den fünf 

Hauptstädten), 
in Neuseeland 51% der Bevölkerung (35% in den 

4 Hauptstädten), 
in Canada 44% der Bevölkenmg. 

In Canada zeigte der Zensus von 1901 (J. of R. St. Soc. 
69 B., p. 435) die Merkwürdigkeit, daß in der Zwischenzeit 
von 1891 — 1901 die städtische Bevölkerung um 30%, die 
ländUche Bevölkerung nur um 2% gewachsen war. Diese 
Merkwürdigkeit kann allerdings zmn Teil durch die Erwägung 
abgeschwächt werden, daß als städtisch im Zensus von 1901 
auch die Bevölkerung der Gemeinwesen bis zu 5000 Einwohnern 
gerechnet wurde. Aber immerhin bleibt die Tatsache bestehen, 
daß die ländliche Bevölkerung in Gemeinwesen unter 5000 
Einwohnern nur um 2 % im angeführten Zeitraum gewachsen 
war. — 
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Das Vorherrschen der geschlossenen Hauswirtschaft auf 
dem platten Lande ergibt die Grundbesitzverteilung. Selbst 
in den alten Provinzen Canadas (Ontario, Quebec und den 
Seeprovinzen) stellen das Hauptkontingent der Grundbesitzer 
die Eigentümer von 51 — ^200 Acres (80 ha) dar (vgl. Sering 
in Veröffentlichungen des preußischen Landesökonomiekolle- 
giiuns Heft 9 S. 48). Verstärkt wird dieses Bild dadurch, daß 
die gemietete Arbeit nur einen geringen Teil der in den Be- 
trieben verwendeten Arbeitskraft darstellt. Nach dem Zensus 
von 1901 ( J. of R. St. Soc. a. a. O. 438) betrugen die Ausgaben 
für Landarbeiterlohn niu: 24^ Mill. Doli, gegen einen Gesamt- 
wert des Betriebskapitals von 1,787 Mill. Doli. Natürlich hat 
die freie Arbeit auch hier jene Erscheinimgen zur Folge, 
welche die Sprengung der Oikenwirtschaft und das Eindringen 
der beruflichen Sonderung imd der Arbeitsteilung zwischen 
Stadt und Land herbeiführen. Vor allem finden wir schon 
hier Ansätze zur primären ArbeitsteUung : Übersetzung der 
städtischen Gewerbe treibt aufs platte Land. So zeigt der 
angeführte Zensus von 1901 die bemerkenswerte Erscheinung, 
daß eine starke Abwanderung der im Alter bis zu 25 Jahren 
stehenden Personen aus der Provinz Ontario stattgefunden 
hat. Es waren 1901 33000 Personen mehr als 1891, die aus 
Ontario gebürtig, aber in der landwirtschaftlichen Provinz 
Manitoba und in der Gartenwirtschaft treibenden Provinz 
Brit.-Kolumbien ansäßig waren, während gleichzeitig der 
2^nsus i^eigte, daß 1901 in Ontario 86000 Personen von briti- 
scher Abstammung mehr vorhanden waren als 1891. 

Die ArbeitsteUung, die zur Sonderung von Stadt imd 
Land führt, hat also in Canada schon Eingang gefunden, aber 
es sind vorläufig nur die großen Provinzeinheiten, die 
davon erfaßt sind: man unterscheidet, wie wir eben sahen, 
landwirtschaftliche von Handels- imd Industrieprovinzen. Auch 
der Zensus von 1901 zeigt dies Büd. Von den industriellen 
Unternehmungen Canadas entfielen nicht weniger als 93% 
auf die Provinzen Ontario und Quebec (J. o. R. St. S. a. a. 

o. 438). 

Das t3rpische BUd der Küstenkultur zeigt jedenfalls auch 
Brit.-Südafrika. Städte mit größerer Bevölkerungsziffer finden 
sich, wenn man Von den Minenstädten Transvaals tmd des 

Hätschele, Britisches uad italisches Weltreich. 3 
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ehemaligen Orange-Freistaates absieht, gewöhnUch an der 
Küste. Oikenwirtschaft herrscht vor.. Das ergibt das Vor- 
wiegen der Weidewirtschaft im landwirtschaftlichen Betriebe, 
was die Agrarstatistik (nach Whitackers A. 569) ergibt. Dar- 
nach hatte die Kapkolonie 1911 975000 Morgen bebautes 
Land, 376000 Ödland und 58 MiU. Morgen Weideland. Haupt- 
ausfuhrartikel ist Wolle. Die Kapkolonie hatte nach dem 
Zensus, von 191 1 eine weiße Bevölkerung von 562000. Davon 
waren 88000 als selbständige Unternehmer im Ackerbau tätig, 
wozu noch der größte Teil, der als sog. »domestic« mit 143925 
angegeben wird, hinzugerechnet werden muß. Von der 
schwarzen Bevölkerung, die mit etwa i ^ Mill. anzusetzen ist, 
gehörte der größte Teil dem ackerbautreibenden Berufe an 
oder stand in dessen Diensten. Wie gering daneben muten 
einen die Ziffern der übrigen BerufsgUederung an: 

Die gewerbetreibende Bevölkerung mit 24 — ^25000! 50000 
in der Industrie Beschäftigte kommen dazu und nur 37 — ^38000 
im Handelsgewerbe tätige Personen! Allerdings hat auch 
Südafrika schon seine SoziaUsten, wie Streikbewegung des 
vorigen Jahrzehntes und die Wahlen dieses Jahres (1920) 
es gezeigt haben. Aber daran wird wohl vor allem der Berg- 
bau seinen hervorragenden Anteil haben, was diese sehr mo- 
derne Entwicklung lokalisiert. 

3. Küstenkultur und unfreie Arbeit. 

Wenn eine Nation von verhältnismäßig beschränkter 
Volkszahl es unternimmt, imgeheure Räume der bewohnten 
Erde politisch zu beherrschen, also Küstenkultiu: (in dem 
oben angeführten Sinne) zu treiben, dann wird sie sicherlich 
den großen Aufwand, der mit solcher Herrschaft verbimden 
ist, nur dann tragen, wenn sie jene Räume auch wirtschaft- 
lich ausnützen kann. Da sie dies durch eigene Kraft nicht 
leisten, insbesondere den beherrschten Boden diurch eigene 
Arbeitskraft nicht bestellen kann, was, wie wir oben (S. 4) 
gesehen haben, allein die Dauer der Herrschaft verbürgt, so 
wird sie den Versuch mit fremder Arbeitskraft wagen, die für 
sie, dje Herrennation, arbeiten muß. So hängt Küstenkultur 
mit unfreier Arbeit zusammen. 

Daß das römische Weltreich als Fußschemel seiner Kultur 
die unfreie Arbeit nützte, ist durch die Forschungen von Rod- 
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bertus und Bücher erwiesen. Daran ändert auch nichts die 
Tatsache, daß sie (wie jetzt Gununerus gezeigt hat) in der 
ausgehenden RepubUk und in den ersten zwei Jahrhunderten 
der Kaiserzeit keineswegs ausschließlich Oiken Wirtschaft 
war, wie dies früher allgemein angenommen wurde. Es gab 
damals zweifellos neben der unfreien Arbeit auch freie Arbeit, 
freie Bauern neben unfreien Sklaven und halbfreien Bauern 
(vgl. auch Mommsen, Ges. Sehr. V 123 ff.). Jene kamen als 
Pächter für Geldrenten oder als Teilpächter in Frage. Es gab 
auch damals freie Handwerker als sog. Preiswerker, Lohn- 
werker imd freie Nebenproduzenten. Aber all diese freie Arbeit 
kann neben der Skl^-venarbeit nicht hochkonunen. Sie kann 
auch nicht aussterben, weil die imfreie Arbeit, insbesondere 
die Sklavenarbeit ihre Schranken findet. Diese kann nämhch 
nur im arbeitsextensiven Plantagenbetrieb verwendet werden 
und ist mit einem großen Geschäftsrisiko verbimden, das nur 
bei guter Besetzung des Sklavenmarktes getragen werden mag 
(M. Weber a. a. O.). Als die seit Augustus eingetretene Ruhe 
zwei Jahrhimderte lang eine friedhche Sicherheit des Reiches 
verbreitet, die Erbeutung von Sklaven immer seltener wird, 
und dadurch der Sklavenmarkt mit frischer Ware immer 
weniger versorgt wird, da tritt zimächst der kleine Parzellen- 
pächter, zuerst als freier Kolone, für die Bestellung des 
Bodens ein. Aber bald wurde namentlich unter dem Einfluß 
hellenistischer, insbesondere ägj^tischer Rechtsanschauungen, 
zunächst im Osten, dann aber auch im Westen der kleine 
Parzellenpächter durch den Zwang zur Laridübemahme (Epi- 
bole) imd die Dorfpflichtigkeit (Zurückschaffimg entlaufener 
Bauern in ihr Heimatsdorf, die Idia) schollenpflichtig und 
schheßUch zum unfreien Kolonen. So haben wir für die 
Römerherrschaft zwei Formen der unfreien, an die Oikenwirt- 
schaft geknüpften Arbeitsform: Sklavenarbeit und Kolonat. 
Wie in aller Welt, so könnte man fragen, wäre Ahnliches 
für die Küstenkultur im britischen Weltreich zu denken? 
Ist nicht die Sklaverei im Herrschaftsbereich der enghschen 
Krone endgültig seit 1834/35 abgeschafft ? Unddochkennt 
auch die moderne Zeit des Kapitalismus und des 
freien Vertragrechtes ihre Formen der unfreien Ar- 
beit. Ist nänüich in einer kapitalistisch aufgebauten Gesell- 

2« 
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Schaft große Arbeitsgelegenheit und Nachfrage nach höherer 
und differenzierterer Arbeitsleistung, so werden Arbeiten, die 
ein größeres Maß körperlicher oder geistiger Entbehrungen 
erfordern, an eine Sozialschicht abg^eben, die maii als einer 
niederen Kultur angehörig betrachtet, ob mit Recht, sei dahin- 
gestellt. Jedenfalls tritt diese Sozialschicht sofort in die frei- 
gewordene Arbeitsgelegenheit ein, und die kapitalistische Ober- 
schicht im Verein mit der zur höheren Arbeit berufenen 
Arbeiterschaft wird diese niedere Sozialschicht nicht höher 
• kommen lassen. Da kann eine wirtschaftliche Maß- 
nahme die Niederhaltung dieser kulturell geringer gewer- 
teten Arbeitskraft herbeiführen, während das formale 
Recht die Rechtsgleichheit vor dem Gesetz und die Ver- 
tragsfreiheit verbürgt. Eine dieser wirtschaftUchen Maß- 
nahmen ist, daß man die niedrig gewertete Arbeitskraft 
im Oikos kaserniert, eine andere, daß man sie von Ge- 
genden fernhält, wo Oikenwirtschaft und Kasemierung poü- 
tisch nicht gut mögUch sind, jedenfalls wirtschaftlich nicht 
rentabel erscheinen. Beide Wege sind im britischen Welt-r 
reich beschritten worden. 

Ehe wir diese beiden Wege näher ins Auge fassen, wird 
es sich empfehlen, die Grundvoraussetzimg des Bedürfnisses 
nach unfreier Arbeit im britischen Weltreich näher ins Auge 
zu fassen. Sie besteht, wie wir wissen, darin, daß die herr- 
schende Nation wegen ihrer zahlenmäßigen Geringheit un- 
fähig ist, durch eigener Hände Arbeit den ungeheueren Flächen- 
raum, der von ihr beherrscht wird, selbst wirtschaftlich zu 
nützen. Zunächst sei festgestellt, daß nach dem Zensus von 
1911 innerhalb des britischen Weltreichs nur ein verschwin- 
dend kleiner Bruchteil von Personen wohnen, die außerhalb 
des Weltreichs geboren sind. Es waren dies nämlich bloß 
0,7% der Gesamtbevölkerung des britischen Weltreichs gegen- 
über 99,7%, die im Weltreich geboren sind (Journal of R. St. 
Soc, 77. Bd., S. 390). Das britische Weltreich ist abo auf 
Eigenbau eingerichtet. Aber wie? 

Der »weiße Mann« im britischen Weltreich sitzt auf dem 
Nacken der andersfarbigen Bevölkerung. Das ergibt die fol- 
^ gende Aufteilung (Journal a. a. O. 386 ff. und S. 397). Von 

10 000 Bewohnern des britischen Weltreichs waren 
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Weiße 389, 

Braune 8470, 

Gelbe 401, 

Mälayen und Polynesier . . 51, 

Schwarze 658, 

Rote 3, 

Mischlinge 28. 

Diese Farbenverschiedenheit verteilt sich auf die briti- 
schen Kolonien wie folgt: Am reinsten ist die weiße Bevölke- 
rung in Canada und in AustraUen ; hier kommen auf 10 000 Be- 
wohner 9771 bzw. 9883 Weiße.- Dann kommt etwa Cypem 
mit 7988 auf 10 000. In den Bermudas sinkt aber das Verhältnis 
der reißen zur farbigen Bevölkerung auf ein Drittel herab, 
mn dann in Südafrika noch kleiner zu werden, nämlich 22% 
der Gesamtbevölkerung. Immer abschüssiger wird die Bahn, 
auf der die weiße Bevölkerung hinabgleitet, um in der far- 
bigen imterzutauchen. In Rhodesia sind es nur 306 auf 10 000 
der Bevölkerung, in Westindien nur 262 imd schließlich in 
Indien bloß 6 auf loooo der Bevölkerung! 

Was ims aber die Statistik auch lehrt, ist das Fehlen 
der Freizügigkeit im wirtschaftlichen Sinne. Im Jahre 191 1 
waren 98%% der Gesamtbevölkerung von rd. 419 Mill., die 
in den Kolonien wohnen, als einheimische Bevölkerung ge- 
zählt. Von den übrigbleibenden iV£%» die als zugewandert 
bezeichnet werden, hatten ^/g in unmittelbarer Nachbar- 
schaft ihres Beschäftigungsortes ihrer Geburtsländer sich an- 
gesiedelt. Von den übrigen %, die aus fernen Gegenden zu- 
gezogen, waren mehr als die Hälfte aus dem Mutterlande 
zugezogen. Dies tatsächUche Fehlen der Freizügigkeit in sol- 
chem Maße und innerhalb so großer, durch eine politische 
Organisation verbundener Welträume, deutet, ähnlich wie im 
römischen Reich, auf Oikenwirtschaft und Kasemierung der 
Arbeitskraft hin, die in Verbindung mit dem Ausschluß von 
der Ansiedelung in anderen Gegenden als in den Arbeits- 
gegenden, jene sog. »freie« Arbeit, trotz formeller Rechts- 
gleichheit und Vertragsfreiheit, zu einer Art unfreien Arbeit 
macht. Und in der Tat, es besteht all dieses: Oikenwirtschaft, 
Kasemierung, Ausschluß freier Ansiedelungsmöglichkeit inner- 
halb des großen britischen Weltreichs. Nur ist diese Käser- 
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nierung hier nicht auf wirklich freie Arbeit in Gemenglage, son- 
dern auf ganze Himmelsstriche ausgedehnt. 

I. Die Oikenwirtschaft der sog. Kronkolonien luid 
Protektorate imd die Kasemierung der hier verwendeten 
Arbeitskraft. 

England beherrscht neben seinen großen Selbstverwal- 
tungskolonien (den sog. Dominions) ein Gebiet von rd. 4 Mill. 
Quadratmeilen (engl.), das in der tropischen Zone gelegen und, 
trotzdem es kaum den vierten Teil des gesamten britischen 
Weltreichs ausmacht, doch die weitaus überwiegende Menge 
der Bevölkerungszahl bei dichtester Besiedelungsweise aus- 
macht : von 419 Mill. der Gesamtbevölkenmg sind nicht weni- 
ger als 350 Mill. auf diesem vierten Teil des Weltreichs kaser- 
niert (vgl. Haines a. a. O. 794). Indien gehört wirtschaftlich 
und sozial zu diesem »zweiten Empire« wie Lord Milner dieses 
Gebiet im Gegensatz zu den Selbstverwaltimgskolonien nennt, 
und er sagt zutreffend: »Jedes politische Prinzip der Regie- 
rungspolitik, das man auf das eine Empire anwenden kann, 
ist für das andere Empire imanwendbar« (a. a. O. »Try to lay 
down any principle of Imperial policy which is not mere plati- 
tude and verbiage, and you will almost immediately be Struck 
by the fact that, if it is really applicable to one of the great 
divisions of the Empire, it is inapplicable to the other«). Und 
in der Tat : die Regierungspolitik gegenüber den Selbstverwal- 
tungskolonien war seit der Mitte des vorigen Jahrhunderts 
stets wachsende Gewährung politischer imd wirtschaftlicher 
Freiheit. In diesem »zweiten Empire« aber herrscht Oiken- 
wirtschaft, wie im römischen Kolonialreich, imd Kasemienmg 
• der Arbeit. Dabei ist es gerade dieses zweite Reich, das für 
die englische Industrie imd den Handel von grundlegender 
Wichtigkeit ist. Außer den wichtigsten Lebens- und Genuß- 
mitteln wie Zücker, Tee, Kaffee, Kakao, Reis, Gewürze u. a. m. 
kommen von dort die Rohstoffe wie Baumwolle, Kautschuk, 
öle, nutzbare Pflanzenfasern u. a. m., lun die englische Indu- 
strie in Gang zu halten, so sehr, daß ein so hervorragender 
Kolonialpraktiker wie Sir Charles Bruce (Broad Stone of Em- 
pire II 212) von diesen britischen Tropenkolonien sagen darf: 
»In der Tat, man kann mit gutem Grund von den meisten 
Industrien Englands sagen, daß sie ihre Wurzeln in der Arbeit 
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der Farbigen haben, während ihr Stanun, ihre Äste, ihre 
Blüten und Früchte die Arbeit und den Profit des weißen 
Mannes darstellen. Nur durch die niedrige Lohnhöhe in 
dem tropischen Produktionsareal, die zur Erzeugung der Roh- 
stoffe aufgebracht wird, ist es möglich, den Industrieartikel 
zu einem Preise auf den Markt zu werfen, der einerseits einen 
großen Absatz \md anderseits, genügend hohe Löhne für den 
englischen Arbeiter erlaubt« (It is only the low wage-rate 
of the tropical area of production of the raw material that 
enables the manufactured article to be tumed out ataprice 
that ensures a large market and yet allows an adequate wage 
for the British workman). Damit wird deutlich die Wirtschaft 
der Kolonien in Tropenländem als Oikenwirtschaft angedeutet. 
Näheres Zusehen ergibt das gleiche Resultat. Wir finden hier 
große Plantagewirtschaft, die in wenigen Händen konzen- 
triert ist. Wir finden hier Importe von Waren, die bloß auf 
die Konsumtion durch die höheren Klassen zugeschnitten sind. 
Reis als wichtigstes Nahrungsmittel der farbigen Bevölkerung 
wird, wo es geht, im Oikenbetrieb selbst erzeugt. Da die 
Konsumtion der Importgüter nur die höheren Schichten dieser 
Gesellschaft angeht, da meistens nur diese an dem Export 
gewisser Artikel interessiert sind, so finden wir zmn Unter- 
schiede von dem britischen Königreich xmd den Selbstverwal- 
tungskolonien ein Steuersystem, das die direkte Besteuerung 
ganz ausschließt und statt dessen durch Export- und Import- 
zölle die oberen Schichten dieser kolonialen Gesellschaft üifft. 
Es wird gewissermaßen die ganze Kolonie als großer Oikos 
aufgefaßt (über Indiens Sonderverhältnisse § 7 dieses Buches). 
Auch die koloniale FinanzpoUtik faßt diese trojnschen Kolo- 
nien als einen sich selbst genügenden Oikos auf. So sagt einer 
der Kolonialpraktiker in dem Sammelwerk »The Empire and 
the Century« (1905, p. 887): »Wenn eine solche Kolonie fähig 
ist, ihren Weg zu gehen, ihren Bedürfnissen zu genügen und 
dabei keine Lasten dem eigenen Arbeitsfieiß aufzuerlegen imd 
keine Steuern auf die Produkte Großbritanniens oder seiner 
Kolonien zu legen, so hat sie schon gewisse Anziehimgspunkte 
für den englischen Fabrikanten. Wenn eine solche Kolonie 
Anteil nimmt an dem Verteidigungswerk des britischen Welt- 
reichs, so gebührt ihr der Dank des britischen Steuerzahlers, 
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und wenn sie gar jährlich mehrere Millionen Pfund werte 
Artikel britischer Erzeugung konsumiert, dann gilt sie als 
wertvoller Kunde Großbritanniens.« Daß aber auch auf die 
Ausfuhr kolonialer Indus trieprodukte gerechnet wird, wird 
uns nicht gesagt. 

Ein typisches Beispiel der Oikenwirtschaft imd ihrer be- 
denklichen Folgen für die heimische Bevölkerung der unteren 
Sozialschichten bot St. Vincent (eine der westindischen In- 
seln) in der Mitte der 90 er Jahre des vorigen Jahrhunderts 
nach der Schilderung seines Gouyemeurs (Bruce a. a. O. II 
118 ff.). Das Flächenareal war in der Hauptsache dem Anbau 
von Zuckerrohr gewidmet. Dieses Areal gehörte wenigen Plan- 
tagenbesitzem. Die übrige Bevölkerung, meist Zwergparzellen- 
besitzer, lebte von der auf den großen Plantagen geleisteten 
Saisonarbeit und konnte auch nicht höher kommen, weil die 
Plantagenbesitzer nichts von ihrem Besitztum abgeben wollten, 
um dem kleinen Mann Getreidebau zu ermöglichen. Dadurch 
suchten sie billige Arbeitskräfte zu erhalten, die man aber nur 
saisonsVeise xmd niu' imregelmäßig beschäftigen konnte. Alles 
hing von den Aussichten der jährlichen Zuckerkampagne auf 
dem Weltmarkte ab, imd diese wurden für Rohrzucker bekannt- 
lich von Jahr zu Jahr schlimmer. Die kleinen Besitzer imd 
Landarbeiter suchten nach einer mehr lohnenden Beschäftigung 
in dem benachbarten Gebiet der Vereinigten Staaten. Dieser 
Exodus der männlichen Bevölkerung ließ ihre Frauen und 
Kinder in elender Lage zurück. Der typische Fall der Land- 
flucht infolge der Oikenwirtschaft, wie wir sie im römischen 
Agj^ten und anderwärts im Römerreich finden, trat ein, imd 
da man nicht ziun Mittel der Zwangsrückschaffung dieser 
Landbevölkerung wie im Römerreich greifen konnte, versuchte 
man es mit etwas ähnlichem, wie der hellenistisch-römischen 
Epibole. Man verpflichtete von Seiten der Regierung den 
Plantagenbesitzer, einen Teil seines Latifimdiums mit Getreide 
zu bebauen oder an den kleinen Mann in Pacht abzugeben 
oder zu verkaufen bei sonstiger Strafe der Konfiskation. Das 
Mittel verschlug nicht viel. Ein Glück für die Kolonie war 
in der Folge, daß die Brüsseler Zuckerkonferenz (1902) durch 
Beschränkung der Prämien für Rübenzucker die Aussichten 
der Kampagne für Rohrzucker auf dem Weltmarkt hob. 
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Wir haben hier ein typisches Beispiel nicht bloß für die 
Oikenwirtschaf t in den britischen Tropenkolonien, sondern für 
deren Abhängigkeit von der Weltmarktkonjunktur, die das 
Gedeihen einer freien Arbeit außerhalb des Latifundienbesitzes 
geradezu unmögUch macht. 

So schwillt im britischen Weltreich, ein charakteristisches 
Zeichen auch für die antike Zeit, der Oikos immer mehr an 
und entzieht der freien Arbeit den Nährboden. Aber nicht 
bloß die freie Arbeit der imteren Schichten in diesen Kolonien 
erscheint infolge dieser Abhängigkeit des Oikos von der Welt- 
marktkonjunktTu: gefährdet, mitunter sogar die Plantagen- 
wirtschaft selbst. Hierher gehört die Notlage der westindi- 
schen Pflanzer. Ein anderes typisches Beispiel bietet Mauri- 
tius (im indischen Ozean), das man, abgesehen von Anleihen 
und staatlichen Subventionen, auch durch den Anbau der 
Aloe, deren Fasern man in der Industrie nutzbringend ver- 
werten kann, zu fördern suchte. Die Aloeplantagen brachten 
an Stelle des Zuckerrohres reichen Gewinn ein, aber es stellte 
sich heraus, daß bei dem großen Areal, welches die Wurzeln 
der Aloepflanzen in Anspruch nehmen, immer weniger Arbeits- 
kraft nötig wurde. Der Oikos schwoll auch hier auf Kosten 
der freien Arbeit immer mehr an. 

Die engUsche Regierung steht der Notlage namentlich 
des kleinen Mannes nicht untätig gegenüber. Ahnlich wie die 
ersten Kaiser des römischen Weltreichs, ja sogar noch die 
Flavier und die sog. guten Kaiser (Trajan, Hadrian), nimmt 
sie sich des kleinen Besitzers gegenüber den großen Pflanzern 
an. Aber schließUch ist ihr Herz, wie das der römischen Kaiser, 
auf Seite dbr großen Plantagenbesitzer, denn das Wohl und 
Wehe der engUschen Industrie und des englischen Kapitals, 
das von der Oikenwirtschaf t, dem großen Plantagenbau in 
den Kronkolonien abhängt, liegt schließUch den leitenden 
Kreisen der britischen Regierung mehr im Sinn, als die Förde- 
rung des Ackerbaues der kleinen Leute, insbesondere einer 
farbigen Bevölkenmg, die man sogar durch Steuern zur Plan- 
tagen- oder Bergwerksarbeit» zwingen möchte, um sie aus der 
beschauUchen, selbstgenügsamen Eigenwirtschaft, die auf ein 
frugales Dasein eingerichtet ist, hinauszuzwingen. Erreicht 
wird damit, wie mit allen Maßnahmen, die nur itüt halbeitt 
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Herzen das Wohl und Wehe der niederen Soziakchicht betreibt 
und mehr das Wohlergehen der Plantagenbesitzer fördert, nur 
eine Art von Staatsoikos, wie ihn das römische Kaiserreich 
sdiHeßhch seit dem 3. Jahrhundert einrichtete, was vollends 
die Unfreiheit der arbeitenden Schichten herbeiführte. Dem 
britischen Imperiahsmus schwebt aUerdings diese Art von 
»Ent wicklimg « der Kronkolonien vor. 

Eine Maßregel, die auf halbem Wege begriffen, nach dieser 
Richtung hinführt, ist die Kasernierung großen Stils, 
welche auf Veranlassung derenglischen die indische Regierung 
in Verbindung mit den Regienmgen der Kronkolonien und 
der südafrikanischen Selbstverwaltungskolonien seit 1883 ein- 
gerichtet hat und die, kurz gesagt, darin besteht, die sog. 
freie Arbeit der indischen Kulis den nach Arbeitskräften 
hungrigen Plantagenbesitzem in den Kronkolonien zuzuführen 
imd nach abgelaufener Saison wieder auszuführen. Neben der 
im britischen Weltreich an sich schon, wie wir oben sahen, 
bestehenden (s. oben S. 21) natürUchen Kasemierung, tritt so 
eine künstliche hinzu. Sie besteht tmgefähr in folgenden Maß- 
nahmen (Bruce a. a. O. I eh. X) : Die wirtschaftliche Entwick- 
lung der tropischen Kolonien ist seit jeher durch den Ruf 
nach Arbeitskräften beengt, die die Fähigkeit haben, die Be- 
schwerUchkeit des Tropenklimas zu tragen. Solange die Skla- 
verei als Rechtsinstitution im britischen Weltreich bestand, 
war der Ruf kaum gehört. Als sie aber im Jahre 1834/5 fiel, 
kam der berühmte Kolonialpraktiker Lord Grey in den 50 er 
Jahren des 19. Jahrhunderts auf den Gedanken, die Schwarzen 
durch eine Steuer zm: Arbeit auf den Plantagen oder in den 
Bergwerken zu zwingen* Das Mittel versagte. Da kam ein 
anderes auf: An Stelle der früheren Zwangsarbeit setzte die 
»freie Vertragsarbeit« ein. Chinesen oder Inder wurden für 
kurze Perioden vertragsmäßig zur Verwendimg in den Tropen- 
kolonien angemustert. Gezwungen durch die Übervölkerung 
in ihrer Heimat hatten diese armen Wichte nur die Wahl, 
in der Heimat zu verhimgem oder in den englischen Tropen- 
kolonien ein ihre Existenz ermöglichendes Dasein zu fristen. 
Der Arbeitsvertrag auf kurze Zeit (indenture) ließ ihnen die 
MögUchkeit offen, nach Ablauf der Arbeit auf den Plantagen, 
also nach Ablauf der Vertragszeit, sich wieder von neuem an- 
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werben zu lassen (reindenture) oder sich wieder in die Hei- 
mat befördern zu lassen oder sich an ihrem tropischen Auf- 
enthaltsort dauernd anzusiedeln, was sie als ViktuaUenhändler, 
Wirte, Hausierer, Geldleiher tun konnten. Diese Mögüchkeit 
bheb freilich meist theoretisch. Chinesen als Dauersiedler 
finden sich auf der malaiischen Halbinsel in größerer Zahl (etwa 
60% der Bevölkerung), Inder auf Mauritius, Ceylon, der 
malaiischen Halbinsel, auch in Westindien, auf Trinidad und 
in Guj^ana, schheßlich in der beschränkten Zahl von 150000 
in Südafrika (J. o. R. St. Soc. 77. Bd., 386 f.). Doch das sind 
Ausnahmen. Denn trotzdem beinahe alle Tropenkolonien (mit 
Ausnahme etwa von Barbados imd natürUch Indien selbst) 
in der Hauptsache auf diesen importierten Arbeitskräften allein 
wirtschaftlich bestehen können, werden sie diurch das System 
der kurzfristigen Verträge (indenture) nach Ablauf der Ver- 
tragszeit wieder abgeschoben, wobei seit dem Gesetz von 
1883, der sog. indischen Emmigration Act, die indische Regie- 
rung die Verschiffung in die Tropenkolonie (einschließUch der 
Anmustenmg) und die Rückbeförderung in die Heimat selbst 
überwacht, während die Regienmg der Tropenkolonie die 
Dauer der Vertragszeit, sowie die Arbeitsbedingungen und die 
Behandlung dieser vorübergehenden Einwanderer kontroUiert. 
Diese Einwanderung spielt eine große RoUe für das wirtschaft- 
liche Gedeihen beinahe jeder Tropenkolonie. Beinahe jede 
Gesellschaftsklasse in einer englischen Tropenkolonie ist, nach 
dem 2eugnis des Gouverneurs von Britisch Guyana, Sir Phihp 
Wodehouse (1857 — 66), von dieser Einwanderung abhängig. 
Die Plantagenbesitzer müßten ohne sie ihre Latifundien auf- 
geben, infolgedessen müßte dann auch der Handelsstand in 
der Kolonie aufhören zu bestehen, die öffentUchen Einnahmen 
der Kolonie würden dann aufhören, damit die öffentUchen 
Ausgaben für Beamtengehälter und die poUtische Regierung 
der Kolonie. Und trotz dieser Wichtigkeit ist der Einwanderer 
in der bekannten Weise auf seinem Oikos, der Plantage, wie 
ein römischer Kolone kaserniert. Nach Ablauf der Vertrags- 
zeit muß er, wenn er sich nicht von neuem anwerben läßt, 
wieder in seine Heimat sich befördern lassen. 

Was also Max Weber (Wahrheit a. a. O. 65) von dem auf 
der römischen Plantage arbeitenden Sklaven sagt: »Und in 
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der Tat, die Existenz eines Sklaven ist normalerweise eine 
Kasernenexistenz. Geschlafen und gegessen wird gemein- 
sam miter Aufsicht des villicus .* Der kasernierte Sklave 

ist nicht nur eigentumslos, sondern auch familienlos!« — 
All das gilt mutatis mutandis auch für den in den Tropen- 
kolonien arbeitenden chinesischen oder indischen Kuli. Nur 
hat er als Aufseher, als villicus, einen hochgestellten Mann: 
der heißt »Gouverneur der britischen Kronkolonie« oder »hoher 
Kommissär« des britischen Protektorats. 

2. Der Ausschluß von den Selbstverwaltungskolonien. 

Der indische oder chinesische Kuli bleibt auf das Gebiet 
der Tropenkolonien beschränkt. Seine beschränkte Freizügig- 
keit reicht mu- soweit, als dieses Kolonialgebiet reicht. Vom 
Gebiete der Selbstverwaltimgskolonien ist er auf alle Fälle 
ausgeschlossen, entweder überhaupt, wie in Australien, oder 
mindestens als Dauersiedler, wie in Südafrika. Es ist hier der 
gleiche Widerstand zu finden wie in Canada gegen die chinesi- 
schen und japanischen Zuwanderer.« Dieser Widerstand (über 
die gesetzlichen Maßnahmen, in denen er sich äußert, s. weiter 
unten) ist nicht nur in einem Rassenvorurteil begründet, son- 
dern vor allem in dem Widerstreben der weißen Arbeiter gegen 
diese Konkurrenten, welche sie — übrigens, wie wir wissen, 
nicht mit Unrecht — als ökonomisch imfrei ansehen. 

Wir sind hier an einem Hauptpunkt des Unterschiedes an- 
gelangt, der die antiken Verhältnisse von denen der Neuzeit 
trennt. Auch im Altertum bestand eine freie Arbeit neben 
der unfreien. Aber trotzdem schon seit den Zeiten des Tiberius 
Gracchus der Kampf zugunsten der freien Arbeit und Siede- 
lung gegen die unfreie geführt wurde : es waren nicht etwa die 
freien Arbeiter selbst, die ihn führten, sondern die großen 
RegierungspoUtiker. Der Arbeiter, der freie Handwerker, hatte 
noch kein Standesbewußtsein, noch weniger ein Klassen- 
bewußtsein. Dies erhielt er erst seit dem Mittelalter. Im 
Altertum gab es noch keine Klassenkämpfe. Der Gegensatz 
war hier bloß ein solcher zwischen arm und reich, zwischen 
Schuldner imd Gläubiger, nicht zwischen arbeitendem Proleta- 
riat und kapitalistischem Unternehmer. Auch der imfreien 
Arbeit gegenüber hatte der Freie noch keineswegs das einheit- 



§ z. Die kustenl&nd. Kultar im röm. u. brit. Weltreiche. 29 

liehe Standesbewußtsein, das in dem Unfreien den »potentiellen 
Streikbrecher« (Max Webers Ausdruck) imd unliebsamen Kon- 
kurrenten sah. Dazu fehlten eben die Hauptvoraussetzungen 
des modernen industriellen Kapitalismus. In den britischen 
Selbstverwaltungskolonien ist dies mm völlig anders. Ich 
wähle als Beispiel Südafrika, um dies vorher Angeführte näher 
zu illustrieren. Hier sind noch vorwiegend Verhältnisse, die 
an die Antike, insbesondere an das römische Weltreich er- 
innern. Auf dem platten Lande herrscht vorwiegend Oiken- 
wirtschaft (wie wir oben S. 18 sahen). Daher darf in dem 
hier geltenden römischen Rechte das römische Agrarrecht mit 
Erbpacht imd freiem Kolonat noch eine große Rolle spielen 
(M. Nathan, The Common law of South Africa (1913) I, 
p. 546 ff. imd p. 74 : »colonia that property in country possessed 
by a colonus, who derives the fruits of it«). — Die Industrie- 
bezirke sind vorwiegend die Gegend um Kapstadt, dann die 
Gebiete der Minenindustrie, vor allem der Distrikt von Wit- 
watersrand (um Johannesburg), dann Prätoria, Kimberley 
und Dm-ban. Der sog. weiße Arbeiter ist erst in den An- 
fängen seiner Sonderung vom Handwerker. Meist Gewerk- 
schaftler, hat er mehr den Charakter eines Handwerkers als 
den eines klassenbewußten Proletariers. Die Stelle, die dieser 
in Europa einnimmt, die Masse der imgelemten Arbeiter, wird 
nicht von den weißen Arbeitern, sondern von den Fähigen, 
den Schwarzen (sog. Natives) und den indischen bzw. den 
chinesischen Kulis ausgefüllt. Der weiße ungelernte Arbeiter 
verschmäht es, Arbeit zu verrichten, welche der Farbige ge- 
wöhnUch in der Industrie besorgt. Das verbietet ihm das 
soziale Vorurteil. Der imgelemte weiße Arbeiter wandert der 
Großstadt zu und wird hier, wie das römische Proletariat, 
»concionalis hirudo aerarii, misera ac ieiuna plebecula « (Cicero 
ad Atticum I, 16, 11), kmrz ein himgriger Nichtstuer, der 
leicht Au&tände organisiert oder an ihnen teilnimmt. Der 
einheimische Schwarze ist der potentielle Streikbrecher, den 
der weiße Arbeiter als Kürzer seines Anteils am Lohnfonds 
haßt. Deshalb richtet sich die Abwehr zimächst gegen diesen 
in erster Linie. So forderte im Jahre 1913 das Programm der 
südafrikanischen Arbeiterpartei (Round Table, Nt. 10 ex 1913, 

P-377f.): 
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1. Gesonderte Volksvertretung der Schwarzen in beson- 
deren Beiräten und jedenfalls keine Ausdehnung des 
poUtischen Wahhrechts für die Schwarzen. 

2. Verbot des Squattems der Schwarzen (Herumziehen 
mit großen Viehherden) und Verbot der Grundpacht 
(Kolonat s. oben) durch Schwarze und ihres Grund- 
eigentums in Gebieten, die von Weißen besiedelt sind; 
Schaffung von sog. »Reserven« für die Schwarzen, d. i. 
von Gebieten, innerhalb deren die Schwarzen kaserniert 
werden könnten. 

3. Verbot der Ehen und der unehelichen Verbindungen von 
Schwarzen und Weißen. 

4. Besondere Ausbildung, insbesondere Schulung im Acker- 
bau für die Schwarzen innerhalb ihres Kasemengebiets. 

5. Einrichtung von BaumwoU- und Zuckerindustrien für 
die Schwarzen innerhalb der Kasemengebiete, wobei die 
Finanzierung dieser Industrien aus einem besonderen 
Fonds zu erzielen sei, den die Schwarzen durch Steuern 
aufzufüllen hätten. Dadurch soll auch die Möglichkeit 
geschaffen werden, die Schwarzen aus den Siedelungen 
der Weißen hinweg in das Gebiet dieser kasemieilen 
Industrien zu schaffen. 

Sieht man in dem einheimischen Farbigen den Feind, den 
man auf alle Weise zu bekämpfen hat, so ist man gegenüber 
dem zugewanderten Farbigen, wie auch dem heimischen Misch- 
ling weniger streng. Man hat ja durch das »luden ture- System«, 
d. i. durch die imter Aufsicht des Gouverneurs stehende Kaser- 
nierung (s. oben S. 27) das Mittel, um die Unterbietung auf 
dem Arbeitsmarkte zu verhindern. Sodann legt man das Haupt- 
gewicht darauf, daß diese Farbigen, die man nicht gern den 
schwarzen Arbeitern zutreiben möchte, in die Arbeiterpartei als 
Mitglieder aufgenommen werden können, wenn sie sich an die 
für weiße Arbeit in Anspruch genommenen undgewerkschaftUch 
festgelegten Arbeits- und' Lohnbedingungen halten wollen. 

§ 2. Der Polis-Urspnmsf beider Weltreiche* 

Literatur: Mommsen, Römische Geschichte I — ^III; Beloch, Der ita- 
lische Bund, x88o, S. 43ff.; M.Weber» Agrargeschichte in HWB. I; 
Rostowzew im Philologus 9. Sppl.-Bd., S. 33z ff.; Bloch, La R6pu- 
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blique Romaine, 1913, 1. II, eh. II; Guiraud. ^Ttudes 6conoiniques sur 
Tantiquit^, 1905*, p. 241 ff.; Grevs a. a. O. p. 580—613; Mitteis, R5m. 
Privatrecht I, S. 347 ff.; Hirschfeld, Die kaiserlichen Verwaltungs- 
beamten bis auf Diokletian, 1905* S. 18 ff., 40 ff.; Gummer us in Pauly- 
W.RE. IX, 2, S. 1454 ff.; Cunningham, Growth of English Industry 
and Commerce II (1912); Hatschek, £. VG. (1913), S. 190 ff., 356 ff.; 
Rogers, England's Industrialand Commerdal Supremacy, 1892. p. 113 ff.; 
Hertz, Old Colonial System (Manchester Univ. Hist. Ser. 3), eh. III; 
Beer in Columbia College Studies III; Derselbe, Old Colonial System I 
(1912); Derselbe, British Colonial Policy 1754 — 1765 (1907) p. 132 
bis 160; Josiah Child, A New Discourse of Trade 3. ed. 1693; Adam 
Smith, Wealtho.N.bkVc. i; dazu Nächtrag von M'Cul loch, Note XIX; 
im übrigen die im folgenden bei Indien (§ 8 dieses Buchs) angef. Literatur; 
schließlich: Canton de Wiart, Les grandes compagnics coloniales An- 
glaises au XIX. siöcle, 1899. 

Das verfassungsrechtliche Gewand der Küstenkultur ist 
die Polis im antiken Sinne. Darunter verstehen wir eine 
Küstenstadt, welche, wenn sie expansiv wird oder werden 
muß, die von ihr erworbenen, meist überseeischen Gebiete, 
aber auch die sie zu Lande umliegenden Flächen nicht mit 
Rechten auf Vertretung ihrer eigenen Interessen ausstattet, 
sondern als Untertanenlande ohne eigene Rechte sich an- 
gliedert. So haben es die antiken Poleis der klassischen Zeit, 
Athen und Rom, getan, so schließlich auch England, das sich 
seit dem 14. Jahrhundert in der Dichtung und in seinem poli- 
tischen Schrifttum als Polis selbst auffaßte. Aber noch in 
einem anderen Punkte . triff t die Parallele zu. Die antike 
Polis beginnt mit einem Burgenkönigtum, das im Laufe der 
Entwicklung von einem Stadtadel beiseite geschoben wird. 
Der zunäciist handeltreibende Stadtadel muß, wenn er ex- 
pansiv wird, zu seiner Kriegführung die die Stadt umwohnen- 
den Bauern zur Mitherrschaft heranziehen, namentlich von 
dem Augenblick an, wo an SteUe des Reiterheeres die Kriegs- 
technik ein Hoplitenheer in geschlossener Phalanx erfordert. 
Aus der Adelspolis wird so die HopUtenpolis (Weber a. a. O.). 
Beider Interessen, nun in der Polis vereinigt, drängen nach 
immer größerer Expansion und begründen die kriegerische 
Natur der antiken Polis. Trifft dies auch für England zu, 
wenn man es als Polis sich vorstellt ? Allerdings hat sich hier 
ein besonderer Land feudalismus her ausgebUdet, wie im ger- 
manischen Mittelalter überall, und kein Stadtfeudalismus wie 
in der antiken Polis. Aber schon seit dem Ausgange des 
13. Jahrhunderts hat er hier sein Sonderrecht verloren, vnA 
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die Unterschiede zwischen Adel und Bürgertum waren im 
Parlament durch die eigentümliche Erscheinimg der landed 
gentry ebenso weggewischt, wie im Heerwesen, wo das Feudal- 
heer ebenfalls seit dem 14. Jahrhundert in ein allgemeines 
HopUtenheer umgewandelt war. Deshalb sind Grundbesitzer- 
imd Kaufmannsinteresse in Hinsicht auf die Expansion der 
Polis, England genannt, jedenfalls seit der zweiten Hälfte des 
14. Jahrhunderts eines Sinnes. Die Polis erlangt auch hier 
die ihr eigentümUche kriegerische Stoßkraft. 

Die antike Polis verwendet, um sich über See auszubreiten, 
ebenso wie England Handelsgesellschaften und Sozietäten, da 
sie kein großes Beamtenpersonal zur Verwaltung der Übersee- 
gebiete stellen kann. Aber der sich hieraus ergebende Miß- 
stand besteht nicht bloß darin, daß die unterworfenen Gebiete 
von der Polis aus »kaufmännisch«, d. h. rücksichtslos aus- 
gebeutet werden. Es gesellt sich hierzu noch die Tatsache, 
daß in der antiken Polis, wie in Altengland, jene Korruption 
im. Staate hervorkommt, in welche der römische Senat seit 
dem 2. vorchristlichen Jahrhundert, das englische Parlament 
seit der 2. Hälfte des 17. Jahrhimderts verwickelt ist. Doch 
nun der Unterschied in der Entwicklung: die römische Polis 
flüchtet sich aus der Korruption in die Arme des Cäsar und 
seiner Beamten. Der englische Staat hingegen braucht, um 
hoch zu kommen, nicht den Cäsarismus imd für die Provinzen 
nicht die allmächtige und aUwissende Bureaukratie, son- 
dern führt in seinen großen Siedelungskolonien Selbstver- 
waltung durch. Dies ist einer der wichtigsten Unterschiede 
zwischen beiden Weltreichen. Sein Grund wird uns im fol- 
genden (§ 3 und 4) näher beschäftigen. Vorerst soll die Polis- 
natur der beiden Weltreiche zur Darstellung gelangen. 

Der Wendepunkt, von dem an Rom aus einer Adels- 
republik in eine Hopliten- imd Bauemrepublik verwandelt 
wird, ist der Anfang des 4. Jahrhunderts, als das Vordringen 
der Bergvölker der Volsker und Samniten der Hoplitenphalanx 
eine entscheidende Bedeutimg im Kampfe gab imd die Mit- 
beteiligung der Plebs, der Bauern, an der Staatsherrschaft 
zur Notwendigkeit machte. Der politische Wendepunkt sind 
infolgedessen die lidniscb-sextischen Gesetze (376 — ^367 vor 
Christus). Von da an werden der Plebs immer mehr Rechte 
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zuteil« bis die hortensischen Gesetze Von 286 v. Chr. die Tribut- 
komitien von der gesetzgeberischen Voiinundschaft (patrum 
auctoritas) befreien und die Reform der Zenturiatkomitien 
(241 — 218 V. Chr.) die Vorrechte \md das Stinungewicht der 
Reiterzenturien abschwächt und das Stimmgewicht der Fuß- 
gänger im demokratischen Sinne hebt. 

Dieser Aufstieg der Bauemdemokratie im Innern war von 
einer binnenländischen Expansion begleitet. Mit Hilfe des 
seit 338 V. Chr. zur Hegemonie Roms umgewandelten latini- 
schen Bimdes war das römische Gebiet in Itahen bis etwa 
nach dem Krie^ge gegen Hannibal von 18 Quadratmeilen 
(= 98275 ha) auf 675 Quadratmeilen (= 3700000 ha) ange- 
wachsen und zimi Teil mit römischen Kolonien besetzt. Da- 
neben gab es noch latinische. Diese kriegerische Entwicklung 
der Republik war zimächst nur im Interesse des bäuerlichen 
Nachwuchses geführt, dei in dem eroberten itaUschen Gebiete 
angesiedelt werden sollte. Seit der Besiegung Hannibals 
(Zama 202) richteten sich Roms Augen auch auf die über- 
seeische Expansion (Polybius I, 6). Noch Sizilien (238 — ^231), 
Sardinien, Korsika, Spanien (206 bzw. 197) waren nur der 
Sicherheit wegen angeschlossen. Seit der Schlacht bei Pydna 
(150) beginnt die große Zeit der Expansionen. Mazedonien 
wird 146 römische Provinz, imgefähr gleichzeitig wird Illy- 
ricum (167) annektiert. Es folgen, üi größeren oder kleineren 
Zwischenräumen, Griechenland, Kreta, Kleinasien, Kyrenaike, 
karthagisches Afrika, Numidien, GalUen, Ägypten, so daß 
bis ungefähr 30 v. Chr. das Mittelmeer ein römischer Binnen- 
see geworden. Dazu hatte die Unterwerfimg des diesseitigen 
GaUien und der Bundesgenossenkrieg (90/89) das ganze Gebiet 
Italiens unter Roms Herrschaft gebracht, so daß diese um das 
4 — 5 fache ihres früheren Umfangs (von 3,7 auf 16 Mill. ha) 
gewachsen war. 

Die Ursache dieser mächtigen Expansion auf kriegerischer 
Grundlage war rein ökonomisch und direkt in der Polisnatur 
begründet. Die Interessen aUer Wirtschaftsparteien, die in 
der Polis zusanunengefaßt waren, fanden dabei ihre Rech- 
nung. Dem landhungrigen Proletariat wurde jedesmal auf sein 
Verlangen nach Zuteilung von ager publicus von den führen- 

Hatschek, BdtiMhMuiulxOailsdMt Weltreich. 3 
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den Klassen mit der Aufforderung geantwortet, Land neu 
zu erobern oder sich in eine Kolonie deduzieren zu lassen, 
wozu freilich das Volk nicht immer und später gar keine Nei- 
gung hatte. Die Nobilität hatte den Drang, als Ritter-PubU- 
kanen die neueroberten Provinzen durch Pacht- und Anleihe- 
geschäfte auszubeuten und wußte durch Einbeziehung des 
Amtsadels in die rentable Ausbeutung der Provinzen dessen 
anfängliches Widerstreben einzuschläfern. Der Amtsadel kam 
nämhch bei der Eroberung und Verwaltimg der Provinzen in 
führende und dabei jedenfalls reiche Geldquellen darstellende 
Amter, nur durfte er den gierigen Publikanen nicht zu sehr 
auf die Finger sehen. Leben und Lebenlassen war die Parole 
aUer dieser Wirtschaftsgruppen, die am Mark der eroberten 
Provinzen zehrten. Diese Exploitierung der Provinzen war 
auch die einzige Möglichkeit, das nur konsumierende imd nicht 
produzierende Italien in seinem wirtschaf tUchen Gleichgewicht 
zu erhalten. Die Ausbeutung der Provinzen brachte Geld in 
die Hauptstadt, Reichtümer, die wieder Anläge in Land, 
Bergwerken oder Handel forderten, die Latifundien immer 
mehr anwachsen ließen, damit auch den Drang nach Expansion 
bei den besitzenden Klassen. Den Zustrom des Goldes durch 
Ausbeutimg der Provinzen in dieser Zeit kann man daraus 
entnehmen, daß bloß dem Staate (nach den Schätzungen 
von Guiraud) aus der Unterwerfung Mazedoniens 216 Mill. 
Franken zufielen. Sulla und Pompejus brachten je 113 Mill. 
aus Asien, Cäsar verkaufte für 34 Mill. die Freundschaft des 
römischen Volkes dem Könige von Ägj^ten. Dazu die aus 
Tributen, Landzins (vectigalia) und Wucherzinsen den Römern 
zufUeßenden Gelder. Kein Geringerer als der ehrenwerte Brutus 
hat die Geldnot der Stadt Salamis auf Cypem mit 48% Zinsen 
genützt. Rom schwamm in den Zeiten der verfallenden Repu- 
blik in Geld, d.h. nur die besitzenden Klassen, denn unter 
dem Volke herrschte Elend und Übervölkerung. Die Macht 
des Geldes und die Publikanenwirtschaft schildert sehr ein- 
drucksvoll Polybius (VI, 17): 

»Ebenso ist wieder das Volk vom Senat abhängig und 
muß sowohl in Staatsangelegenheiten als aus Privatrücksichten 
sich nach ihm richten. Denn da viele Arbeiten sind, welche 
von den Zensoren in ganz Italien behufs der Wiederherstellung 
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oder des Neubaues öffentlicher Gebäude verdungen werden, 
sa viele, daß man sie nicht leicht aufzählen kann, auQerdem 
aber viele Flüsse, Häfen, Bergwerke, Ländereien, überhaupt 
alles was unter die Herrschaft der Römer gekommen ist, so 
werden alle diese vorerwähnten Dinge von dem Volke über- 
nommen, imd es sind beinahe alle Bürger, möchte man 
sagen, bei den Pachtungen und bei dem Betriebe derselben 
beteiligt. Die einen nänüich erstehen selbst von den Zensoren 
die ausgebotenen Unternehmungen imd Pachtungen, die an- 
deren vereinigen sich mit diesen, noch andere leisten für den 
Unternehmer Bürgschaft, wieder andere zahlen für diese in 
die Staatskasse. Über alle diese vorerwähnten Dinge hat mm 
der Senat die Entscheidung. Er kann nämlich Frist zur Zah- 
lung geben, wenn ein Unglück eintritt, eine Erleichterung ge- 
währen, imd wenn eine Unmöglichkeit vorhanden ist, sie 
von ihrer Verpfüchtung ganz entbinden. Und es gibt viele 
Gelegenheiten, bei welchen der Senat denen, die vom Staate 
Pachtungen üb^nommen haben, großen Schaden und ander- 
seits große Vorteile verschaffen kann. Denn in den vor- 
erwähnten Fällen ist er es, an den man sich zu wenden hat. 
Was aber die Hauptsache ist, es werden aus ihm die Richter 
über die meisten Verträge zwischen Staat und Privatpersonen 
bestellt, bei allen Klagen, die eine größere Bedeutung haben 

« Und dieser Senat, in dessen Hände die Aufsicht 

über die Staatspacht und die Publikanen gelegt, war mit den 
hier in Frage kommenden Wirtschaftsinteressen auf Gedeih 
und Verderb verbunden. Denn es gab eine der Polis eigen- 
tümliche Institution, die Staatspacht durch die Gesellschaft 
der Publikanen, welche, wie Polybius sagt, beinahe alle Bürger 
der RepubUk wirtschaftUch zusanunenhielt und, mochten sie 
imter sich noch so sehr politisch gespalten sein, ihnen eine 
Geschlossenheit nach außen hin; besonders bei der Ausbeutung 
der Provinzen gab. 

Weil der antiken Polis, insbesondere Rom imd Athen, 
nur alljährUch gewählte Volksbeamte (Magistraturen), nicht 
ständige Beamten zu Gebote standen, so mußte sie die Er- 
hebung von Abgaben, aber auch die Sorge für Aufrichtung 
und Instandhaltung der öffentlichen Gebäude u. a. m. an 
Privatunternehmer vergeben, die sich zu Pachtgesellschafteri 

3* 
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zusammentaten. Das typische Bild derselben war zunächst 
in Rom dasselbe wie in Athen: der Staat verhandelt nur mit 
einem manceps (in Athen archones) und schUeßt mit ihm 
das Pachtgeschäft ab, verlangt von ihm die Gestellung von 
Bürgen (praedes), überläßt es im übrigen dem manceps, das 
Innenverhältnis zu den Bürgen zu regeln, d. h. die Gewinn- 
anteile der praedes zu bestimmen bzw. sie zu Sozien des 
Unternehmens zu mächen. Die nicht sonderhch große ifCon- 
trolle des Staates wird durch den Zensor besorgt, der die 
näheren Bedingungen in einer lex censoria (in Athen : nomos 
telonikos) aufstellt, wonach sich der Unternehmer bei Aus- 
nützung der Pacht zu richten hat. In der Zeit des ausgehenden 
3. Jahrhunderts sind die Unternehmer noch nicht genügend 
kapitalskräftig, um sich der Erhebung der direkten Steuern 
einer Provinz zuzuwenden. Sie müssen sich mit der Pachtimg 
von Grenzzonen (portoria) oder mit dem Weidezins (scriptura) 
begnügen. Die Konkurrenz der eingeborenen Provinzialen 
kann sie, wie in Sizilien, bei der Pachtung der direkten Steuern 
noch ausschalten. Das ändert sich etwa in der Zeit der grac- 
chischen Bewegung. Die Staatspächter sind inzwischen durch 
die Ausbreitimg ihres Gewerbes auf die hellenistischen Länder, 
die unter Roms Botmäßigkeit gelangt waren, reicher geworden, 
so daß Livius ausrufen kann, die Staatsherrschaft sei ohne 
Publikanen ebenso unmöglich, als wie mit ihnen jedes öffent- 
hche Recht und die Freiheit der Bundesgenossen leerer Wahn 
sei (45, 8, 3): »nam neque sine publicano exerceri posse et 
ubi publicanus esset ibi aut jus publicum vanum aut liber- 
tatem socüs nuUam esse. « Ihre Stärke bestand nun wirtschaft- 
lich nicht bloß in der gelegentlichen Ausschaltimg der Kon- 
kurrenz einheimischer Provinzialen bei der Bewerbung um 
die Staatspacht der direkten Provinzialsteuem (wie z. B. unter 
den Gracchen für Asien), sondern selbst dort, wo sie den 
Städten der Provinz die Einsammlung der Steuern gegen Ent- 
gelt überließen (pactio oder syngraphe), veranlaßten sie gerade 
dadurch eine solche Ebbe in den Stadtfinanzen, daß die Städte 
genötigt waren, zu hohem Zinsfuße bei den Publikanen An- 
leihen aufzunehmen, weil die eigentlichen Stadteinkünfte zur 
Erfüllung der pactiones gewöhnlich bereits verkauft waren 
(Cicero, ep. III 8, 5). Große, nach Millionen zählende Summen, 
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waren nun, da man die Einkünfte ganzer Provinzen zu pachten, 
Gelegenheit hatte, von den Publikanen benötigt. Ihr Stand 
wurde jetzt geradezu ein geschlossener (ordo). Zur Durch-, 
führung der ins Riesenhafte gesteigerten Unternehmungen 
waren nicht nur große Pachtsummen, sondern Bureaus, 
Beamten- und Sklavenpersonal, Agenten in Rom und in der 
Provinz, Magazine u. dgl. nötig. Die societas mußte deswegen 
eine dauernde sein, sie mußte ein corpus werden, d. i. das 
Recht erhalten, sich für die einzelnen Unternehmungen zu 
Korporationen zusammenzutun. So erhielten die Publi- 
kanen ein Doppelantlitz: sie waren societas, vertreten durch 
den mahceps und collegixun, Korporation, deren Organe eigene 
Magistri waren. 

An diese beginnende Organisation knüpfte nun die Kaiser- 
zeit an, um allmählich die ausbeuterische Tätigkeit der Publi- 
kanen einzuschränken, unter eingehende Staatskontrolle zu 
stellen und schUeßlich ganz durch die Staatsregie zu ver- 
drängen. 

Zunächst bUeben die societates pubhcanorum bis zum 
2. Jahrhundert n. Chr. bestehen. Aber in der Erhebung der 
dirdcten Steuern wurden sie im Osten durch städtische und 
provinziale leiturgische Amter (Dekaprotie und Koinon der 
Provinz), im Westen durch die gewöhnlichen Munizipalmagi- 
strate selbst bewacht, von kaiserlichen Beamten (Prokura- 
toren und Exaktoren, Steuereintreiber), ausgeschaltet. Für 
die Erhebung der indirekten Steuern, insbesondere der pro- 
vinziellen vectigalia und der Grenzzölle, ließ man sie bestehen, 
schnitt aber den Lebensnerv ihrer Spekulation durch Fixie- 
rung ihrer Höchstgewinne (sog. epigenema) ab, unterband aber 
auch ihre Wucher- und Anleihegeschäfte, indem man ihnen 
an ihrem provinzialen Tätigkeitsorte den kaiserUchen Finanz- 
prokiurator als Kontrollorgan aufsetzte, der, nur vom Kaiser 
abhängig, mit der hauptstädtischen und provinziellen, dem 
Senatorenstande entnonunenen Magistratur nichts zu tun 
hatte. 

Dadurch wurde das unmögUch gemacht, was in der 
Republik möglich gewesen, daß nämlich der Provinzialstatt- 
halter mit den die Provinz aussaugenden Pubhkanen imter 
einer Decke spielte und der zm: Kontrolle der Publikanen 
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gegen Bedrückung der Provinzialen aufgestellt war, sich 
mit den Publikanen in die Beute teilte, wie dies Verres 
getan hatte. Die kaiserUchen Finanzprokuratoren waren 
aber eine echte Zwischeninstanz zwischen der . Provinz- 
bevölkerung und der Provinzialmagistratiu: und verhinder- 
ten jedes Einverständnis zwischen Publikanen und dem 
Statthalter der Provinz oder andern Provinzialmagistraten. 
Durch ihre Pachtvorschriften (leges) waren sie auch häufig 
in der Lage, sich auf selten des AbgabepfUchtigen zu stellen 
und zu dessen Beschützern gegen Ausbeutung durch den 
Pächter sich aufzuwerfen. 

Die Kaiser der ersten zwei Jahrhunderte n. Chr. gingen 
aber noch um einen Schritt weiter: sie begannen die PubU- 
kanengesellschaft zu verstaatUchen, indem sie den Pächter 
zu einem Halbbeamten (conductor) machten. Zunächst auf 
den kaiserUchen Domänen entstanden, hat das Konduktorat 
sich allmähhch auch auf die eigentlich staatliche Finanz- 
verwaltung ausgedehnt. Dem Konduktor gehört privatrecht- 
lich das Inventar, die zur Zollerhebimg nötigen Sklaven und 
Gebäude. Er besorgt die Erhebung der Gefälle gegea einen 
Gewinnanteil, die Prokuratoren des Kaisers sind nicht seine 
Vorgesetzten, sondern mehr seine Kollegen. Die eigentliche 
Kontrolle über ihn sitzt in Rom: der Kaiser. Diese halb- 
amtliche Form des Pächtertiuns verdrängte als sog. General- 
konduktorat vollends die Publikanengesellschaft. Der Grund 
hierfür lag nicht aUein in der kaiserUchen Fürsorge, sondern 
auch, und vielleicht vorwiegend in der Tatsache, daß infolge 
der UnrentabiUtät der Gesellschaftspacht, der die wichtigsten 
Gewinne entweder eingeschränkt oder infolge der wirtschaft- 
Uchen Lage des Reiches vollends verstopft waren, sich tat- 
sächUch keine Gesellschaften mehr freiwilUg bilden wollten. 
AllmähUch zog die Staatsregie auf allen Gebieten der Finanz- 
verwaltung ein: zunächst auf den kaiserlichen Domänen, 
dann auf dem mit ihnen verbundenen ager pubUcus, in der 
VectigaUen- und Zollverwaltung, den kaiserUchen Bergwerken 
u. a. m. Die privatrechtUchen Formen (Konduktorat) nahmen 
alsbald alle öffentUche Verwaltung in Beschlag. Denn der 
Staat war inzwischen zum großen Oikos des allmächtigen 
Kaisers geworden. Wie kam dies? 
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Die Entstehung der kaiserlichen Oikenwirtschaft und 
ihre Wirkungen auf den Staat sind von ausschlaggebender 
Bedeutung. 

Emporgetragen durch den Wimsch der niedem Volks- 
klassen nach Befreiung von dem Joch der Senatoren imd 
Ritter, die durch Freihandel- und Geldmrtschaft die wirt- 
schaftliche Versklavimg der breiten Volksschichten zuw^e 
gebracht hatten, suchte das Prinzipat seine Daseinsberech- 
tigung und Notwendigkeit dadurch zu erweisen, daB es bei 
aller Aufrechterhaltimg des Freihandelsprinzips sich zunächst 
auf die Seite des wirtschaftUch Schwachen stellte. Die wirt- 
schaftliche Unterlage der kapitalistisch^republikanischen Kreise 
suchte es zunächst durch Güterkonfiskationen und staatliche 
Regieverwaltung zu brechen. Den Oikos der großen Magnaten 
des Senatoren- imd Ritterstandes galt es zu bekämpfen, und 
deshalb mußte ein Gegenoikos von Staats wegen geschaffen 
werden, denn zu einem Merkantilismus im Sinne der euro- 
päischen Fürstengewalt des 17. und 18. Jahrhunderts vorzu- 
dringen, dazu fehlte es an dem Geiste des Frühkapitalismus, 
der dem Merkantilsystem die Grundlage abgab, dazu herrschte 
noch zu viel Oikenwirtschaft, wie wir dies beispielsweise aus 
dem »Gastmahl des Trimalchio« erfahren. Es bheb nichts 
übrig, als der Versuch, den Privatoikos durch einen Staats- 
oikos zu sprengen und alle Oiken in dem als Domäne des 
Kaisers zusammengefaßten Reich zur Zusammenarbeit für 
das Ganze zu zwingen. Die äußere Rechtsform bot hierzu 
das Privatrecht: Verquickung der Steuergefälle mit privat- 
rechtlichen Pachtabgaben, Verbindimg der kaiserhchen mit 
den Staatsdomänen, Ersatz staatlicher, durch den Senatoren- 
stand repräsentierter Ämter durch kaiserhche, an den kaiser- 
lichen Domänen emporgerankte Prokuratoren. 

Das Hauptmittel, diesen Staatsoikos zu errichten, war 
der grundlegende Unterschied zwischen aerarium populi 
Romani, Senatsprovinzen einerseits, imd fiscus des Kaisers, 
Patrimonium Caesaris (Krongut) und kaiserlichen Pro- 
vinzen anderseits. Immer mehr wurde das aerarium mit 
den zugehörigen Einkünften des Staates eingeschnürt zu- 
gunsten des fiscus, den der Kaiser ausschließlich verwaltete 
und von dem er den Senatseinfluß fernhielt, ebenso wie von 
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den kaiserlichen Provinzen. Neben dem fiscus entwickelte 
sich namentlich durch Schenkungen und Konfiskationen das 
kaiserliche Krongut, wie geschaffen, um die ersten Grund- 
lagen des künftigen Staatsoikos zum Kampfe gegen den 
Privatkapitalismus der privaten Oiken zu bUden. Wir haben 
auch oben gesehen, wie auf den kaiserlichen Domänen der 
Schutz des Landbauers gegen die Bedrückung durch den 
Pächter zuerst anging, ein Erbteil des hellenistischen, ins- 
besondere ägyptischen Königtums. Durch Grenzverschiebung 
zwischen Staats- imd Krongut, zwischen Fiskus imd aerarium, 
durch Umwandlung auch der Sentatsprovinzen in kaiserliche 
wurde das Betätigungsfeld des Staatsoikos immer größer, 
bis es nach der im 3. Jahrhundert unter Diokletian (vielleicht 
schon ein Jahrhimdert früher unter Septimius Sevenis, siehe 
Mitteis) einsetzenden Verschmelzung aller vorhingenannten 
kaiserUchen und staatlichen Gütermassen in eine kaiserUche 
Verwaltung seinen Höhepunkt erreichte. Aber der kaiser- 
liche Versuch, die privategoistische Oikenwirtschaft durch 
eine Staatsoikenwirtschaft zu beseitigen, um auf diese Weise 
durch Einigung aller wirtschaftlichen Triebkräfte zu einer 
allgemeinen Volkswirtschaft vorzudringen, mißlang imd 
mußte mißlingen, weil durch die Ungunst der Verhältnisse 
die Geldwirtschaft im römischen Reich versagte: die Gold- 
decke war für das Riesenreich zu knapp geworden (Mitteis, 
Aus griech. Papyrusurkunden, 1900, S. 27 f.). Die seit Dio- 
kletian einsetzende Naturalwirtschaft vermochte es nicht, 
aus dem Staatsoikos des Kaisers eine selbstgenügsame 
Wirtschaft zu machen. Sie erhielt selbst den Staatsoikos in 
dauernder Abhängigkeit von den ihn rings umgebenden 
Privat- und Stadtoiken, auf deren Naturalliefenmgen für die 
Armee und die hauptstädtische Annona (Getreideversorgung) 
er immer angewiesen blieb. Da das Kaisertum den Senatoren- 
und Ritterstand schon gleich von Anfang an nicht politisch 
totmachen konnte und wollte, da sie seiner auch auf poli- 
tischem Gebiete bedurfte im Kampfe gegen die Volksmassen, 
so führte es auch auf wirtschaftlichem Gebiete ein Kompromiß 
ein. Es ließ namentlich seit dem Ausgang des 2. Jahrhunderts 
sein Herz für den Kleinbauer weniger laut schlagen und 
gestattete dem Privatoikos des Großgrundbesitzers freie Ent- 
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faltung, um diesen Oikos für die Steuererhebung und die 
Polizei kräftig zu erhalten. Ja, es mußte sogar — sicherlich 
auch gegen seinen Willen -^^ je mehr die Landflucht unter 
der niedem Bevölkerung infolge der allzu großen Steuerlasten 
und Leiturgien zimahm, den privaten Großoikos durch das 
verzweifelte Mittel des Kolonats und der bäuerlichen SchoUen- 
pfUchtigkeit stärken. Der Lohn bUeb nicht aus : die bäuerliche 
und städtische Bevölkerung, von dem Kaisertum preisge- 
geben, mm zwei Bedrückern ausgesetzt, den kaiserhchen 
Beamten und den Großgrundbesitzern, verläßt die kaiserliche 
Untertänigkeit und unterwirft sich lieber dem patrocinium 
der Großen. Das mittelalterUche Seniorat ist geboren. Dieses 
Seniorat bildet nun keine Stütze mehr des verfallenden 
Reiches, mochten die Kaiser noch so sehr von Arbeit für das 
allgemeine Wohl sprechen. Die Ratten verlassen das sinkende 
Schiff, und das Mittelalter hebt mit dem siegreichen Vor- 
dringen der Barbaren, der Germanen und Slawen an. Das 
Problem, die allmähUch zur Binnenkultur gewordene ur- 
sprüngliche Küstenkultur durch den kaiserlichen Staatsoikos 
zu meistern, war vollends gescheitert. Wie tat es England 
bei gleichem Ausgangspunkt? 

II. In England stellte das ganze Reich, der Inselstaat, 
am Ausgang des Mittelalters ein der antiken Polis ähnliches 
Gebilde dar. Und dies nicht allein in der poUtischen Theorie, 
sondern, was für die Erkenntnis des Volksbewußtseins un- 
gleich wichtiger ist, im politischen Sang. Das Libell of English 
Policye (um 1436 verfaßt), dieses mittelalterliche »Rule 
Britannia«, sagt es klipp und klar: 

»Denn England ist vergleichbar einer Stadt, 
Die rings umher die See als Mauer hat. 
Schützt drum die See, den Wall um unser Land« 
Und England ist geschützt von Gottes Hand, 
Daß es vor Allem, was von auBen droht. 
Gesichert ist und sonder Fahr und Not . . , « 

Dieser Natur als Inselstadt soll sich auch das ganze Seerecht 
der Engländer anpassen, so empfiehlt es der Verfasser des 
»Libell« (s. meine Staatsauffassimg der Engländer, 1917, 

S. 13). 

In der Tat hatte England am Schlüsse des Mittelalters 
als Ganzes den Charakter der antiken Polis. Die mittelalter- 
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liehe Differenzierung, die zwischen Stadt und Landfeudalis- 
mus namentUch noch auf dem Kontinent vorherrschte und 
auch in England einst geblüht hatte, war schon nach innen, 
vollends aber nach außen, am Ausgange des Mittelalters 
beseitigt. Das die antike Polis ebenso wie die mittelalterlichen 
Städte Italiens charakterisierende »Incasamento«, d. h. die 
Einbeziehung des Adels in die Stadt imd Stadtherrschaft, 
war nach außen vollends geglückt : der englische Landmagnat 
war auch Handelsherr imd Seefahrer. Der Gegensatz zwischen 
Stadt und Land war auch .in der Innenpolitik durch das 
Haus der Gemeinen tmd seine dort vertretenen Ritter und 
Städte zur Einheit zusammengewachsen: die gentry, dieses 
Bindeglied zwischen großem Landbesitzer und handeltreiben- 
dem Städter, war schon seit dem 14. Jahrhtmdert ein wirk- 
samer Faktor der InnenpoUtik. Zu dieser Auflösung der 
Feudalgesellschaft hatten die mannigfachsten Momente bei- 
getragen. 

Niemals war der Feudalismus in England zu jener Voll- 
kommenheit gelangt, wie in Frankreich oder in Deutschland. 
Neben tmd über dem lehensrechtlichen Nexus, der Lehens^ 
herm und VasaUen zusammenband, war von allem Anfang 
der Normannenherrschaft, schon seit dem Tage von Salisbury 
(1086) die direkte Beziehtmg zwischen König tmd Untertan 
Rechtsnorm. Neben dem Feudalheer war niemals die alte 
Volksmiliz, die seit der angelsächsischen Herrschaft bestand, 
imtergegangen. Unter Heinrich IL war sie (1181) reorgani- 
siert, um seit 1285 auf unverwüstliche Gnmdlagen (Statute 
of Winchester) gestellt zu werden. Die Steuergewalt war in 
England niemals feudalisiert, denn der Köm'g konnte immer 
über den Kopf seiner immittelbaren Vasallen hinweg seine 
Untertanen zur Steuer heranziehen. Die Rechtspflege war 
seit den Reformen Heinrichs IL und namentUch Edwards I. 
entfeudalisiert, ja sie diente geradezu als Mittel, um den 
Feudalismus aus der Gerichtsorganisation zu beseitigen. 
Daher kam es in England niemals zu einem Lehensrecht 
neben dem Landrecht. Dazu kamen die großen tmd aus- 
gedehnten Seeinteressen, die schon seit Edward III., nament- 
lich aber im 15. Jahrhtmdert, als man nach den Erfahnmgen 
des 100 jährigen Kampfes mit Frankreich nicht mehr daran- 
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dachte, eine große Landmacht zu werden, eine besondere 
Pflege erfuhren. Jener »Libell of Enghsh PoUcye« ist gerade 
der Ausdruck dieser Stinunung. Handelsinteressen und 
namentlich der mit der neuen Zeit anhebende Kapitalismus 
schaffen neue Berufsgruppen, insbesondere den Gegensatz 
zwischen Arbeitgeber und Arbeiter, zwischen Arm und Reich, 
der die alten mittelalterlichen Ständ^gruppen aUmählich 
ganz fiberdeckt. 

Seit dem Beginn des i6. Jahrhunderts entstehen in Eng- 
land die großen Kapitalien. Dazu trug einerseits die Er- 
zielung großer Gnmdrenten in der Landwirtschaft bei, nament- 
lich wurde durch die bekannte Weidewirtschaft der großen 
Latifimdien,^ die am Wollexport interessiert waren, der Lati- 
fundienherr an der wirtschaftlichen Expansion der Polis 
ebenso interessiert wie der antike Grundherr. Aber zur Bil- 
dung großer KapitaUen wirkten noch andere Umstände mit, 
die andere Beru&gruppen auf den Plan riefen, so die von 
Elisabeth und ihrem großen Kanzler Burleigh besonders 
geförderte Wollindustrie, vor allem aber der durch die Ent- 
deckung der Neuen Welt und der großen spanischen Silber- 
minen gesteigerte Edelmetallimport, der die Aufhebung des 
mittelalterlichen Zinsverbots und die Ausbildung des eng- 
lischen Bankiertmns herbeiführte. Alle diese Klassen, zu- 
sammengefaßt durch das einer Polis gleichende Insekeich, 
bewirkten, daß diese in ähnlicher Weise expansiv • wurde, 
wie die antike Polis. Wie in dieser wirkten auch dort zwei 
Mittel zusammen: Handelskompanien und Krieg. 

Per Inselstaat oder richtiger die Inselstadt England hatte 
aus dem Mittelalter kein Beamtentum übernommen. Auch 
die merkantilistische PoHtik der Tudors vermochte kein 
solches aus dem Boden zu stampfen. Für die Zwecke der 
überseeischen Expansion hatte man daher, wie in der antiken 
Polis, nur ein Mittel, das bereits im Mittelalter zur Entfaltung 
überseeischer Handelsinteressen verwendet worden war, die 
Handelskompanie. Schon das Mittelalter hatte die beiden 
großen Handelsgesellschaften der »Stapler« und der Merchant 
Adventurers gekannt. Auf die Organisation ähiüicher Organe 
kam die Polis England im Beginn des 17. Jahrhunderts um 
so mehr zurück, als auch für die iimere Verwaltung es als 



44 



I. Teil. Die küsteniftndische Kultur der Polis. 



Regel staatsmännischer Klugheit galt, überall wo man zur 
Kontrolle Staatsbeamten nötig hatte, es lieber mit regu- 
lierten Kompanien von Händlern imd Gewerbetreibenden zu 
versuchen und namentlich auch die Zölle nicht durch Staats- 
beamte einzuheben, sondern zu verpachten, was sich bis in 
die Zeit Cromwells erhielt (Cunningham a. a. O. 184}. Erst 
imter den Stuarts trat die Auffassung zutage, daß Beamte 
zur Regulierung des Innenhandels und zu seiner Kontrolle 
besser seien als Handelsgesellschaften (Cunningham a. a. O. 
S. 298), aber für den Außenhandel blieb das Ansehen der 
letzteren auch damals unbestritten. Nicht weniger für die 
Anlage von Kolonien. Mit Hilfe dieser Handelsgesellschaften 
wurden die Gnmdlagen zur Kolonisation in Nordamerika 
gelegt, die Expansion nach der afrikanischen Westküste vor- 
bereitet, ein so großes Reich, wie Indien, erobert. Mit Hilfe 
dieser Kompanien, die Gesandte und Konsuln ersetzten, 
wurden Handelsbeziehungen nach der Türkei und nach Ruß- 
land hin unterhalten. Sie hatten in den Augen der damaUgen 
Zeit (17. Jahrhimdert) ganz besondere Vorzüge. Zimächst 
ersetzten sie jenes namentlich auf dem Gebiete des Handels 
aufkommende Bedürfnis nach Demokratie, welches in den 
Satz mündet : dem Fähigsten freie Bahn. Schon der berühmte 
Bacon hat die Handelskompanie von dieser Seite betrachtet 
und als dem britischen Volkscharakter besonders angemessen 
gewürdigt (»I did ever think that trading in companies is 
most agreeable to the English nature, which wanteth that 
same gei^eral vein of a Republic which runneth in the Dutch 
and serveth to them instead of a Company«). Ein anderer 
Vorzug bestand darin, daß sie ungeachtet der politischen 
Wechselfälle im Inland nach außen hin geschlossen die Macht- 
interessen Englands vertrat und die »englische Nation in 
überseeischen Gebieten« darstellte. Schließlich war bei der 
schwachen Entwicklimg der englischen Flotte bis in die Zeit 
Cromwells die Handelsgesellschaft allein in der Lage, auf 
ihr Risiko hin Schutz gegen einen mehr oder weniger angriffs- 
lustigen Feind und vor allem gegen die Piraten zu gewähren 
und über See Befestigungen aufzurichten, die dem Mutter- 
lande zwar wichtig schienen, für deren Errichtung es aber 
kein entbehrUches Geld hatte, was Adam Smith zu seinem 
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bekannten vernichtenden Urteil über die Zwecklosigkeit der 
»regulierten Kompanien« (V, i) veranlaßte. Die älteren Handels- 
kompanien waren die sog. regulierten. Jedes von ihren Mit- 
gliedern trieb den Handel über See auf sein Risiko. Aber 
mir ein Mitglied durfte das der Gesellschaft zustehende 
Monopol des überseeischen Handels nach dem bestimmten 
Gebiete ausnützen. Seit der 2. Hälfte des 17. Jahrhimderts 
kamen die Aktiengesellschaften auf. Die Mitgliedschaft war 
nun nicht mehr nach Art der Zünfte schwer zugänghch, son- 
dern stand jedem Anteilsinhaber zu. Der gemeinsame Fonds 
(joint-stock) wurde als Untemehmungskapital verwendet, 
und jedes MitgUed riskierte eben nur seinen Anteil. Diese 
Joint-Stock-Companies waren die mächtigste Förderung der 
britischen Expansion und steigerten die Angriffslust der Polis. 
Selbst als seit der Revolution die Tendenz vorherrschte, die 
überseeischen Untemehmimgen mehr von Staats wegen zu 
heben, blieb doch eine der Joint-Stock-Companies, die 1695 
errichtete Bank von England bestehen, die dadurch, daß sie 
für Kriegszwecke dem Staate Geld lieh, die kräftigste Unter- 
stützung der an sich angriffslustigen Polis (Ctmningham 
a. a. O. 422) wurde. Durch Kriegsschulden die folgenden 
Generationen zu belasten, galt nun nicht mehr als ein zu ver- 
meidendes tJbel, da sie ja den »Vorteil« von der Sache zogen. 
Und die Bank von England war jetzt das Mittel für lang- 
fristigen Staatskredit geworden. 

In das 18. Jahrhundert fällt auch die größte Beute der 
landhungrigen Polis. Am Ausgang des 18. Jahrhimderts war 
die Mehrzahl der heutigen englischen Kolonien gewonnen. 
Wie sehr aber selbst im 19. Jahrhimdert die Angriffslust der 
Polis durch überseeische Handelsgesellschaften angefacht war, 
dafür ist ein sprechendes Beispiel das Wirken von Cecil Rhodes, 
Dr. Jameson imd der Chartered Company of South Africa, 
deren Organe eben die beiden vorgenannten Persönlichkeiten 
waren imd denen es zuzuschreiben ist, daß England in den 
Eroberungskrieg g^en die Buren geführt wurde. Wenn dies 
im Sonnenlicht <}es 19. Jahrhunderts möglich war, so darf 
man sich nicht vomdem, wenn im 18. Jahrhundert das Macht- 
wort einer der Joint-Stock-G>mpanies über Krieg oder Frieden 
der Polis entschied. Ein interessantes Beispiel hierfür bietet 
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die von Rogers angeführte Gründung der South Sea Company 
(1710), die allein sich bereit fand, den Tories, die damals zur 
Herrschaft gelangten, den nötigen Staatskredit zu gewähren, 
während die übrigen Gesellschaften, die mit den Interessen 
der Whigs eng verbunden waren, solchen Kredit, auf dem die 
Kriegführung in Europa damals ruhte (Spanischer Erbfolge- 
krieg!), versagten und dadurch die Tories zwangen, den 
Krieg trotz der Erfolge Marlboroughs zu beenden. 

So ist das britische Weltreich in seiner Entstehung, 
ähnlich wie das römische, auf der kriegerischen Angriffsnatur 
der Polis gegründet und in seiner Ausdehnung hier durch 
Handelsgesellschaften, wie dort durch die societas publica- 
norum, angetrieben worden. 

Und doch zeigt die Entwicklung des Zusammenhalts 
zwischen Mutterland und Kolonien eine Gnmdverschieden- 
heit. Im britischen Weltreich hat die Entwicklimg zu inuner 
größerer Freiheit der Kolonien geführt tmd zu einer stets 
wachsenden Verringenmg des mutterländischen Beamten- 
apparats, ohne den Einfluß des Mutterlandes wesentlich zu 
schwächen, während im römischen Reich der koloniale Be- 
matenkörper Roms tmd der römische Verwaltimgsapparat 
immer mehr wuchs, die Freiheit der Entwicklung in den 
Provinzen immer mehr abnahm, ohne schließUch den Aus- 
einanderfall des Ganzen zu verhindern. Ehe wir auf die Gründe 
dieses Unterschieds näher eingehen, wird es sich empfehlen, 
diese Entwicklung zur immer größeren Freiheit der großen 
Siedelungskolonien Englands ins Auge zu fassen. 

Es gibt wohl kaum ein staatsrechtliches Problem, das so 
geeignet wäre, die Abhängigkeit poUtischer Institutionen von 
wirtschafthchen Theorien zu verdeutlichen, wie das Verhältnis 
des englischen Mutterlandes zu seinen großen Tochterkolonien. 
Dieses gestaltete der Merkantilismus ganz anders, als der ihn 
ablösende Freihandel tmd dieser wieder ganz anders, als der 
auf ihn folgende »fair trade«, d. i. die Fordenmg eines kon- 
ktirrenzanständigen Handels, hinter welcher eigentlich die 
Fordenmg eines auf HochschtitzzoUpoUtik gebauten Impe- 
rialismus sich verbirgt. 

Die erste Absicht, die man in England mit der Koloni- 
sation verknüpfte, wa^, Gold- tmd SUberlager zu gewinnen. 
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Das königliche Patent, das Adrian Gilbert zur Kolonisation 
ermächtigt, nennt als Absicht des Kolonisators, »Gold, Silber, 
Perlen, Juwelen und kostbare Steine« zu entdecken. Die 
Königin Elisabeth verlangt in dem Humphrey Gilbert ge- 
^währten Patent, daß er den fünften Teil von allem im Berg- 
bau gewonnenen Gold und Silber der Königin steuere. Unter 
ihrem Nachfolger wird dieselbe Bestimmung in die Kon- 
zessionsurkunden aufgenommen, welche Handelsgesellschaften 
zur Kolonisation von Virginia tmd Massachusetts-Bay er- 
mächtigen. Aber in dieser Zeit beginnt schon die Auffassung, 
die Kolonien als Absatzgebiet für das Mutterland anzusehen. 
Denn es gilt jetzt als erstrebenswertes Ziel, den Warenexport 
auf alle erdenkhche Weise zu fördern. Das war die Wirt- 
schaftstheorie des Merkantilismus. Der Hauptgrundsatz des- 
selben, wie ihn namentlich Th. Mun in seinem um 1628 ge- 
schriebenen Buche »Englands Treasure by foreign trade« 
formuliert, ging dahin, daß man in das Ausland mehr aus- 
führen müsse, als was man daheim verzehre. Daher die 
Fordenmg, daß bei richtiger Volkswirtschaft der Export den 
Import der Waren übersteigen soll, denn nur dann sei die 
Handelsbilanz aktiv und bewirke das Einströmen von Edel- 
metall und sein Verbleiben im Lande. Mun zeigt auch als 
Beispiel, wie wenig der Besitz von Edelmetallkolonien dem 
Könige von Spanien nütze, da Spanien, selbst improduktiv, 
alles im Auslande kaufen müsse, so daß sein Gold auch nach 
England käme, das es als Entgelt für seine Warenlieferungen 
erhalte. (Ch. VI : The Spanish Treasure cannot be kept from 
other kingdoms by any Prohibition made in Spain. ... It is 
further to be considered, that besides the Disability of the 
Spaniards by their Native Commodities to provide for their 
Necessities, whereby they are forced to supply the want 
with Money.«) In der Folge befestigte sich auch imn^er mehr 
der Grundsatz, daß Kolonien nur dann wertvoll seien, wenn 
sie das ausschließliche Absatzgebiet des Mutterlandes für 
seine Fabrikate und wenn das Mutterland der ausschließUche 
Stapelplatz für die Roherzeugnisse der Kolonien bleibe. Die 
Folgen dieser theoretischen Erfassung für die Beziehimg von 
englischem Mutterland und seinen Kolonien waren die Navi- 
gationsakte. Die erste erging unter Cromwell {1651), die 
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folgenden namentlich unter Karl II., welche dann im Laufe 
des i8. Jahrhunderts noch durch eine Reihe von Gesetzen 
zu einem System ausgebaut wurden, das auf seinem Höhe- 
punkt auf folgende Sätze hinausüef : 

1. Waren dürfen in die Kolonien und aus den Kolonien 
nur auf Schiffen geführt werden, die britischen oder britisch- 
kolonialen Ursprungs sind. 

2. Bestimmte (in den Navigationsakten als »^umerated« 
bezeichnete) Waren, deren Zahl von Jahrzehnt zu Jahrzehnt 
größer wurde, dürfen von den Kolonien nur nach d6m Mutter- 
lande und seinen Märkten ausgeführt werden. 

3. Waren dürfen vom Auslande in die Kolonien einge- 
führt werden, nur müssen sie in England umgeladen werden, 
da sie nur auf britischen Schiffen importiert und exportiert 
werden können. Sodann haben sie auf den Koloniemärkten 
eine sie alle schlagende englische Konkurrenz auszustehen, 
da ein System von Ausfuhrprämien und Vorzugszöllen den 
Engländer schützt. 

4. Auf der andern Seite erhalten die Kolonisten Aus- 
fuhrprämien und Vorzugszölle, wenn sie ins Mutterland 
exportieren, wobei, wie Zeitgenossen versichern, die aus der 
Kolonialkasse' gezahlten »Prämien« mehr als das Vierfache 
des Betrags ausmachen, den dieselben Waren in der Kolonie 
als Verbrauchsabgaben zu zahlen haben. 

5. Den Kolonien wird streng verboten, etwas anderes 
als Rohmaterial zu produzieren, damit sie nicht imliebsame 
Konkurrenten des Mutterlandes werden. Es fielen dem 
Gnmdsatz in Neu-England zum Opfer : die Wollindustrie und 
Stabeisen im Jahre 1719, Filzhüte {1732), Melasse (1733); Stahl- 
schmelzöfen (1750). 

Man hatte ein selbstgenügsames Weltreich auf Kosten der 
Kolonien zu errichten verstanden. Die Kolonien litten, wäh- 
rend das Mutterland reich wurde. Pitt der Jüngere, der große 
Staatsmann und Imperialist, mußte selbst zugestehen: »Die 
Kolonisten in Nordamerika haben nicht einmal das Recht, 
«inen Nagel oder ein Hufeisen zu produzieren.« 

Die Folge des Systems war der Abfall der Neu-England- 
kolonien. Der Abfall führte zum ersten Male in der englischen 
Theorie eine Wandlung über den Wert der Kolonien über- 
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haupt herbei. Das Wort von Turgot, daß die Kolonien Früch- 
ten gleichen, die, wenn reif, vom Baum abfallen, war im 
Munde vieler Kolonialpolitiker. Josiah Tucker sagte dasselbe 
in derberer Sprache als Turgot: »Die Kolonie ist ein Mühl- 
stein am Halse des Mutterlandes« (Four Letters on Important 
National Subjects, 1783, p. 7). Welchen Zweck sollte- es über- 
haupt haben, eigene Kolonien zu besitzen, wenn ein Mann 
in Massachusetts ebensoviel zur Bereicherung Englands bei- 
tragen könnte, als ein Mann in Nova Scotia. Bringt das 
Korn von Canada England meUt ein als das von Pennsyl- 
vanieil? Diese und ähnUche Gedanken, die damals mn 1783 
laut wurden, störten zwar nicht die britische Kolonialbureau- 
kratie, die bei ihrem berüchtigten »Downing Street Regime« 
verharrte, aber sie sollten eine große Wirklichkeit werden, 
als sich seit Beginn des 19. Jahrhimderts die Lehren A. Smiths 
und Ricardos allgemeiner Änerkennimg zu erfreuen begannen. 
NamentUch bewirkte die durch Aufliebimg der Komzölle 
eingeleitete Freihandelsbewegung (seit 1846) auch eine 
freiheitliche Ausgestaltung des Verhältnisses zwischen Mutter- 
land und Kolonien. 

Das Hauptprinzip der Freihandelsschule, wie sie seit der 
Mitte des 19. Jahrhunderts unter Richard Cobdens Führung 
zur Vorherrschaft gelangte, war: »Auf dem bilHgsten Markte 
zu kaufen und auf dem teuersten zu verkaufen.« Als Ideal 
des Freihandels galt, eine internationale Arbeitsteilung auf 
dem Weltmarkte durchzuführen, so daß jedes Land jene 
Waren und Rohstoffe speziell produziere, die es vermöge seiner 
natürhchen Hüfsquellen am leichtesten und biUigsten her- 
stellen könne. Deshalb weg mit allen künstUchen Mitteln, 
die Produktion in einem Staate zu fördern, insbesondere weg 
mit Schutzzöllen und Ausfuhrprämien! England müßte nur 
mit gutem Beispiel den anderen Kultumationen vorangehen, 
die übrigen würden dann wegen Entfaltimg freier Konkurrenz 
auf dem Weltmarkte bald folgen müssen, wenn sie in ihrer 
wirtschaftlichen Entwicklimg nicht zurückbleiben wollten. Kos- 
mopolitismus werde eintreten, d. h. allgemeine Weltbürgerschaft 
und Ziuücktreten aller nationalen Unterschiede. Aus der »Har- 
monie der Interessen« verschiedener Völker in wirtschafthcher 
Hinsicht würde allgemeine Völkerglückseligkeit resultieren. 

Hatschek, Britiscbes and i«oiiich«t Wdtrddu 4 
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Im Rahmen dieser Theorie schrumpft die Bedeutung der 
Kolonien zu reinen Absatzmärkten für das Mutterland und 
zu Stationen für die Erzeugung der biUigsten Rohstoffe zu-^ 
sammen. Auch sollten sie nur so das Betriebsgeschäft werden, 
um den Handel des Mutterlandes zu beschäftigen (»the bu^ 
siness to engage the trade«). In dieser Hinsicht stünden sie 
aber nur auf einer Stufe mit dem Auslande überhaupt. Sie 
durch poUtische Bande zu halten, wäre eine Unmöglichkeit. 
Man müsse ihnen deshalb nicht bloß wirtschaftliche, sondern 
auch vollständige poUtische Freiheit lassen. Wollten sie ab- 
fallen, nun dann sollten sie es nur, wirtschafthch wären sie 
darum noch nicht verloren, solange sie in wirtschaftlicher 
Beziehung leistungsfähig wären, da die allgemeinen Frei- 
handelsbande die ganze Welt mit absoluter Notwendigkeit 
umschlingen müßten. 

So zeitigte die Freihandelsdoktrin auch das Postulat der 
politischen Freiheit der Kolonien, und man suchte dieses 
durch zwei Mittel zu erreichen : dadurch, daß man den größeren 
Kolonien vollständigste Selbst verwalttmg ihrer eigenen An- 
gelegenheiten und ein sog. »responsible govemment« ge- 
währte. Darunter versteht man die Einrichtung des Zwei- 
kanmiersystems und der parlamentarischen Regierung mit 
einem Ministerkabinett, das der Majorität des Parlaments 
entnommen ist. Seit der Mitte des 19. Jahrhunderts wurde 
dies auch in allen großen Kolonien, Canada und Neufundland^ 
femer in den australischen Kolonien imd in den südafrika- 
nischen, Kapkolonie tmd Natal, eingeführt. 

Wie gestalteten sich aber hierbei die rechthchen Be- 
ziehungen zum Mutterlande? Formal-juristisch betrachtet, 
regiert nach wie vor der englische König als Monarch auch 
in den Kolonien, formal-juristisch kann das Londoner Par- 
lament durch seine Gesetzgebung jeder Koloniallegislatur in 
die Parade fahren, wenn diese ein Gesetz erlassen wollte, das 
den Reichsinteressen zuwiderliefe. Das alles ist formal-juri- 
stisch möghch, praktisch und faktisch gestaltet sich die Sache 
anders. Praktisch imd faktisch ht den Selbstverwaltungs- 
kolonien freieste Selbstbetätigung gewährt, die sich sogar 
bis zu einer Teilnahme an der Verwaltung des Auswärtigen 
steigert. Dieses Praktische und Faktische vollzieht sich in 
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Strenger Regelmäßigkeit» aber abgesehen von den wenigeh 
Reichsgesetzen, sind es keine Rechtsnormen, welche diese 
Regelmäßigkeit verbürgen. Es sind Konventionalregeln. 
Konventionairegeln unterscheiden sich von Rechtsnormen 
dadurch, daß sie von keiner autoritativen Rechtsquelle erzeugt 
sind, und daß sie keinen von Staats wegen anerkannten 
psychischen Zwang als Deckimg haben. Ein rein sozialer 
Zwang besteht. Dadurch unterscheiden sie sich auch vom 
Gewohnheitsrecht, dessen Vorläufer sie unter Umständen 
sind, wenn sie sich durch lange Übung dazu auswachsen. 
In solchen Konventionalregeln leben wir alle, die wir ins sog. 
geseUschaftUche Leben eintreten. Das Staats- und Völker-^ 
recht kann ihrer als Ergänzung der Rechtsordnung nicht ent^ 
raten. So ist denn ein großer Teil dessen, was wir heute 
Völkerrecht nennen, einfach Konventionalregel, hier comitas 
gentium genannt — Völkerkourtoisie ! Sie wird in loo Fällen 
befolgt, im loi. Falle nicht, wenn es den Beteihgten auf 
Gnmd vorgenommener Interessenabwägung nicht mehr paßt. 
Desgleichen finden sie im Staats- imd Verwaltungsrecht solche 
Konventionalregeln. Man spricht dann von Staats- und Ver- 
waltimgspraxis oder Routine. Die Verwaltungsroutine nament- 
Uch bildet eine wichtige Ergänzung unseres Verwaltungs- 
rechtes. In England beruht das ganze System der Minister- 
verantwortlichkeit, die Stellimg des Kabinetts, wie Minister 
kommen und gehen, auf solchen Konventionalregeln. Und 
das Verhältnis von Mutterland zu den englischen Selbstver- 
waltungskolonien wird ebenfalls durch Konventionalregeln 
bestimmt. Das Gemeinsame aller dieser Regeln ist, daß sie 
in normalem Zustande ähnUch verbindende Kraft wie die 
Rechtsnormen haben, daß aber ihre bindende Kraft auf 
sozialem Zwange ruht. Dieser Zwang kann entweder, wie 
bei unserer Verwaltungsroutine, im Beamtenapparat selber 
liegen oder beruht, wie im Völkerrecht auf wirtschaftlichen 
Beziehungen und der Waffengewalt, oder wie bei den Kon- 
ventionalregeln, welche die Stellung des englischen Minister- 
kabinetts normieren, auf der Parteisitte imd den Beziehungen 
der Parteinutgheder untereinander oder schließlich im Ver- 
hältnis zwischen Mutterland imd englischen Kolonien: auf 
wirtschaftlichem Zwange. Wie die Verhältnisse nun einmal 
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liegen/ farauchen-die Kolcmien das Mutterland als Geld- trnd 
Kreditgeber und als Absatzmarkt (s. darüber ausführlich im 
letzten Paragraph dieses Buches). In dieser letzteren Eigen- 
schaft wertet eben auch das Mutterland die Kolonien : als 
Absatzmarkt und als Feld für die Anlage von Kapitalien. 
Dieser soziale Zwang ist also hier ein vorwiegend wirtschaft- 
licher. 

Wir werden noch am Schlüsse dieses Buches (§ 14) dar- 
zustellen haben, wie schon seit einem halben Jaihrhundert 
Kräfte an der Arbeit sind, aus dem labilen Gleichgewicht 
dieser Konventionalregeln die politische Einheit des briti- 
schen Weltreichs herauszunehmen und ihm eine Rechtsgrund- 
lage zu schaffen. 

Hier sei der Überblick über die gesamte Entwicklung der 
Verhältnisse von Mutterland und Kolonien mit der grund- 
legenden Frage beschlossen: Warum hier diese Freiheit, die 
keinen Zerfall bewirkt, warum die Unfreiheit im römischen 
Weltreich, die dessen Untergang herbeiführt? Warum fiel 
England und seine Kolonien zur Erhaltung des Weltreichs 
nicht, wie Rom, dem Cäsarismus und seiner Bureaukratie 
anheim ? 

Horaz schreibt um 41 v. Chr. seine XVI. Epode, in der 
er, angewidert durch den Bürgerkrieg, dessen Leiden er an 
sich selbst besonders erfahren, zur Auswanderung nach femeQ 
glückseligen Inseln auffordert, die Jupiter für die Recht- 
schaffenen reserviert hat: 

luppiter iUa piae secrevit litera genti, 
Ut inquinavit aere tempos aureum, 
Acre, dehinc ferro duravit saecula, quorum 
Piis secunda vate me dator fuga. 

Aber schon in seiner Ode (I, 2) an Cäsar Augustus atmet er 
beglückt auf imter den Fittichen des Prinzipats imd preist 
den Cäsar, unter dem nun alles besser ginge (»Te duce, Caesar«). 
Die neuenglischen Puritaner wanderten tmter den Leiden 
des Bürgerkriegs wirklich aus. Warum stürzten sie sich nicht, 
warum stürzte sich nicht England in die Arme des rettenden 
Cäsar? 

Das Naheliegende wäre, auf die verschiedene wirtschaft- 
liche Entwicklung hinzuweisen. In Rom nahm sie vom Frei- 
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handel der Spätrepublik und ersten Kaiserzeit ihren Anfang 
und endete mit strengster (sogar erblicher t) wirtschaftlicher 
Gebundenheit der Landbevölkerung, Städter und Gewerbe- 
treibenden. In England begann sie mit cäsaristischer Omni- 
potenz (Elisabeth, Burleigh, die ersten bei den Stuarts) gegen- 
über allen Ständen und Berufen und endete doch mit Frei- 
handel und kapitalistischer Wirtschaft. Aber man darf auf 
diesen Gegensatz nicht zuviel Gewicht legen. Denn in der 
kritischsten Epoche englischer Kolonialgeschichte, etwa um 
1783» wo der den englischen FrühkapitaUsmus fördernde 
Merkantilismus die Regierungspohtik beherrschte, gerade da- 
mals war wirtschafthch die Ahnhchkeit zwischen beiden 
Weltreichen gerade am größten. Denn der spätrömische 
Staatsoikismus handelte im Verhältnis zur Industrie nach 
folgenden Grundsätzen: i. eigene staatliche Werkstätten und 
Fabriken anzulegen; 2. das System der Naturalsteuern der 
Provinzen auf die Lieferung industrieUer Fabrikate auszu- 
dehnen und die Einwohner in weit höherem Maße ak vorher 
zu gewissen Arbeitsleistungen (Baufronden) zu verpfUchten. 
(Gummerus a. a. O. 1514.) Der englische Merkantilismus 
hatte es durch das System der Navigationsakte, insbesondere 
durch Beförderung nur derjenigen Kolonialproduktion, die 
England nützUch war, beinahe ebenso weit gebracht, wie der 
römische Staatsoikismus. Letzterer imterscheidet sich von 
dem Merkantilismus eigenthch nur dadiu'ch, daß dieser das 
reglementierte Wohl und Wehe aller Teile des Weltreichs 
zum Ziele hat oder haben soll, ersterer nur die Erhaltung des 
herrschenden Teils. Das Verhalten Englands zu seinen 
nordamerikanischen Kolonien vor ihrem Abfall ist daher mehr 
Staatsoikismus ak Merkantilismus. 

Wie sehr sich Merkantilismus dem Staatsoikismus nähern 
kann, zeigt sich dann, wenn ersterer mit Hilfe von Publikanen 
ein großes Landgebiet erschließen und statt der küstenlän- 
dischen Poliskultur eine binnenländische Kultur durch- 
führen will. In diese Lage kam England bei der Beherrschung 
Indiens vom Beginne des 16. bis zur Mitte des 19. Jahrhunderts. 
Es wiederholen sich hier dieselben Charakterzüge der römi- 
schen Weltherrschaft, die auf Staatsoikismus zurückzuführen 
sind: Ausbeutung des Landes durch Publikanen, Verstopfung 
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der Gewinnstchancen des Kapitalismus durch scharfe Staat* 
liphe Kontrolle der Publikanen; Schaffung eines Kolonats 
mit der zugehörigen staatUchen Bevormundung durch eine sich 
in alles mengende Bureaukratie, schließhch ausgesprochener 
Biu*eaukratismus und Cäsarismus. Denn zunächst^ waren 
britische Polis und britische Publikanen am Werke der Er- 
schließung Indiens. 

Im Jahre 1600 war die ostindische Kompanie als eine 
regulierte Handelsgesellschaft von der Königin Elisabeth 
errichtet worden. Sie hatte, wenn auch kein rechtliches, 
so doch ein tatsächliches Monopol auf den Import der 
Waren« insbesondere Spezereien aus Indien. Da sie der aus- 
schließliche Verkäufer der importierten Waren war, so konnte 
sie beliebig den Preis derselben festsetzen. Gar bald ging sie 
in eine Joint-Stock-Company über, da die Kaufleüte, äie bei 
ihr als MitgUeder eingeschrieben waren, das große Risiko 
nur für einzelne Reisen tragen wollten. Im Jahre 1612 wurde 
die Änderimg vorgenommen, daß die für einzelne Reisen 
gesammelten Fonds zu einem einheitUchen Betriebskapital 
zusammengeworfen wurden, welches vom Gouverneur und 
den Direktoren der Gesellschaft ausschließlich verwaltet 
werden sollte. Es war nämlich unmögUch, die Gewinne ent- 
sprechend den für einzelne Reisen zusammengeschossenen 
Beiträgen zu verteilen. Im Jahre 1657 wurde noch weiter 
gegangen und das gesamte damals erhobene Kapital als ein 
dauernder Fonds angelegt, der niemals unter die beitra- 
genden MitgUeder zur Verteilung gelangen sollte. Der Vor- 
gang entspricht ungefähr der Wandlung, die auch die römischen 
Publikanen, wie wir oben sahen, am Ausgange der RepubUk 
und in der ersten Kaiserzeit durchmachten, indem sich neben 
der societas der Publikanen ihr Korpus herausbildete als 
juristische Person. Gegen die ostindische Gesellschaft wurde 
auch in der Zeit des Merkantilismus der Vorwurf erhoben, 
daß sie Gold gegen Luxuswaren nach Indien ausführe, ähn- 
lich wie auch an dem römischen Handel nach dem Osten 
die Goldausfuhr getadelt werden konnte (s. Chwostow 408 ff. 
und der dort zit. Ausspruch des Plinius H. H. XII, 84: »Mi- 
nima computatione miliens centena millia sestertiiun annis 
pmnibus India et Seres et paeninsxila illa (Arabia) in^rio 
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nostro adimunt«). Nichtsdestoweniger half man über diese 
Schwierigkeit der Gesellschaft hinweg (so namentlich Mnns 
Autorität), indem man in Erwägung zog, daß das England 
im Spezereihandel durch die Kompanie gewonnene Monopol 
reichlich Geld wieder nach England zöge. Schon die ersten 
Stuarts wußten für den Staat mannigfache Vorteile aus der 
Ostindischen Handelsgesellschaft zu ziehen, wenn es auch 
nur in der Weise geschah, daß man die Brecher ihres Monopols 
(sog. Interlopers) um Geld nachsichtig behandelte. Karl I. 
brachte es sogar fertig, von beiden Teilen Geld gleichzeitig 
in Empfang zu nehmen. Unter Karl II., der sich überhaupt 
mehr der Fördenmg auswärtiger Handelsinteressen annahm 
als sogar Cromwell (Cunningham 193), erhielt die Kompanie 
auch eigene Jurisdiktion, die sie zu einer politischen Macht 
gestaltete und ihr die Möglichkeit gab, über die Brecher ihres 
Monopols selbst zu Gericht zu sitzen: die Krone verzichtete 
auf das Recht, selbst Lizenzen zum Handel nach Ostindien 
auszustellen imd überließ das der Kompanie. Nach der 
Revolution von 1688/89 ^^^ ^^ »Declaration of Rightf 
wurde es zweifelhaft, ob ein solches Monopol, wie es die Kom- 
panie besaß, fügUch auf königliche Prärogative aufgebaut 
sein dürfte. Man verlangte für solche Einschränkungen des 
freien Handels eine gesetzliche Grundlage. Trotzdem sich 
die Kompanie um eine solche bemühte, konnte sie sie von 
Wilhelm IH. nicht erlangen. Er hatte bald heraiisgefunden, 
daß diese unsichere Rechtslage der Kompanie zur Schröpfimg 
ihrer Fonds verwendet werden konnte. Konkmrenten dieses 
Monopolgesellschaft fanden sich bald und . gewährten der 
Krone Geldanleihen unter weit besseren Bedingungen. Der 
wichtigste dieser Konkurrenten war die Generalkompanie 
für den Handel nach Ostindien, die lun die Wende des 17, Jahr- 
hunderts (1701) begründet wurde. Die Fusion beider GeseU- 
Schäften trat unter staatlicher Vermittlimg 1708 ein, und 
seit der Zeit hatte die Gesellschaft die lang, aber vergeben^ 
angestrebte gesetzliche Grundlage ihres Monopols (6 Anne 
c. 17). Aber auch in der neuen Gestalt ließ sich aus der Ge- 
sellschaft manches Kapital für den Staat herausschlagen. 
Das Monopol wurde nur für begrenzte Zeit erteilt und außer- 
dem, ähnUch wie bei dem Epigenema der römischen Publi- 
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kanen^ die Maximalhöhe des Gewinnes vorgeschrieben. Bei 
jeder Verlängerung des Monopols^ bei jeder Erweiterung ihrer 
Rechte mußte sie entsprechend mehr Geld zahlen. Dadurch 
wrurde, ähnlich wie in der ersten Kaiserzeit die römische, so 
jetzt die britische Publikanengesellschaft eine Art von Be- 
teiligung des Staates an der Ausbeutung der nunmehr seit 
der zweiten Hälfte des i8. Jahrhunderts sich inuner mehr 
ausbreitenden britischen Provinz Indien. Im Jahre 1759 
machte nänüich der Gouverneur der Geßellschaft, Clive, 
dessen Siegen England die Verdrängung der Franzosen aus 
Indien dankt, der Regierung des älteren Pitt den Vorschlag, 
ein aktiver Partner an dem indischen Geschäft zu werden 
(Malcolm, Life of Clive II, 128). Pitt lehnte aus Verfassungs- 
gründen formaler Art dies Anerbieten ab. Es ging damals 
nicht mehr gut, sich in Indien, wie Augustus in Ägypten, 
eine Privatdomäne als König von England einzurichten. 
Materiall bestand schon durch die Finanzbeziehungen zwischen 
der GeseUschaf t und dem Staat eine Art staatlicher Beteiligung 
an der Gewinnung der Gesellschaft. Dementsprechend waren 
auch die Beamten der Gesellschaft als eine Art Halbbeamte 
des Staates angesehen, wie in der römischen Zeit die CondiP* 
tores. Aber sie nützten, ihre Stellung mißbrauchend, zur 
Ausplünderung der Inder aus, namentUch als die Gesellschaft 
durch den Vertrag von Allahabad (1765) mit dem Schah 
Alam das sog. Diwani, das Recht zur Erhebung aller Staats- 
abgaben gegen Übernahme der miUtärischen Verteidigung, 
erhalten hatte. Freilich bezog sich dieses Erhebimgsrecht nur 
auf die Glebiete von Bengalen, Behar und Orissa, aber diese 
gehörten mit zu den fruchtbarsten. Die Beamten der Gesell- 
schaft spielten nun bei ihrer Ausbeutung der Bevölkerung 
die Autorität des Großmoguls gegen die Staatskontrolle aus, 
die ihnen in Form eines britischen obersten Gerichtshofe 
in Kalkutta (seit 1773) auf den Hals gesetzt war. Und die 
Autorität Englands machten sie geltend, wenn sie von den 
indischen Eingeborenen für Missetaten verantwortlich ge- 
macht wurden (Ilbert, Government of India 54). Der britisdie 
Publikane hatte seit dem Regulating Act von 1773 eine ge-^ 
richtliche Kontrolle erhalten, aber der britische Verres lachte 
sich ins Fäustchen, denn in der Hauptsache war er keiner 
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Kontrolle imterworfen. Denn Verres war in Indien nicht bloß 
Statthalter, sondern auch Publikane zugleich. Kein Gerin- 
gerer als Adam: Smith hat das vernichtende Urteil über diese 
Publikanenwirtschaft in Indien (Bk. V/ eh. i) gefällt: »But 
it seems impossible by any alterations to render those courts 
(gemeint sind die Versanmilung der Aktionäre und der Direk- 
toren) in any respect fit to govem, or even to share in the 
govemment of a great empire; because the greater part of 
their members must always have too little interest in the 
prosperity of that empire to give any serious attention to 

^vhat may promote it No other sovereigns ever were, 

or, from the nature of things, ever could be, so perfectly in- 
different about the happiness or misery of their subjects, 
the improvement or waste of their dominions, the glory or 
disgrace of their administration, as, from irresistible moral 
causes, the greater part of the proprietors of such a mercantile 
Company are, and necessarily must be.« 

Also der despotischste Tyrann wäre nicht so sorglos um 
das Gedeihen der ihm unterworfenen Bevölkenmg gewesen, wie 
die Ostindische Gesellschaft bei ihrer Regierung von Indien. 
Dabei hatte die Gesellschaft keinen Vorteil. Im Gegenteil, 
sie wurde inuner ärmer, während ihre Angestellten sich immer 
mehr bereicherten. Sie geriet immer mehr in Schulden, aus 
denen ihr stets der Staat heraushelfen mußte. Aber warum 
bestand sie? Adam Smith zeigt den Grund. Der einzelne 
Aktionär und Anteilsbesitzer kaufte sich durch den Anteil 
(mindestens looo Kund Sterling) einen Einfluß, eine Patro- 
nage, ein, mit welcher er seine Freunde bei der Stellenbesetzung 
indischer Ämter bedenken konnte. (»Frequently a man of 
great, sometimes even a man of small fortune is willing to 
piurchase a thousand pounds share in India stock, merely 
for the influence which he expects to acquire by a yote in 
the court of proprietors. It gives him a share, though not 
in the pltmder, yet in the appointment of the plunderers.«) 
»Das gibt ihm — sagt Smith sarkastisch — zwar keinen An- 
teil an der Plünderung, wohl aber an der Anstellung der 
Plünderer.« Dazu kam aber, tmd das begründet nach Adam 
Smith ganz besonders die Sorglosigkeit der Gesellschaft um 
das Wohl der eingeborenen Bevölkerung, daß die Aktionäre 
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der GeseUschaft, weil ihre Gewinnste vom Staate festgelegte 
Grenzen nicht überschreiten durften, dem Treiben der An- 
gestellten mit einer gewissen Schadenfreude gegenüberstanden. 
Je weniger diese bei ihrer Plünderung der Einheimischen 
für die Kompanie übrigließen, desto weniger bekam der eng- 
lische Staat (»it might be more agreeable to the Company 
that their own^ servants and dependants should have their 
pleasure of wasting, or the profit of embezzling, whatever 
surplus might remain, after payihg the proposed dividend 
of eight per cent, than that it should come into the hands of 
a set of people with whom those resplutions could scarce 
fail to set them in some measure at variance«). So käme es 
denn, daü diese Aktionäre, nur um sich ihren Angestellten 
gefällig zu erweisen, es ruhig ansehen, wenn diese sogar die 
Gebote der Gesellschaft selbst, also ihre, der Aktionäre, 
eigene Autorität mißachteten. 

Gegenüber diesen zum Himmel schreienden Mißständen 
sah sich der Staat genötigt, die Verwaltimgskontrolle (mit 
Aiisnahme des Anstellungsreckts von Beamten) der Gesell- 
schaft aus den Händen zu nehmen und einem besonderen 
staatlichen KontroUamt, dem Board of India, zu übertragen. 
Die Kompanie hatte nunmehr für ihre Regierung den Ministem 
Rechenschaft zu legen, die dafür dem englischen Parlament ver- 
antwortlich waren. Das war die India Act Pitts des Jüngern 
(1784). Die Verantwortüchkeit vor dem Parlament war leerer 
Schein, wohl aber hatte der Staat durch seine im Board ver- 
tretenen Minister in der gleich schüchternen Weise, wie die 
ersten Kaiser den römischen, so hier den britischen Publi- 
kanen, eine schärfere Kontrolle zuteil werden lassen. Aber 
dabei konnte es nicht bleiben. Denn das durch Pitts Gesetz 
eingeführte »Doppelregihient « über Indien wurde zu immer 
größerer VerstaatUchung der Verwaltung gedrängt. Ein Haupt- 
grund hierfür war die bestehende Oikenwirtschaft, die die 
Engländer von ihren Vorgängern, den islamischen Herrschern 
Indiens, übernommen hatten. Diese Oikenwirtschaft drängte 
wie im römischen Reich zu einer immer größeren staatlichen 
Kontrolle über die Oikeninhaber, die größeren und mittleren 
Grundbesitzer, und damit zu einem staatlichen Verwaltungs- 
apparat, der zwar vorläufig imter der Decke der Beamten- 
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Schaft der ostindischen Gesellschaft bheb, der aber über kurz 
oder lang doch diese Decke abwerfen mußte. 

Diese Oikenwirtschaft (vgl. Chailley, Administrative Pro- 
blems of Br. India« 1910, p. 311 ff. und Macculloch in seiner 
XIX. Note zu Adam Smith) bestand in folgendem: Von den 
ältesten 2^iten nahm der Staat auf Grund seines primären 
Bodeneigentums einen Teil des Bodenprodukts in Anspruch. 
Das islamische Lehen hatte keine dingliche Grundlage: es 
war ein Lehen von Erträgnissen des Bodens. So kam der 
dem Staate zukommende Anteil in die Hände von Vasallen, 
Untervasallen, Gotteshäusern. Die Rayat, d. i. das Dorf, 
war eine auf Liturgie und Zwangsdienst aufgebaute Oiken- 
wirtschaft. Die vom Dorf eingehobenen Gefälle, Natural- 
abgaben u. a. m. wurden von dem Lehensherm durch Ver- 
mittlimg von Steuerpächtem, Zemindars, eingezogen. Dieses 
Zemindarsystem übernahm die Ostindische Gesellschaft aus 
den Händen der muslimischen Herren, als sie den sog. Diwani 
an sich brachte. Das Pächtersystem war ihr aus denselben 
Gründen unentbehrlich, wie den römischen Kaisem (siehe 
Rostowzew, Kolonat, S. 331 ff.) auf ihren Domänen. Es erleich- 
terte die Einhebung der Naturalgefälle und erhielt die Oiken- 
wirtschaft des Dorfes im Gange. Man überUeß in einem Teil 
Indiens den 2^mindars die Erhebung der Gefälle, wie vorher, 
verpflichtete sie aber einerseits, neun Zehntel des Ertrags 
an den Staat abzuführen, imd anderseits, dem Dorfbewohner 
sein Grundstück, das als «»Pacht« angesehen wurde, zu be- 
lassen, wofern er nur seine »Pachtsumme« zahlte. Freilich 
war diese Voraussetzung so gut wie unerfüllbar, da der durch 
die hohe Naturalabgaben schon auf sein Existenzminimum 
herabgedrückte Dorfbewohner ungünstigen Ernten hilflos 
gegenüberstand, für Aussaat, Ackergerät immer Schulden 
machen mußte und daher bald Wucherern in die Hände fiel. 
Der Zemindar hatte eigentlich kein besseres Los, denn sein 
Gedeihen war von dem des Dorfbewohners abhängig. Und 
so schUchen sich reiche Leute aus Kalkutta an Stelle der 
Zemindars in das Erhebungsgeschäft ein, da bei der vorherr- 
schenden, auf Grundbesitz aufgebauten Oikenwirtschaft, wie 
im alten Rom, die Anlage von Geld in Grund und Boden die 
lohnendste noch immer ist. ^ Atticus wird auch, wenngleich 
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nicht so gelehrt, auch in Indien seinen Doppelgänger gehabt 
haben. Jedenfalls haben die Verhältnisse sich bis auf den 
heutigen Tag erhalten (s. dazu § 9), wenngleich die Punjab- 
Landgesetzgebung seit 1900 dieser Auswuchenmg der Ze- 
mindars durch Veräußerungsverbote u. dgl. fragwürdige 
Mittel abzuhelfen sucht. Das Verhältnis zwischen Dorfbewohner 
und Zemindar wird aber schon seit den Tagen der durch 
Lord Comwallis (1793) eingerichteten Fixrenten (sog. Bengal- 
abkommen) von Gerichten, kurz von Beamten überwadit. 
Hat schon dieses Pachtsystem einen großen Verwaltungs- 
apparat nötig gemacht, so gilt dies noch mehr von dem sog. 
ryotwar System, das in weit größerem Umfange vorherrscht 
als das vorhin genannte Zemindarsystem. Im »ryotwar« hat 
der englische Staat als Nachfolger der Ostindischen Gesell- 
schaft auf Grund des von ihm, wie von den islamischen 
Herrschern, angesprochenen Bodeneigentums direkte Pacht- 
beziehungen zwischen sich und den Dorfbewohnern herge- 
stellt, ähnlich wie die römischen Kaiser, die Flavier, dann 
Trajan imd Hadrian in Afrika (Rostowzew, Kolonat, S. 390). 
Im Jahre 1816, da es eingerichtet wurde, war für jeden Dorf- 
bewohner Kollektivhaftung des Dorfes vorgeschrieben. Die 
Pachtsumme des Dörflers wird in periodischen Zeiträumen 
von neuem festgestellt. Ein Heer von Verwaltimgsbeamten 
ist zu seiner Durchführung nötig, und die Gebimdenheit der 
Dörfler mittels der Kollektivhaftung erinnert nur zu sehr 
an die Homologoi der römisch-byzantinischen Zeit in Ägypten. 
Daß im großen ganzen das t3^ische Bild des antiken Kolonats 
auch in Indien eintrat, richtiger fortgesetzt wurde (da sie 
der Islam schon hatte) mit aller Staatsbevormundung, die 
übrigens vergeblich war, zeigt tms die folgende Beschreibung 
des Systems durch einen Sachkenner. So sagt ein Mr« Ful- 
lerton, Angestellter der Ostindischen Kompanie (nach Mac- 
culloch a. a. O. 584 f.): »Einem englischen Leser nur eine 
ungefähre Vorsteflimg von der Natur, der Wirksamkeit imd 
den Folgen des ryotwar system zu geben, ist schwierig. Stell' 
dir vor, daß der ganze Großgrundbesitzerstand, der kapitak- 
kräftige Teil der Bevölkerung, von Englands Boden weg- 
geblasen wäre. Stell' dir femer vor, daß die Parzellen, in die 
nun der englische Boden aufgeteilt, mit einer Rente behaftet 



I 2. Der FoUs^Unpruiig beider Weltreiche. gj 

wäre, die gewöhnlich die Kräfte des Besitzers übersteigt. 
Diese Pachtrenten, eingehoben durch Hunderttausende von 
Beamten, erhoben oder erlassen nach Gutdünken dieser 
Beamten, je nach der Vorstellung, die sie von des Besitzers 
Zahlungskraft haben. . . . Stell dir femer vor, daß, um jeden 
Dorfbewohner als Spion gegen seinen Nachbarn zu nützen, 
alle Ackerbauer des Dorfes durch Kollektivhaftung aneinander 
gefesselt sind. Nimm an, daß Einheber gleichsam in jeder 
englischen Grafschaft unter der Leitung einer Behörde fun- 
gieren, die durch diese gleichmäßige Besteuerung' jeden Be- 
werb auf dem Ärbeitsmarkt ausschließen und weggelaufene 
Dörfler in ihre Heimat zurückzwingen. Zuguterletzt der 
Steuereuiheber, der einzige Beamte und Friedensrichter der 
Gra^haft, durch dessen Vermittelung allein die Beschwer- 
den des Bedrückten der vorgesetzten Obrigkeit zu Ohren 
kommen können.« Das ist das oben beschriebene römische 
gewöhnliche Oikensystem auf der Staatsdomäne. Manches 
hat sich, wie wir noch weiter imten (§ g)^ sehen werden, ge- 
bessert. Von der Kollektivhaftung macht der Staat heute 
keinen Gebrauch mehr. Formell ist sie aber noch nicht ab- 
geschafft. Gerichte kontrollieren den Steuererheber. Aber 
in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts war zweifellos die 
Lage des Dorfbewohners in Indien dem römischen Kolonen 
ähnlich, der auch, wenn er weglief imd sich von den Fronden 
zu entziehen suchte, in die »Idia« zurückgeführt wurde und 
als Homologos einer für den andern bei Zahlung der Natural- 
abgaben einstehen mußte. Und zur Beherrschung dieser 
Kolonen, zur Förderung des Staatsoikismus brauchte man 
in Indien ein Heer von Beamten, wie in der römischen Staats- 
domänenwirtschaft. Und wie in Rom schließlich die großen 
Grundherren zur Steuereinhebung nicht zu entbehren waren, 
so hat man auch britischerseits die großen Rajas als »Ver- 
bündete« des britischen Staates aufrechterhalten. Unter 
diesem Drucke des Staatsoikismus konnte man das von Pitt 
eingerichtete doppelte System nicht mehr aufrechterhalten, 
zumal von 1816 — 34 der Kompanie die Handelsmonopole 
entzogen wurden. Es mußte ihr schließlich auch der große 
Verwaltungsapparat abgenommen, die Verwaltimg in Staats- 
regie überführt werden. Der Sepoyaufstand (1857) war nur 



62 I- 1*al- ^^ k{btenlftndische Kultur der Polis. 

der äußere Anlaß für die Übertragung der indischen Herr- 
schaft auf den Staat (1858). Auch der Cäsarismus, der ia 
der Annahme des indischen Kaisertitels (1870) seinen äußerem 
Ausdruck findet, war schon längst vorher begründet. Er hatte 
seine Grundlage schon unter der Ostindischen Gesellschaft 
in dem Staatsoikismus der Gesellschaft, in dem Heer von 
Beamten und in der Rajaherrschaft der sog. Native States 
(über diese § 10). 

Auf dem Boden von Neu-£ngland hingegen erlebte 
die britische PoUs Schiffbruch sowohl mit ihrer Publikanen- 
Wirtschaft als auch mit dem Versuche eines Staatsoikismus. 

Der Versuch, mit Hilfe von Handelsgesellschaften die 
Siedlungskolonien in Nordamerika nicht nur einzurichten, 
sondern gewinnbringend auszubeuten, scheiterte, wie wir 
im folgenden (§ 3) zeigen werden, an dem Widerstand der 
Kolonisten, die sich eben nicht ausbeuten ließen und schon 
gleich, noch vor der Mitte des 17. Jahrhimderts, die Leitung 
der in London etablierten Aufsichtsräte der Gesellschaften 
bei der Verwaltung der Kolonien zurückdrängten. In der 
2. Hälfte des 17. Jahrhunderts galt es auch schon in England 
als ausgemachte Tatsache, daß reguUerte Handelsgesell- 
schaften nur dort am Platz wären, wo Verteidigungs- und 
kriegerische Zwecke es verlangten. Dies erkennt auch kein 
geringerer als Josiah Child an, ein Merkantilist und ein Di- 
rektor des Ostindischen Kompanie, der ihre Rechte so ge- 
schickt und wirksam verteidigt hatte. Aber in seinem be- 
rühmten Buche »A New Discourse of Trade« (hier zit. nach 
der 3. Auflage von 1693) möchte er die Indien gegenüber 
angewandte Methode imd Denkweise auch gegenüber den 
amerikanischen Kolonien befolgt wissen. Es war die An- 
schauung, jede der Kolonien, mit Ausnahme von Neufundland 
und Neuengland, als einen großen Oikos, als Plantage einzu- 
richten, welche dem Mutterlande einerseits die Rohstoffe 
der Industrie zu Uefem hätte, anderseits nicht zuviel weiße 
Arbeitskraft entzöge. Im Kapitel über die Kolonien (icon- 
cerning Plantations«, eh. X) führt er folgendes aus: 

Fest stünde einerseits, daß alles, was die Bevölkerung 
eines Reiches vermindere, zu seiner Verarmung beitrage. 
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und daß die meisten Nationen in der zivilisierten Welt reich 
oder arm seien nur im Verhältnisse zu ihrem Reichtum an 
Bevölkerung oder dem Mangel an derselben, nicht aber im 
Verhältnis zur Fruchtbarkeit oder Unfruchtbarkeit ihres 
Bodens. Anderseits hätten bisher die Kolonien Englands 
nichts dazu beigetragen, di^ Bevölkerung Englands zu mindern. 
England habe noch immer vor der letzten Epidemie mehr 
Menschen besessen als vor der Besiedlung der amerikanischen 
Kolonien. Was man damals an Bevölkerung durch die An- 
Siedlungen über See verloren, wären Sektierer gewesen, die 
heimischer Glaubensverfolgung hätten entgehen wollen. An 
die amerikanischen Südkolonien und nach Westindien hätte 
man Gesindel und Abenteuerer verloren, die man auch sonst 
nicht daheim hätte festhalten können. Wie nach den Be- 
weisen von Graunt London, die City, selbst nach Epidemien 
ihre Menschenverluste in jedem dritten Jahre wieder aus- 
gleiche dadurch, daß nach großer Sterbhchkeit die Über- 
bleibenden nun ein reichlich besseres Dasein führten und da- 
durch Menschen aus der Provinz nach London gezogen würden, 
das gelte auch für England im allgemeinen und jedes Land in 
der Welt. Es komme nur darauf an, daß man Beschäftigung 
für das Volk schaffe (»Such as our employment is for People 
so many will our People be«). Wanderten deshalb vielleicht 
mehr Menschen in die Kolonien aus, wie gerade der Überschuß 
der Bevölkerung über die Emährungsmöglichkeit daheim es 
angemessen erscheinen heße, so trüge diese Tatsache das 
Heilmittel schon in sich. Denn große Nachfrage nach Arbeits- 
kraft daheim würde der Bevölkerung Englands höheren 
Arbeitslohn eintragen und mehr Menschen anziehen, ohne 
daß dem Lande die Kosten der Auferziehung dieses Menschen- 
zuzugs zur Last fiele. Aber zu diesem Zwecke müßte man 
darauf halten, daß dem Volke daheim nie Beschäftigung 
mangle, in Industrie, Handel und Schiffahrt. Alle Kolonien, 
welche nicht in ihren Handelsbeziehungen an das Mutterland 
gefesselt würden, seien schädlich. Deshalb ist Child ein glühen- 
der Verehrer der Navigationsakte, dieser »Magna Charta 
Maritima«. Denn der Verlust so vielen Volksbluts an und durch 
die Kolonien könnte nur dadiu-ch wettgemacht werden, 
daß dieses Volk in der Kolonie durch seine nützliche Be- 
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schäftigung ^e Beschäftigung so vieler Menschen mehr ki 
der Heimat ermögUche (»Plantations being at first furnished 
and af terwards successively supplied with People from their 
Mother Kingdom, and People being Joches, that loss of people, 
to the Mother Kingdoms be it more other less, is certainly 
a damage, except the emplojrment of those People 
abroad, do cause the employment of so many more 
at home in their Mother Kingdoms . . .«). Damit ist 
schon in diuren Worten die Forderung ausgesprochen, daß 
jede Kolonie eigentUch eine Plantage des Mutterlandes sei 
und daß der Kolonist nur einen Hauptzweck habe, dem Ge- 
deihen und Wachstum der mutterländischen Bevölkerung zu 
dienen. Aber noch mehr tritt dies in seiner Abmahnimg 
hervor, Neufundland als Siedlimgskolonie einzurichten. Denn 
dadurch könnte eine neufimdländische Fischerbevölkerung 
aufkommen, welche dem Fisch-Großhandef in England schä- 
digende Konkurrenz entgegenstellen würde. Auch würden 
die Kolonisten von Neufundland sich Lebensmittel aus dem 
nahen Neuengland beschaffen, statt aus England, »wodurch 
Arbeit verloren geht«. Auch das Interesse der Schiffahrt 
Englands würde leiden, wenn Neufundland eine Siedlimgs- 
kolonie würde. Die dortige Bevölkerung würde sich selbst 
auf die Schiffahrt stützen und die »poor old English-Men« 
(so wörtlich!) ebenso beiseite schieben, wie dies die Siedler 
von Neuengland es mit den englischen Fischern gemacht 
hätten. Unter dem gleichen Gesichtswinkel der etwaigen 
Konkurrenz gegen das Mutterland wird Neuengland selbst 
beurteilt. Anerkannt, sagt Child, müsse werden, daß diese 
Siedler alle nötigen Eigenschaften, die ein Volk zierten, be- 
säßen: Fmgalität, Fleiß, Mäßigkeit und gesetzhche Einrich- 
tungen, welche auf die Dauer Reichtum und Macht ver- 
sprächen. Aber gerade diese Eigenschaften machten sie ge- 
fährUch vom Standpunkte des Mutterlandes, den er allein zu 
vertreten hätte. (»I am now to write of a People, whose 
Frugality, Industry and Temperance, and the happiness of 
whose Laws and Institutions, do promise to themselves long 
Life, with a wonderful encrease of People, Riches and Power: 
And although no men ought to envy that Vertue and Wisdom 
in others, which themselves either can or will not practice. 
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but rather to commend and admire it; yet I think it is the 
duty of every good man primarily to respect the wellf are 
of his Native Country . . . .«) Neuengland mache dem 
Mutterlande Konkurrenz durch Entfaltung einer eigenen In- 
dustrie, durch Unterbietimg englischer Waren auf dem west- 
indischen Markt durch eigene Schiffahrt und Fischerei, kurz 
deshalb, weil es sich nicht als Oikos, als Plantage des Mutter- 
landes in das englische Wirtschaftssystem einfügen lasse. 
£s entspräche nicht dem Ideal einer Kolonie. Was dieses 
Ideal sei, darüber läßt uns Child nicht einen Augenbhck im 
Zweifel : es ist die große Plantage, die er uns an dem von ihm 
als Vorbild gedachten Westihdien zeichnet. »Das Volk, das 
nach Barbados und nach den andern westindischen Kolonien 
auswandert . . . , leistet gemeinhin die Arbeit von i Eng- 
länder und 8 — 10 Schwarzen; und wenn wir den Handel 
der genannten Kolonien ausschließUch in Händen behalten, 
so würde England keine Bewohner verhefen, sondern eher seine 
Bevölkenmg vermehren, weil dieser eine Engländer mit den 
zehn Schwarzen in Barbados in Anbetracht dessen, was 
sie essen, verbrauchen und an Elleidimg abtragen, Be- 
schäftigung eben für vier Engländer daheim . . . , während 
die zehn Männer, die von uns nach Neuengland und 
Irland gehen, was auch immer wir ihnen senden oder von 
ihnen empfangen, nicht einen einzigen Mann in England 
beschäftigen.« Immer hält er es für erwägenswert, ob man 
nicht, bevor man Neuengland als lästigen Konkurrenten ab- 
scheide, dadurch ein wertvolles Absatzgebiet für englische 
Waren verHeren konnte.' 

Diese wichtige Frage fand erst ungefähr hundert Jahre 
später ihren Austrag, als England am Schlüsse des 7 jährigen 
Krieges vor der Wahl stand, entweder Canada imd Florida 
oder einige wichtige Inseln des französischen Westindien 
(insbesondere Guadeloupe) zu gewinnen. Die alte, von Chfld 
vorgetragene Meinung, daß Plantagen die wertvollsten Ko- 
lonien seien, wurde nun einer Revision unterzogen. Man wies 
.darauf hin, daß während der englische Export nach West- 
indien in der letzten Dekade vor dem Frieden nur von 
704000 £ auf eine MiUion sich gehoben hatte, der nach den 
kontinentalen Kolonien in Amerika von 1,2 Mill. auf das 
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Doppelte beinahe gestiegen sei. Aber daneben fehlte es frei- 
lich auch nicht an Stimmen, welche, wie der Staatsmann 
Pulteney (Earl of Bath), die Zurückbehaltung von Canada 
aus strategischen Gründen forderten, um den Nordkolonien 
Sicherheit und Ruhe .vor Frankreich zu verschaffen, eine 
Meinimg, die damals auch Benjamin Franklin teilte. Dem* 
gegenüber standen aber Kolonialpolitiker, wie WiUiam Burke, 
ein Verwandter Edmund Burkes, die England das Mene Tekel 
eines großen überseeischen Landbesitzes tmd die dadurch 
herbeigeführte Umwandlung der Küstenkultur in eine Binnen- 
kultur an die Wand malten. Das könnte leicht zum Abfall 
dessen führen, was eben gewonnen sei. {»By eagerly grasping 
at extensive Territory, we may run the risque, and that per- 
haps in no very distant Period of losing what we now possess. «) 
Es ist eine der tiefsten Erkenntnisse, daß Englands Kolonial- 
reich als Empire mit der Erhaltung seiner küstenländischen 
Poliskultur auf ewig verbunden ist (s. darüber noch den 
Schluß dieses Buches) und daß die Umwandlung in eine 
Binnenkultur, wenn sie nicht den Oikos erhalten kann, den 
Zerfall des Weltreichs in sich birgt. Deshalb zieht Burke 
Inselkolonien vor (»an Island Colony is always more 
advantageous than a Continental one for the Mother Country «). 
Die westindischen Inseln lägen in einem vom englischen Klima 
total verschiedenen. Ihre Produkte machten in keiner Weise 
englischen Waren Konkurrenz, und wenn sie »uns« nicht 
lieferten, müßten »wir« diese ihre Produkte von »Fremden« 
kaufen. (Die Zitate aus dem Buche von Beer Br. Colonial 
Policy, 1754 — 1764, eh. VIII.) Anders die Neuengland- 
kolonien. Sie verfertigten dieselben Waren und brauchten 
daher dieselben Rohstoffe wie England, so daß ihr Export 
direkt nach England gering sei. Al^esehen davon hätten sie 
die Tendenz, selbst Industrien daheim einzurichten »und in- 
sofern sie täglich an Bevölkerung und Industrie größer werden, 
wird die Notwendigkeit einer Verbindung mit England, mit 
dem sie keinen auf Reziprozität der Bedürfnisse ausbauten 
Handelsverkehr haben, fortwährend für sie geringer. « Gleich- 
wohl hat England damals sich für die Kontinentalkolonie 
Canada und gegen eine neue Inselkolonie entschieden (Frieden 
von 1763). Bestimmend hierfür war die Erwägung des älteren 



f 2. Der PoliB-Ursprung beider Weltreiche. (yj 

Pitt, daß Frankreichs Seemacht in Canada getroffen würde. 
Wiewohl nicht Pitt den Vertrag selbst abschloß, sondern sein 
Amtsnachfolger, so wurde doch danach gehandelt. Aber ge- 
rade der Erwerb des neuen Landgebiets war für England 
der Grund eines Ansporns, um seine diu*ch die Navigations- 
akte eingerichtete Wirtschaf tspoUtik zu befestigen. Man 
wollte, um die französische Konkurrenz auf Guadeloupe und 
Martinique im Schache zu halten, von der Förderung der 
Plantagenkolonien nicht absehen, anderseits den Neuengland- 
kolonien ihren westindischen Markt erhalten, um sie für die 
englischen Waren zahlungsfähig zu erhalten. Das war noch 
merkantilistisch gedacht, das Wohlergehen des Ganzen und 
aller seiner Teile verlangt. Zum Staatsoikismus sank erst 
dies System herab, als man der Erhaltung der Navigations- 
akte wegen eine scharfe imd strenge KontroUe der Neuengland- 
kolonien durch englische Beamte, die Zollbeamten, einführte, 
aber daneben auch noch die britische Flotte und die Admira- 
litätsgerichtsbarkeit in Bewegung setzte, vor allem aber, da 
man ziu" »größeren Sicherheit der Kolonie« für eine größere 
Verteidigung der Streitkräfte in ihnen sorgen und zu diesem 
Zwecke die Besteuerung der bisher sich selbst besteuernden 
Kolonien nun durch das Londoner Parlament in Angriff 
nehmen wollte. Denn wenn auch die durch die ersten Be- 
steuenmgsversuche von 1764 und 1765 (Zucker- und Stempel- 
gesetz) es sich scheinbar nur um bescheidene Smnmen von 
105 — 145000 £ handelte, für die Kolonien waren sie riesen- 
groß, wenn man in Erwägung zieht, daß das ganze Aus- 
gabenbudget von Massachusetts in Friedenszeiten damals 
nur etwa 13000 £ ausmachte. Das war Staatsoikismus, 
ähnUch wie ihn Irland bis in die neueste Zeit zu tragen' 
hatte, wo die im Lande zur Erhaltimg englischer Herrschaft 
notwendige Konstablerei so viel von den für Irland not- 
wendigen Kultiu*ausgaben verschlingt. Die neuenglischen 
Kolonisten waren nicht römische Kolonen, sondern Puri- 
taner. An deren Widerstand mußte sich der britische Staats- 
oikismus brechen. 
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§ 3. Römischer Synoikismus und Puritanische 

Selbstverwaltung. 

Literatur: Kuhn. Über die Entstehung der Stftdte der Alten, iByS:, 
S. 389 ff.; Francotte, La Polis Grecque, in Studien zur G. u. K. des 
Altertums (1907). p. 95ff.; M.Weber, HWStW. I, S. 102, 171; Der- 
selbe, Rom. A^^rargeschichte, 1891, S. 118 ff.; Seeck, Unteigang der 
antiken Welt II, 3. Kap.; Beloch,-Der italische Bund unter Roms Hege- 
monie, Leipzig 1880, insbes. Kap. II — ^VII; Mommsen, R. StR. III, 
S. 765 — 832, und außerdem die im Text weiter angeführten Arbeiten 
von Hirschfeld und Haverfield; schließlich J. S. Reid, Municipali- 
ties of the Roman Empire, 1913; Aelii, Aristidis Opera ed. Keil (1898), 
II, 91 et seqq.; Oliver, Puritan Communwealth, 1856; Doyle, English 
in America, 2 vo., 1887; Weeden, Ec. and Soc. History of New England I 
(1890); Mc Lear, Early N. E. Towns (Col. U. St. III^); Hosmer, Sam. 
Adams, the man of Town Meeting (John Hopkins USt. II, 4); Weeden, 
Indian Money (Jo. Ho. USt. II, 8---9); Foster, Town Government in 
Rhode Island (Jo. Ho. USt. IV, 2); Rand all, Puritan Colony at Anno-^ 
polis (Jo. Ho. IV, 6); Egleston. Land System of N. E. Colonies (Jo. 
Ho. IV, II — 12); Lauer, Church and State in^N. England (Jo. Ho. USt. 
X, 2 — 3); Haynes, History o. Representation in lÜass. (Jo. Ho. USt. 
XII, 8---9);'Egerton, Short Hist. of Br. Col. Policy, 4. ed.; Lord Dur- 
ham*s Report (Methuen-Ausg. 1902); E. G. Wakefield, Art of Colo- 
nization, ed. Collier 1914; A. B. Keith, Responsible Government in the 
Dominions I (1912), eh. I. 

Die Engländer haben zuerst und bisher allein unter den 
Kultumationen große überseeische Flächenräume durch das 
Mittel der Selbstverwaltung zu beherrschen unternommen. 
Voraussetzung dieses Herrschaftsmittels ist die Entwicklung 
der Repräsentatividee, d. h. der Fähigkeit, die Kolonisten 
in Volksvertretungskörpem zur Verwaltung ihrer eigenen An- 
gelegenheiten zusammenzuschließen. Diese Repräsentatividee 
ist nur bei scharfer Sonderung und Gleichberechtigung von 
Stadt und Land, die erst das Mittelalter brachte, möglich. 
In den großen Selbstverwaltimgskolonien Englands ist diese 
Sonderung, wie wir oben gesehen haben (§ i), auch noch 
heute nicht voll durchgeführt. Aber hier hat, wie noch ge- 
zeigt werden soll, die presb3^erisch-puritaiiische Kirchen- 
verfassimg der Neuenglandkolonien den Ersatz hierfür geboten. 
In der antiken Welt fehlte diese Sonderung von Stadt und 
Land, ohne ein Surrogat zu entwickeln, daher fehlte der antiken 
Welt die Repräsentatividee und mit ihr die Fähigkeit, große 
überseeische Flächenräume durch Selbstverwaltimg zu regieren. 
Die antike Polis hatte statt dessen nur ein Verf assungs- und 
Verwaltungsmittel zur Hand: den Synoikismus. 
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I. Der römische Synoikismus. 

Unter S}moikismus versteht man die freiwillige oder 
zwangsweise Zusammensiedlmig gentilizischer oder territori- 
aler Gemeinschaf tsgruppep, so daß daraus ein politisches Zen- 
trum (Polis) mit einem einheitlichen Bürgerrecht für dieses 
Zentrum entsteht. Die klassische Auffassung dieses politischen 
Synoikismus gibt Thukidides in der bekannten Stelle, wo er 
von dem des Theseus handelt (II, 15) : 

»Dann aber herrschte Theseus .... und siedelte, nach- 
dem er die Ratsversammlimgen imd Regienmgen der anderen 
(sc. attischen) Städte aufgelöst und sie zu einer Ratsver- 
sanmilung und einem Prylaneüm gemacht hatte, alle in die 
jetzige Stadt zusammen.« 

Ähnlich legt Herodot bei Beschreibung des Synoikismus 
auf Teos das Hauptgewicht darauf, daß nur eine Ratsver- 
sammlung der lonier auf Teos bestehen solle (Herod. I, 170: 
»Er befahl, daß die lonier ein Buleuterion auf Teos errichteten 
— denn Teos liege in. der Mitte von lonien — , die übrigen 
bewohnten Städte aber danun nicht geringer geachtet sein 
sollten, wenngleich sie nimmehr bloß Ortschaften — demoi — 
wären«). 

Die Gemeinschaftsgruppen, die durch Synoikismus zu- 
sammengeschlossen wurden, waren bald Stämme wie in Sparta, 
Megara oder im alten Rom, bald Völkerschaften ohne gentili- 
zisdien Charakter wie in Arkadien, bald Stadtstaaten, wie es 
der Synoikismus von Teos oder Lebedos oder der von Athen 
zeigt. 

Das Motiv des älteren Synoikismus ist teils eine mili- 
tärisch-politische Sammlimg der Heeresgenossen, teils die 
Schaffung eines ökonomischen Zentrvuns: eines Marktes. Die 
militärisch-politische Sammlimg, die Konstituienmg einer 
Kriegerklasse als Herrin des Stadtstaates ist ein notwendiges 
Übergangsstadium in der Polisentwicklung, die, wie wir wissen 
(M. Weber a. a. O.), überall in der Antike mit einem Burgen- 
königtum anhebt. Die Einzelburgen der Adeligen, die poli- 
tischen Herrensitze werden gebrochen, der Geschlechteradel 
wird eingemeindet. Diese Konzentration oder Stadtsäßigkeit 
des Adels wird nötig, weil die antike Polis kriegerisch und an- 
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griffslustig ist, und es einen »ewigen« Frieden unter den Poleis 
nicht gibt. Die Stadtsässigkeit wird aber auch Vorbedingung 
der Anteilnahme an der politischen Regierung des Stadt- 
staates. Mit dieser politisch-militärischen Konzentrierung in 
der Polis verbinden sich Stapel- imd'andere Handels Vorrechte, 
auch rein natürlicher Art (z. B. Seelage). Dieses Aufsaugen 
der Landbevölkenmg durch die Stadt ist mitunter auch ein 
ganz allmähliches. Daher kommt es bei diesem älteren Synoi- 
kismus auch vor, daß die Stadtgrenzen sich formell auch 
nicht erweitem, da das Gebiet der Nachbarstadt nicht mit 
Gewalt gewonnen worden ist. 

Den zwangsweisen Synoikismus imter »Vernichtung von 
Stadtexistenzen und Neugründung von Städten findet man 
recht -eigentlich erst in der hellenistisch-römischen Periode. 
Dieser jüngere Synoikismus ist nicht sowohl ein bloß poli- 
tischer Akt, sondern, wie Francotte so hübsch sagt, eine geo- 
graphische Operation der Städtegründung. Pausanias, Stra- 
bon und Diodor kennen bloß diesen jüngeren Synoikismus 
durch Städtegründung (vgl. Diodor XI, 54, XIII, 75; 
Strabon XIV, 655). Die römischen Kaiser namentlich haben 
von dieser Art des Synoikismus reichlich Gebrauch gemacht. 
Er hat bei ihnen zwei Formen angenommen, als Verwal- 
tung s rechtlicher und verfassungsrechtlicher Synoikismus, 
wobei freilich nicht zu übersehen ist, daß schon die Republik 
Ansätze zu beiden Formen machte. 

I. Der verwaltimgsrechtliche Synoikismus *der Römer. 

Er besteht kurz gesagt darin, die Polis zu verbreiten, 
Städtegründungen vorzunehmen, ja selbst wilde Völkerschaften 
in stadtähnUchen Gebilden, civitates, zusammenzuschließen, 
nicht bloß um sie verwaltungsrechtlich besser zu kontrollieren, 
sondern vor aUem, um die Steuererhebung, namentUch die 
der direkten Steuern (tributum, Stipendium) leichter vorzu- 
nehmen, aber auph die Abgaben von den Staatsländereien auf 
provinziellem BRlen, die vectigalia, bequemer einzuziehen. 
Als die Römer überseeische Gebiete erwarben und sie Rom 
tributpflichtig machten, fehlte ihnen jeder Verwaltungsappa- 
rat, um direkte Steuern zu erheben, und sie waren, um dieses 
Zwecks wegen auf die Benützung des städtischen Katasters 
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und des städtischen Erhebungspersonals angewiesen (vgl. 
Dessau in Marquardts, Rom. Staatsverw. V, 2\ S. 195), so 
namentlich in Sizilien und in Kleinasien. Freilich, die Steuer* 
erhebung konnte auch durch die Publikanen ausgeführt wer- 
den und wurde auch durch sie in Form der Staatspacht aus- 
geführt. Aber schon seit Cäsars Zeiten wurde zunächst für 
die römische Provinz Asien, dann aber auch für die anderen 
Provinzen die städtische Eigenverwaltung durch Eigenpacht 
der Staatssteuem seitens der Städte gefördert, um sie vom 
Joch der Publikanen frei zu machen (Weber, Römische Agrar- 
geschichte, a. a. 0. 183 ff.). Auch die Übertragimg von Staats- 
ländereien an Städte kam nach Mommsen in der Kaiserzeit 
in größerem Umfang vor (Ges. Schriften V, 94 f.). Die formal- 
juristische Seite dieses Vorgangs bestand darin, daß der Ge- 
meinde Staatseigentum an den Bodenländereien in der Pro- 
vinz übertragen wurde, um die Grundsteuererhebung vom 
Staate auf die Gemeinden abzuwälzen. Zur staatlichen Grund- 
steuererhebung waren sie ohne weiteres nicht befugt, wohl 
aber zur Vererbpachtung ihres eigenen Bodens gegen vecti- 
galia. Diese erhoben sie nun als Nachfolger des Staates in 
die eigentlichen agri tributarii, zugleich mit den vectigalia, 
die sie von ihrem ursprüngHchen Eigenbesitz, den agri vecti- 
gales, einforderten. Der Staat erhielt dann nach Abzug einer 
Verwaltungstantieme dieses in Form des Vectigal erhobene 
tributum (s. Mitteis, Erbpacht, in Abh. der sächs. Ges. d. W., 
20. B., Nr. 4, S. 19 f.). 

Auch finden wir in der Kaiserzeit bei Erhebung der 
direkten Staatssteuem im Osten konununal-liturgische Amter, 
die bis zum Koinon der Provinz hinaufreichen, im Westen 
des Reiches Gemeindemagistrate, die unter Aufsicht kaiser- 
licher Prokuratoren \md Exaktoren die Eintreibimg besorgen 
(Rostowzew, Staatspacht, a. a. O. 417 ff., und Mommsen, 
R. St.R. II, 1018«). 

Bei der Wichtigkeit dieses Geschäftes der Steuererhebung 
ist es nicht verwunderlich, daß auch die Kaiserzeit diesen 
Städtestaat, den das römische Reich damals darstellte und 
den schon die Republik eingerichtet hatte, für Verwaltungs- 
zwecke noch weiter auszubauen suchte. Und das geschah, 
indem die Kaiser die Polis über das Reich durch den Synoikis- 
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miis ZU verbreiten suchten, in dieser Hinsicht nur das Erbe 
der hellenistischen' Monarchien durchführend (Rostowzew, 
Kolonat V, S. 295 — ^312). 

Nicht bloß Neugründungen von Städten durch zwangs- 
weises Zusammensiedeln seitens der Kaiser sogar auf so klas- 
sischem Boden städtischer Kultiu: wie in Altgriechenland 
(Patrai, Nicopolis u. a.), sondern vor allem das sog. »attri- 
buere« oder »contribuere« (nach Kuhn soviel wie das griech. 
* synoikizein) ist für die Art, wie »städtische« Kultur von den 
Kaisem verbreitet wurde, charakteristisch; In Hispanien, Bri- 
tannien, Gallien, Mauretanien war sie nicht weniger verbreitet 
als in Kleinasien, hier schon seit Pompejus. Sie bestand darin, 
daß einer Völkerschaft gewissermaßen ein Vorort angesetzt 
war, welcher der Sitz der Vornehmen und Häuptlinge wurde 
(wie Vienne im Lande der Allobroger), die ganze Völkerschaft 
aber diesem Vorort bzw. den dort nach römischer Munizipalart 
eingesetzten Behörden unterworfen wurde, oder aber darin, 
daß solche Völkerschaften oder »Städte« richtigen römischen 
Munizipien unterworfen, »attribuiert« wurden (Reich des Got- 
tlos). Sehr charakteristisch für den Umfang dieser Attribu- 
tionen läßt sich Plinius über Hispania citerior aus (H. N. III, 
3, 18) : »Außer 293 Städten, welche anderen Städten inkorpo- 
riert sind, enthält diese Provinz, ohne die Inseln, 179 Städte. « 
Also 293 attribuierte auf 179 selbständige Städte! 

Dabei konnte man all diese civitates, Gaustaaten u. dgl. 
wie Bleiklumpen aufteilen, wenn es die Vorteile der römi- 
schen Verwaltung verlangten. So sagt Strabo von Pompejus 
(XII, 541), er habe nach Überwindung des Mithridates einen 
Teil der Länder gegen Kolchis und Armenien den verbündeten 
Fürsten verliehen, das übrige Land in Politien geteilt, imd fügt 
bezeichnend hinzu: spätere Machthaber hätten wieder an* 
dere Teilungen vorgenommen. Also gleich Bleiklumpen, wie 
wir oben erwähnten, wurden diese- Politien geformt, stets auf 
Abbruch eingerichtet. 

Wie wenig durch die Formung eines solchen stammfrem- 
den Gemeinwesens als civitas oder selbst als »colonia« an 
seinen inneren Verhältnissen geändert wurde, zeigt nicht bloß 
das Beispiel der keltischen civitates und pagi, die imter den 
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römischen Namen ihre angestammte Gau- und Völkerschafts- 
verfassung (vgl. Mommsen, Ges. Schriften V, 438 ff. und 
394 f.) behielten, sondern auch ein ganz konkretes Beispiel: 
die colonia pia Flavia constans emerita Helvetiorum foederata 
von Aventicum (dem heutigen Avenches). Sie galt als »Haupt- 
ort« (caput gentis) der Helvetier imd erhielt wahrscheinlich 
von Vespasian die Eigenschaft einer colonia. Aber damit war 
keineswegs der Charakter des Gemeinwesens ein städtischer 
geworden. Dieser hätte zimächst verlangt, daß die zu Aven- 
ticum gehörigen Dörfer (Lousonna, Miimodunum, Eborodu- 
num, Vindonissa u. a.) im Verhältnis zu dem Hauptsitz in 
scharfer dörflicher Sonderung gestanden hätten, daß die Be- 
wohner dieser Dörfer, wenn sie sich im Hauptsitze dauernd 
aufhielten, nur als »incolae« angesehen würden. Aber nichts 
von all dem fand statt (s. Mommsen, Schweizer Nachstudien 
in Ges. Schriften V, 423 ff.). Jeder dieser Gemeinwesen hatte, 
wie der Vorort, seine curatores, der Duovir der Helvetier hatte 
aber das Recht, in Vindonissa imd Lousonna und jedem der 
anderen Dörfer seine Jurisdiktion ebenso auszuüben wie im 
Hauptort Aventicum; und dieser letztere war auch so wenig 
städtisches Gemeinwesen, daß ihm das wichtige städtische 
Kennzeichen: eine städtische Verwaltung und Polizei in Ge- 
stalt der Aedilen, vollkommen fehlte. Dabei war Aventicum 
sogar colonia 1 

Augustus wird gewöhnlich wegen seiner Munizipalpolitik 
und PoUsverbreitung besonders gepriesen. Wie wenig er da- 
mit z. B. in Gallien erreichte, sagt ein Kenner der gallischen 
Verhältnisse zur Römerzeit (Hirschfeld, Kleine Schriften 1913, 
S. 125): 

»Man hat die Organisation Galliens durch Augustus als 
ein Meisterwerk gepriesen und dieselbe in ihren Grundgedanken 
Julius Cäsar zugeschrieben. Mir scheint diese Auffassimg 
durchaus verfehlt. Augustus hat Gallien seine definitive Ge- 
stalt unter dem Eindruck der Niederlage des Lollius gegeben 
und dementsprechend trägt seine Schöpfung durchaus den 
Stempel einer ängstlichen Politik, die nur den Zweck verfolgt, 
das Land zu zerstückeln, die großen Volksverbände aus- 
einanderzureißen und einen näheren Kontakt sowohl unter 
sich als mit den Römern unmöglich zu machen. Daher die 
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Zuteilung keltischer Stämme an Aquitanien, und, wenn auch in 
beschränktem Maße, an die Beiger; daher die Aufhebung 
der Gesamtstatthalterschaft und die unnatürliche Teilung in 
drei bedeutungslose Provinzen, die nur in Verwaltungssadien 
einigermaßen verbunden waren; daher der vollständige Aus- 
schluß einer kolonialen Ordnung, die Belassung von Lugdu- 
num als einziger Römerkolonie, die Erhaltung der gallischen 
Civitates mit ihren dorf artigen Vororten.« 

Unter solchen Umständen war von einer Durchdringimg 
Galliens mit römischer Kultur wenig zu merken. Die In- 
schriften zeigen wenig Vertrautheit mit der offiziellen lateini- 
schen Sprache, die keltische Sprache bleibt bis ins 5. Jahr- 
hundert die Umgangssprache des Volkes. Kein bedeutender 
Schriftsteller des Landes begegnet uns in den ersten drei Jahr- 
hunderten der Kaiserzeit. Für Afrika behauptet Toulain, für 
Britannien Haverfield eine stärkere Durchdringung. Im helle- 
nischen Osten stieß die römische Stadtkultur wie auf eine un- 
durchdringUche Mauer. 

Dem von den Kaisem aus verwaltungsrechtlichen Grün- 
den gepflegten Synoikismus kam seit der rechtlichen Anerken- 
nung der Kirche auch diese zu Hilfe, indem sie den Grundsatz 
aufstellte, daß der Bischof nur in der civitas seinen Sitz neh- 
men könnte und daß der Dorfbewohner, der paganus, eigent- 
lich Heide sei. Aber alle diese nicht aus dem Drange einer 
richtigen Selbstverwaltimg entstandene Forderung der Poüs- 
verbreitung hatte ihre Schranken an der Tatsache, daß der 
Nährboden des Synoikismus immer die Küstenkultur war und 
bleiben muß. Als im Laufe der Kaiserzeit zur Anlage von 
Binnenstädten geschritten wurde, zeigte es sich bald, daß 
das kaiserhche Machtwort nicht genüge, um eine Städtekultur, 
welche die Chancen der Kapitalsanlage im Seeverkehr voraus- 
setzte, aus dem Boden zu stampfen. Seit dem 3. Jahr- 
hundert erschlafft auch die Anlage von solchen Binnenstädten, 
die Polisverbreitung durch Synoikismus. 

2. Der Synoikismus als verfassungsrechtliches Mittel, 
das Weltreich zu begründen und zusammenzuhalten, ist von 
den Römern in umfassender Weise gehandhabt worden. Ein 
Redner des 2. Jahrhunderts, Aristides, hat ihn in seinem 
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»Encomium Romae« klar erfaßt und dargestellt, wie wir gleich 
sehen werden. 

Jener verfassungsrechtliche Synoikismus besteht in fol- 
gendem: Während der verwalttmgsrechtliche Synoikismus die 
dem pohtischen Zentrum angrenzenden Nachbargebiete allein 
umfaßt, kann der verfassungsrechtliche auf Distanz wirken.. 
Gebiete, die weit entfernt oder sogar über See hegen, können 
als Bestandteile der Zentralpolis dadurch angeschlossen wer- 
den, daß man diejenigen ihrer Bewohner, die auch Bürger der 
Hauptstadt sind, zur Teilnahme an der Zentralregierung nur 
dann befähigt, wenn sie sich in der Hauptstadt befinden. 
Ganzen überseeischen Gebieten wird das Bürgerrecht der 
Hauptstadt verliehen und das erscheint als große Bevorzugung. 
Materiell bedeutet dies eine tatsächUche politische Entrech- 
tung dieser Außenbürger und Außengebiete, da sie zum Zwecke 
der Ausübung ihrer Vollbürgerrechte und zu ihrer Beteihgung 
am Regienmgsrecl^t der Zentralpolis die weite Reise für ge- 
wöhnlich nicht unternehmen. Das Mittel, diesen künsthchen 
Synoikismus zu entwickeln, ist die Eintragung all dieser Voll- 
bürger und Vollbürgergemeinden mitsamt ihrem Grundbesitz 
in die Stimmlisten der Zentralpolis. Praktische Bedeutung 
hat aber die Eintragung nur tot die zufäUig sich am Sitze 
der Zentralpolis aufhaltenden. Das demokratische Gewand 
wird nach außen zur Schau getragen, materiell herrschen aber 
nur wenige über viele. Durch den verfassimgsrechtlichen 
Synoikismus wird das Gemeindegebiet der Zentralpolis nun 
zum alle anderen umfassenden Staatsgebiet, die hauptstädti- 
schen Zentralbehörden verUeren zwar nicht vollständig ihre 
gemeindliche Funktion, werden aber in der Hauptsache nur 
Reichsorgane und Reichsbehörden, die Gemeindebürger der 
Zentralpolis überall vorherrschende und privilegierte Reichs- 
bürger. Umgekehrt sinkt die QuaUtät der von der Zentral- 
polis auf Distanz absorbierten Gemeinden, selbst wenn sie 
Vollbürgergemeinden sind. Denn ursprünglich waren sie nach 
ihrer Rechtstellung vielleicht souverän, jetzt sind sie besten- 
falls mit einer nur tolerierten (nicht rechtUch fimdierten) 
Selbständigkeit zur Verwaltung ihrer Angelegenheiten aus- 
gerüstet. Ihre eigenen Organe, früher Staatsorgane, sind nun 
bloß Munizipalbehörden, sicherhch nach dem Muster der Be- 
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hörden der 2^ntralpolis organisiert, aber ohne deren politi- 
schen Einfluß. Ihr ehemaliges Stadt Staats gebiet ist jetzt 
bloß »territorium « (Gemeindegebiet), das sich zum Reichs- 
gebiet so verhält, wie ihre Munizipalorgane zu den Reichs- 
organen der Zentralpolis. 

Dieser verfassungsrechtliche oder künstliche Synoildsmus, 
ein Synoikismus auf Distanz, ist das genaue Kehrbild einer 
richtigen Selbstverwaltung der beherrschten Gebiete. Denn 
diese können bei Selbstverwaltung ihre eigenen Angelegenheiten 
selbst ordnen durch Repräsentatiwertretimgen und Exekutiv- 
behörden, die jenen in erster Linie verantwortlich sind. Bei 
dem Synoikismus hingegen wird die Überflüssigkeit solcher 
Selbstverwaltung durch die Fiktion aufrechterhalten, daß ja 
jeder Bürger der beherrschten Gemeinde zugleich als Voll- 
bürger des Reiches in der Zentralpolis sein Gelüste nach Staats- 
herrschaft und damit seinen Wimsch nach Beherrschung durch 
sich selbst, infolge der Teilnahme an den in der Zentralpolis 
stattfindenden Wahlen befriedigen könne. Ein modernes Bei- 
spiel dieses künsthchen Synoikismus bietet Irland im Verhält- 
nis zu England, und aus der Unbefriedigtheit Irlands an diesem 
künstlichen S3aioikismus entspringt dort der Ruf nach »Home 
Rule« oder Selbstverwaltung.* 

Nur mit Hilfe dieses künstlichen Synoikismus hatte sich 
Rom zunächst nach dem Sozialkrieg (90/89 v. Chr.) die itali- 
schen Bundesstädte angegliedert und Italien sich unterworfen. 
Mit Hilfe desselben Synoikismus hatte es dann durch Bürger- 
kolonien imd Munizipien römischer Bürger die überseeischen 
Erobenmgen zu beherrschen unternommen. Eines der frühe- 
sten Beispiele dieses künstlichen — weil auf Distanz wirken- 
den — Synoikismus ist die Hafenstadt Ostia. Ihr eine eigene 
Stadtverfassung zu gewähren, hielt man wegen der Nähe von 
Rom für gefährlich, ähnUch wie England mit derselben Be- 
gründimg es ablehnt, Irland eine eigene Volksvertretung zu 
geben. Mit der Zeit ging man weiter: die Stadt erhielt, um 
das wilde Matrosenvolk zu bändigen, eine eigene Polizeigewalt 
in Gestalt von Ädilen und zu deren Wahl eine eigene Volks- 
versammlung, ja sie besaß sogar einen eigenen Mauerring; 
aber das Wichtigste fehlte ihr. Ihre politischen Geschicke 
wurden von Rom aus geleitet, denn ihre Bürger waren rö- 
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mische Bürger und bei der Tribusreform des Jahres 495 
»trotz der lokalen Getrenntheit« (Belocb, a. a. O. 112) 
einer der städtischen Tribus von Rom, der Palatina, zu- 
geteilt. 

Nach dem Verfassungsmuster von Ostia sind dann die 
älteren römischen Biirgerkolonien auf italischem Boden ein- 
gerichtet worden. Sie wurden dadmrch/ daß man sie auf 
Distanz von Rom aus lenken konnte, ein wichtiges Mittel, 
um als Vorposten römischen Wesens mit der Zeit die Bundes- 
kolonien auf italischem Boden zu umklammem imd zu kon- 
troUieren. 

Ein klassisches Beispiel, wie Rom unter scheinbarer Ge- 
>vährung von Rechtsprivilegien seiner eigenen Herrschafts- 
politik Rechnung trug, war die Art, wie man die Bundesstädte, 
die an der Herrschaft teilnehmen und römische Vollbürger wer- 
den wollten, nach dem Sozialkrieg in den römischen Staats- 
verband aufnahm. Von jeher war es Roms Grundsatz, neu- 
aufgenommene Bürger auf wenige Tribus zu beschränken, 
um eine Majorisienmg der Altbürger in den Komitien zu ver- 
hüten. Dabei waren die städtischen Tribus Roms weniger 
gewertet als die Landtribus, weil in die ersteren das städtische 
Proletariat eingereiht war. Nach dem Sozialkriege ging man 
nicht von dem alten Brauch der Beschränkung ab, und die 
Lex Julia bestimmte, daß bloß 8 Landtribus zur Aufnahme 
der Bundesgenossen ausersehen werden sollten. Die Ausfüh- 
rung dieser Klausel wurde zunächst durch den gleich darauf 
einsetzenden Bürgerkrieg unterbrochen. Das Programm der 
von Cinna geführten demincratischen Partei wollte den Itali- 
kern volle Gleichberechtigung gewähren und forderte daher 
ihre Verteilung diurch alle 31 Landtribus. Sulpicius stellte 
den Antrag, diese Veränderung an der Lex JuHa municipalis 
vorzunehmen, was zwar vom Volke angenommen, im folgen- 
den Jahre aber durch Sulla (88 v. Chr.) wieder beseitigt wurde. 
Jedoch auch der Sieg der Demokraten unter Cinna im folgen- 
den Jahre brachte nicht vollständig die Erfüllung der berech- 
tigten Wünsche der italischen Neubürger. Man erinnerte sich 
trotz der von den Demokraten wiederholt gegebenen Verspre- 
chungen, daß ein Teil der ehemahgen Bundesgenossen im 
Sozialkrieg Rebellen gewesen, und diese ehemals »Aufständi- 
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sehen« wurden nach der Lex Julia in die 8 Tribus eilige- 
sperrt*). 

So konnte man mit der einen Hand gewähren, was die 
andere Hand zurücknahm. Das Mittel bot hierzu der Synoi-«^ 
kismus. Die rohe Unterwerfung konnte in die feinere Form 
des Synoikismus auf Distanz gekleidet werden. Das Mittel 
war erfunden, um scheinbar dort Mitherrschaftsrechte zu ge- 
währen, wo man nur Unterworfenheit wünschte. Durch Ge- 
währung der Rechte römischer Munizipien und Bürgerkolonien 
konnte man in der Spätrepublik, namentlich aber unter den 
Kaisem, synoikisieren, also beherrschen. »Auch die Einwohner 
der späteren Provinzen hat Rom dem Rechte nach zu Sklaven 
gemacht; doch wurden sie schon gleich anfangs als Klienten 
behandelt imd rückten endlich zu gleichberechtigten Mitbür- 
gern auf. - Alle Länder, die das Mittelmeer umgeben, waren 
so am Schlüsse des Altertums in einem gewaltigen Synoikismus 
zusanunengef aßt « (Seeck). 

Es kaim nicht wundernehmen, daß in dem Kopfe eines 
Griechen, dem der Polisgedanke gewiß zu oberst am Herzen 
lag und der gleichzeitig die angeborene Neigung des Griechen 
zur theoretischen Verklärung realer Tatsachen besaß, die erste 
und m. W. einzige politische Theorie über diese Form des 
künstlichen Synoikismus entstand in Form eines »Lobes auf 
Rom «. 

Es ist dies der Mysier Aristides, ein berühmter Rhetor 
des 2. Jahrhunderts (129 — 189 n. Chr.) und Freund des Kai- 
sers Marc Aurel. Die hier folgenden Auszüge aus seiner Rede 
(efe 'flwjuip') geben wir hier ausfüiirlich wieder, weil sie als 
Theorie des verfassimgsrechthchen, künstlichen Synoikismus 
bisher m. W. überhaupt noch nicht gewürdigt worden ist: 

Rom hat seinen so großen Länderbereich unter dem 
Namen einer Stadt zusanmigefaßt {yrp loarjvdB dg fiiag Ilöleaßg 
ovofia awtffiiivrfl). In welchem Teil dieser Stadt du auch 
immer geboren bist, du wohnst doch mitten in ihr (otiov de xig 
omf^ ylyvoito, ovdiv iaxi xo utoXvov Cfiolwg ävai hf (iia(p). 



^) Letzteres wird zwar von Mommsen, Ges. Sehr. V, 262 £f. (gegen 
Beloch) bekämpft, aber die ursprüngliche Einsperrung nimmt auch Momm- 
sen als feststehend an. 
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Wollte man alle die Städte, die Rom zusammenfaßt mid 
auf seinen Schultern trägt, gewissermaßen aus der sie verbin- 
denden Luftlinie herunterholen und nebeneinander setzen, so 
würde das ganze Italien (ohne Rom) damit ausgefüllt und 
eine einzige Stadt sich bis nach lonien ausdehnen. Die Römer 
haben in der Kunst des Herrschens alle ihre Vorgänger über- 
troffen. Vor allem die Perser, die mit ihrer Regierungsweise 
es fertig gebracht, daß sie diejenigen, welche ihnen gehorchten, 
als Sklaven verachteten und Üire Staatsangehörigen wie Feinde 
bestraften, woher es kam, daß jene die Feinde des Staates 
weniger fürchteten als die eigene Staatsregierung. Der Herr- 
scher war ein Despot, kein König. Alexander, der vor den 
Körnern allein ein Weltreich zusammengezimmert, schien eher 
ein Reich zu erwerben als wirklich zu regieren. Seine Nach- 
folger glichen mehr »verwaisten« Satrapen eines Großkönigs, 
denn Herrschern. Ihre Regierungsart mehr einem Raub, denn 
einer richtigen Herrschaft zu vergleichen. Die Regierungsart 
der Römer hingegen, die gleichmäßig alle träfe, hätte es be- 
wirkt, daß in bezug auf Gehorsam die Bergbewohner auf den 
höchsten Spitzen niedriger seien als die in tiefsten Tälern woh- 
nenden, daß keine Insel sich von dem Kontinent unterscheide 
imd daß alle wie eine kontinuierliche Fläche und eine Nation 
schweigend gehorchten (^t^og di xat vf^aog oidiv tti T^verm 
aü! waneq (lia %i^ awextß xal iv qwXov anavra VTtrpiaiu 

Allen Befehlen und Winken werde schneller gehorcht als 
die Fingerbewegung des Bogenspannens dauere; und sobald 
etwas befohlen, werde es auch ausgeführt {rcayra de i§ 
iniTctyfdOTog tmxI vevfdarog reXeltai ^ov rpsig av xogArv tl/tjketep), — 

Die in die Städte imd Provinzen entsandten Befehlshaber 
und Statthalter befehlen wie ihren eigenen Familienangehöri- 
gen. Die letzte Entscheidung stünde bei dem von allen ge- 
fürchteten Kaiser, dem alles Schwierige vorgelegt werde und 
von dem man die Anweisung, wie zu handeln sei, erwarte, 
gerade so wie der Schülerchor die Anweisung des Lehrers. 
Der Kaiser habe es deshalb nicht nötig, die Provinzen zu be- 
reisen, er kann bequem durch seine Briefe regieren, die, kaum 
geschrieben, sehr schnell, wie von Vögeln, davongetragen 
würden {cci dl fdiKtqov q>dwovCi Ynaq>uaat xai ftoQeiaiv (oor^eq vno 
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TtTtpfwr fefOficyoi), Was die Römerfaerrschaft ganz besonders 
aber auszeichne, sei, daß sie allein über freie Männer herrsche. 
Nicht wie iSklaven über eine Sklavenherde, sondern wie in 
den einzelnen Städten, so herrschen die Römer über den 
Erdkreis, wie über eine einzige Stadt, indem sie Vorsteher 
eingesetzt, welche, aus Wahlen des Volkes hervorgegangen, nur 
die Aufgabe hätten, fürsorglich den Beherrschten vorzustehen, 
nicht aber Despoten zu sein {ccH* üaneg oi h taig xaza filar 
TtoleaiVf ovtoi xal vfiug aOTteg h f4i^ yioUi Ttdat] ohwvfdipi] 
noXiTevofdevot rovg agxoy^ccg yux&iatave [iTt'avröig'] olov i§ aqxat" 
(jeai&Vy ini 7tqoa%aai(f luxi nfjoyoiff tcuv aQxofiivtav, orx ini rqj 
deanorag elvai). 

Damit berührt Aristides den Boden des römischen ,Synoi- 
kismus auf Distanz'. Denn als den Hauptgrund, weshalb die 
Römer es eben dazu gebracht, als Freie über Freie zu herr- 
schen und wodurch sie gewissermaßen das griechische System 
zur VoDendimg gebracht, führt er an: Sie hatten alle, die 
zum Reiche gehörten, in zwei Gruppen geteilt. Die einen, die 
auf einer höheren Kulturstufe stünden, hätten die Römer mit 
Stadt- und Nationsqualität ausgezeichnet (ro /tieV yaQuazeQOv 
md yewaioteQov • . . navraxov noXinyLov ^ xat ofJioq^vXov nav 
aTtedei^are), die übrigen zu Unterworfenen gemacht. So hindere 
weder das Meer noch das dazwischen Hegende Land jemanden, 
Bürger zu sein. Alles liege in der Mitte offen für alle. Nie- 
mand ist ein Fremdling, der der Amtswürde oder des öffent- 
lichen Vertrauens im würdig sei {^ivog di ot'deig oazig a^x^ /} 
nlatewg a^iog). Vielmehr ist eine über die ganze Erde sich 
erstreckende Demokratie erstanden unter einem besten Herr- 
scher und Regierer, und alle wandeln gleichsam zur gemein- 
samen Agora, um jeder das ihm rechtlich zukonmiende zu 
erlangen {aHa yLa^iavtjM w>ivfj t^g yrjg drjuoyLfaTia v(p m 
Tijf ctqiotifi aQxovTi' xat xoaiijjv^^ xal Ttaweg äaneq elg iMivfpf ayo' 
Qoy awlaai Totev^ofdcrov rrg a^lag ^crroi). Was eine Stadt 
den sie umgebenden Ländereien ist, das ist diese Stadt (Rom) 
der ganzen bewohnten Erde, gewissermaßen die gemeinsame 
Burg ihres Staatsgebietes (oncQ de nokig totg autffi OQloig 
yuxi xuHiaig aatlv, tovd'* ri ob r^ noXig 15 Ttaag olyuwfiivjjj wartSQ 
öfvr^ [X^S] ciaiv wivcv ccTtoöedeiyfiiinrj). Man könnte sagen, 
daß alle wie Periöken oder gleichsam in Dörfern Wohnenden, 
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jeder in seinem Lande, in dieser einzigen Akropolis zu- 
sammenkommen {ffcclfjg €cr TtifioUovg anawag ^ naza Stuao^ 
ohuyiyzag [aXXovg] aiXay tC^qpv ug {Aiav tairap^ anfOTtoliv 
owi^€a9ai). — 

Mit diesen zuletzt angeführten Worten wird der römische 
Weltsynoikismus ebenso gezeichnet wie bei Aristoteles oder 
Thukidides der ältere griechische Staatssynoikismus. Aber der 
erstere unterscheidet sich von dem letzteren, wie Aristides aus- 
führt, in zwei Hauptpunkten. 

Zunächst machen die Römer, anders als die Griechen, 
keinen Unterschied zwischen sich und den Barbaren, sondern 
zwischen Römern und Nichtrömem. Bä diesem Unterschiede 
sind viele euerer Bürger, die sich in einer Stadt befinden, 
nicht schlechter gestellt als die einheimischen, so daß sie nicht 
wissen, aus welcher Stadt sie eigenthch stammen (toinojv de 
ovvio dijjQfjadvcjy TtoXXoi (jiev h kxaaru nöki nolitat vfihefOi qv% 
TjfCTOv rj Tcov ofiiHfvhaVj ovd^ idovreg na Tiveg airtüy %rpf Ttökiv). 
Man braucht auch für die einzelnen Städte keine Schutzwälle, 
vielmehr bewachen von jeder Seite her die größten und stärk- 
sten ihr Vaterland für euch. Und so besitzet ihr jede einzelne 
Stadt auf doppelte Weise von euch aus und durch sie selbst 
(q^vfHav öi ovdiv dei tag m^Ttoleig ixovtiovj aü! ol htaaTaxo&ey. 
fieyiOTOi TLal dwavdnatoi tag Ictvtüv TtavQldag q)vkawovaiy. 
xai öiTtXfj Tag nokig l^ere, sv&ivde %b xai naq ainiov hu&cxa^. — 
Neid kommt nicht in den Herrschaftsbereich. Einmal geht ihr 
im Nichtbeneiden allen voran, indem ihr alles zur Verfügung 
stellet und den Befähigten die Möglichkeit gewähret, eher der 
Reihe nach selbst zu regieren, als regiert zu werden {avtol 
yag VTtrj^arB töv firj q)d'OveiVf anawa eig t6 fiiaov yLaraad'ivTeg 
Tuxl naQaoxovreg töig övpafdivoig ftrj a^^eaat fiaXXov tj ii^uv 

Da allen die Verfassung gleichsam wie die einer Stadt ge- 
meinsam ist, so herrschen die Vorsteher (sc. der einzelnen 
Städte) nicht über Fremde, sondern mit Recht wie über ihre 
Familienangehörigen {8ta yaq ro xoivfpf ehai vr^v noXirdav 
xai oloy nilewg uiäg^ eixarcag ov% dg aXXoTüitap äiX*(og qlxelioy 

0$ OQX^^^^ aqxo^^^)» — 

Ein anderer Unterschied dieses Weltsynoikismus von dem 
griechischen Stadts}moikismus ist, daß die Römer das Um- 

Hatschek, Britiidics uad römisches Wdtteich. 6 
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geben Roms mit Stadtmauern als kindisch auffassen. Sie 
umgeben nicht ihre Stadt, sondern ihre Weltherrschaft mit 
einem Walle (rei/wy, y« jmi;V oi*x rßeXtjaarej tavra de rrj oqj^ tzb» 
fießakere ov rf] tcoXbi). Und darüber hinaus wieder mit einem 
Walle, den sie durch Mauern schätzen und mit Kolonisten 
erfüllen, so daß Männer diese Mauern wie ein Schild be- 
decken, Männer, die nie an Flucht denken {Tohtov rüv reixon^ 
TtQoaaaTtiCovoiv avÖQtg g^yf^y ov vofdiCovreg). 

In diesem Idealbild fehlt nicht bloß der wichtige Hinweis 
auf die doch damals in weitem Umfange an der Staatsherr- 
schaft beteihgten großen Grundherrschaften (s. darüber den 
folgenden § 4), sondern das Bild ist auch deshalb verzeichnet, 
weil Aristides neben der Hervorhebung, daß die Bewohner 
der einzelnen Städte mit der Lösung eigener Verwaltungs- 
aufgaben zugleich Reichsaufgaben erfüllten, gleichzeitig die 
Allwissenheit und das Eingreifen der kaiserUchen Gewalt 
(ToaövTog maoiv iviarcmTai qioßog xov fieydlov ccQxovrog xoi ra 
nana TtQVToyevovtog. ciate fAailov fiiy huuvov Bidivat vofiiCovaiv 
a TCQaTTOtaiv rj aq£g avrovg) besonders hervorhebt. Kommt 
vielleicht das erstere dem Selbstverwaltimgsbegriff nahe, 
so hebt das letztere diesen wieder auf. Denn nichts schützt 
die Stadt vor Übergriffen des Kaisers oder seines Provinzial- 
statthalters. Erst die englische Selbstverwaltung in ihrer 
Anwendimg auf die Beherrschimg von Kolonien hat hier 
die nötigen Rechtsgarantien geschaffen. Es waren die Puri- 
taner auf dem Boden Neuenglands, welche hierfür die Grund- 
lagen legten. 

II. Die puritanische Selbstverwaltung. 

I. Puritanischer Geist gegen englische Händler und Boden- 
ausbeuter hat für England die koloniale Selbstverwaltung 
erobert. 

Wir haben im vorhergehenden (oben S. 62) die Frage auf- 
geworfen, weshalb Neuengland nicht das Schicksal von Indien 
gehabt und nicht auch von Publikaneii, wie dieses, verzehrt 
worden sei. Auch Neuengland wurde von Handelsgesellschaften 
zur Kolonisierung in Angriff genommen. 

Aber der puritanische Geist wußte sich ihrer alsbald zu 
entledigen. 
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Die Virginia Company, der 1606 die Kolonisation des 
ganzen Landstrichs zwischen dem 34. und 45. Grad nördl. 
Breite zm* Ausbeutimg überantwortet wurde, sollte zur An- 
lage von zwei Kolonien dienen. Mit der südlichen sollte sich 
die eigentliche Virginia Company (Hauptsitz London), mit der 
nördlichen die Plymouth Company (Hauptsitz Plymouth) be- 
schäftigen. In dieser Form, als Zweig der Virginia Company, 
kam die Plymouth-Gesellschaft nie zustande. Vielmehr wurde 
unter der Leitung des Abenteuerers und KavaUers Fernando 
Gorges 1620 eine neue Plymouth-Gesellschaft gegründet in 
ausgesprochener Konkurrenz zur Virginia Company. Das ihr 
überwiesene Landgebiet lag zwischen dem 40. bis 48. Grad 
und wurde unter Wahrung der Rechte der Virginia Company 
abgesteckt. Die Gesellschaft als Korporation fiel mit ihrem 
Rat (Council for New England) zusammen und bestand aus 
40 Mitgliedern (patentees). Alle Rechte, welche künftige Teil- 
haber an dem Unternehmen erwerben würden, mußten von 
den ursprüngUchen Vierzig im Wege des Vertrages erworben 
werden. Das praktische Resultat davon war, daß die Kom- 
panie gewissermaßen als ein Kanal angesehen wurde, durch 
welchen- die Krone Grundeigentümerrechte verteilte, und zwar 
nicht nach einem vorgezeichneten Plane der Kolonisation, son- 
dern je nachdem der eine oder andere Erwerber solcher Rechte 
den Boden für Handels- und andere Zwecke ausbeuten wollte. 
jAiuf Handelsgewinn kam es auch der Gesellschaft selbst mehr 
^, als auf systematische Besiedlung. Hohe Adelige, Großkauf- 
leute standen an der Spitze, jedenfalls nicht Leute, welche 
selbst mit Pflug und Spaten den Kolonialboden bestellen 
wollten. - 

Die Puritaner aus England, die nach vorübergehender 
Zuflucht in Holland eine neue Heimat, frei von Glaubensver- 
folgimg, jenseits des Ozeans finden wollten, versuchten zuerst 
mit der Virginia Company wegen der Erwerbung von Boden 
im überseeischen Gebiete handelseinig zu werden. Die Virginia 
Company hatte aber nur wenig Sinn für ideale Zwecke. Eine 
Kolonisation für Handel oder zur Gewinnung von Edelmetall 
hätten sie verstanden, aber was sollten ihnen Glaubenseiferer, 
die als Independenten nicht bloß die staatlich-kirchliche Ord- 
nimg leugneten, sondern wahrscheinlich auch über kurz oder 
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lang den Einfluß der Company selbst abwehren würden, jeden- 
falls als Gesellschafter höchst unbequem sein könnten ? Dazu 
hatten sie auch kein Geld. Man Ueß sie deshalb zunächst 
anderwärts Kapital auftreiben und mit Hilfe von Londoner 
Kaufleuten kam solches zuwege. Die Puritaner nahmen auch, 
um der Virginia Company respektabler zu erscheinen, selbst 
die Form der Handelsgesellschaft an, welche sie und ihre 
Partner in London umschloß. Dabei wurde der Grundsatz 
gewahrt, daß das Einsetzen eigener Arbeitskraft auf kolo- 
nialem Boden ebenso zum Anteil an dem gemeinsamen Nutzen 
berechtigen solle, wie das Einschießen von Kapital. In dieser 
Form präsentierte sich die neue Kolonialuntemehmung der 
Virginia Company und erwarb von ihr die Bodenrechte zur 
Besiedlimg. Aber nach der Landung merkten die Auswan- 
derer, daß sie sich nicht auf dem Boden der Virginia Com- 
pany, sondern auf dem der Plymouth Company befanden, 
und nun galt es, mit dieser handelseinig zu werden. Hier 
hatte man mit der persönlichen Feindschaft des mächtigsten 
Teilhabers der Plymouth Company, Sir Ferdinand Gorges, 
zu rechnen, der nicht bloß von der Ansicht ausging, daß nur 
Großkapital kolonisieren könnte, sondern selbst umfassende 
Bodenrechte im Norden der geplanten Puritanersiedlung, zwi- 
schen dem Merrimac und Kennebec, erwerben wollte (und ein 
Jahr später, 1622, auch erwarb). SchUeßUch erlangte man 
das gewünschte Siedlungsrecht, und zwar für die Kolonisten- 
gesellschaft ein gewisser Pierce, aber im eigenen Namen, so 
daß seine Partner in die Kategorie von Pächtern im Verhältnis 
zu ihm rückten. Diese faßten die Form, in die Pierce das 
Siedlungsrecht gebracht hatte, mit Recht als einen Betrug 
auf und verlangten auch die kückübertragung der Rechte an 
sie alle insgesamt, was Pierce auch 1623 tat. Aber unter den 
Partnern selbst zeigte sich Neigimg, die Gesellschaft aufzu- 
lösen. Die Londoner Partner hatten zu dem ganzen Unter- 
nehmen nur wenig Fiduz, und die Auswanderer glaubten sich 
von ihren Londoner Teilhabern, namentlich während der ersten 
schwierigen Winter, im Stiche gelassen. Dazu war die Lon- 
doner Partei einer Zuwanderung der in Leyden zurückgelas- 
senen Glaubensbrüder der Puritaner abhold, da dies den 
Handelsgewinn nicht vermehren würde (Bradford, iio). Man 
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löste deshalb die Gesellschaft mit den Londoner Partnern auf 
und befreite sich so von den Händlern um den Preis von 
1800 i, die man allerdings aus dem Betrieb des Handelsmono- 
pols der nächsten 6 Jahre, mm aber durch die Kolonisten 
selbst herauszuschlagen hoffte. So entstand die Kolonie 
Plymouth. 

Massachusetts, die nächste Neuenglandkolonie, wurde in 
ähnlicher Weise (1629) gegründet. Auch hier finden wir, daß 
der puritanische Geist sich den Händlern zunächst anpaßt, 
.um sich alsbald von ihnen zu befreien. Nachdem 1623 — 26 
ein Versuch von Dor ehesterer. Kaufleuten, eine überseeische 
Siedlung vorzunehmen, gescheitert war, wurde auf Anregung 
des puritanischen Rektors von Dorchester, John White, eine 
Kolonisationsgesellschaft gegründet, die eine königliche Charter 
1629 erwirkte, um in ihren Territorialansprüchen g^en jeder- 
mann gedeckt zu sein. Der Handelszweck war auch in das 
Programm aufgenommen, mn englische Kapitalisten an das 
Unternehmen zu fesseln, der Hauptzweck aber war, in den 
Worten ihres Anregers John White: to raise a bulvrark against 
the kingdom of Antichrist, which the Jesuits labour to rear 
up in all quarters of the world. Das zu besiedelnde Land war 
folgendermaßen ausgeteilt : Jeder Gesellschafter sollte 200 acres 
für je 50 £ Einlage erhalten. Siedelte er sich auch in der 
Kolonie wirklich an, so sollte er noch 50 acres für sich imd 
je 50 für jedes seiner Familienmitgheder erhalten. Kolonisten, 
die nicht Gesellschafter waren, sollten je 50 acres für sich und 
50 für jedes Familienmitglied in Anspruch nehmen dürfen. 
Als diese Company of the Massachusetts Bay in New England 
nun entsprechend ihrem Siedlungszweck ihren Hauptsitz nach 
der Massachusetts Bay verlegte, fielen die Partner, die im 
Mutterlande sitzen geblieben waren, ab, was um so leichter 
geschah, als die Gesellschaft % ihres Einlagekapitals inzwi- 
schen eingebüßt hatte. Die Liquidation dieser verschuldeten 
Gesellschaft vollzog sich durch Übernahme aller Verbindlich- 
keiten und Gesellschaftsschulden durch 10 in der Kolonie 
angesiedelte Partner, welche, mit dieser auf Gedeih und Ver- 
derb verbunden, den rehgiösen Siedlungszweck vollführen 
wollten, frei von den Händlern, die in der Heimat 
geblieben. 
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Aber aus der Verbindung mit ihnen. hatte man den Ge- 
sellschaftsgedanken gelernt und ihn auf die Landsiedlung zur 
Anwendung gebracht. Es hat sich nämlich herausgestellt, 
daß die Neuenglandkolonien ihre Dörfer ursprüngUch nach 
Art einer germanischen Allmende mit Flurgemeinschaft, 
Weide- und Waldgemeinschaft innehatten und daß erst etwa 
von der 2. Hälfte des 17. Jahrhunderts die Gemeinschafts- 
teilungen eintraten. Man hat hierin eine Übernahme altger- 
manischer Siedlungsverhältnisse finden wollen, trotzdem sich 
in England dergleichen damals schon längst nicht mehr vorfand. 
Der altgermanische Genossenschaftsgedanke spielte bei den 
Neuenglandsiedlungen ebensowenig eine Rolle, wie bei den 
indischen Dorf gemeinschaf ten (deren grundherrlichen Charakter 
bereits Baden-Powell, in Land Systems of India, erwiesen hat). 
Vielmehr war es bei den Siedlungen in Neuengland die ursprüng- 
liche Handelsgesellschaftsform mit ihren Anteilen in Land- 
losen, welche bei der Kolonisation die Händler in der Heimat 
anziehen sollte, maßgebend geblieben, selbst nachdem jene 
Händler ausgeschieden waren. Der Grund- und Bodenkom- 
mimismus war so wenig germanische oder rehgiös-altchristliche 
Reminiszenz, daß gerade die Händler auf seiner Aufrechterhal- 
tung und Einfügung in den Gründungsstatuten bestanden, 
während die richtigen Kolonisten Individualeigentum von 
vornherein wollten (ähnUch in Virginien : John Hopkins U. St. 
Xni, 6—7, p. 17 ff.). Dazu kommt noch, daß die zugeteilten 
Lose von vornherein veräußert werden konnten, wenngleich 
nur mit Zustimmung der Kolonialbehörde; daß femer für 
Neuzuteilung von Gemeinland an Kolonisten der Größenteil 
des bisherigen Loses maßgebend war, daß mitunter auch wegen 
vermehrter Einschießimg von Kapital der betreffende Gesell- 
schafter einen größeren Anteil bei Teilung von Neuland als 
Los zugewiesen erhielt, daß schließlich die maßgebenden Ver- 
waltungsbeschlüsse über die Bewirtschaftung, vor allem die 
wichtige Frage der Gemeinteilung, sich nicht durch Majori- 
tätsbeschlüsse entschied, sondern namentlich das auf jeden 
Teilhaber entfallende Teilungsresultat nach seinem Lose und 
Gesellschaftsanteil in der Gemeinschaft richtete. So kam es 
z. B. vor, daß ein sog. 60 acre-Los bei der Teilung Ansp!nich 
auf 3,242 acres gab. Selbstverständlich war auch, daß sich 
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der Anteil an der gemeinsamen Nutzung, solange Flur- .und 
Feldgemeinschaft bestand, nach der Größe des Loses richtete, 
wofür es bestimmte Einheiten gab. Ein 10 acre-Los gab in 
naanchen Dor^emeinschaftejn ein Anrecht auf 113 acres in 
der offenen Flur, und 12 acres im Weideland. Doch war dies 
nach Dörfern und Siedlungen verschieden. 

Dieser Dorfkommimismus war nur Schein. Winthrop, 
der erste Gouverneur von Massachusetts, verstand ihn so, 
wie etwa Aristoteles (Poht. II, 5, 8) ihn im Gegensatz zu 
Plato versteht: Individualbesitz, aber gemeinsamen Nutzen, 
Individualbesitz, aber Ausübung mit Rücksicht auf den Neben- 
menschen und Nachbarn: »We must — sagt Winthrop — 
be willing to abridge ourselves of our superfluities for the 
supply of other's necessities« (cit. von Doyle I, 133 f.)* — 
Wie klingt das doch an das Aristoteleswort an vom Eigenbesitz, 
dessen Ertrag man teils den Freunden nützlich machen, teils 
wie Gemeingut verwenden soll (Polit. II, 5, 34 f.: l^^ y«^ 
&LctaTog try yLxrfSiv ^^V^y ^^ /w«V iffrpiina noui toig (ftkoi^ roig 
di xiff^xai log xoivo7g...)l So wenig Aristoteles Kommunist war, 
so wenig Winthrop und die neuenglischen Puritaner. 

Gleichwohl hatte dieser scheinbare Dorfkommunismus, 
trotzdem er kaum ein halbes Jahrhundert dauerte, folgen- 
schwere Wirkungen, da er durch den piuitanischen Geist er- 
füllt war. Dieser bewirkte, daß nicht allzu große Verschieden- 
heit zwischen den Landlosen eintrat, daß vor allem in das 
Landlos eigne Arbeit als religiöse Pflicht hineingesteckt wer- 
den mußte, daß also der Dorfspekulant und Wucherer, nach 
Art des russischen Kulak im Mir oder des indischen banya, 
ebenso unbekannt war, wie der römische Kapitalist, der die 
Lose der Bauern in der römischen . Bürgerkolonie aufkaufte. 
Dadurch wiurde die Besiedlung gefördert. Nach der Richtung 
erwies sich die Siedltmgsgenossenschaft und Gemeinschaft der 
Puritaner besonders wirksam, indem sie den Bodenexploitem* 
und Spekulanten, nach Art der Weston, Morton, Gorges und 
Mason u. a. förmhch aus dem Boden von Neuengland heraus- 
biß und dadurch hier die große Plantage im Stile von Virginia 
unmögUch machte. Das gab auch der neuenglisch-puritani- 
scfaen Besiedlungsweise den Vorsprung, wo sie in Wettbewerb 
mit dem spekulativen Bodenexploiteur trat wie z. B. in Maine 
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oder Maryland. Diese puritanische Besiedlungsweise verhin* 
derte auch, daß die Sklaverei und der Kolonat in den Neu- 
englandstaaten aufkamen, etwa nach der Art der Süd- 
staaten ; sie bewirkte also, daß die Siedlungen nicht menschen- 
leere Oücen wurden, sondern selbstverwaltende Gemeinwesen, 
sie bewirkten schließlich, wie noch im folgenden gezeigt wer- 
den soll (§ 4), daß die englische Kolonie ein selbständiges 
Lebewesen, ein werdender Staat war, kein lebloser Verwal- 
tungsbezirk wie die römische Provinz. 

Puritanische Town und puritanischer Covenant wurden 
die Hebel kolonialer Selbstverwaltung und die Kampfmittel 
um die Freiheit. 

Schon die unter dem Namen der Separatisten zusammen- 
gefaßten Sekten der Puritaner in der englischen Heimat 
gingen von der Gemeinde und dem Covenant als den Grund- 
lagen jeder echten Kirchen- und Staatsverfassung aus. So 
sagt R. Browne in seinem imi 1582 geschriebenen Buche »A 
Booke which sheweth the Ufe and manners of all the true 
Christians«: »Die wahren Christen vereinigen sich zu Gemein- 
den von Gläubigen (company or number of believers), welche 
durch freiwilHgen Vertrag mit Gott (by a willing covenant 
with their God) sich unter die Herrschaft Gottes und des 
Heilands gestellt haben, die das göttliche Gesetz in einer 
heiligen Gemeinschaft behüten. « Gingen nun die Separatisten 
von dem notwendigen selbständigen Bestand jeder Kirchen- 
gemeinde aus, so hatten die Kongregationalisten, wie sie sich 
in Leyden um Robinson und Webster sammelten, den Zu* 
sammenschluß der Gemeinden doch einige Konzessionen ge- 
madit, als sie sich um die Ansiedlung in Neuengland be- 
mühten. Sie verwarfen aber das System von Synoden, wie 
jedes bischöfliche Kirchenregiment. Die selbständigen Kir* 
chengemeinden, durdi Covenant konstituiert, sollten in bloß 
geistigen Verkehr miteinander treten, die zwangsweise Be- 
obachtung der Kirchengesetze sollte bloß der zivilen Obrig- 
keit zustehen (s. Burrage, Early English Dissenters I, 288). 
In Neuengland verfielen diese Puritaner alsbald einem aus- 
gesprochenen Staatskirchentum, wo zwar die geistlichen An- 
gelegenheiten von den Pastoren und Alteren (Eiders) beraten,, 
von der Obrigkeit aber vollstreckt werden mußten, wobei 
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letztere sich auch Übergriffe in das rein geistliche Gebiet an- 
maßten. Von dem Separatismus blieb nicht viel mehr übrig, 
als daß die Kirchengemeinde und die weltliche Gemeinde als 
town eine politische Einheit blieb und daß der covenant im 
Lauf der Zeit nicht Uoß der Gründungsakt der Einzelgemeinde, 
sondern der eines Zusammenschlusses mehrerer Gemeinden 
zum Staat wurde. 

Die town als poUtische Einheit wurde in ihrer^ Wirksam- 
keit durch ihr kirchhches Leben bestimmt. Nicht' bloß, daß 
in ihr nur derjenige politische Rechte hatte, der der rechtgläu- 
bigen, d. i. der puritanischen Kirche angehörte und seine 
Rechtgläubigkeit auch fortwährend betätigte: auch die 
Pastoren wm^den wie andere Beamte der town von deren' 
Vollversammlung bestellt und von der town erhalten. Die 
Teilung einer town in mehrere oder die Abzweigung einer 
solchen von einer anderen bestimmte sich aus der Notwendig- 
keit, den Gottesdienst bequem mitmachen zu können und 
nicht auf Meilen hin nach dem meeting house wandern zu 
müssen. Dieses, die Kirche, war der Mittelpunkt des bürger- 
lich-politischen Lebens, wo auch die Gemeindeversammlimgen 
(town meetings) abgehalten wurden. Town und Gemeinde- 
kirche waren so zwei Seiten einer und derselben Gemein- 
schaft. 

Gerade aber diese Eigenschaft befähigte die Neuengland- 
kolonien, zu einer Repräse^itativverfassung zu gelangen. 
Das englische Vorbild hätte auch nicht genügt, wie das Bei- 
spiel von Virginia zdgt, wo die Ässembly of Burgesses alles 
andere eher war als eine richtige Volksvertretung, nämhch 
eine oligarchische Koterie von Grundbesitzern, meist Plan- 
tagenbesitzern. Das englische Vorbild konnte nicht hinreichen, 
denn es setzte — wie gesagt — eine Scheidimg von Stadt 
und Land voraus, die bei der auf geschlossener Hauswirtschaft 
aufgebauten Neuenglandkolonie vollständig fehlte. Aber eben, 
wefl alle Gemeindeangehörigen ständisch nicht geschieden 
waren, die town ebenso als Stadt wie als Landgemeinde an- 
gesehen werden konnte, mußte sie in ihrer kirchlichen 
Eigenschaft gleich wie jede andere town behandelt werden, 
namentUch wenn ihre Vertreter zu einer gemeinsamen Be- 
ratung mit anderen zugezogen werden sollten. Diese prinzi- 
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pielle Gleichheit jedes Gläubigen bei der Wahl der Beamten 
(so Bradford, Gouverneur von Plymouth, cit. bei Burragel 
363 : der Priester hat einen zweifachen Beruf, den inneren und 
den äußeren: »The second was an outward calling which was 
from the people, when a Company of beleevers are Joined 
togither in Covenante, to walke togither in all the ways of 
God. And every member (being men) are to have a free 
voyce, in the choyce of their officers . . .) wurde auch auf 
die Volksvertretung übertragen, und so hat die puritanische 
town in den Neuenglandkolonien die Repräsentatividee ver- 
mittelt, die ohne sie, wegen der fehlenden Trennung von Stadt 
und Land, unmöglich gewesen wäre. 

Der covenant hatte wieder die Funktion, die einzelnen 
towns, die sich gern als selbständige staatenähnUche Gemein- 
wesen fühlten, zusammenzufassen. Es ist eine feine Bemer- 
kung Ratzeis, daß der Kolonist, der durch freie Arbeit neuen 
Boden erwirbt, so wenig als möglich vom Staat wissen will. 
Wie schwer solche puritanische towns zur höheren poUtischen 
Einheit zusammenzufassen waren, zeigt das Beispiel von 
G)nnecticut, New Haven und Rhode-Island. Man kann hier 
ruhig sagen: zuerst war die town und dann die politische 
Kolonie, die nach ihrem eigenen Zusammenschluß erst die 
Anerkennung durch den englischen Staat (mittels Charter) 
erhielt. Wie der Covenant allein das schier UnmögUche lei- 
stete, zeigen die Fundamental Orders of Connecticut, welche 
1638 auf einer am 11. Januar zu Hartford abgehaltenen Ver- 
sammlung ratifiziert wurden. Darin gaben sich die drei towns« 
welche die Gesamtkolonie bilden sollten, eine Verfassung, die 
mehr den Charakter einer Bundesstaats- als einer Einheits- 
staatsverfassimg erhielt. Die Verfassung wurde durch den 
Einheitsakt aller Vollbürger (covenant) gegeben und enthielt 
als Einleitung (ähnUch wie die nordamerikanische Bundesver- 
fassung von 1787) die Worte: 

Wir vereinigen und verbinden uns hierdurch zu einem 
öffentlichen Staats- und Gemeinwesen und treten für uns und 
unsere Nachfolger und solche andere Gemeinwesen, die sich 
uns in der Folge anschließen, in eine Verbindung und Kon- 
föderation ein (Poore Charters I, 249: We . . . doe therefore 
assotiate and conjoyne ourselves to be as one Publike State 
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or G>mmonwealth, and doe, for our selves and our Successors 
and such as shall be adjoyned to us att any time bereafter, 
enter intp Combination and Confederation togather ...«). 
Der Covenant war das juristische Mittel, Einigungen der Neu- 
englandkolonien (aber auch Inkorporationen wie New Hayens 
in Connecticut 1664) ^^ vermitteln und jedes Eingreifen des 
englischen Mutterlandes zu diesem Zwecke zu verhindern. 
Während bei dem römischen Synoikismus, wie wir oben sahen, 
die Rom unterworfenen Gemeinwesen wie Bleiklumpen zu- 
sammengeballt \md wieder aufgelöst wurden, ließen sich die 
Neuenglandkolonien gleiches oder ähnliches niemals gefallen. 
Bekannt ist das Beispiel des Zusammenschlusses der Neu- 
englandkolonien durch freien Willen, ohne Eingreifen, ja ohne 
Rücksicht auf England. Ein Bimd wurde 1643 zwischen 
Connecticut, New Haven imd Plymouth gegründet, in den 
später auch Rhode Island zugelassen wurde. Der Bund dauerte 
vollkräftig unter der Hegemonie von Massachusetts bis 1670, 
aber auch darüber hinaus, weil niemals aufgelöst, und machte 
namenthch auch dem Mutterland in der Blütezeit des Bundes 
kräftige Opposition (so in der Stellungnahme gegen die von 
Clarendon zur Verfassungs- \md BesitzreguUerung entsandten 
Konunissäre sowie hinsichtlich der vom Mutterlande • gebil- 
ligten Inkorporation von New Haven in Connecticut um die 
S^tte der 60 er Jahre des 17. Jahrhunderts). Zu Kampfmitteln 
um die Freiheit sollten sich aber puritanische town und cove- 
nant auswachsen, als das Mutterland ihre in langer Kolo- 
nistenarbeit erworbefien Freiheiten schmälern wollte. Dies 
geschah später aus wirtschaftlichen Gründen. 

Der puritanische Commonwealth Neuenglands war auf 
der geschlossenen Hauswirtschaft aufgebaut. Nicht bloß die 
Feld- und Flurgemeinschaft im Ackerbau deutet daraufhin, 
sondern auch das sog. Wampum, ein Geld, das in den Kolo- 
nien von Anfang an als gesetzliches Zahlungsmittel fungierte 
und aus Seemuscheln verfertigte Kügelchen darstellte, die 
überall an Zahlungstatt genommen wurden, weil sie ein von 
den Indianern beUebtes Tauschmittel waren. Die Indianer 
gaben dafür nicht bloß die sehr geschätzten Biberfelle sondern 
auch Mais und Korn sowie die eigene Arbeitskraft zur Bestel- 
lung der Kolonistenfelder. Es war also eine auf dem Wampum 
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aufgebaute Tauschwirtschaft aufgebaut, die folgendermafien 
verlief: Wampum heferte die Biberfelle, die nach Europa ver- 
laden wurden, Wampum brachte das von den Indianern erlegte 
Wild in die Kolonien und vor dlem das Korn der Indianer. 
Korn und Schweinefleisch wurden von den Händlern gegen 
Fisch eingetauscht, Fisch gegen westindische Molasse und 
Rum, diese wieder gegen schwarze Ware an der westafrikani- 
schen Küste oder gegen europäische Gütererzeugnisse. Es 
war im allgemeinen ein expansiver, verkehrswirtschaftlicher 
Überbau geschaffen auf einer Unterlage, die sich aus ver- 
kehrsloser Bedarfsdeckung kolonialer Hauswirtschaften zu- 
sammensetzte. Aber seit der 2. Hälfte des 17. Jahrhimderts 
wurde dies anders: die geschlossene Hauswirtschaft der Kolo- 
nisten verfällt, das Wampimi genügt als allgemeines Tausch- 
mittel nicht mehr, die Arbeit der Indianer auf den Feldern 
weicht mit der Bevölkerungsvermehrung und Zuwanderung 
der weißen Arbeit, der Kombedarf der Kolonisten verwandelt 
sich in einen XJberfluß an produziertem Korn. Der Biber zieht 
sich aus dem Bereich der weißen Siedlungen immer mehr zurück 
und wird seltener, der Indianer hat nichts mehr 2u bieten, er 
war ein armer Wüder geworden. Der Weiße hatte immer 
mehr soziale Arbeitsteüung durchgeführt, der Kaufmann von 
Boston sonderte sich nunmehr von dem Ackerbauer ab, imd 
die Manufaktur, namentlich die Baumwoll- und Leinenmanu- 
faktur, hielt ihren ersten Einzug, daneben vraren Ansätze zu 
einer Eisen- imd Schiffsbauindustrie vorhanden. Der Früh- 
kapitalismus machte sich ebenso wie die beginnende Geld- 
wirtschaft geltend. Das Mutterland wollte aber davon keine 
Kenntnis nehmen, sondern die Neuengländkolonien mit Hilfe 
der Navigationsakte als großen Oikos behandeln, gerade so 
wie Westindien (s. oben S. 24). Die Kolonien setzten sich 
zur Wehr, indem sie sich so benahmen, als ob die Navigations- 
akte nicht existierte, bis die englische Regierung durch den 
Steuer- und Zolleinnehmer Randolph und den Gouverneur 
von Massachusetts, Andros, nicht bloß die energische Durch- 
führung der Navigationsgesetze, sondern auch die Einführung 
von Kolonialsteuem ohne Zustimmung der Koloniallegisla- 
turen versuchte und die Eigentumsbesitztitel der Kolonisten 
in Frage stellte. 
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Da setzte nun der Kampf ein, etwa gleichzeitig nüt dem 
Kampfe, den das englische Parlament in London gegen den 
letzten Stuart führte. In dem Kampfe der Kolonisten um ihre 
Freiheiten spielte zunächst die town eine Hauptrolle. Deren 
Mitwirkung war zur Durchführung der neuen direkten Steuern 
nötig. In Massachusetts versagte Ipswich, geführt von seinem 
Pastor John Wise, die Mitwirkung. Die Regierung in London 
hatte schon vorher in den Jahren 1683 — 86 die Charter (Ver- 
fassung) von Massachusetts, Connecticut und Rhode Island 
vernichtet bzw. zurückgenommen. Jetzt verbot sie auch die 
Versammlungen der towns mehr als einmal im Jahre (1688, 
März). Da griffen die Kolonisten zu der anderen puritani- 
schen Waffe, dem Covenant. Sie war neu geschärft durch 
eben denselben John Wise, der in Ipswich die town mobih- 
siert hatte. In seiner Verteidigung der Kirchenverfassung von 
Neuengland (cit. in Borgeaud Etablissement et Revisions des 
Constitutions, Paris 1893, p. 17) heißt es; »Stellen wir ims 
eine Menge von Menschen vor, alle gleich und frei, durch das 
Gesetz der Natur an dem Punkte angelangt, um freiwillig 
unter sich ein poUtisches Gemeinwesen zu bilden. Ist ihre 
Lage von der Art, um einen Staat herzustellen, so müssen sie 
verschiedene Verträge (covenants) schließen. Jeder einzelne 
muß sich verpflichten, nüt den anderen eine dauernde Ge- 
meinschaft zu begründen, damit alle durch gemeinsamen Be- 
schluß gemeinsame Maßregeln für das allgemeine Wohl an- 
ordnen können. Ein Dekret, geheiligt durch eine Abstimmung,, 
muß sofort eine Staatsverfassung . einrichten, und wenn der 
Vertrag, den jeder unterzeichnet hat, die ausdrückliche Klausel 
enthält, daß man sich in der Folge an die Entscheidimg jener 
ersten Abstimmung halten wolle, so werden alle durch den 
Majoritätsbeschluß verpflichtet, die so eingerichtete Staats- 
verfassung anzunehmen, mag auch die persönhche Meinung 
des einen oder anderen eine andere wünschen.« 

Von dieser Grundlegung einer verfassunggebenden Ge- 
walt wurde alsbald Gebrauch gemacht. Als di^ ersten Nach- 
richten von der Vertreibung der Stuarts aus England herüber- 
kamen, wurde eine Konvention, je in Massachusetts, Rhode 
Island und Connecticut, zusammenberufen, welche als Kon- 
stituante die Wiederaufrichtung der alten konfiszierten Ver- 
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fassung beschloß, ohne erst die Wiederverleihung durch die 
Londoner Regierung abzuwarten. In der Folge erhielt zwar 
Massachusetts eine neue Verfassung durch Wilhelm III. Wenn- 
gleich sich hier der Verfassungscovenant nicht so auswirken 
konnte, wie in den beiden anderen Kolonien, so war wenig- 
stens (1691) nunmehr eine scharfe Abgrenzung der Rechte 
des Mutterlandes gegenäber der Kolonie erreicht. 

Town und Covenant sollten aber im Kampfe gegen das 
Mutterland eine große Rolle spielen, als die Unabhängigkeit 
erkämpft wurde. Im Kampfe führte Massachusetts die 
13 Kolonien zum Abfall, und in Massachusetts führte wieder 
Boston town (»Thisprovince beganit — J might say this town 
(Boston) — for here the arch-rebels formed their scheme long 
age«: Diary & Letters of Thomas Hutchinson, p. 16). Und die 
Rolle, die der Covenant bei der Unabhängigkeitserklänmg von 
1776 und bei der Verfassunggebung von 1787 spielte, ist eine 
bekannte Tatsache der Weltgeschichte. 

Noch kurz vor dem Abfall der Neuenglandkolonien er- 
stand auf englischem Boden ein Mann, der den Mut hatte, 
den Engländern ihre hypokritische Haltung in der Frage der 
Besteuerung Amerikas vorzuwerfen und namentlich den 
Synoikismus vorzuhalten, mit dessen Hilfe sie noch immer 
die an anderes bereits gewöhnten Neuenglandkolonisten zu 
regieren hofften. Wie hatten doch die Kronjuristen, an der 
Spitze Blackstone, so klüghch die Rechtslage konstruiert I 
Zwar seien die Kolonien »außerhalb der Jurisdiktion des 
Königreichs «, aber doch seiner Gesetzgebung und Besteuerungs- 
gewalt unterworfen. Dagegen wendet sich der Mann, der da- 
mals mit zu den sachverständigsten Personen gezählt hat, 
der letzte englische Oberbefehlshaber in den Neuengland- 
kolonien, Thomas Pownall, dessen Ausführungen gegen den 
britischen Synoikismus ein würdiges Gegenstück gegen des Ari- 
stides »Lob« auf den Synoikismus Roms darstellen. In seinem 
vielgelesenen Buche: The Administration of the Colonies 
(4. ed. 1768) wendet er sich gegen die Heuchelei des eng- 
lischen Synoikismus. Wie dürfe man noch behaupten, daß 
jeder freie Engländer im Parlament vertreten sei, wenn die 
Kolonien »außerhalb der Jurisdiktion des Königreichs« 
ständen? Die alten Kronjuristen hatten die Tatsache richtig 
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herausgefunden, daß die Kolonien vom König nach Lehens« 
recht besessen und daß das Vorbild für diesen Besitz die 
Feudalbeziehungen zwischen der Krone und dem Erzbistum 
Durham gewesen. Die Kolonien waren also, so sagten sie, 
außerhalb der Jurisdiktion des Königreichs wie die Kanal- 
inseln, Jersey, Guemsey u. a. Besitzungen mehr, die nach 
Lehensrecht besessen wurden. Sie hatten nur die eine Tat* 
Sache übersehen, daß die Kolonisten Neuenglands als freie 
Engländer das Recht der Selbstbesteuerung forderten, eine 
Forderung, die sich durch den Kram des alten Feudalrechts 
nicht beschwichtigen Heß. Deshalb fordert Pownall auf, 
diesen Synoikismus' aufzugeben. Es gehe nicht an, die Neu- 
englandkolonien »außerhalb « der Jurisdiktion des Königreichs 
zu erklären und ihnen infolgedessen das Recht der Repräsen- 
tation im Unterhause zu entziehen. Man gebe ihnen das 
Recht auf Vertretung, wie man es auch dem Palatinat von 
Durham eingeräumt habe, nach dessen Vorbild sie ja zuerst 
eingerichtet worden seien. Solange dies nicht erfolge, dürfe 
man sie nicht besteuern. Solange würden sie auch niemals 
ihren Kampf aufgeben (p. 133 : So long as the govemment of 
the mother coimtry daims a right to act under this idea 
(Synoikismus), of the relation between the mother country 
and the colonies; so long as the colonies shall be esteemed in 
this relation, as "no part of the mother country", so long 
will the colonists think they have a right to raise these quest- 
ions, and that it is their duty to struggle in the cause, which 
is to dedde them . . .). Poiynall ist Imperialist, er ist einer der 
frühesten Verfechter einer Reichsvereinsidee. Aber er ist der 
größte Gegner des Synoikisnius, wie ihn die Blackstone, Edmund 
Burke (p. 14) u. a. (insbesondere das Gesetz 6, Geo III, c. 12) 
vortrugen. Er will nicht den Kolonien Selbstverwaltimg geben, 
sondern Repräsentation im britischen Reichsparlament. Die 
Entwicklung war aber nicht mehr zurückzuschrauben. Die Ko- 
lonisten in Neuengland lehnten den Gedanken des imperialisti- 
schen Synoikismus ebenso ab, wie den der Reichsrepräsentation. 
Sie woUten eben nur das, was sie auf eigenem Boden mittels 
town und covenant sich sdbst zurecht gezimmert hatten: 
die koloniale Selbstverwaltung. Und sie fielen ab, als 
ihnen dies auf friedlichem Wege unerreichbar dünkte. 
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Die Nutzanwendung für die koloniale Selbstver- 
waltung, die England aus dem Abfall der amerikanischen 
Kolonien zog, bestand, um es gleich vorauszuschicken, in 
zweierlei: in der Einführung des sog. responsible govern- 
ment, d. i. der parlamentarischen Regienmgsform in den 
großen Siedlungskolonien und in der Fordenmg ihres bundes- 
staatlichen Zusammenschlusses in größeren Gruppen. 

Nach dem Abfall der amerikanischen Kolonien schien 
es, als ob an der bureaukratischen Vielregiererei von London 
aus nichts geändert werden wollte. Bis zum Ausgange der 
20 er Jahre des 19. Jahrhunderts wurden die Kolonien nach 
wie vor von »Downing Street« mittelst Instruktionen bevor- 
mundet, als ob man es mit unmündigen Kindern zu tim hätte. 
Erst die traurigen Erf ahnmgen, die man seit Anfang der 
30 er Jahre mit Ober- und Untercanada machte, zwangen zur 
Umkehr. Hier hatten die Legislaturen dieser Kolonien, ganz 
wie in der Zeit vor dem Abfall die Neuenglandkolonien, einen 
dauernden Guerillakrieg mit ihren Gouverneuren: Verschlep- 
pimg notwendiger Gesetzberatung, Verweigerung des Budgets, 
besonders der BewiUigimg des Gouvemeurgehalts auf der einen 
Seite, Verweigerung des Vetos zu Gesetzen, welche die Kolo- 
niallegislaturen für notwendig hielten und beschlossen hatten, 
auf der anderen Seite. Das war die Lage, als die mutter- 
ländische Regierung sich entschloß, endlich ihr näherzutreten. 
Dazu die schwierigen, bis an offene Feindschaft reichenden 
Nachbarverhältnisse des vorwiegend katholischen und fran- 
zösischen Untercanadas und des protestantisch-bigotten Ober- 
canadas I Alles in allem eine Lage, die den tüchtigsten Kolonial- 
politiker Englands auf den Plan rief. Er fand sich in der 
Person Lord Durhams, der nach der Rebellion des Jahres 
1837 als »Hoher Kommissär« nach Canada entsendet wurde. 
In seinem berühmten »Report« von 1838 schlug er ein Dop- 
peltes vor: 

I. Das sog. responible govemment. »Verantwortlichkeit 
— - heißt es in jenem Report — gegenüber der vereinigten 
Legislatur (die beiden Canadas wurden damals zu einer Kolonie 
zusanmiengelegt), Verantwortlichkeit aller Regierungsmit- 
glieder (ausgenommen den Gouverneur und seinen Sekretär) 
sollen durch alle Mittel, welche die britische Verfassimg an 
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die Hand gibt, gesi<:hert werden. Der Gouverneur soll instru- 
iert werden, daß er die Kolonialregierung nur zu führen habe 
mit Hilfe der Departmentschefs, zu welchen die Legislatur 
Vertrauen habe, und daß er auf keine Unterstützung von 
Seiten des Mutterlandes rechnen dürfe im Falle eines Kon- 
flikts mit der Legislatur, ausgenommen, wo es sich um rein 
imperiale Interessen handelte« (Report 241). Damit war die 
Selbstverwaltung der Kolonien nach doppelter Richtung ge- 
sichert. Einmal wurde der Kolonie das Recht gegeben durch 
ihre Legislatur in rein kolonialen Fragen, den Endentscheid 
zu geben. Sodann vnirde überhaupt eine Grenzlinie gezogen, 
welche dem antiken S3nioikismus vollständig fem lag: die 
zwischen Reichs- und Kolonialinteressen. Die Praxis hat dann 
den Umfang der letzteren auf Kosten der ersteren weit aus- 
gedehnt. Seit kurzem (Versailler Frieden 1919) sind sogar die 
auswärtigen Angelegenheiten nicht mehr bloß Reichs-, son- 
dern auch Kolonialangelegenheit. 

Der Vorschlag des responsible Government ist dann 
von 1845 — ^55 für die Kolonien in Canada, in den Jahren 
1854 — 90 für die australischen Kolonien \md Neuseeland, 
1872 für Kapland, 1893 für Natal, 1906 für Transvaal, 
1907 für die Oranjeflußkolonie von England durchgeführt 
worden. 

2. Der zweite Vorschlag Durhams hatte eine bisher un- 
gekannte VerwirkUchung der Bundesstaatsidee zum Inhalt. 
Sie sollte innerhalb des britischen Weltreichs dazu dienen, 
Kolonien, die nachbarlich aneinander grenzten und in ihrer 
sozialen Struktur untereinander starke Rassen- oder Natio- 
nalitätsdifferenzen aufwiesen, zu einem höheren Gemeinwesen 
zu verbinden. Gerade in Canada trennten starke Glaubens- 
und Nationalitätsgegensätze Ober- imd Untercanada. In 
seinem »Report « (p. 229) schlägt nun Durham vor : »Ich 
möchte noch weiter gehen imd die Frage aufwerfen, ob alle 
diese Dinge sich nicht viel sicherer erreichen Ueßen dadurch, 
daß die Gesetzgebungsunion (= Bundesstaat) über alle briti- 
schen Provinzen von Nordamerika ausgedehnt werde, und ob 
die Vorteüe, die ich für zwei von ihnen (sc. Ober- und Unter- 
canada) erwarte, nicht auf alle ausgedehnt werden sollten. 
Solche Union würde auf einmal die Nationalitätenfrage aus 
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der Welt schaffen. Sie würde alle Kolonien befähigen, 
für das Ganze zusammenzuarbeiten und vor allem, sie 
würde ein mächtiges und großes Volk schaffen, das .die 
Mittel besäße, sich ein gutes parlamentarisches Regime zu 
sichern.« 

« 

Wir möchten die Behauptung wagen, daß diese Verwen- 
dung der Bundesstaatsidee für die Verschmelzung selbstän- 
diger Nationen zur Einheit von dem Vorbild der Vereinigten 
Staaten angeregt war, wie es die Zeitgenossen damals an- 
sahen. Hatte doch kein geringerer als Alexis de Tocqueville 
in seinem Buche Kle la d6mocratie en Äm6rique, Paris 1835« 
den folgenden Zweck der Bundesstaatsidee gefunden : mehrere 
Völker könnten für gewisse gemeinsame Interessen ein Volk 
bilden, während sie im übrigen getrennt imd konföderiert 
blieben (I, 244!: On d^couvre ensuite une forme de soci£t6 
dans laquelle plusieurs peuples se fondent r^llement en un 
seul quant ä certains int6r£ts communs et restent s^par^ 
et seulement coni6d€T6s pour tous les autres«). Tocqueville 
war es auch, der in den Vereinigten Staaten das Idealbild 
der Selbstverwaltung verwirklicht fand. Legen schon diese 
Betrachtungen den Einfluß der Vereinigten Staaten auf die 
Gestaltung britischer kolonialer Selbstverwaltung nahe, so 
wird jeder Zweifel dadurch ausgeschlossen, daß Gibbon Wake- 
field, der hervorragendste Mitarbeiter Durhams, bei der Aus- 
einandersetzung der pohtischen Vorteile kolonialer Selbstver- 
waltung, die er municipal government nennt» das Vorbild 
des puritanischen Neuengland ausdrücklich anruft (p. 229» 
p. 231 und insbesondere p. 259 ff. : >the colonists, though they 
suffered greatly in these contests, still, being armed with their 
royal charters, assisted by the law of England which at that 
time deemed self-government the birthright of English colo- 
nists, and not a little favoured by distance, obscurity, and 
civil contests in the mother- cpimtry, generally carried their 
point at last. Practically, therefore and upon the whole, 
these colonies enjoyed municipal government«). Wären diese 
Kolonien abgefallen, so wäre es — nach Wakefield — nur 
deshalb geschehen, weil ihnen ihr municipal government, ins- 
besondere durch den Versuch des Mutterlandes, sie zu be- 
steuern, verletzt worden wäre. 
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Dem zweiten Vorschlag Durhams entsprechend hat auch 
England die bundesstaatliche Vereinigung der größeren Kolo- 
nien im Lauf der Zeit zugelassen. Canada hat 1867, Austra- 
lien 1900, Südafrika 1909/10 seine Bundesstaatsverfassung er- 
halten. Trotzdem muß auf einen Unterschied dieser Eini* 
gungen gegenüb«: der der Vereinigten Staaten von Nord- 
amerika hingewiesen werden, weil er die Entwicklimg der 
Folgezeit noch maßgebend bestimmen kann. Trotzdem näm- 
lich sämtliche der obengenannten bimdesstaathchen Eini- 
gungen englischer Kolonien von den Kolonien selbst ge- 
wünscht und angeregt wurden, ist die Einigung natürlich, 
wie es wegen der englischen Vorherrschaft nicht anders sein 
konnte, durch imperiales Gesetz ins Leben gerufen. Der puri- 
tanische covenant ist deshalb nur zur Hälfte verwirklicht. 
Seine volle Verwirklichung würde er erst dann erhalten, wenn 
England als gleicher Teilhaber unter gleichen mit diesen 
seinen Kolonien sich eine das Weltreich umspannende Verfas- 
sung geben würde. Die Schwierigkeiten, die dem entgegen- 
stehen, werden uns noch weiter unten (§ 14) beschäftigen. 
Immerhin: Selbstverwaltung der großen Kolonien ist schon 
jetzt verwirklicht. Sie ruht fest gegründet auf geschriebenen 
und imgeschriebenen Normen. Deshalb kann sie niemals zu- 
gunsten des Mutterlandes eingeschränkt, sondern nur immer 
erweitert werden. Vergleicht man sie mit dem römischen 
Synoikismus, so machte dieser die mutterländischen Kompe- 
tenzen immer größer, die Reichsgewalt schwoll immer höher 
an auf Kosten der Provinzen, während bei der englischen 
Selbstverwaltimg die Rechte des Mutterlandes im Verhältnisse 
zu den großen Kolonien immer kleiner werden. Außer dieser 
politischen Seite des Gegensatzes ist der Grund hierfür ein 
politisch-wirtschaftliches Moment: die privatrechtliche 
Verankerung der Herrschaftsrechte, welche das Mutterland 
über seine Kolonien ausübt, im römischen Weltreich, während 
im britischen Weltreich das privatrechtliche Moment dieser 
Herrschaftsbeziehungen zum Teil schon von den Puritanern 
beseitigt, zum Teil durch die englische Entwicklung des 
Parlamentarismus zu einem wesenlosen Schein herabge- 
drückt worden ist. Das soll in dem Folgenden (§4) nach- 
gewiesen werden. 
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§ 4. Römische Provincia und englische Colony • 
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tibus dvium Romanorum, Berlin Z892; Mommsen, Ges. Schriften VI. 
X76ff.; Mitteis, Reichsrecht und Vollsrecht, Z89Z, V. Kap.; Wlassak, 
Römische Prozefigesetze 1892, II, 26 ff., zz8if., Z26ff. und zum Ver- 
gleich mit den brit. Rechtsverhältnissen die oben angeführten Bücher 
von Jenkyns, Hall und Forsyth. 

L Das Problem. 

Seit der Erwerbung Siziliens (241 v. Chr.) tritt in die 
römische Politik das schwierige Problem ein, nach welchem 
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System man das unterworfene udd ilaimnirefnll*e**£äncl^*dem 
römischen Reiche angliedern solle. Es bildete sich im An- 
schlüsse an die seit altersher bestehende Auffassung von dem 
eroberten Boden, der Beute ist, imd an die hellenistische 
Rechts- imd wirtschaftspolitische Auffassung (s. unter II) 
der Rechtsgrundsatz heraus, daß der Provinzialboden Eigen- 
tum des römischen Volkes sei. Nebenher verfolgte der römische 
Adel mit diesem Grundsatz die Tendenz durch Aufrechterhal- 
tung des förmlichen Staatseigentums am Provinzialboden, 
seine Parteianhänger mit Gnmdbesitz zu versorgen. Wer 
Kolonien ausfiihrte, wer den Kolonisten Acker zuteilte, war 
mit seinen Nachkommen Patron der Kolonisten (Mommsen, 
Ges. Schriften I, 238). Die formelle Aufrechterhaltung des 
Staatseigentums diente nur zur Verschleierung dieser Tendenz. 
Die Konsequenzen dieses Staatseigentums am Provinzialboden 
bestanden formal-juristisch in der Tributpflichtigkeit des- 
selben, in der Unfähigkeit, nach den Formen des quiritischen 
Eigentumsrechts veräußert zu werden ; femer in der Tatsache, 
daß alle Besitzstände an dem Boden nur d\irch ein admini- 
stratives Verfahren geschützt waren. Der Provinzialboden 
war eben nicht ager Romanus und blieb außerhalb des er- 
weiterten italischen Tribusgebietes. Diese an ihm bestehenden 
Ausnahmsverhältnisse machten ihn auf der anderen Seite 
fähig, ein Spekulations- und Ausbeuteobjekt in der Spät- 
republik zu werden, in der Kaiserzeit namentlich unter Trajan 
imd Hadrian, aber auch schon unter den Flaviem ein Ver- 
suchsfeld der Kaiser zur Beseitigung der Privatoiken und 
Latifundien, wobei das jene Besitzstände am Provinzialboden 
schützende Verwaltungsverfahren eine nicht zu unterschät- 
zende Handhabe bot. Aber all das half nicht : Rom ging doch 
an seinen Latifimdien zugrunde, die Provinz wurde immer 
weniger ein Zusammenschluß freier Gemeinwesen und noch 
viel weniger selbst ein solches. Sie wurde und blieb ein leb- 
loser Verwaltimgsbezirk in den Händen der Provinzialstatt- 
halter, trotz der Versuche der Kaiser seit Augustus durch 
Einrichtung eines provinziellen Kaiserkults der Provinz das 
Leben eines Selbstverwaltungskörpers einzuhauchen oder mit 
anderen Worten: aus der provincia eine Nation (edyog) zu 
machen (Ramsay, Cities of St. Paul 1907, p. 70). Alles un^onst. 
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• Aha^i^ 'dite EÄf ti^bkluhg des britischen Weltreichs, trotz 
des formal-juristisch gleichen Ausgangspunktes. Auch Eng- 
land sucht sich die neuerworbenen, durch See getrennten Ge- 
biete in Form des Obereigentums anzugliedern. Nur war 
es jetzt feudalrechtliches Eigentum. So werden die Kanal- 
inseln dem englischen König schon im Mittelalter lehens- 
hörig. Irland wird in dieser Form, ja noch im 17. Jahrhim- 
dert, als Lehensgut der englischen Krone (durch den Ober- 
richter Davies: s. mein englisches Staatsrecht I, S. 188) be- 
trachtet und unter englische Magnaten ausgeteilt. Auch die 
jenseits des Ozeans gewonnenen Kolonien in Amerika werden 
vom König nach Lehensrecht besessen (s. Posonall, Admini- 
stration of Colonies 4. ed. 1768, p. 56—65) imd wie Lehen 
vergeben, so namentlich im Süden (Virginia, Maryland). Aber 
auch die Charter der Plymouth Company von 1620 galt nach 
Art einer Lehensurkunde der Company als Vasall der Krone, 
»Land zu besitzen wie in Abhängigkeit von dem Manor von 
East Greenwich in free and conunon socage«, welch letzterer 
Ausdruck allerdings die Freiheit von Heerfahrt und militäri- 
schem Lehensauf gebot enthielt. Aber Maryland und Virginia 
wurden nach Art echter militärischer Lehne (in capite) aus- 
geteilt, ja der König behielt sich als Bodenherr und Ober- 
eigentümer das Recht vor, Lehen zu verleihen, ohne an die 
Schranken des englischen Lehensrechts gebimden zu sein, wie 
sie das Statute Quia Emptores vorschrieb (»anything in the 
Statute of " Quia Emptores" to the contrary notwithstanding«). 
Abjpr trotz dieser privatrechtlichen Verankenmg des Provin- 
zialbodens, die wir anfangs auch im britischen Weltreich fin- 
den, sehen wir diese im Laufe der Zeit abfallen. Wir finden, 
daß dieses sog. proprietary govemment verschwindet, daß aus 
der alten Umhüllung heute nur wenig Fetzen übrigbleiben: 
z. B. die, daß der König als Treuhänder das Kolonialvermögen 
innehält, daß die Appellationsgerichtsbarkeit der Kolonien 
an das Privy Council, erwachsen aus der alten Lehenskurie, 
noch läuft, mitimter in Formen, wie sie nur die dol6ances des 
mittelalterlichen Lehensbarons kennt, daß schließlich der mittel« 
alterliche Grundsatz der apprisio gut, wonach kein Vasall ohne 
Genehmigung des Lehensherm für diesen Erwerbungen von 
Grund und Boden machen darf. Aber das sind nur unbedeu- 
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tende Überreste der ehemaligen privatrechtlichen Verankerung 
des Provinzialbodens. Diese ist heute längst vergessen. Die 
englischen Kolonien sind im Gegensatze zu den römischen 
Provinzen nicht leblose Verwaltungsbezirke, sondern werdende 
oder gewordene Gemeinwesen. Was ist der Grund dieser 
verschiedenen Entwicklung im britischen und römischen Welt- 
reich ? Wir werden sie im folgenden kennenlernen und heben 
hier bloß zwei hervor, welche in verschiedenen juristischen 
Formen Ausdruck gefunden haben: der eine Grund — imd 
zwar der Hauptgrund — ist, daß die Römer die Verschieden- 
heit ihrer Kolonien in privatrechtlichen Unterscheidimgen 
auswirken ließen, die Engländer in öffentlichrechtlichen, 
daß femer die Römer notgedrungen die Entwicklung von 
kaiserUchen imd privaten Gutsherrschaften förderten, 
welche den möglichen Selbstverwaltungskörpem, den Muni- 
zipien und civitates, schließUch das Lebenshcht ausbliesen, 
daß die friedlichen Erstsiedlungen der Römer in fremden 
Ländern, die conventus, auch nur privatrechthche Vorteile 
boten, nicht aber wie die eng^chen plantations oder Settle- 
ments, politische Rechte förderten, so daß schUeßlich diese 
conventus ganz verfielen oder in die immer schwächeren Muni- 
zipien und civitates aufgingen, während ihr Gegenbild, die 
englischen plantations imd Settlements, zu mächtig aufblühen- 
den Gemeinwesen wurden, getragen von dem Satz, daß com- 
mon law das »Gebiurtsrecht« jedes Engländers sei, und dem 
anderen Satz von der Selbstbesteuerung jedes Engländers 
durch eigenen Willen. Aber selbst dort, wo freie Besiedlimg 
durch freie weiße Arbeit nicht möglich ist, verhindert das 
parlamentarische Regime in London, daß die enghsche Kolonie 
bloß Gutshof des Königs oder seine Domäne wird imd daß er, 
gestützt auf solche Kolonien, die Parlamentsherrschaft breche. 
So entwickelt sich selbst die unterste Gruppe der englischen 
Kolonie, die Crown Colony, niemals zur Provincia Cäsaris. 

I. Dominium populi Romani und die Beseitigung 
des sog. proprietory government in den englischen 
Kolonien: röm. saltus gegen engl, lokale Selbstverwaltung. 

I. Die Rechtsauffassung der Römer, daß der Pro- 
vinzialboden im Eigentum des römischen Volkes stehe, hat 
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eine doppelte Wurzel. Seit altersher bestand bei ihnen die 
Auffassung, daß dieses Eigentum an dem Boden der imter- 
worfenen Völker ein Ausfluß des Sieger- und Beuterechts sei 
und eine Folge der vorbehaltslosen Unterwerfimg unter den 
Sieger, der deditio. Diese auch von den römischen Juristen 
formulierte theoretische Begründung des Bodeneigentums am 
Gebiet der Unterworfenen genügte, solange Rom nur einzelne 
Gemeinden als Gegner hatte. Von dem Zeitpunkte aber, als 
es mit großen territorialen Reichen, wie Karthago und Sizi- 
Uen, zusammenstieß imd nun auch besiegte Städte mit ihrem 
Territorium zu seinem Eigentum erklärte, koimte die alte 
FormuHerung und Stützung auf das Beuterecht nicht mehr 
genügen. Hier kam eine andere Rechtsvorstellung zu Hilfe, 
die von den hellenistischen Herrschern des Ostens und Siziliens 
ausgebildet worden war : nämUch die von dem Bodeneigentum 
des Königs, der x^Q^ fiaadixrj^ die als Kampfmittel gegen 
das von diesen Herrschern meist angetroffene Dynasten- und 
feudalständische Wesen ausgebildet worden war. Hand in 
Hand damit ging eine Wirtschaftspohtik der hellenistischen 
Könige, welche den Boden der feudalen Herren entweder den 
Städten zuweisen oder zur Königsdomäne umgestalten wollte, 
wie in Kleinasien durch die Seleukiden, oder, wie in Ägypten, 
nur Königsdomäne herausbilden wollte, oder, wie in Sizüien, 
nur Städte förderte. Im Vergleich zur griechischen Polis be- 
tonten die hellenistischen Monarchen das souveräne Recht 
auf das ganze Land, imd wo sie die Königsdomäne im Gegen- 
satz zu Städten aufrechterhalten wollten oder mußten, be- 
mühten sie sich, der darauf angesiedelten Klasse von halb- 
freien Arbeitern als Königsbauern eine bevorzugte imd ge- 
sicherte Lebenshaltung zu gewähren imd Kleinbesitz zu för- 
dern. Für die von den hellenistischen Herrschern befolgte 
Politik ist so der Schein eines Staatssozialismus in der Ge- 
schichte der politischen Theorien erhalten, so namentUch in 
dem von Diodor (V, 45 f.) geschilderten panchaischen Staat 
des Euhemeros: Es gibt hier kein Privateigentum an Grund 
und Boden, ausgenommen an Garten und Haus. Die Bauern, 
welche den Acker bestellen, haben kein Anrecht auf die Früchte, 
vielmehr gehören diese dem Ganzen (dem Staat). Setzt man 
an Stelle dieses den König, so hat man einen getreuen Spiegel 
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der Agrarverhältnisse des ptolomäischen Ägypten (Rostow- 
zew a. a. O.). 

Die Römer rückten nach der Eroberung der östhchen 
Gebietsteile ganz in die Rechtsstellung der hellenistischen 
Könige. Die Königsdomäne wurde ager pubUcus populi Ro- 
mani. Aber auch das vorgefundene Stadt- und Tempelterri- 
torium wurde als Bodeneigentum des römischen Volkes in 
Nachfolge des hellenistischen Herrschers mit einer einheitUchen 
Steuer, der decimia, belegt. Die Ausnutzung des ager publicus 
erfolgte entweder durch Vergebimg einzelner Grundstücke in 
kurz- oder langdauemde Pacht an Publikanen, oder es wurde 
später, seit der PubUkaneneinfluß unter Cäsar verschwand, 
der ager puhhcus förmlich an Private ausverkauft oder von 
den Triumvim entweder in eigene Hände gebracht oder an 
Freunde verschenkt. Ja, es kam sogar der Rückfall in die 
Feudalzeft, die vor den hellenistischen Herrschern bestanden 
hatte, vor. Man versuchte, imd dies tat besonders Pompejus, 
durch Vermittlimg heimischer Dynasten (auch Tempelkönige), 
den ager publicus zu verwalten imd wirtschaftlich zu ordnen^ 
imi ihn dann (nach Städtegründung) in ein Stadtterritoriimi 
zu verwandehi. Kurz, es greift in den letzten Tagen der Repu- 
blik eine Feudalisierung durch. Die damals mächtigen Fami- 
lien der römischen Ohgarchie suchten ihre Klientel aus dem 
Stadt- imd Staatsdomänenbesitz zu versorgen. Die auf der 
von ihnen erworbenen Staatsdomäne angesiedelten Kolonisten 
verwandelten sich in feudale Heere einzelner Famiüenhäupter. 
»Daß dies hauptsächlich in ItaUen geschieht, wie die Geschichte 
der Bürgerkriege zeigt, ist selbstverständhch : Itahen gab die 
besten. Wehrkräfte ; aber die Geschichte der Kriege, wie der 
afrikaiüsche ^und hispanische unter Cäsar und der sizihsche 
des Sextus Pon;ipeius, bezeugt, daß es kein Unsinn war, wenn 
der größte der Teilkönige Roms, Pompeius, sagte, er brauchte 
nur in die Erde zu stampfen, tun Legionen zu erzeugen « 
(Rostowzew). Nach dem Fall des Pompeius waren zwar diese 
Teilkönige politisch tot, aber wirtschaftlich noch lange nicht. 
Gerade von hier aus drohte dem Prinzipat die größte Gefahr. 
Es mußte sich bemühen, der wirtschafüüchen Macht des 
großen Privatoikos ein wirksames Gegengewicht zu schaffen 
in Gestalt eines kaiserlichen Oikos, der dann in den Staatsoikos 
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Übergehen konnte. Das Gegengewicht mußte also eine starke 
Domäne der regierenden FamiUe sein, umgeben von einem 
Kreise der Oiken von Freimden und politischen Anhängern. 
Aber auch dies letztere konnte nur eine vorübergehende Maß- 
regel sein. Wer bürgte dafür, daß nicht die Söhne der An- 
hänger poUtische Feinde wurden ? Also nur die Kaiserdomäne 
war die Rettung, und die großen Konfiskationen unter Tibe- 
rius, Caligula, Claudius imd Nero das Mittel. 

Diese Oiken waren extraterritorial, d. h. außerhalb eines 
städtischen Territoriums, sie waren saltus, große Gutshöfe, 
quasi-mimicipal, mit eigener Villa, dem Herrenhof tmd Wirt- 
schaftsgebäuden, Salland imd an Kolonen ausgetanem Doma- 
nialland, verwaltet aber von Mittelmännern, conductores, da 
die Eigentümer in der Regel auf ihrer Domäne nicht wohnten. 
Sie haben zwar keine Patrimonialgerichtsbarkeit, aber sonst 
sind sie von aller Munizipalgerichtsbarkeit und allen Munizipal- 
lasten eximiert: auf den Gutshöfen konnten eigene Wochen- 
märkte entstehen, die Steuern wurden von dem Gutsinhaber 
direkt an den Statthalter al^eführt; die Kurialen der Nach- 
barstadt, die für die Erhebung der auf den Stadtäckem 
lastenden Steuer verantwortlich waren, hatten auf dem saltus 
nichts zu tim. Später bekamen einzelne von den Besitzern 
der saltus die sog. Autopragia als persönliches Privileg: das 
Recht der Selbstbesteuenmg. Die Grundherrschaften hatten 
häufig das Recht, von der Rekrutengestellung frei zu sein imd 
nur eine Ablösung dafür zu leisten. Kurz, all diese Ausnahme- 
stellimg war genügend, um ihre Extraterritorialität gegenüber 
Munizipien aufrechtzuerhalten, so daß Frontin an der be- 
rühmten Stelle seines Buches »de controversia agrorum« 
(I> 53« 3 ^d- Lachmann) sagen kann: 

Inter res publicas et privatos non facile tales in ItaUa 
controversiae moventur sed frequenter in provinciis, prae- 
cipue in Africa ubi saltus non minores habent privati quam 
respubUcae territoria quin inuno multis saltus longe maiores 
sunt territoriis: habent autem in saltibus privati non 
exiguum populum plebeium et vicos circa villam in 
modum municipiorum. 

Es wäre nur natürlich gewesen, wenn die Kaiser mm die 
Bändigung dieser Grundherrschaften nach Seleukidenart durch 
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2uschreibung der Saltusterritorien an Stadtterritorien vor- 
:genoinmen hätten. Allein dazu reichten die Kräfte der schwach- 
gewordenen Städte nicht aus; auch waren gerade in den Pro- 
vinzen nicht inuner ausreichende Mimizipalbildimgen vorhan- 
•den, manche waren dazu schon übermäßig mit Territorium 
ausgestattet; schließlich wäre die Senatskontrolle in diesem 
Falle gesteigert worden, da die Einkiinfte der Stadt jedenfalls 
in jeder proconsularis in den Bereich der senatorischen Admini- 
stration fielen. Dies hätte dann immer ein Zusammenwirken 
des kaiserlichen Prokurators und des Prokonsuls notwendig 
:gemacht (Rostowzew 292 f. A.), was die Politik der Kaiser 
vermeiden wollte. Sie verwandelten lieber die Konfiskationen 
in kaiserUche Domänen. Daraus ergab sich für sie, als vor- 
nehmes Erbteil der hellenistischen Könige, die besondere Für- 
sorge für die Kolonenbauem auf den Domanialgütem, die 
nun zimächst nach der bevorzugten Art der hellenistischen 
Königsbauern (laoi basilikoi) behandelt wurden. Der kaiser- 
liche Prokurator und seine Gehilfen kontroUierten den zum 
Halbbeamten gewordenen Domänenpächter im Verhältnis zu 
der kleinbäuerlichen Bevölkenmg. Eine besondere Jurisdik- 
tion hatten diese kaiserUchen Beamten, die sich zunächst an 
die für die kaiserUche Domäne bestehende lex dicta halten 
imd niu: landwirtschaftliche Verhältnisse regeln sollten. Aber 
diese Jurisdiktion, die im römischen Staatsrecht keine Be- 
gründimg fand, sondern ihre Wurzel nur in dem extramimizi- 
palen Bodeneigentiun des Kaisers fand, als nur in privat- 
rechtlicher Verankerung öffentlichrechtlicher Verhältnisse, 
beschränkte sich nicht darauf, sondern griff auch in andere als 
wirtschaftliche Beziehungen über. Der Prokurator war für 
das Leben dieser Kolonen die einzig bedeutsame Instanz, denn 
der Weg zum allmächtigen Herrn, dem Kaiser, war weit und 
lunständlich. Dazu hatte der Prokiurator es in seiner Hand, 
die ursprünglich gemessenen Frohnden der Kolonen zugunsten 
des Domänialpächters, mit dem er gewöhnUch unter einer 
Decke spielte, in ungemessene Frohnden zu verwandeln. In- 
folge der extramunizipalen Stellimg der Domänen und als 
Begleiterscheinung der Prokiuratorenjurisdiktion entwickelte 
sich auf den Domänen ein eigenes »Selbstverwaltungsleben« 
der Kolonenbauem. Sie lebten gewissermaßen in Gemein* 



Io8 II* '^^' VexlassiingB- und Verwaltongspftrallelen. 

wesen, die nur nach außen wie Eigentum, aber Privateigen- 
tum des Kaisers, erschienen. So war es auch schon in der 
hellenistischen Zeit, wo die komai auf der Königsdomäne eine 
Art Selbstverwaltung führten, die das Leben der Königs- 
bauern im Vergleich zu dem der Städter als ein beneidens- 
wertes erscheinen ließ. Ähnlich auch in der Kaiserzeit, nament- 
lich unter den guten Kaisem, Trajan, Hadrian, Alexander 
Severus. Diese Kaiser hatten auch wohl die schöne Absicht,, 
die Mittelmänner auf den kaiserlichen Domänen ganz zu be- 
seitigen und das hier schlummernde Selbstverwaltungsgefüht 
der Kleinbauern durch direkte Beziehungen zwischen Kolonen 
und kaiserlichen Beamten zu stärken. Mit einem Schlage wäre 
damals die Eigentumshülle, also die privatrechtUche Veranke- 
nmg des öffentlichen Koloniallebens gefallen imd damit der 
Weg beschritten worden, den erst das Mittelalter ging, als es 
die unfreien Bauern infolge der Nachbarschaft freier Städte 
zu freien Bauern machte. Warum koimte dies den guten 
Kaisem der Römerzeit nicht gelingen ? Sie konnten ihr Ziel, 
die Schaffung eines bäuerlichen Kleinbesitzes, nicht erreichen^ 
weil sie den Großbesitz nicht entbehren konnten. Das römische 
Reich wuchs pohtisch schneller als seine Kulturentwicklung. 
Der kleinere Teil des Reiches war in Stadtterritorien zusam- 
mengefaßt. Wir haben oben die Gründe dargetan, weshalb 
namentlich die Anlage von Binnenstädten nicht glücken wollte. 
»Auf wenige wirklich entwickelte Territorien des Ostens und 
Westens, wie Italien, Griechenland, einige Teile Kleinasiens, 
Ägypten, einige Teile Syriens und Mesopotamiens, vielleicht 
auch Gallien imd teilweise Spanien und Afrika, kamen kolos- 
sale Strecken barbarischen Landes, welches, um mit dem 
übrigen Reiche ein Leben leben zu können, um nicht nur 
Ballast> sondern wirklicher Reichsteil zu werden, kolossaler 
kolonisatorischer Kräfte imd kolossaler Mittel zur Beschützung 
imd zur Kulturbarmachung bedurfte: man denke nur an ein 
geregeltes Wege- und Grenzs5^tem mit den Wällen und Be- 
festigungen, man denke an das Heer! Man stelle sich die 
kolossale Arbeit vor, welche in den Donauprovinzen, in Ger- 
manien, in Britannien, in den inneren Teilen Spaniens, im 
südlichen und westlichen Afrika, im Pontos, Kappadokien 
und dem nördlichen Syrien zu leisten war und welche haupt- 
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sächlich durch die römischen Soldaten fast ohne Hilfe seitens 
der einheimischen Bevölkenmg, welche gering an Zahl und 
niedrig in der Kultur, durch die Soldaten, Beamten, negotia- 
tores in das geregelte wirtschaftliche imd kulturelle Leben 
erst allmählich hineingezogen werden mußten, auch geleistet 
wurde 1 Die sinkende nationale Kraft des Hellenentiuns imd 
der Italiker reichte dazu nicht aus und wurde direkt durch 
die Neuländer ausgesogen. Auch die wirtschaftlichen Kräfte 
waren der Aufgabe nicht gewachsen. Das Reich mußte ver- 
armen, weil von den wirtschaftlich entwickelten Teilen des- 
selben zuviel gefordert werden mußtet (Rostowzew). Griechen- 
land war nach den Zeiten Alexanders ausgesogen, Italien und 
der Osten in der Kaiserzeit durch den barbarischen Westen. 
Um nun diese Kulturprobleme, die der Westen namentlich 
aufgab, auch nur einigermaßen in Angriff zu nehmen, bedurfte 
es der Großpachten und nicht des Kleinbesitzes. Vor allem 
waren die Großpächter imd Mittelmänner die wirklich geeig- 
neten Werkzeuge der Steuer- und VectigaUeneintreibung. Man 
mußte mit den Pächtern glimpflich umgehen, um aus den 
Kolonen immer mehr Geld auspressen zu können. Dazu waren 
die Großpächter bei weitem eher in der Lage; das für den 
Wegebau imd die Urbarmachung des Landes nötige Geld 
aufzubringen. Kleinbauemarbeit ist zwar intensiver, aber 
auch viel langsamer bei Erschließimg unwirtlichen Landes. 
Je mehr aber Land urbar gemacht wurde, desto mehr Steuer- 
einheiten wurden der römischen Finanzverwaltung erschlossen. ^ 
So war der Staat genötigt, schließlich doch auf die früher 
bekämpften Privatoiken zurückzugreifen. Ihre jetzigen Träger 
waren schon längst nicht mehr Feinde des Prinzipats oder 
oppositionslustig, selbst wenn sie dem Senatorenstand ange- 
hörten. Sie hatten mit der Kaiseridee schon längst Frieden 
gemacht und waren nunmehr eine kaiserliche Aristokratie. 
Die früheren Mittelmänner, reiche Emporkömmlinge, kaiser- 
liche Freigelassene u. dgl. hatten sich als Domänenpächter der 
kaiserlichen Domänen die nötigen Geldmittel zusammen- 
gescharrt, um bald in enger Verbindung mit den kaiserlichen 
Prokuratoren einen eigenen Stand berufemäßiger Ausbeuter 
der Kolonen darzustellen. Es war nur ein kleiner Schritt, 
der seit dem 3. und namentlich 4. Jahrhundert auch gemacht 



IXO !!• Teil. Verfusungs* und- Verwaltungsparallelen. 

wurde, um aus diesem Pächterstande einen Erbpächterstand 
mit definitiven Besitzrechten zu schaffen. 

Der alte Privatsaltus kam wieder zu Ehren, die Guts- 
herrschaft, die ja nie ausgestorben war. Jetzt aber ausgerüstet 
mit Rechten, die man der kaiserhchen Domanialverwaltimg,. 
als Muster, nachahmend, in Anspruch nahm: Patrimonial- 
gerichtsbarkeit u. dgl. m. Und wie die kaiserUche Domänen- 
verwaltimg in Konkurrenz mit den öffentlich- und staats- 
rechtlich gegründeten Munizipahnstanzen, ja mit der Reichs- 
instanz des Senats den Gemeingeist dem Reiche imd dem 
Munizipiimi ausgeblasen hatte, so machten es jetzt die großen 
Grundherrschaften, gestützt auf das sog. patrocinium,. 
mit dem Kaisertum. Mit Hilfe dieses Instituts wurde nicht nur 
die kaiserUche Gewalt kraftlos gemacht, sondern so wurden 
auch die letzten Reste lokaler Selbstverwaltung, wie sie in 
den Munizipien und den kaiserhchen Domänendörfem noch 
bestanden, vernichtet. 

Zimächst besteht das gutsherrUche Verhältnis des patro- 
cinium darin, daß die städtischen Steuerschuldner sich direkt 
in das gutsherrhche KUentelverhältnis begeben. Anders und 
umgekehrt wie im Mittelalter, wo der Aufenthalt in der Stadt 
frei macht, gilt hier im byzantinischen Römerreich der Satz: 
»Landluft macht frei«. Durch diese KUentel hofften sich die 
Städter, die sich ohnehin schon in gedrückter Lage befanden, 
zwei Instanzen, der Stadt imd dem Kaiser, steuern zu müssen, 
dadurch zu entziehen, daß sie wenigstens bloß von einem 
'Machthaber, dem Grundherrn, in dessen Gewalt sie sich be- 
gaben, abhängig wurden. Ein ähnUches Motiv lag vor, wain 
sie sich aus der domänialen Kome oder Metrokomia in den 
Bereich der privaten Gnmdherrschaft flüchteten. Die Städte 
Utten nicht wenig darunter, und der Codex Theodosianus sowie 
das Gesetzbuch Justinians wissen nicht wenig über diese Ver- 
wandlung öf fentUcher Steuergewalt in privatrechtUche Frohn- 
herrschaft zu klagen. Berühmt ist die Stelle im Codex Theo- 
dosianus (ii, 24, 6): Der Staat wiU seinen Frieden machen 
mit all den Patronen, welche vor einem bestimmten Zeitpunkte 
ihre KUenten von anderswo zugelassen imd als Kolonen 
angenommen haben. »Aber alle die Grundherrschaften, welche 
bis zu dem genannten Zeitpunkte in ihrem jetzigen Zustande 
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eingerichtet worden sind, sollen bei ihren Besitzern verbleiben, 
wenn diese im Einklang mit dem hergebrachten Zensus klar 
und deutlich in gebührender Proportion die öffenthchen Lasten 
vmd Liturgien übernahmen, wie sie die früher durch SoUdar- 
haft verbimdenen Kolonen auf den Staatsdomänen zu leisten 
pflegten. Die Metrokomiae sollen fortbestehen unter unge- 
schwächter öffentlicher Gewalt, und niemand soll es versuchen, 
sie zu besitzen, noch irgendetwas in ihnen, es wäre denn, daß 
dieser Besitz vor dem obengenannten 2feitpunkt zweifelsfrei 
begonnen (»Possessiones autem adhuc in suo statu constitutae 
penes priores possessores residebunt, si pro antiquitate census 
fimctiones publicas et hturgos, quos homologi coloni praestari 
noscuntur, pro rata sunt absue dubio cognituri. Metrocomiae 
vero in publico jure et integro perdurabunt, nee quisquam 
eas vel ahquid in his possidere temptaverit, nisi qui ante con- 
sulatimi praefinitum coeperit procul dubio possidere. ...«). 
So mußte der Staat mit den Grundherren seinen Frieden suchen 
und die öffentliche Gewalt, das publicum jus, in privatrecht- 
Kche Gewalt erstarren lassen, um wenigstens einen Rest von 
öffenthcher Gewalt aufrechtzuerhalten. Aber für wie lange ? 1 
Immer mehr wuchs das privatum jus der Grundherrschaften 
und umrankte und umwucherte die öffentUche Gewalt, um 
sie imd die Ansätze von lokaler Selbstverwaltung in Stadt 
und Land zu ersticken. Sphon Hygin hat im 2. Jahrhundert 
das Schreckbild der Grundherrschaften, die Roms kolonialen 
Gemeingeist zu vernichten drohten, an die Wand gemalt: 
ut in totum privati juris essent nee ullam coloniae munificen* 
tiam deberent, et essent in solo populi Romani. 

Im 4. und 5. Jahrhundert waren diese Worte in Erfüllimg 
gegangen 1 

2. England zeigt hingegen in seinem Weltreich ein an- 
deres Bild: frisch pulsierendes koloniales Leben, koloniale 
Selbstverwaltung! Und doch war der Ausgangspunkt in un- 
serer Frage der gleiche : eine privatrechtliche Verankerung des 
Kolonialbodens an das Mutterland. 

Während mm der Süden der englischen Besiedlung Ame- 
rikas die nämlichen Züge aufweist wie die Kolonialentwick- 
lung im römischen Reich: große Latifundien, bestellt durch 
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unfreie Weiße und durch Sklavenarbeit, zeigt der Norden 
agrarischen Kleinbesitz und freie Arbeit auf. Die Folge davon 
war, daß im Süden die Selbstverwaltung der Kommunen 
nicht erstehen wollte, während sie im Norden üppig blühte. 
Zur 2^it der Unabhängigkeitserklärung zählt Massachu- 
setts einschließlich Maines 210000 weiße Bewohner und 200 
towns. Deren Verfassung beschreibt ein Zeitgenosse (Gordon, 
Hist. of Independence of U. St. I 262, cit. von Hosmer a. a. O.) : 
»Jedes town ist eine verkörperte Repubük. Die Älterleute 
der Gemeinde berufeft aus eigener Initiative oder auf Ver- 
anlassimg einer bestimmten Zahl von Gemeindemitgliedem 
eine Versammlung des town ein. Die Einladung hierzu ent- 
hält die Tagesordnung und kein anderer Gegenstand darf 
beraten werden. Alle Bewohner werden aufgefordert, zu er- 
scheinen. Diejenigen, die erscheinen, höchstens ein Viertel 
oder ein Zehntel aller, können Beschlüsse für die übrigen 
fassen. Jedes Mitglied hat gleiches Recht und gleiche Frei- 
heit, seine Meinimg zu äußern und wird nicht mundtot gemacht 
durch Einschüchterung seitens eines reicheren Gemeindemit- 
glieds. Jeder Freimann oder Freibauer gibt seine Stimme 
nach freiem Belieben ab und jede Stimme wiegt gleichviel, 
mag sie die des angesehensten oder des niedrigsten Gemeinde- 
mitglieds sein.« In Virginien findet man zweifellos Ordnung, 
aber es gab hier um die Zeit des Abfalls von England bloß 
173000 Weiße gegen 120000 Schwarze. In der Küstenland- 
schaft, der Tidewaterregion, herrscht als Spitze der Gesell- 
schaft eine Aristokratie der Landmagnaten, ganz wie im zeit- 
genössischen England. Primogenitur war hier im Süden die 
Erbfolgeordnung, die in Neuengland von den Puritanern schon 
längst beseitigt war. Dagegen kam es in Virginia als Regel 
vor, daß der gewöhnlich mehrere tausend Acres umfassende 
Grundbesitz auf den ältesten Sohn überging, während seine 
Brüder und Schwestern kaum bedächt, gewöhnlich leer aus 
der Erbschaft gingen. Freüich kommen zwischen den Groß- 
grundbesitzern auch Kleinbesitzer vor, verstärkt diurch die 
Neuzugewanderten, die später nach der Aufteilung des Landes 
hinübergekommen waren. Aber politisch spielten sie eine 
ebenso geringe Rolle, wie die deutschen Lutheraner und die 
protestantischen Iren, die das Landinnere gegen räuberische 
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Einfälle -der Indianerstämme zu verteidigen hatten. Diese 
GeseUschaftsstruktnr war Virginien ebenso eigentümlich wie 
Maryland, Carolina, Pennsylvania u. a. sog. Middle Colonies, 
z. B. dem von Holländern zuerst besiedelten New York. Sie 
war die notwendige Folge der Tatsache, «daß diese Kolonien 
vorwiegend nach Feudalrecht ausgeteilt wurden. Wir wollen 
als typisches Beispiel die Verwaltungseinteilung von Süd- 
Carolina nehmen, wie sie die Fundamental Constitutions von 
1669 aufstellen. Vorausgeschickt sei, daß das ganze Land an 
sieben englische Magnaten ausgeteilt war, die gar nicht daran 
dachten, ihre Londoner BehagUchkeit gegen das mühevolle 
Kolonialleben einzutauschen. Es waren dies die Edelleute: 
der Earl of Clarendon, der berühmte Vertraute Karls IL, 
der Genosse seines französischen ExUs, der General Monk, 
der Earl of Craven, Lord Ashley (später Earl of Shaftesbury), 
Sir G. Carteret, Lord Berkeley imd Sir F. CoUeton. Die Vergabung 
war zwar »in free and common socage«, d. h. feudalrechtlich, 
aber ohne miUtärische Verpflichtungen, insbesondere feudalen 
Heerbann, imd mit »allen Rechten, wie sie der Bischof von 
Durham besessen« hatte. Das letztere bedeutet, daß ihnen 
die Rechte der Pfalzgrafen — wie dem Bischof von Durham 
bis zum 16. Jahrhundert — zustanden: insbesondere das 
Recht, Gerichte aller Art einzurichten und Richter zu be- 
stellen mit Gerichts- imd Verwaltüngsbaim, Truppen im eigenen 
Namen auszuheben, lehensrechthche Subsidien einzuheben, 
Münzen zu schlagen, Blutbann auszuüben, Parlamente abzu- 
halten, Korporationen zu begründen, Adelserhöhung vorzu- 
nehmen und Heimfallsrecht auszuüben. Dementsprechend 
wurde die Gebietseinteilung vorgenommen: Das Land wurde 
in Grafschaften eingeteilt. Jede Grafschaft sollte 384000 Acres 
umfassen und zerfiel in 8 Seigneurien, 8 Baronien und 24 Kolo- 
nien. Jeder der lusprünglich Belehnten, der Pcoprietors, sollte 
eine Seigneurie erhalten. Jede Baronie sollte aufgeteilt werden 
zwischen einem sog. Landgrafen und zwei Caziken; die Kolo- 
nien sollten unter das gemeine Volk aufgeteilt werden. Land- 
graf en> und Caziken sollten, vom Proprietor-Seigneur bestellt, 
selbst einen Erbadel bilden. Ein Siedler, der zu einem Grund- 
besitz von 3 — 12000 Acres gelangte, sollte Rittergutsbesitzer 
(Inhaber eines manor) werden. Wenngleich dieser Plan der 

Hatschek, BritisdMs uad lOmiMiiM Wdtieich. 8 
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Verwaltungseinteilung niemals zur Ausführung gelangte, so 
zeigt er doch deutlich, wie die Besiedlimg in aristokratisch- 
feudalen Formen gedacht und tatsächlich ausgeführt wurde. 
Dazu kam das wirtschaftliche Moment, daß namentUch 
die Südkolonien zum Plantagenbau von der Natur direkt 
gezwungen wurden. In Virginia ruhte die ganze Wirtschafts- 
und Gesellschaftsstruktur auf dem Tabakplantagenbau. Die 
auf Einzelhöfe schon von vornherein angelegte feudalrecht- 
hche Landzuweisung schloß die Siedlung in Form kompakten 
Kleinbesitzes deshalb aus und machte das neuenglisch-puri- 
tanische Siedlungssystem, wie wir es oben (S. 84 f) geschildert 
haben, unmöglich. Solange man die Schwarzen nicht in großen 
Mengen importierte, was erst seit Beginn des 18. Jahrhun- 
derts erfolgte, sah man sich zur Heranziehung weißer Arbeits- 
kräfte genötigt, die man vorwiegend zwangsweise aus dem 
Mutterlande importierte. Zum Teüe waren es die Armen- 
häuser und Gefängnisse, die auf diese Weise ihre Bevölkerung 
an die Kolonien abgaben, zum Teil griff man zu dem brutalen 
Mittel des Betrinkens und Hinwegschaffens auf bereitliegen- 
den Schiffen, wobei Damen der englischen Gesellschaft dieses 
ispiriting«,natürhch gegen Entlohnung, hilfreich imterstützten. 
Schüeßhch gab es auch freiwillige Auswanderer, die sich auf 
gewisse Zeit (mittelst indenture) verdingten, ähnlich wie heute 
die indischen Kulis (s.oben S.26f.), aber mit geringerer Kennt- 
nis des traurigen Loses, das ihrer in der Ferne harrte. Gewöhn- 
lich war der Dienstvertrag auf höchstens 7 Jahre abgeschlossen. 
Die Rechtsbeziehungen zwischen der Herrschaft und dem Ar- 
beiter richteten sich formell nach dem Vertrag, materiell nach 
der allmächtigen »Gewohnheit«, die, wie wir sahen, auch im 
römischen Kolonat eine Rolle spielte. Der Arbeiter hatte^ 
wie der römische Kolone, einen Anspruch auf Unterstützimg 
und Schutz seines Herrn, aber allmähhch verwischte sich der 
Unterschied zwischen den rein persönlichen und den mate- 
riellen Beziehungen wie beim römischen Kolonate, und es 
wuchs die Anschauung heran, daß der Arbeiter auch »Eigen- 
tum« seines Herrn sei. Deshalb bezeichnen die amerikanischen 
Wirtschaftshistoriker das Verhältnis als »white servitude«^ 
weiße Sklaverei. Das wurde durch die gemeinsame Arbeit 
der gemieteten Weißen mit den Schwarzen besonders geför- 
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dert. Der Weiße arbeitete an der Seite des Schwarzen auf 
dem Tabakfelde der Plantage, unter der Aufsicht des Sklaven- 
aufsehers. Je mehr der Sklavenimport anwuchs, desto eher 
wurde es zwar möglich, die weiße Arbeit für besonders quali- 
fizierte Werke vorzubehalten. Auch hörte dann der Zwang 
auf, mit den Schwarzen zusammen in den Arbeitskompanien 
aufzumarschieren oder in der gemeinschaftlichen Arbeiter- 
kaseme zu leben. Viele weiße Arbeit absorbierte auch der 
gutsherrüche Oikos, der ähnhch wie der römische eine große 
Arbeitsteilung, besser ausgedrückt Spezialisierung, kannte. 
Das imd die dem Freien angeborenen Eigenschaften des 
Selbstbewußtseins haben vielleicht die Elluft zwischen weißer 
und farbiger Arbeit niemals ganz überbrücken lassen. Aber 
einerseits bestand der größere Teil der weißen Arbeiter aus 
überschüssigem Gesindel, das man in der Heimat mit Ver- 
gnügen losgeworden war, anderseits war der Rechtsschutz, 
der den weißen Sklaven zu Gebote stand, beinahe ebenso 
prekär, wie der der Schwarzen. Unter solchen Verhältnissen 
kam diese Miethngsarbeit in bösen Leumund. Eine Klasse 
von Arbeitern, Abstämmlingen der Importierten, wuchs heran, 
die wegen ihrer Armut niemals Grundbesitzer, sondern immer 
Landarbeiter sein mußten, wenn sie es nicht vorzogen, diese 
tatsächüchen Sklavenbande abzuschütteln imd sich — was 
auch geschah — in der Wildnis als Räuber oder Squatters 
hermnzutreiben. 

Deshalb will die lokale .Selbstverwaltimg in den Süd- 
staaten vor dem Abfall nicht gedeihen. Während in Neueng- 
land schon das Zusammenwohnen im engen Nachbarverband 
des town eine Zusanunenarbeit wie in der Landwirtschaft, so 
auch im politischen Leben notwendig machte, hinderte das 
Isolierungssystem der Plantage und die Einzelhofwirtschaft 
Ahnüches in den Südstaaten. Nach der gleichen Richtung 
führte die Tatsache, daß die aristokratisch-ständische Ghede- 
rung der Gesellschaft in den Südstaaten ein auf Gleichheit 
abgestelltes Zusammenarbeiten im lokalen Nachbarverband 
ebenso immöglich machte, wie ein richtiges Parlamentsleben. 
Denn das »Haus der Bürger«, das Parlament von Virginia, 
war nur eine Versammlung der großen Grundbesitzer, die 

egoistisch auf ihre Rechte dem* Mutterlande gegenüber nicht 
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verzichten wollten, aber egoistisch auch das Gemeinwohl der 
Kolonie nur nach ihren Sonderinteressen maßen. Die aus 
weißen Arbeitern und Schwarzen bestehende Unterschicht 
hatte am pohtischen Leben gar kein Interesse und keinen 
Anteil. 

Dementsprechend war die lokale Selbstverwaltung in den 
Südstaaten und auch in den Mittelkolonien (Pennsylvanien, 
Maryland, New York) ganz unentwickelt. Gegenüber den 
200 towns von Massachusetts gab es in Virginia vor der Un- 
abhängigkeitserklärung nur wenig Selbstverwaltung lokaler 
Art. Norfolk mit etwa 7000 Einwohnern ist der einzige Platz 
von Bedeutung. WiUiamsburgh hat nur als Tagungsort des 
Virginiaparlaments einige Bedeutung. Die Gesamtbevölke- 
rung Virginias lebt zerstreut durch die dünnbesiedelten und 
ausgedehnten Grafschaften, mit keinen größeren Sammel- 
punkten, als dem Gutshause des Plantagenbesitzers. Von 
Industrie ist keine Rede, auch der Handelsstand unentwickelt. 
Jede größere Plantage soll ihre Zufahrt zur See haben. Das 
ist wegen des Tabaks, als Stapelartikel, nötig. Das Mittel 
hierzu bieten die großen Ströme, welche von der Chesapeak- 
Bay aus den Zutritt ins Innere vermitteln. Jeder Gutshof 
hat so seine eigene Werft und sein Warenhaus. Dahin bringen 
die schwarzen und weißen Sklaven zur Herbstzeit das Erträg- 
nis der Tabakplantage, während die englischen und amerika- 
nischen Schiffe, beladen mit Importwaren, die gegen Tabak 
ausgetauscht werden sollen, ebendort bereit . hegen, um den 
Tabak aufzuladen und fortzuführen. Vielleicht etwas größere 
Betriebstechnik, aber im großen ganzen das typische 
Bild des römischen Oikos. Das war kein Boden für 
lokale Selbstverwaltung. Der große Gutshof Ueß sie hier 
ebensowenig wie im römischen Kolonialreich aufkommen. 
Typisch ist deshalb für den Süden, daß er in einer Pseudo- 
selbstverwaltung kirchUch-weltUcher Art, mit parish, hundred 
und county nur die altenglische, damals in der Heimat vorherr- 
schende Squirearchie, d. h. Kleinadel- und die Farmervorherr- 
schaft, zu wiederholen verstand, während Neuengland allein 
wahre Lokalverwaltung in seinen towns entwickelte. 

In Altengland waren die Lokalangelegenheiten damals 
vorwiegend in den Händen des Kirchspiels, das im Anschlüsse 
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an die Armenpflege seit dem Ärmengesetz Elisabeths auch 
eine umfassende sozialpolitische Gesetzgebung auszuführen 
hatte. Die Organe waren, außer der zuletzt nur durch Selbst- 
ergänzung zusammengesetzten Vestry, noch die Kirchenver- 
walter, church wardens, welche dem angesehenen Grundbesitz 
. entnommen wurden und gewissermaßen die ausführenden 
Organe waren, daneben die Ärmenaufseher, der Gemeinde- 
büttel u. a. m. Der Pastor war gewissermaßen der spiritus 
rector des ganzen Gemeinwesens, das beileibe nicht mehr als 
einen kleinen Ausschnitt der lokalen Selbstverwaltung be- 
sorgte. Geleitet wurde diese in der Hauptsache durch die 
allmächtigen Friedensrichter der Grafschaft mit dem Leut- 
nant der Grafschaft, dem Befehlshaber der Grafschaftsmiliz 
an der Spitze. Diese Friedensrichter, der landed gentry (dem 
Kleinadel) entnommen, regierten in ihren Vierteljahrssitzungen 
die gesamte ländhche Selbstverwaltung. Sie versahen ihr Amt 
als Ehrenamt und wurden von der Krone bestellt. Die Graf- 
schaft zerfiel in Abteilungen für Polizeizwecke, himdreds ge- 
nannt, in welchen kleinere Abteilungen von Grafschaftsrich- 
tem zusammenarbeiteten, um in sog. special sessions das Ver- 
waltungsgeschäft zu wiederholen, das die Vierteljahrssitzungen 
für die ganze Grafschaft besorgten. 

Nun, dieses Vorbild wurde, so gut es ging, in Virginia 
und in den anderen Südstaaten nachgeahmt. Bezeichnender- 
weise ging man hier bei dem Ausbau lokaler Selbstverwaltimg 
von oben nach unten vor. Da das Gemeinschaftsleben hier 
kein dichtes Zusammenleben der Siedler wie in Neuengland 
darstellte, begnügte man sich zunächst damit, die Kolonie in 
Grafschaften zu zerlegen, denen man,. solange die Besiedlung 
des Isoldes nicht dichter wurde, die Funktionen des mutter- 
ländischen Kirchspiels mitüberwies. Wie in der altenglischen 
Grafschaft der Lordlieutenant, Führer der Grafschaftsmiliz, 
die wichtigste Persönhchkeit war, so war er es aucL auf dem 
Kolonialboden. Daneben fimgierten als Leiter der kommu- 
nalen Selbstverwaltung die Friedensrichter in Vierteljahrs- 
sitzungen. Auch die himdred spielt hier die nämliche unter- 
geordnete Rolle wie im Mutterland. Der Großgrundbesitz er- 
stickte in den Südstaaten, wie im römischen Reich, die lokale 
Selbsttätigkeit. Das zeigt sich namenthch am Kirchspiel, das 
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mit seiner Vestry, seinen churchwardens, femer den Gmstab- 
iem und den Armenaufsehem getreulich das mutterländische 
Vorbild so genau kopierte, daß in der Grafschaft acht vom 
Gouverneur bestellte Personen die ganze Grafschaftsverwal- 
tung leiteten (die Friedensrichter), während es im ICirchspiel 
zwölf waren: church wardens vor allem, eine Art geschlos- 
sener Korporation, meist von ihren Vorgängern im Amte 
bestellt. Zwar versuchte man in der 2. Hälfte des 17. Jahr- 
hunderts auch den schwach entwickelten Kleinbesitz an der 
Lokalverwaltung mitzubeteiligen, aber ohne Erfolg. Die poli- 
tische Leblosigkeit des Ganzen war durch den Großgrund- 
besitz dauernd herbeigeführt, die Abhängigkeit der Klein- 
besitzer vom nur auf seine Interessen bedachten Plantagen- 
herm so sehr fortgeschritten, daß die Selbstverwaltung auf 
breiterer Grundlage nicht gedeihen wollte. 

Das Gegenbild, das die Neuenglandkolonien darstellten, 
haben wir bereits oben (S. 88 f.) geschildert. Bemerkenswert ist, 
daß hier die lokale Selbstverwaltung, im Gegensatz zu den 
Südstaaten, nicht wie hier von oben nach unten, sondern von 
unten nach oben wuchs. Sie begann zuerst mit dem town, 
das anders als die enghsche parish nicht vorwiegend kirch- 
liche Angelegenheiten und im Nebenamt gewissermaßen welt- 
liche Verwaltungsgeschäfte hatte, sondern das, in einer im- 
geschiedenen Einheit, reich entwickeltes politisches und reli- 
giöses Leben zugleich führte. Langsam imd nur notgedrungen 
wurden den towns die Grafschaften übergelagert, zunächst für 
Gerichtszwecke, dann für Militär- und Wegebauverwaltung. 
Erst seit 1692 hören wir in Massachusetts von Vierteljahrs- 
sitzungen (Quarter Sessions) der Friedensrichter. Keine Spur 
von einer Grafschaf tsniüiz. Das town stellte die Kompanie. 
Daher auch kein Lordlieutenant der Grafschaft. Keine 
Spur von der altenglischen hundred. Was hätte auch dieser 
leblose Verwaltimgsbezirk, der eigentlich nur für Polizei- 
zwepke aus alter Zeit in England beibehalten worden war, 
mitten in dem frischen Leben Neuenglands für einen Zweck 
gehabt? Den Gegensatz zwischen Nord und Süd der eng- 
lischen Kolonien in Amerika können wir kurz in folgender 
Weise gegenüberstellen. Hier Großgrundbesitz, dort agrari- 
scher Kleinbesitz vorherrschend, infolgedessen hier schwach- 
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entwickelte Lokalverwaltung auf aristokratischer Grundlage, 
dort reiches politisches und konununales Leben in umfassend 
demokratischer Form; hier Schwerpunkt der Selbstverwaltung 
in der von Friedensrichtern, also von wenigen Großgrund- 
besitzern oder Farmern, beherrschten Grafschaft, dort der 
Schwerpunkt der Lokalverwaltung imd damit die Grundlage 
des gesamten politischen Lebens in dem town-meeting, der 
Gemeindeversammlimg, an welcher alle Grundbesitzer und 
Steuerzahler in der Gemeinde Anteil haben. 

Der Geist Neuenglands siegte und verbreitete sich nach 
dem Abfall der amerikanischen Kolonien nicht bloß unter 
diesen, sondern griff auch auf die engUschen Kolonien, zunächst 
natürhch auf Canada über. Freilich der Widerstand gegen 
diesen Kommimalgeist in demokratischer Form- durch Voll- 
versanunlimgen der Gemeinde, durch volksgewählte Vertreter 
und Gemeindebeamte war anfangs groß. Nicht bloß daß die 
französischen Canadier, denen Frankreichs Könige die Selbst- 
verwaltung abgewöhnt hatten, sich dagegen sträubten, auch 
in den enghschen Seeprovinzen mit ihrer dünnen Bevölkerung 
und ihrem Großgnmdbesitz war lebhafter Widerspruch er- 
hoben, als man am Ausgang des i8. Jahrhunderts das Vor- 
bild Neuenglands nachahmen imd das town als Grundlage 
kommunaler Verwaltung einführen wollte. Die obersten Or- 
gane von Nova Scotia, Gouverneur und Rat, beschlossen am 
14. April 1770 : »Das Vorgehen des Volkes, town-meetings ein- 
zuberufen, um Gegenstände, welche Recht und Regierung be- 
treffen, zu beraten u. a. m. ist dem Rechte zuwider, xmd wer 
in der Weise fortfährt, soll von dem Staatsanwalt verfolgt 
werden.« Ein canadischer Zeitgenosse der amerikanischen 
Revolution sagt von den towns und ihren Vollversammlungen 
warnend seinen engeren Landsleuten: »Dies ist die giftigste, 
sehr leise schleichende, aber bald mächtig anwachsende 
Schlange, die je aus dem Ei der Revolution herausgeschlüpft 
ist. Ich sah die Drachensaat. Sie war klein, als sie in den 
Boden gepflanzt wurde, so klein wie ein Senfkorn. Ich habe 
die Pflanze beobachtet, bis sie ein großer Baum geworden.« 
Dafür hatten die alten Aristokraten englischen Ursprungs in 
den Seeprovinzen ein Siedlimgsprojekt nach ihrem Herzen, 
die getreue Kopie der feudalrechtlichen Zustände in den Süd- 
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kolonien Amerikas: das Land aufzuteilen in hundreds wie in 
England oder in Baronien wie in Irland und diese wieder in 
Rittergüter (manors) mit Lehensgerichten (Court Baron). Aus 
den hundreds wären Gemeinden herauszuschneiden, gelenkt 
von einem Court leet, Hof- oder Hintersassengericht. Und 
der Hauptzweck des ganzen? Eine Kanone, losgefeuert auf 
der Burg eines Ritterguts, würde sofort auf der nächsten als 
Wamimg vor dem Feinde gehört, imd jeder Bewohner würde 
so in den Stand gesetzt, in einer Viertelstunde unter Waffen 
zu stehen. Die alten Neuengländer hatten dies auch ver- 
standen, aber ohne den Geist kommunaler Freiheit aufzuopfern. 
Auf den Vorschlag des Edelmanns ging der Köm'g nicht ein. 
Die mutterländische Regierung hatte mit der Art, wie ein 
gleiches Projekt in Carolina (s. oben S. iißf) durchgeführt wor- 
den war, ihre eigenen Erfahrungen gemacht und daran gerade 
genug. Dagegen erwuchs in Untercanada, wohin die königs- 
treuen Neuengländer nach dem AbfaU d«r amerikanischen 
Kolonien geflohen waren, der neuenghsche Kommunalgeist. 
Zimächst freiUch war zwar die Ansiedlung in towns vorgenom- 
men nach Kompagnien, wie sie sich im Krieg gegen die Re- 
bellen hervorgetan. Aber wenn auch die town-meetings mit 
in den Kauf genommen werden mußten, man Heß sie nicht 
hoch kommen. Man setzte ihnen -einen von Friedensrichtern 
bestellten High Constable auf den Nacken und lenkte die 
Gemeinde wie die Grafschaftsverwaltung nach Art der mutter- 
ländischen Squirearchie. Erst im Jahre 1841 wurden auf 
Drängen von Untercanada die ersten Kommunalreformen nach 
dem Vorbilde Neuenglands angeregt und im Laufe der Zeit 
im ganzen übrigen Canada durchgeführt: das Ergebnis ist, 
daß heute nicht bloß die Stadt, sondern vor allem das platte 
Land, jedes Dorf, jeder Flecken (ländhch-städtischen Charak- 
ters) mxmizipal organisiert ist. Town ist in Canada jeder solche 
Flecken mit einer Bevölkerung von mehr als 2000 Einwohnern. 
Ja, sogar jede Grafschaft hat heute ihre eigenen selbstgewählten 
Kommunalversammlungen (mxmicipal body) imd volksgewählte 
Kommunalbeamte. Altenglisch ist dieser Charakterzug kom- 
munaler Verwaltung nicht. Denn das klassische Land der 
Selbstverwaltimg hat bis 1888 nichts davon gewußt, während 
Canada die Grundlinien dafür schon 1841 vorgezeichnet hatte. 
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Nicht Alt-, sondern Neuengland hat die Form der 
in den englischen, Dominions genannten Kolonien 
herrschenden Kommunalverwaltung vorgeschrie- 
ben. Das puritanische town, ruhend auf Kleinbesitz, nicht 
die auf Großgnmdbesitz aufgebaute altenglische Grafechaft, 
war der Baustein geworden. 

Wie innig Kleinbesitz und kommunale Lokalverwaltung 
in den englischen Dominions verbunden sind, möchten wir 
noch durch ein Beispiel belegen: Neu- Seeland. 

. Schon vor 1840, d. i. vor der Besitzergreifung des Landes 
durch die britische Staatsgewalt, hatten englische Speku- 
lanten (etwa seit 1823) Grundbesitz von der einheimischen 
Bevölkerung, den Maoris, an sich gebracht. Etwa ein Drittel 
des gesamten Flächenareals, an die 20 Mill. acres, waren von 
diesen »Landhaien«, wie sie später der Volksmund nannte, 
damals eingesteckt worden. 

Um diese Art verkleideten Diebstahls für die Zukunft 
unmögUch zu machen, behielt sich die englische Regienmg 
seit der Besitznahme des Landes das Recht vor, allein von den 
Maoris Ländereien als Krondomänen zu erwerben. Trotzdem 
wurden bis 1891 nicht wenig Kronländereien von der Regie- 
rung an Private verkauft, so daß damals 584 physische und 
juristische Personen (Gesellschaften) nicht weniger als 7 Mill. 
acres besassen. Das Ministerium Ballance-Seddon hat nun 
durch die Land Act von 1892 eine Ära der Reform einge- 
leitet, die sich zwei Zielpunkte setzte. Der eine gleicht dem 
der römischen Imperatorenpolitik: die Ansetzimg eines klein- 
bäuerlichen Bauernstandes bei Monopol des Staates auf den 
gesamten Boden. Es werden, wie wir gleich sehen werden, 
dieselben Mittel verwendet, wie von den guten Kaisem Roms 
in Afrika: Okkupation des ager publicus imd Kataphyteusis, 
Bebauungspflicht, sodann Erbpacht. Das zweite Ziel, und das 
ist das neue, auf neuenglischen Geist zmiickführbare Element : 
die Besiedlung erfolgt in Verbindung mit dem System lokaler 
Selbstverwaltung und wird ergänzt durch Kampfmaßregeln 
gegen den Großgrundbesitz, der als »soziale Pest« im Sinne 
von Henry George beseitigt werden soll. 

Das Ziel der Ansiedlung des Kleinbesitzes wird aui ^^^ 
fachem Wege verfolgt: durch einfachen Verkauf mit VJoi^ - 
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sitz- und Ameliorationspflicht des Eigentümers; durch Zeit- 
pacht (auf 25 Jahre) mit dem Versprechen des Verkaufes, 
wobei der Pächter das Recht hat, das Grundstück nach zehn 
Jahren zirni ursprüngHch festgesetzten Preise käuflich zu er- 
werben; schließUch durch Erbpacht auf 999 Jahre, d. h. auf 
ewig (everlasting lease) gegen die unveränderbare Pachtrente 
von 4% des Grundwertes. Wenngleich nur in dem letzten 
Falle ausdrückhch das staatliche Bodeneigentum am ager 
pubücus vorbehalten ist, so ergeben die Wohnsitz- und Amelio- 
rationspfhcht, die die Bebauungspflicht in si^h schließen, auch 
für die beiden ersten Fälle ein ähnliches Resultat: die Aus- 
schließung des Mittelmannes oder Gnmdstücksspekulanten 
und die Sicherung eines Standes von Kleinbesitzern, die nur 
vom Staate abhängig sind, und als freie Männer dennoch 
schoUenpfUchtig werden. Keiner von ihnen kann mehr als 
640 acres besten Landes oder 2000 acres zweitklassigen Landes 
erwerben. Wenngleich in den Fällen, wo sog. freies Individual- 
eigentum erworben wird (s. die beiden vorhin genannten Mittel 
der Ansiedlimg), der Staat den Privaten nicht hindern kann, 
sein Eigen an einen Reicheren zu verkaufen, so kann doch der 
Staat, der mm fast alleiniger Bodenbesitzer und -monopolist ist, 
sich weigern, einem Privaten, der sein Besitztum ziu- Übermacht 
auszugestalten versucht, vom Kronland mehr zu verkaufen. 
Bis zu diesem Punkte reicht der Parallelismus mit der 
römischen Kaiserpohtik. Nun aber geht er über sie hinaus. 
An dem bloßen Gegängeltwerden durch den Staat findet der 
englische Kolonistengeist kein Gefallen. Von Neuengland hat 
er gelernt, daß man durch lokale Selbsthilfe und konnununale 
Selbstverwaltung bei der Besiedlung viel weiter vorankomme. 
Die jährlich zu Tausenden nach Neuseeland kommenden Ein- 
wanderer sind meist ohne Kapital. Ihnen stehen folgende Sied- 
lungsmöghchkeiten offen: das Gesetz läßt sog. small-farm 
associations zu, Vereinigungen von mindestens 12 Personen, 
die Land im Höchstmaße von 11 000 acres erwerben können. 
Nach der Erwerbung des Landes werden Straßen ausgelegt, 
die Landlose gezogen imd verteilt. Dann erst löst sich die 
Association auf. Auch das ist ein coloniam deducere, aber 
der Staat ist dabei gar nicht beteihgt, auch keine Boden- 
spekulanten, sondern die Kolonisten allein. 
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Eine andere Möglichkeit ist das village-settlement. Hier 
ist es der Staat, der den Kolonisten die Geldmittel vorschießt, 
>aber damit hört auch seine Tätigkeit auf. Im übrigen wird 
wie im ersten FaUe der small-farm association vorgegangen, 
Straßen werden angelegt. Landlose verteilt. Was herauskommt, 
ist ein Dorf von Kolonisten, die für den Rest der Zeit, den sie 
nicht der Bestellung des eigenen Bodens zu widmen nötig 
haben, Nebenarbeit annehmen, als Schafscherer oder Tag- 
löhner in der Nachbarschaft. 

Was nun sehr an römische KaiserpoUtik (Rostowzew, 
Kolonat) erinnert imd doch wieder wegen des das Ganze be- 
seelenden kommunalen Geistes freier Kolonisten etwas anderes 
daraus macht, ist die dritte Möghchkeit: die Anlage von im- 
provedfarm Settlements. Arbeitslose werden aufs Land ge- 
ischickt, das urbar gemacht werden soll. Dafür empfangen sie 
zunächst Lohn. Das von ihnen urbar gemachte Gelände ver- 
teilt man unter sie zu* Erbpacht. Man erreicht dadurch ein 
Doppeltes: man hUft der Arbeitslosigkeit ab imd fesselt die 
-Arbeiter als Freie an die Scholle, nicht als unfreie Kolonen. 

Aber der neuseeländische Staat kann auch, weil seine 
Kultur nicht langsamer wächst wie der beherrschte Flächen- 
Zuwachs, deshalb anders als der römische Staat (s. oben S. io8), 
<den Großgnmdbesitz xmd das Bodenspekulantentum wirksam 
bekämpfen, da er sie nicht nötig hat wie der römische. Gnmd- 
^teuer und Bodenenteignung, um Land für Siedlungsgenossen- 
^chaften zu erlangen, sind die scharfen Waffen, die er gegen 
die »Landhaie« führt. Auch hierin zeigt sich die Einflußnahme 
Neuenglands, denn der geistige Anreger dieses Kampfes gegen 
den Großgrundbesitz ist der bekannte amerikanische Boden- 
reformer Henry George gewesen. So wächst mit jeder Scholle 
urbaren Landes, das der neuseeländischen Regierung erworben 
ivird, der neuengUsche Kommunalgeist, und mit jeder neuen 
Steuereinheit wird dem britischen Staat und Weltreich ein 
neuer Anhänger kommunaler Selbstverwaltung, aber auch, 
wenn's nottut, ein streitbarer Krieger gewonnen.' Bekanntlich 
war diesen Australiern und Neuseeländern eine Zeitlang wäh- 
rend des Weltkrieges die Verteidigung Ägyptens und der An- 
griff auf die Dardanellenforts bei GallipoH überlassen. 
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II. Die Rangstufen der römischen und der briti- 
schen Kolonien. 

Auch diese Rangordnung zeigt bei den Römern eine pri- 
vatrechtliche Verankerung, während die Rangunterschiede der 
englischen Kolonien öffenthch-rechthch abgestuft sind. 

Jede Kolonialmacht wird darauf bedacht sein, Rangunter- 
schiede unter ihren Kolonien zu erhalten. Einmal kann nicht 
gleiches Recht Gebiete, die unter verschiedenen Himmels- 
strichen hegen, umspaimen. Ein anderes Privatrecht, ein 
anderes Verfassungsrecht wird bald da, bald dort zur Anwen- 
dung gebracht werden müssen. Sodann wird diq Rangord- 
nung auch aus dem Grunde nicht zu entbehren sein, weil sie 
ein geeignetes erzieherisches Mittel erscheint, um den Wett- 
l)ewerb der Kolonien in ihrer kulturellen Entwicklung zu 
heben. Das römische und das britische Weltreich haben jedes 
eine solche rangstufenartige Unterscheidung zwischen ihren 
Kolonien zur Anwendmig gebracht, aber ^e Römer haben 
seit dem 2. Jahrhundert, etwa seit Hadrian, diese Unterschei- 
dung von^egend auf die Verschiedenheit in privatrecht- 
licher Beziehung zusammenschrumpfen lassen, die Engländer 
haben sie vorwiegend in Unterschieden des öff entheben Rechts, 
namentlich des Verfassungsrechts, gesucht und gefunden. 

I. Auch die Römer haben aus der Zeit der Republik zwei 
Arten differenzierender Gegensätze verwendet, die man füg- 
Uch kamn anders als öffentUch-rechtlich werten kann. Wir 
meinen einerseits den Gegensatz zwischen Halbbürger- und 
Vollbürgergemeinden (mimicipia sine suffragio und mxmicipia 
civium Romanorum) und die Unterschiede, die zwischen den 
civitates peregrinae bestanden. Beide Arten von Rangstufen 
waren auf öffentlich-rechtUche Momente abgestellt. Der 
erste Gegensatz bedeutet, daß die Halbbürgergemeinden eine 
gewisse Selbständigkeit in der Gesetzgebung hatten und 
römische Gesetze in ihnen nicht ipso jure galten, vielmehr sie 
nur durch ihre eigenen Beschlüsse gebunden waren (Mommsen, 
Ges. Sehr. I, 295, A. 28), daß sie eine von Rom bis zu ge- 
wissem Grade unabhängige Rechtsprechung besassen. Sie 
wurden nicht in Rom zur Steuer eingeschätzt (zensiert), son- 
dern hatten ihre eigenen Organe hierfür. Auch dienten ihre 
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Bürger nicht in den römischen Legionen, sondern in eigenen 
Legionen unter Führung wohl römischer Tribunen (Kariowa, 
R. G. I, 299). Ihre Bürger hatten (bis zum Jahre 95 v, Chr.) 
durch Wohnsitznahme in Rom das römische Bürgerrecht, 
aber sonst nur, wenn sie in ihrer Heimat eine Magistratur 
oder das Decurionenamt bekleidet hatten. Die römische Voll- 
bürgergemeinde machte alle ihre Bürger zu römischen VoU- 
bürgem mit einer nach dem Muster von Rom eingerichteten 
Munizipalverfassung und mit vollständigem jus bonorum, d. i. 
der der rechthch festgesetzten Wählbarkeit zu öffentlichen 
Ämtern in Rom, eine Eigenschaft, die den Bürgern der Halb- 
bürgergemeinden vollständig abging. Ihre Bürger dienten in 
römischen Legionen und wurden, da sie aUe in die römische 
Tribusliste eingetragen sein mußten, in Rom zensiert. 

Der Unterschied zwischen den peregrinen Städten war 
ebenfalls auf öffentlich-rechtliche Momente abgestellt: es gab 
dvitates stipendiariae, die im Untertanenverhältnis zu Rom 
standen und eine nur »tolerierte Autonomie« hatten, dann 
civitates Uberae et immunes und civitates foederatae, welche 
voUkonmien freie Hand im Innern hatten, deren Autonomie 
also eine Re*chtsgrundlage hatte. Diese war den civitates 
hberae eine einseitige Verfügung des römischen Volkes, welche 
jederzeit zurückgenommen werden konnte; bei den civitates 
foederatae ein Vertrag (foedus), beschworen und urkimdlich 
beglaubigt. 

Diese Unterschiede und Gegensätze wurden auch auf das 
Verhältnis von Rom zu den provinziellen Gemeinwesen über- 
tragen. Aber sie verloren im Laufe der späteren Kaiserzeit 
ihre praktische Bedeutimg. Der erste Gegensatz zwischen 
Halbbikger- und Vollbürgergemeinden verlor sein Ansehen, 
weil die Pohtik der römischen Imperatoren bei seiner Ver- 
wendung auf Kolonien und überseeische Gemeinwesen weniger 
diese als Ganzes zu fördern bemüht war, vielmehr die Ver- 
breitung des römischen Bürgerrechts und als seine Vorstufe 
die des sog. lateinischen (jus Latü) wünschte. Das Mittel 
stumpfte sich als eines der kolonisatorischen Organisation des- 
halb ab, weil es entweder als Individualprivileg an einzelne 
Personen oder als Privileg an die Masse durch Vermittlung 
des Gemeinwesens erteilt wurde, ohne das so ausgezeichnete 
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Gemeinwesen tiefer in seinem Innern zu durchdringen. Was. 
gab denn dieses Privileg schließlich? Doch nur die Möglich-- 
keit, in Rom das jus honorum auszuüben, das in der Kaiser- 
zeit seine Bedeutung verioren hatte. Oder etwa in dem Hei- 
matsmunizipium sich an der städtischen Verwaltimg, die nach 
Roms Muster eingerichtet war, sich zu beteiligen ? Gewiß ein 
mitunter, namentUch in Afrikas Städten, wovon die In- 
schriften sprechen, aber auch in Kleinasien hochgeschätztes 
Privileg (Apostelgeschichte 22, 28: »Ich habe dies Bürger-^ 
recht mit großer Summe zuwege gebracht«). Das verlor sich 
im Laufe der Kaiserzeit. Denn einerseits überdauerte die 
Wirksamkeit der munizipalen Volkskörperschaften nicht um 
Erhebliches die der römischen seit Beginn des Prinzipats 
(Mommsen, a. a. O. 349 ff., 821) : sie verschwinden seit Tibe- 
rius (Mommsen, Ges. Sehr. I, 285). Sodann aber gingen die 
Kaiser seit Trajan imd Hadrian (Komemann, Art civitas,. 
Sp. 313) geradezu verschwenderisch mit der Erteilung des 
Privilegs vor, so daß unter Caracalla (212 n. Chr.) schließlich 
alle in einem städtischen oder einem gleichwertigen Gemeinde- 
verband stehenden Personen cives Romani wurden. Damit er- 
losch jedenfalls schon vor der Constitutio Antoniniana jede 
Ambition in den Provinzialbürgem (Ramsay, Cities of St. Paul, 
1907, p. 271 f.), imd das Mittel der Verleihung einer römi- 
schen civitas an ganze Gemeinden verlor seine Daseinsberech- 
tigung jedenfalls seit der Constitutio (Toutain, cit& a. a. O., 
p. 342). Auch das des jus Latii, das schon Pompeius der 
Ältere bei den transpadanischen Gemeinden zur Anwendung 
gebracht hatte »ut gerendo magistratus civitatem Romanam 
adipiscerentur« war trotz der Kollektivform der Verleihung 
an Gemeinden eben nur zur Verbreitung römischer Bürger 
gedacht oder besser, um einzelne für ein künftiges römisches 
Bürgerrecht zu erziehen. Kein Gedanke damals (wie in der 
Folgezeit bis auf Vespasian, der ganz Spanien damit be- 
dachte), etwa die Gemeinwesen in ihrem Interesse als Ganzes 
zu fördern. Nein, nur das kam in Frage, wie der römische 
Kaiser gefügige Untertanen erlangte. Ganz bezeichnend hier- 
für ist die besondere Ausgestaltung, die Hadrian dem Latium 
gab, indem er es in ein minus und majus teilte. Das erstere 
sollte bloß die Magistrate der mit latinischem Rechte be- 
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gabten Gemeinden zu römischen Vollbürgem machen und jene 
städtischen Dekurionen, welche eine Magistratur bekleidet 
hatten, das letztere auch solchen Dekurionen, die keine Magi- 
stratur bekleidet hatten (decuriones pedani). Und der Grund ? 
Man hatte schon seit Trajan Anzeichen dafür, daß die Bürger 
in den Provinzen das Amt eines städtischen Senators scheuten, 
weil sie von den damit verbundenen Lasten, insbesondere der 
finanziellen Haftbarkeit zurückschauderten. Als Kompensa- 
tion dafür war ihnen das majus Latium zugedacht (Hirsch- 
feld, Kl. Schriften, 307 ff.). Also erloschener Bürgersinn, der 
nur kollektiv durch Erweitenmg städtischer Freiheiten ge- 
hoben werden kann, sollte noch zum Schlüsse durch künst- 
hche, nur Individuen zugute kommende Privilegien ge- 
wissermaßen galvanisiert werden. Auch dieses kolonisato- 
rische Unterscheidungsmittel öffentlich-rechtlicher Natur wurde 
durch die Constitutio Antoniniana von 212 n. Chr. obsolet 
(Steinwenter a. a. O., Sp. 1271). 

Das andere Unterscheidungsmerkmal imter den peregrinen 
civitates konnte überhaupt nicht recht praktisch als kolonisa- 
torischer Ansporn verwendet werden, weil die Kaiser schon 
seit Augustus diu-ch ihre Verwaltungspraxis sowohl die civi- 
tates foederatae in ihren Rechten herabzudrücken, als auch 
die untertänigen Städte in ihrer bloß tolerierten Autonomie 
zu erheben bemüht und einer Poütik der Ausgleichung zwi- 
schen diesen Unterschieden zugeneigt waren (Mommsen, III, 
680, 744, 815). Diese Nivellierung griff so weit um sich, daß 
der Ausdruck civitas, ursprünglich nur Volksgemeinden nicht- 
römischer Rechtsstellimg zugedacht, seit dem 2. Jahrhundert 
sogar auf römische Munizipien übergriff und diese Bezeich- 
nung ganz verdrängte (Komemann, a. a. O., Art. civitas, 
Sp. 302 f.). 

Ganz fest erhielt sich, zeitweiüg sogar unter Steigerung, 
die ganze Kaiserzeit ein Unterschied zwischen den römischen 
Kolonien, der durchwegs auf privatrechtlicher Grundlage 
beruhte. Es ist das die Stufenordnung: stipendiare civitas 
— colonia civium Romanorum — civitas oder colonie mit 
jus Itahcum. Der Unterschied beruhte auf dem gnmdsätz- 
Uchen Eigentum des römischen Volkes am Provinzialboden 
und floß gewissermaßen aus ihm. Zu imterst stand (Toutain, 
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citis p. 321 ff.) die peregrine civitas, die auf Grund des römi- 
schen Bodenrechts bodenzinspflichtig war. Sie strebte danach, 
municipium civium Romanorum zu werden, unter den guten 
Kaisem vielleicht noch, weil die Bürger für sich und ihre 
Nachkommen den ehrenvollen Titel cives Romanus anstrebten, 
mehr noch aber deswegen, weil sicherlich seit der Mitte des 
2. Jahrhimderts die Stellung als municipium civium Roma- 
norum, die Vorstufe zur Erlangung der Eigenschaft als titulare 
colonia, d. h. als Kolonie ohne tatsächhche Deduktion von 
Kolonisten, diente. Darüber belehrt uns unzweideutig die 
berühmte und bestangefochtene (nämlich von Mommsenl) 
Stelle bei Gellius (ed. Hertz II, 296—298). Die Eigenschaft 
als colonia civium Romanorum hatte damals (nach manchen, 
z. B. M. Weber, a. a. O., gegen Mommsen schon in republika- 
nischer Zeit) agrarrechtliche Bedeutung, nämlich die, an 
Stelle des veralteten peregrinen Bodenrechts, das damals oft 
schon in Vergangenheit geraten war, römisches Bodenrecht 
zu setzen (Toutain, Mdlanges, a. a. O. XVI, 326 A.), wa3 im 
Anschluß an die bloße Verwandlung einer peregrinen civitas 
in ein römisches municipium noch nicht zu erfolgen pflegte. 
Außerdem war die Eigenschaft als colonia civium Romanorum 
deshalb begehrt, weil sie schließlich ziu: höchsten Stufe führte, 
ztun Bodenrecht nach jus Italicmn : Alle Grundstücke konnten 
nach quiritischem Redite erworben, besessen und veräußert 
werden, wozu der Provinzialboden an sich nicht fähig war. 
Möchte immerhin in der Beleihimg mit jus Italicum die Steuer- 
immunität oder, wie neuestens behauptet wird (v. Premer- 
stein, a. a. O. Art. jus Italicmn, Sp. 1248 f.), eine größere 
Freiheit von der Oberaufsicht des Statthalters miteingeschlos- 
sen sein : man darf nicht vergessen, daß trotzdem das Höchst- 
maß römisch-kolonialer Selbständigkeit sich in einem Höchst- 
maße privatrechtlicher Bevorzugung auslebte und damit 
zufrieden gab. 

2. Wie ganz anders ist die Rangstufenordnung unter den 
Kolonien im britischen Weltreich angelegt?! 

Alles ist hier auf öffentlich-rechtüche Vorzüge ab- 
gestellt, die das allmähUche Aufsteigen aus der tiefsten, 
vom Gouvemeiu" bevormxmdeten Kolonie (Crown Colony 
im engsten Sinne) zur großen Selbstverwaltungskolonie 
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(seUgoveming colony with responsible govenunent) hin- 
durchführen. 

Vor allem besteht der große Unterschied zwischen Selbst- 
verwaltungskolonien und solchen, die es nicht sind. Von 
den ersteren ist zum Teil schon gehandelt worden (s. oben 
S. III ff.), zum Teil soll noch darüber gesprochen werden (unter 
§ 7). Es sei aber schon an dieser Stelle hervorgehoben, daß 
der Unterschied auf ein entscheidendes Moment öffentlich- 
rechtlicher Natur abstellt. Die Selbstverwaltungskolonien 
haben nicht bloß eine eigene Legislatur, die alle Angelegen- 
heiten, ausgenommen die das Reich betreffen, gesetzgebe- 
risch regeln darf, sondern auch eigene, nur der Lokallegis- 
latur verantwortüche Ministerien, wodurch eine parlamen- 
tarische Regierung, wie die des Mutterlandes, eingerichtet 
ist. Von ihnen gilt deshalb auch mit größerem Rechte, 
was Gellius von den römischen Kolonien behauptet: >po- 
puh Romani istae coloniae quasi effigies parvae simu- 
lacraque quaedam esse videntur«. Nur sind die engli- 
schen Selbstverwaltungskolonien nicht nur »gewissermaßen«, 
sondern wirklich das leibhaftige Ebenbild des englischen 
Reiches. 

Im Gegensatz zu diesen Selbstverwaltungskolonien stehen 
diejenigen, die es nicht sind. Sie zerfallen in solche, welche 
eine eigene Legislatur auf repräsentativer Basis haben oder 
welche bloß einen gesetzgeberischen Beirat des Gouverneurs 
besitzen oder welche nicht einmal diesen haben. Das Ausmaß 
der mutterländischen Kontrolle über diese drei Arten der Kolo- 
nien ist ungleich größer, als das über Selbstverwaltungskolo- 
nien. Denn die Gesetzgebung des mutterländischen Parla- 
ments (sog. paramount authority) tmd die Aufsichtsbefugnis 
des britischen Kolonialministeriums greift im Verhältnis zu 
den sog. Kronkolonien tiefeinschneidend ein. NamentUch diese 
Eingriffsmöglichkeit des britischen Kolonialministeriums ist 
hier deshalb größer, als im Verhältnis zu den Selbstverwal- 
tungskolonien, weil der Statthalter jener Gemeinwesen nicht 
gebunden an den Rat heimischer Minister, die wieder von dem 
Vertrauen der Majorität einer Lokallegislatur abhängig sind, 
vielmehr nur auf die Instruktionen der mutterländischen Re- 
gienmg zu hören hat. 

Hfttschek, BcitJsdies und riSmisches Wdtraich. 9 
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Im Übrigen muß man zwischen ihnen unterscheiden. Die 
Kolonien mit einer eigenen Repräsentatiwerf assimg und einer 
Legislatur stehen freier da, als diejenigen, welche bloß einen 
gesetzgeberischen Beirat (coimcil) oder nicht einmal einen sol- 
chen haben. Denn die ersteren haben das Vorrecht^ daß ihnen 
keine Steuer ohne ihre Zustimmung imd keine Verfassungs- 
änderung aufgenötigt werden darf. Als z. B. im Jahre 1866 
Jamaicas Verfassung aufgehoben wurde, erfolgte dies erst, 
nachdem die Legislatur dieser Kolonie ein Gesetz für diesen 
Zweck erlassen hatte. Außerdem hat in den mit Repräsen- 
tatiwerf assung ausgestatteten Kolonien der Gouverneur nicht 
das gesetzgeberische Initiativmonopol und darf keine Geld- 
ausgaben ohne Budgetbewilligung des Parlaments der Kolonie 
machen. Freilich kann die mutterländische Regienmg den 
Gouvemeiu: anweisen, widerspenstige Minister zu entlassen, die 
ein vom Mutterland gewünschtes Gesetz nicht vor die Lokal- 
legislatiu: bringen oder einen Haushaltsplan dem Lokalparla- 
mente vorlegen, der von dem Mutterland mißbiUigt wird. 
Dies würde Selbstverwaltungskolonien gegenüber ein schwerer 
Verfassungsbruch sein. In den Kolonien, die bloß mit Reprä- 
sentatiwerfassung, aber ohne responsible govemment ausge- 
stattet sind, ist jedoch jenes Ergreifen des Mutterlandes 
durchaus zulässig. Im 18. Jahrhundert war es übUch, in jeder 
dieser repräsentativen Kolonien neben der Lokallegislatur, als 
Volksvertretung noch eine Art Oberhaus, das von der Krone 
bestellt und durch königUche Ernennung zusammengesetzt war, 
einztuichten. Das hat sich mitunter bis auf den heutigen Tag 
erhalten, wobei das Oberhaus zugleich eine Art exekutiven 
Beirats des Gouverneurs darstellt und sogar gelegentlich als 
Appellgerichtshof fungiert. 

Diese ältere Form der Verfassung hat sich dort als imzu- 
trägUch erwiesen, wo, wie namentUch in den Tropenländem, 
die weiße Bevölkerung in der Minderzahl ist. Hier genügt 
dann bloß ein gesetzgeberischer Beirat des Gouverneurs oder 
es fehlt auch dieser. Wir sind damit in das Gebiet der sog. 
Crown Colonies im engeren Sinne eingetreten. Diese zer- 
fallen in folgende Gruppen: Kolonien, in denen der Beirat be- 
steht, in der Majorität aber aus gewählten MitgUedem zu- 
sammengesetzt ist; Kolonien,^ in deren Beirat die von der 
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Krone ernannten Mitglieder überwiegen; schließlich solche, in 
denen überhaupt kein Beirat besteht, der Gouverneur all- 
mächtig ist und die Krone zugleich das Recht hat/ diurch Ver- 
ordnimg des englischen Staatsrats oder durch Patent (Letters 
Patent) gesetzgeberisch einzugreifen. Das sind die Kronkolo- 
nien im engsten Sinn. Unter diesen befinden sich nur noch 
die Protektorate, von welchen im folgenden (xmter III) zu 
handeln sein wird. 

Betrachten wir zusammenfassend die Rangstufenordnung 
der englischen Kolonien, so finden wir, daß sie nur auf off ent- 
lich -rechtücher Grundlage aufgebaut ist. Diese öffentUch- 
rechtüche Grundlage ist der Gedanke der allmählichen Abson- 
derung der Kolonie vom Mutterlande, die aus einem Verwal- 
tungsbezirk ein öffentlich-rechtüches, selbständiges Gemein- 
wesen wird oder dazu allmählich herangebildet wird: 

Zu xmterst stehen die Kronkolonien im engsten Sinne, 
reine Verwaltungsbezirke. Hierher gehört z. B. Gibraltar, St. 
Helena, Basutoland, Br. Honduras. 

Dann kommen die Kronkolonien mit einem zum größeren 
Teil ernannten gesetzgeberischen Beirat: z. B. Malta, Mauri- 
tius, Ceylon u. a. m. 

Höher stehen die Kronkolonien, in ^welchen der gesetz- 
geberische Beirat in seiner Majorität aus gewählten, nicht von 
der Krone ernannten Mitghedem zusammengesetzt ist, z. B. 
Jamaica, Br. Guyana. 

Noch höher stehen die mit Repräsentatiwerfassung aus- 
gestatteten Kolonien, z. B. Bahamas, Barbados, Bermudas. 

Zu Oberst befinden sich die Selbstverwaltungskolonien, 
Canada mit seinen Provinzen und Neuftmdland, Südafrika 
mit jeder seiner Provinzen, Australien, und zwar sowohl der 
Gesamtstaat (Commonwealth), als auch jede seiner Gliedkolo- 
nien. Allen Kolonien gegenüber besteht die sog. Paramount 
Authority des englischen Parlaments, durch Gesetzgebung ein- 
zugreifen, wo imperiale Interessen auf dem Spiel stehen oder 
wo unzulängUche Verfassimgsverhältnisse in den Kolonien 
einen Stillstand des kolonialen Verfassungslebens erwarten 
lassen (wie z. B. in Malta 1899). 

Aber während diese Paramount Authority den Kronkolo- 
nien gegenüber imbegrenzt waltet, hat sie den mit Repräsen- 

9* 
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tatiwerfassung ausgestatteten und den Selbstverwaltungs- 
kolonien gegenüber Schranken zu beachten, die nami&ntlich 
durch die Colonial Laws Validity Act von 1865 geschaffen sind: 
Diese Kolonien mit Repräsentativverfassung (einschließ- 
lich der Selbstverwaltimgskolonien, aber auch einschließlich 
derjenigen, welche eine nur ziu" Hälfte volksgewählte Legis- 
latur besitzen) haben das Recht, ihre Verfassung aus eigenem 
Willen zu ändern. Die Selbstverwaltungskolonien haben noch 
den besonderen Vorzug, daß seit 1895 (58/59 Vict. c. 34) ihre 
Gebietsgrenzen niu: mit ihrer Zustimmung geändert werden 
dürfen. Das wichtigste Recht der Gebietskörperschaft, näm- 
lich das Recht auf das eigene Territorium, ist so auch gegen- 
über dem Mutterland und dessen Paramount Authority ge- 
sichert. Das bezeichnet besonders scharf den Gegensatz zwi- 
schen der britischen und römischen Rechtsauffassung. Dort 
das Recht auf den Boden als höchstes öffentliches Recht 
eines Gemeinwesens, hier jus ItaUcum als höchste Steige- 
rung des Privatrechts von Individuen. 

III. Die Keimzelle der Kolonialbildung (röm. Con- 
ventus, brit. plantation und settlement). 

Die wiederholt betonte privatrechtliche Verankenmg des 
Kolonialbesitzes bei den Römern macht sich auch in der 
Keimzelle der Kolonialbildung geltend, lähmt bei ihnen die 
Fortentwicklung, während bei den Briten, die davon frei sind, 
die Fortschritte der Kolonie zu den höchsten Formen kolo- 
nialer Freiheit ungehemmt vor sich gehen kann. 

Zunächst ist der Ausgangspunkt bei beiden Völkern der 
gleiche. Keine Kolonialbildung kann gewöhnlich ohne staat- 
liche Mitwirkung vor sich gehen. Die Einrichtung der Kolonie 
erfolgt da wie dort durch die obersten Staatsorgane. Aber 
hier endigt auch die Ähnlichkeit. Vor allem imterscheiden 
sich beide Weltreiche in der Art, wie sie das mutterländische 
Recht in den Kolonien dem Schutze des eigenen Bürgers 
dienstbar machen. Der Römer genießt in den Provinzen den 
Rechtsschutz, den ihm der Provinzialstatthalter diurch sein 
'Edikt gewährt und nur soweit, als dieses Edikt das römische 
Recht auf die Provinz für anwendbar erklärt (jus honorarium). 
Auch steht es im Ermessen des Provinzialstatthalters, jene 
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Änderungen am mutterländischen Recht anzubringen, die er 
nach der Sachlage fär angemessen hält. Viel war auf diesem 
Wege für die VereinheitUchung des Rechts geschehen, aber 
beinahe ebensoviel, um das römische Recht zu orientalisieren. 

England paßt sein Kolonialrecht ebenfalls lokalen Ver- 
hältnissen an und gibt namentlich in den Kronkolonien der 
Krone xmd dem Gouverneur weitgehende Machtvollkommen- 
heit zu solcher Anpassung (6/7 Vict, c. 13 und 50/51 Vict. 
c. 54). Aber dieses Anpassungsrecht hat seine Schranke an 
dem Grundsatz, daß jeden Engländer sein heimisches common 
law als »Geburtsrecht« überall hinbegleite. Welche praktischen 
Konsequenzen hat dieses Gnmdrecht? 

1. Bedeutet dieser Grundsatz, daß vorbehalthch jeder 
Rechtsänderung kraft gesetzlicher Ermächtigung in allen 
Kolonien, die nicht durch Erobenmg oder diurch Zession 
seitens einer souveränen Macht des Völkerrechts erworben 
sind, common law herrsche, mit allen Vorrechten des Eng- 
länders und allen seinen Freiheitsrechten, die ihm auch 
daheim zustehen. 

2. In den durch Eroberung oder Zession erworbenen Kolo- 
nien gilt zwar zunächst und vorbehaltlich aller künftigen 
Rechtsänderung kraft gesetzlicher Ermächtigimg das alte, von 
den Engländern bei ihrer Besitzergreifung angetroffene Recht. 
Aber auch in. ihnen gilt das »birthright« des Engländers, das 
will sagen: 

a) Der Engländer hat auch in ihnen den Anspruch auf 
das Privileg des Habeas Corpus und den Strafprozeß unter 
Beiziehung einer Jury. 

b) Wo die Krone in einer kriegerisch eroberten oder auf 
dem Wege der Zession erworbene Kolonie das common law 
eingeführt, hat sie sich dadiurch auch des Rechts begeben, 
Rechtsänderungen auf dem Wege königlicher Verordnung ein- 
zuführen. Es gilt hier der von dem berühmten Freiheits- 
kämpfer der Stuartzeit, Lord Coke, im Calvin's Case getane 
Ausspruch: »Und wenn ein (englischer) König ein christliches 
Königreich erobert, so wie es König Heinrich II. an Irland 
tat und wenn nachher König Johann ihnen, den Irländem, 
die in seiner Botmäßigkeit standen, die Rechte Englands für 
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die Regierung des Landes gewährt hat, so darf kein nach- 
folgender König dies ohne Genehmigung des Parlaments 
ändern. « 

c) Hat die Krone in solch eroberten oder durch Zession 
erworbenen Kolonien diesen eine Repräsentatiwerfassung ge- 
geben, so steht sie zu der Koloniallegislatur in demselben 
Verhältnis wie zu dem mutterländischen Parlament (Rechts- 
fall, In re Lord Bishop of Natal, 3 Moore Privy Council Cases, 
New Series, p. 148 : i^After a colony or settlement has received 
legislative institutions, the Crown .... Stands in the same 
relation to that colony or settlement as it does to the United 
Kingdom«). Das will sagen, die königUche Prärogative ist 
gegenüber der Koloniallegislatur in demselben Maße einge- 
schränkt, wie gegenüber dem mutterländischen Parlament. 
Steuern können hier ebensowenig ohne Genehmigung des 
Kolonialparlaments eingeführt werden wie im Mutterlande 
ohne Zustimmung des Londoner Parlaments. 

Was hat Rom an Freiheitsrechten, an »Geburtsrecht« 
seinen Bürgern geboten? 

Natürhch das Provokationsrecht von dem Provinzialstatt- 
halter an die heimische stadtrömische Instanz (Konsuln, 
Senat, was in dem 3. Jahrhundert praktisch bedeutungslos 
wurde, als sämtlichen Statthaltern das jus gladü (der Blut- 
bann) verliehen war (Mommsen, R. St.R. II, 269 f.)). Wir 
wissen femer, namentUch lesen wir es in der Apostelgeschichte, 
wie hoch das römische Bürgerrecht ge wertet wurde : der Satz : 
civis Romanus sum machte, daß schwere Gefängnisketten so- 
fort vom Übeltäter abfielen, daß sogar der von den Provin- 
zialen scharf Angeklagte diurch jenen Satz sich sofort das 
Wohlwollen des Statthalters und der römischen Legions- 
tribimen zuwenden machte (s. dazu Ramsay, a. a. O., p. 7 f.). 
Aber wir erfahren auch aus der Apostelgeschichte, daß das 
römische Bürgerrecht um Geld zu haben war. Warum sagt 
jener Tribun dem Apostel Paulus, der sich auf sein Bürger- 
recht als geborener römischer Bürger beruft, er, der Tribun, 
habe es um Geld erworben? Warum werden auch noch viel 
andere so gehandelt haben ? Weil der privatrechtUche Schutz 
und die privatrechtlichen Privilegien des Römers in der 
Provinz ihm von großem Nutzen waren. 
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Dieser Schutz war dem Römer zweifellos wertvoll. Er 
schuf ihm auch wegen des commercium, das nur der Römer, 
nicht aber auch^^dlät Provinziale, mit Städtern und Provin- 
zialen anderer Provinzen gemein hatte, ein wertvolles Ver- 
keny^iiWbp(^48«6^ Untergang der antiken Welt, II, 133 f. ; 
]lfiÄA>^W/ra? fti >^44) : »Wir finden Hypotheken römischer 
BifrßW^htflsi^^'äittgktem Ankauf großer Bodenkomplexe, und 
di^r•lefM^rtä•fwa^ vielfach noch dadurch erleichtert, daß in 
g^witeeit ^<t^inapküngen der einheimischen Bevölkerung das 
cdtttiÄIISrctaYBi ^geradezu entzogen war, wodurch die Römer 
gi^f^tesi^inäßen ein Monopol auf dieselben erhielten«. Während 
älBö def^ Engländer nur in der höchsten VerwirkUchung seiner 
ptfliiiBkhdti' Freiheit seine Befriedigung findet, läßt es sich 
d^'jRöm^'i^ seinen Provinzen vollständig an der Verwirk- 
H<&yU]ig' siitiGf bloß privatrechtlichen und wirtschaft- 
HdhWk^F^ifeäkiit genügen uiid verlangt nicht nach mehr, selbst 
y^hn diese ^b<^ddieidene Freiheit auf einem höchst unsicheren 
R^iäitSfundEUnent steht. Denn es darf nicht vergessen werden, 
dfiift^ sätet di6 ^ Rechts verwirkUchung dieser ptivatrechtUchen 
utid >t»irtsdml^lichen Freiheit im Prozesse von der Willkür 
düS'^^fltthalters abhing. Wie die neueren Forschungen (von 
W&fiSäk, a. a. O., und^ jetzt von Leifer, Die Einheit des Ge- 
wältgedankens im römischen Staatsrecht, 1914, S. 311) dar- 
t«^:^ikein neuer ordentUcher, mit gleichen Garantien wie das 
hähjyt&tädtische Tribimal des Urbanprätors au$gestatteter 
Geiicbt^ort ward hier für die römischen Bürger geschaffen, 
keinerlei gesetzhches Recht der Parteien auf Einsetzung dieses 
öd^^eiiiei^ Gerichtes band hier den Gerichtsherm. Ein an 
gebetfeUdiie Schranken gebundener Privatprozeß, .... ein 
jfddidtdA^ legitimum ist vor dem forum des Statthalters nach 
w«e v^';nicht denkbar: seiner freien Willkür unterUegt das 

Man vergleiche damit die Rechtsstellimg des Engländers 
in seinen Kolonien : nicht niu: die oben (S. 129 ff.) angeführten 
Verfassungsrechte führt er mit sich, sondern vor allem sein 
Judicium legitimum, nämhch Habeas Corpus und die Juryl 

Am deutlichsten prägt sich der Unterschied zwischen dem 
britischen und römischen Recht in diesem Punkte bei einer 
Institution aus, die für die Kolonisation von grundlegender 
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Bedeutung ist, wir meinen die RechtsteUung der durch freie 
Siedlung entstandenen Keimzelle einer Kolonie, des römi- 
schen Conventus civium Romanorum und der englischen 
Plantation. 

In der englischen Plantation gilt der bekannte, oben höher 
erläuterte Grundsatz, daß der Engländer sein common law 
und Geburtsrecht mit sich trage und in der Plantation das 
common law alle binde (Commyns, Digest sub verbo Ley: 
»The common law is the inheritance of all the subjects of the 
realm; and therefore in the plantations or elsewhere, where 
colonies of English are settled, they are to be govem- 
ed by the laws of England. So if a foreign country, not 
inhabited, be obtained by the Crown of England, all laws 
of England bind there.« Der englische Siedler führt 
nicht nur das englische common law mit sich, als objek- 
tives Recht, sondern auch die ihm vom common law ge- 
währten subjektiven Freiheitsrechte, wozu die Be- 
rechtigung gehört, Steuern imd Gesetze durch die von ihm 
gewählten Repräsentanten zu bewilligen. Die königliche 
Prärogative muß sich, wenn sie eine Lokallegislatur gewährt, 
dieselben Beschränkungen gefallen lassen wie dem mutter- 
ländischen Parlament gegenüber, sofern diese Freiheitsrechte 
des Engländers in Betracht kommen. Xuf der anderen Seite 
ist das Kolonialparlament trotz der Unterordnung unter das 
imperiale doch innerhalb der Kolonie die oberste Instanz für 
die Kolonisation ebenso und in demselben Maße wie das eng- 
lische für die Engländer (Killey versus Carson in Moore's 
Privy CoimcU Cases IV, 84 : »Newfoundland is a settled, not 
a conquered colony, and to such colony there is no doubt 
that the settlers from the mother-country carried with them 
such portions of its common and Statute law as was applicable 
to their new Situation, and also the rights and immuni- 
ties of British subjects. Their descendants have, on the 
other hand, the same laws and the same rights, unless they 
have been altered by Parliament. And upon the other hand, 
the Crown possesses the same prerogatives and the same 
powers of govemment that it does over its other subjects. 
Nor has it been disputed that the Sovereign had the right 
of creating a local legislative assembly, with authority sub- 
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Ordinate to Parliament, but supreme within the limits 
of the colony, for the govemment of its inhabitants«). Die 
Freiheiten, die der Engländer mit sich führt, bewirken, daß 
koloniale Gerichte und ein Parlament, nach dem Muster der 
englischen Organe, über kurz oder lang, nach der Besiedlung 
eingerichtet werden müssen. Mit anderen Worten: der in 
der Plantation erfolgte Zusammenschluß der Kolonisten bringt 
nicht nur common law dahin und die Freiheitsrechte der 
Engländer, sondern schafft einen Territorialverband, der 
über kurz oder lang sich zum Gemeinwesen nach englischem 
Muster aus wachsen muß. 

Wie steht es dagegen mit einem römischen conventus? 
Auch er entsteht aus freier Siedlung von Römern xmd bedeutet 
nicht eine vorübergehende Versammlimg, sondern vielmehr 
ein dauerndes Zusammensein von römischen Bürgern, die 
an einem Ort aus Geschäftsrücksichten zusammenkommen. 
Auch auf sie hat die römische Pohtik mitunter große Hoff- 
nungen gesetzt, in ihnen die Keimzellen römischer Verbrei- 
txmg erbhckt, so namentlich Cäsar (Komemann in R. E. IV, 
a. a. O., Sp. 1198). Und doch hatten sich diese Erwartungen 
nur teüweise im Westen verwirldicht, wo die Conventus all- 
mähUch in munizipale Bildungen übergegangen sind. Im Osten 
blieben sie verkümmerte Entwicklungsstufen zu einer Muni- 
zipalverfassxmg, die sie nie erreichten, und erhielten sich in 
dieser Gestalt sicherhch bis auf Constantin. Sie konnten sich 
gewöhnhch niu: in peregrinen Städten, vielleicht auch in (lati- 
nischen) Halbbürgergemeinden bilden, niemals in Gemeinwesen, 
die wie eine colonia oder ein municipium civium Romanorum 
mit römischem Bürgerrecht ausgestattet waren. In diesem 
Falle erlangten sie höchstens die Qualität von CoUegia Ucita, 
Korporationen nach Art der Handwerksinnimgen und Zünfte« 
Wo sie aber sich nicht an eine schon vorhandene Stadt an- 
lehnten, da kamen sie aus einer quasi-munizipalen Bildung 
nicht heraus. Mochten sie noch so »städtisch« aussehen, sogar 
eigene Beamte (magistri, ciuratores) haben, so entbehrten sie 
jeder rechtlichen Anerkennung in dieser Gemeindequahtät, 
weil sie eben kein eigenes Bodenrecht besaßen, d. h., wenn 
auf ager pubhcus entstanden, ihnen kein eigenes Territorium 
assigniert wurde. 
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Mochten ihre Bürger noch so sehr privatrechtlich-wirt- 
schaftUche Freiheit wie ein römischer Bürger genießen, sie 
blieben immer quasi-mimizipal. 

Auch die römischen Lagerstädte (canabae), die der glei- 
chen Rechtskategorie angehörten (vgl. dazu Mommsen, Ges. 
Schriften VI, i86ff.), konnten sich, trotzdem der Staat an 
ihrer kolonisatorischen Entwicklung das größte Interesse 
hatte, nie zur vollen Bürgergemeinde entwickeln. Und der 
Grund: die privatrechtliche Verankerung dieser 
Keimzellen kolonialer Bildung! Denn das ist es und 
nichts anderes, wenn die in schon vorhandenen Städten entf- 
stehenden conventus auf gleiche Stufe wie Handwerksinnungen 
und Zünfte unter sog. curatores civiiun R. gesetzt erscheinen, 
und die außerhalb von Städten angesiedelten conventus nur 
deshalb zu keiner Volhnunizipalität werden konnten, weil sie 
es höchstens zu einem Quasibodenrecht bringen durften, 
rechtlich aber immer extra tenitoriiun waren und daher ihren 
Quasibürgem niemals eine Heimat im Rechtssinne, »origo«, 
gewähren konnten. Ebenso stand es um die Lagerstädte 
(Mommsen a. a. O., S. i88 f.). Als Folge der privatrecht- 
lichen Verankerung des Kolonialbodens konnten auch die 
Keimzellen römischer Kolonialbildimg niemals Territorialveiv 
bände werden. Sie blieben immer nur Personalverbände. Üvä 
britischen Plantations sind von dieser Fessel frei: der Boden} 
auf dem sie gedeihen, unterliegt privat- und öffentlich-recht- 
lich demselben Rechte wie der mutterländische. Die Frei- 
heiten, die der Engländer dahin bringt, ermöglichen aber 
nicht nur, sondern fordern, wie wir schon sahen, den genossen- 
schaftUchen Zusammenschluß im Territorialverband. 

Ganz besonders interessant ist es, in diesem Zusammen- 
hange festzustellen, wie das common law und die von ihm 
den Engländern gewährten Freiheiten geradezu eine territo- 
riale Entwicklung herausfordern, selbst wo das Völkerrecht 
nur die Entwicklung als Personalverband gestattet. Das 
lehren die im Ausland von Engländern angelegten Settle- 
ments. 

Auch die Römer hatten ihre conventus im Auslande, at>er 
nur als Personalverbände (Tacann II, 62, zit. von Komemann, 
a. a. O. R. E. IV, 1200), imd sie hörten auf, als sich seit der 
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2. Hälfte des 2. Jahrhunderts die Römer gegen das Ausland 
absperrten. 

Die Engländer haben aber schon seit dem 16. Jahrhim- 
dert solche Settlements namentlich im Gebiete orientalischer 
Staaten tmterhalten und sie namentlich seit der Mitte des 
19. Jahrhtmderts zu einer Art verkleideter Protektorate fort- 
entwickelt. Sicherlich spielt dabei Imperialismus eine maß- 
gebende Rolle, aber nicht er allein. Es hegt die Tendenz zu 
dieser Entwicklung in der englischen Rechtsidee, daß der 
Engländer sein Geburtsrecht mit sich führe. Dies gibt Ver- 
anlassung, Gerichte und einer Legislatur ähnUche Gebilde in 
Gebiete zu tragen, die eigenthch territoriale Beherrschung 
durch England als dem Völkerrecht zuwider ausschHeßen. 
Mit anderen Worten : Daß der Engländer sein common law 
und die darin enthaltenen Freiheiten überall mit sich also 
auch ins Ausland, trägt, zwingt die englische Regienmg den 
Personalverband, den das britische Settlement im Auslande 
allein völkerrechtlich darstellen darf, allmählich und der 
Außenwelt gewissermaßen verborgen, in einen Territorial- 
verband zu überführen, oder mit anderen Worten, ein Pro- 
tektorat im staatsrechtüchen Sinne einztuichten, daß England 
territoriale Herrschaftsrechte über Engländer und Ein- 
geborene gestattet. 

Daß diese Tendenz schon bei der Levantekompanie seit 
dem 16. Jahrhundert vorherrschte, mag immerhin aus dem 
eigentümlichen Dtddungsprinzip zu erklären sein, das die 
Pforte den Staaten in Form der Kapitulationen zugestand, 
und zumal man englischerseits im 19. Jahrhundert dies als 
eine »Übertragung« von Hoheitsrechten, die die Pforte an die 
Konsuln und Gesandten Großbritanniens »vorgenommen« 
hätte, juristisch zu konstruieren versuchte. 

Daß aber die Triebkraft jener völkerrechtlichen Anmaßung 
nur der bekannte Grundsatz war: der Engländer trägt sein 
common law ins Ausland mit sich — das zeigt die Art, wie 
Honduras aus einem Settlement eine englische Kolonie wurde. 
Seinem Ursprung nach war es eine Handelsfaktorei der Eng- 
länder auf spanischem Boden (etwa um 1638, begründet von 
Jamaica aus). Trotzdem es weder 1699 in einem Gutachten 
der Kronjuristen (Chalmers, Opinions of Eminent Lawyers 
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1814, p. 265) und noch später» 1817 (Gesetz 57 Geo. III, c, 53), 
als Teil der britischen Besitzungen oder gar als britisches 
Territorium angesprochen wurde, richteten die englischen 
Kolonisten auf diesem Boden Spaniens eine Legislatur ein, 
die Gesetze erließ, welche von englischen Gerichtshöfen als 
rechtsverbindUch angesehen wurden. Im Jahre 1765 schlössen 
die Ansiedler mit dem Konmiandeur der dort befindlichen eng- 
lischen Kohlenstation ein Abkommen, und seit der Zeit fun- 
gierte dort auch eine Art Gouverneur Englands. Aber Spanien 
hatte niemals seine Souveränitätsrechte aufgegeben. Die eng- 
lische Siedlimg war von Spanien wiederholt (1783 und 1786) 
anerkannt, aber stets unter Vorbehalt der spanischen 
Territorialitätsrechte. Zwar hatte die spanische Regierung 
im Frieden von Paris 1763 die Zusicherung erlangt, daß die 
britischen Siedlimgen in Hondiuras aufgegeben und die briti- 
schen Fortifikationen geschleift werden sollten. Aber die 
Siedler blieben imd verteidigten ohne Rücksicht auf jenen 
Vertrag ihre Siedlung gegen den Versuch Spaniens, sie unter 
ihre Botmäßigkeit zu bringen (1798). Die britische Regierung 
errichtete Gerichtshöfe (1817 Zivilgerichte und 1819 einen 
Kriminalgerichtshof), ohne Territorialansprüche zu erheben. 
Erst 1862 wurde das Gebiet als britische Kolonie erklärt. 
So war die Regierung durch die Freiheitsrechte der Engländer 
schUeßlich gezwimgen worden, aus dem reinen Personal- 
verband eines im Auslande gelegenen Settlement (einer Han- 
delsfaktorei) einen Territorial verband einzurichten. 

• In gleicher Weise sind die ersten Handelsfaktoreien in 
Indien Personalverbände, deren Recht englisches common law 
ist, aber allmählich dahin drängt, Territorialitätsrechte der 
Engländer zu schaffen, die man weder aus dem Völkerrecht, 
noch aus dem englischen Staatsrecht herleiten kann. Die 
rein tatsächliche Durchführung und Anwendimg englischer 
Rechte in diesem indischen Gebiete leitet Lord Stowell, der 
berühmte Prisenrichter und Fortbildner des britischen See- 
rechts, in einer Form her, der man niu: zu gut das Gewaltsame 
anmerkt und die scharf das Abgleiten von dem Personal- 
prinzip in das Territorialprinzip kennzeichnet (The Indian 
Chief 3 Robinson's Reports 29): »Da der Fremde im Osten 
(also der Brite) von der orientalischen Gesellschaft nicht als 
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ihresgleichen aufgenommen würde — Doris amara non inter- 
miscit undam $uam — und da diese Handelsleute auch auf 
keine völkerrechtliche Staatsgewalt sich stützen könnten, so 
leiteten sie ihre Rechtsstellung ausschließlich von der Handels- 
faktorei ab, der sie angehörten. < Also auch hier zunächst das 
gleiche Vorgehen wie im Hondurasfalle. Das Mutterland hat 
dann schließlich zuzusehen, wie es die Anmaßung territorialer 
Befugnisse seitens seiner Staatsangehörigen (der Handelsfakto- 
reien) staatsrechtUch sich zu eigen macht und völkerrechtlich 
gegen das Ausland seine Herrschaftsgewalt daraus ableitet 
und verteidigt. Und um dies auch an einem neueren Fall zu 
verdeutlichen, sei auf die Settlements der Ausländer in China 
verwiesen (das Folgende: nach meinem Aufsatz im »Tag« 
vom 22. Dez. 1915), wie wir sie (bis zum Versaüler Vertrag 
Art. 130, 132) früher in Tientsin und Hankau besaßen, oder 
wie die Franzosen und Engländer sie in allen sog. Vertrags- 
häfen, namenthch in Shanghai besitzen. 

In den Vertragshäfen und uamenthch in Schanghai übt 
China die Gebietshoheit aus. Die Settlements sind nicht etwa 
nach Art von Kiautschou, Weihaiwei, Port Arthur u. a. Pacht- 
verhältnisse im Sinne von Gebietsübertragungen, sondern sie 
ruhen auf dem Personalprinzip, nicht auf dem Territorial- 
prinzip. Die Fremden besitzen nänüich innerhalb der ihnen 
zugewiesenen Settlements nur Extraterritorialitätsrechte. Für 
ihre Person unterstehen sie nämlich dem eigenen Konsular- 
gerichte, welches hier mit einem weitgehenden Polizeiverord- 
nungsrecht ausgestattet ist. Außerdem hat jedes Settlement 
eine Gemeindeverfassung. Während aber sonst mit jeder 
Gemeindeverfassung auch eine Gebietshoheit verbunden ist, 
handelt es sich bloß um Personenkreise, nicht um Gebiets- 
korporationen. Diese Personenkreise sind nach Nationalitäten 
gegUedert, also reine Personenverbände. Sie bestehen in den 
Vertragshäfen, namentlich in Schanghai seit 1845, als Eng- 
land sein Settlement einrichtete. 

Daß sie bloß Personenverbände sind, ist in der Völker- 
rechtspraxis wiederholt ziu: Anerkennung gelangt, namentlich 
aber auch in dem französisch-englischen Zwischenfall von 
1898/1899 (siehe französisches Gelbbuch: Chine 1898/99 
Nr. 100, 115, 122, 123 und L6monon, L'Eiurope et la politique 
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britannique 1912*, p. 150 f.). — Es handelte sich um die Er- 
weiterung der französischen Konzession, welche vom inter- 
nationalen Verwaltungsrat und vom diplomatischen Korps in 
Schanghai gebiUigt worden war. Diese Erweiterung des 
französischen Settlement war damals deshalb notwendig ge- 
worden, weil in seiner Nähe ein Friedhof der Chinesen um 
die Pagode von Ning Po eingerichtet worden war, welcher 
die französische Konzession im Südwesten gesundheitlich ge- 
fährdete. Man vereinbarte deshalb mit China, daß die Teile 
der französischen Konzession, welche unmittelbar an die 
Pagode grenzten, von Frankreich aufgegeben werden sollten, 
Frankreich aber dafür als Entschädigung andere Teile als 
Niederlassungszone erhalten sollte. In diesem AugenbUck 
erhob (Ende des Jahres 1898) Lord Salisbury Einspruch 
gegen dieses Abkommen und protestierte vor allem gegen die 
Ausdehnung des französischen Settlement, weil es auf diese 
Weise sich auch über britisches Eigentum erstrecken würde. 
Gemeint waren die britischen Handelsfaktoreien, die auf 
diesem Gebiete, welches den Franzosen abgetreten werden 
sollte, bereits errichtet worden waren (Gelbbuch a. a. O. 
Nr. 115, S. 74). Mit Recht machte damals Delcass6 als Mini- 
ster des Auswärtigen darauf aufmerksam, daß englische Unter- 
tanen bereits in der französischen Konzession alten Umfangs 
sich niedergelassen hätten und daß insbesondere die Gewäh- 
rimg eines Settlement, selbst wenn dieses eine Munizipal- 
verfassung besitze, noch keineswegs die Abtretung eines Ge- 
bietsteile^ am Jangse bedeute, wie dies die Engländer be- 
hauptet hatten. Diese hatten sich nämlich auf einen zwi- 
schen ihnen imd China abgeschlossenen Vertrag vom 9. bis 
24. Februar 1898 berufen, wonach China keiner anderen Macht 
als Großbritannien irgendeinen Gebietsteil im Jangsebassin 
abtreten dürfte. 

Indem die französische Regierimg damals darauf hinwies, 
daß die Erweiterung eines Settlement keine Gebietsüber- 
tragung bedeutet, hat sie ein für allemal der Theorie vor- 
gebaut, daß die Settlements mehr seien als bloße Personal- 
verbände. SchließUch kam es auch zu einer Verständigung 
zwischen Frankreich und England, wonach England zwar 
seinen Widerspruch gegen die Erweiterung des französischen 
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Settlement zurückzog, dafür aber die Zusicherung erhielt, 
daß alle englischen Untertanen innerhalb des französischen 
Settlement vom englischen Konsulat in Schanghai registriert 
iverden sollten, und daß alle Munizipalverordnimgen der fran- 
zösischen Kolonie, sofern sie auch Engländer beträfen, vom 
englischen Konsul in Peking genehmigt werden müßten. Ein 
deutlicher Beleg dafür, daß die Settlements bloß Personen- 
verbände, nicht Gebietskörperschaften sind. 

Gleichwohl bestand auch während des Weltkriegs die 
Neigimg der Engländer, die Settlements als Territorialverbände 
anzusehen und den Krieg auch in unsere Settlements zu 
tragen. 

Diese eigentümliche Verkettung von commonlaw-An- 
sprüchen der Staatsbürger mit dem Territorialprinzip, die not- 
wendig die englische Regierung vor die Alternative stellen, 
entweder diese Ansprüche ihrer Staatsbürger zu befriedigen, 
gleichzeitig aber die Territorialitätsrechte einer souveränen 
ausländischen Macht zu verletzen oder auf jede Gerichtsbar- 
keit über ihre Staatsangehörigen zu verzichten, zwang sie, auch 
in der ersten Foreign Jurisdiction Act von 1843, dann aber 
auch in folgenden Gesetzen bis 1890 der Krone die Macht 
vorzubehalten, durch königUche Verordnungen (im Staatsrat) 
alle Hoheitsrechte auszuüben in fremdem Staatsgebiet, wo 
durch völkerrechthchen Vertrag, Gewohnheitsrecht oder Dul- 
dung seitens des ausländischen Souveräns das britische Reich 
Hoheitsrechte der Jurisdiction erworben hat. Dadmrch hat 
es die Krone in der Hand, sich, wo es dem europäischen Aus- 
lande gegenüber notwendig ist, auf die Schaffimg reiner Per- 
sonalverbände zu beschränken und nur Konsulargerichts- 
bezirke einzurichten, zu Territorialverbänden aber hinüber- 
zugleiten, wenn Häuptlinge von Stämmen, kurz Staatsgebilde 
in Frage konmien, die nicht Subjekte des Völkerrechts sind. 
Dann bietet die Foreign Jurisdiction, die man auf Grund jener 
Gesetze in Anspruch ninmit, die Möglichkeit, durch die äußere 
Form des staatsrechtlichen Protektorats hindurch all- 
mählich, und dies ganz unbemerkt von der Eifersucht des 
Auslands, einen Territorialverband einzurichten. 

Denn in diesen Protektoraten werden durch Staatsrats- 
verordnung des Königs Gerichtshöfe eingerichtet, die auch 
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Über Eingeborene Gericht halten. Es werden Münz- und 
Geldeinrichtungen getroffen, Kommunal verbände angelegt« ja 
sogar Legislaturen einberufen unter »Duldung« seitens des 
Souveräns, dem eigentlich die Territorialhoheit zusteht. Zwar 
haben die englischen Gerichte, sofern sie mit diesen Protek- 
toratsverordnungen des Königs in Beziehung treten, diese 
nachzuprüfen, namenthch darauf hin, ob sie sich noch im 
Rahmen der sie ermächtigenden Gesetze (jener oben ge- 
nannten Foreign Jtuisdiction Act) halten. Aber über die 
Frage, ob die Verordnung noch durch den mit dem ausländi- 
schen Souverän oder Häuptling geschlossenen völkerrecht- 
hchen Vertrag gedeckt ist, ob sie ihn nicht geradezu verletzt, 
dies nachzuprüfen haben die Gerichte keine Befugnis: sie 
wird ihnen durch die Mitteilung des Staatssekretärs der aus- 
wärtigen Angelegenheiten oder des Colonial Office, daß die 
vom Vertrage gesteckten Grenzen innegehalten seien, kurzweg 
abgeschnitten. 

Zwei Typen von Protektoraten kennt das britische 
Recht: Wo die Eingeborenen in eigener Staatsorganisation 
fortgeschritten sind, wie in den Malaienstaaten, auf Zanzibar, 
in Brunei, Mascat u. a. m., da hat ein sog. Administrator, Resi- 
dent oder Commissioner die Rechte des Reichs wahrzunehmen 
und greift in die innere Verwaltung des Protektorats verhältnis- 
mäßig selten ein. Anders dort, wo es sich um Nomaden- 
stämme handelt, wie die Araberstämme um Aden, auf den 
Malediveninseln u. a. m. Da ist die Gewalt des Protektors nicht 
mehr von der des Protegierten zu scheiden, obwohl sie in der 
Praxis viel weniger intensiv sich gestalten kann (schon wegen 
des Nomadenlebens der Gewaltunterworfenen) als beim erst- 
genannten Typus. 

§ 5. Provincia Caesaris und Crown Colony. 

Xiteratur: Mommsen, Rom. Staatsrecht II, 840 ff., xo87ff., III, I2I7£L; 
Hirschfeld, Die kaiserlichen Verwaltungsbeamten bis auf IXocletian, 
1905*, S. I — ^49, 121 ff., 343 — ^409;^ Schulten, Gutsherrschaften, S. 58 
bis 84; Rostowzew, Kolonat passim und derselbe in Ruggiero, Diao- 
nario Epigrafico. Art. Fiscus insb. 107 ff.; Pownall, Administration ol 
the Colonies, 4. ed., 1768, p. 48 ff.; Whitney, Government of S. Carolina 
in John Hopkins U. Studies XIII, i, eh. II; Egerton, Short History 
of Br. Colonial Policy, p. 284 ff.; Forsyth a. a. O. 1x9 — 178; Todd, 
Parliamentary Government in the Br. Colonies, 1894, eh. XU. 
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I. Domi retinere als Problem. 

Seit der Römerzeit ist den Monarchien ein Problem als 
»Erbteil der Alten« aufgegeben, das von großer praktischer 
Bedeutung ist. Wenn dem Reiche Schutzgebiet oder Kolonial-, 
besitz zufällt, so wächst dies Gebiet nicht von selbst dem 
Staate zu, in der Weise, daß in ihm nun dieselben Verfas- 
sungsgesetze gelten könnten wie im Hauptreich. Das ver- 
bieten die klimatischen u. a. Verschiedenheiten, insbesondere 
kultureller Art. Die Demokratie unterwirft aber von vorn- 
herein diese Schutzgebiete den verf assimgsmäßig vorgesehenen 
Organen des Hauptstaates. Für die Demokratie ist es un- 
denkbar, daß ein Organ (die Exekutive) allein mit der Re- 
gierung dieser Schutzgebiete oder dieses Kolonialbesitzes auf 
Kosten der anderen Reichsorgane betraut würde. Kein Organ 
der Demokratie darf ein Leben außerhalb des Rahmens der 
Verfassung führen. Selbst die Schutzgebiete, die man beson- 
ders verwalten muß, dürfen nicht die Grundlage für ein solches 
verfassungswidriges Außenleben eines der Organe des Haupt- 
reiches abgeben. 

In der Monarchie, namenthch in der konstitutionellen, be- 
steht diese Neigimg, die sich zur Gefahr der Verfassimg aus- 
wachsen kann. Seit dem römischen Prinzipat besteht die Ge- 
fahr. Denn der Monarch, der ausländisches Gebiet, Kolonial- 
gebiet erwirbt, möchte in der Verwaltung desselben den ge- 
wöhnlichen, ihm durch die heimische Verfassung zugunsten 
eines anderen obersten Mitorgans auferlegten Schranken aus- 
weichen. Er beruft sich hierbei gern darauf, daß er aus 
»eigener« Kraft oder aus eigenen Mitteln das neue Gebiet 
erworben, erobert habe, und verlangt daher Freiheit von den 
übhchen Verfassungsschranken, Freiheit vom Mitregieren an- 
derer Verfassungsorgane. So hat, um nur zwei moderne Bd- 
spiele zu verwenden, der König der Belgier den Kongostaat 
als Krondomäne von 1885 — 1911 beherrscht und für sich 
eine eigene Sonderstellung zur Beherrschung dieses Kolonial- 
besitzes außerhalb der Verfassung und parlamentarischen Re- 
gierung beansprucht. AhnUch hat der Deutsche Kaiser unter 
Ausschluß des Bundesrats und Reichstags von 1884^1889, 
ohne gesetzliche und verfassungsmäßige Grundlage, die deut- 

Hatscbek» BritiMhcs und rteuicbet Weltreich. lO 
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sehen Schutzgebiete beherrscht. Die deutschen Staatsrechts- 
lehrer mühten sich ab, aus der obersten Kommandogewalt 
des Kaisers oder aus seinem Recht der auswärtigen Ver* 
trettmg des Reiches diese faktisch in Anspruch genommene 
Herrschaft abzuleiten. In WirkUchkeit liegt und lag hierbei 
nichts anderes vor als das den Römern schon bekannte Pro- 
blem des domi retinere. 

Tacitus beschreibt dies für Ägypten sehr anschaulich, 
nachdem er die Verfassungswidrigkeit des Vorgangs im Ein- 
gang seiner Historien hervorgehoben, mit folgenden Worten: 

Aegyptum copiasque quibus coerceretur, iam inde a divo 
Augusto equites Romani obtinent loco regum: ita visum ex- 
pedire, provinciam aditu difficilem, annonae fecundam, super- 
stitione ac lascivia discordem et mobilem, insciam legiun, 
ignaram magistratum, domi retinere.« Also Ägypten behielt 
Augustus für sich und gründete seine Herrschaft auf seine 
Truppen, die er daselbst stehen hatte, in Nachfolge des Rechts 
der Lagiden. Das Land wird nur durch seine der Ritterschaft 
entnommenen Prokuratoren, mit Ausschluß der Senatoren» 
beherrscht. 

Nach dem Beispiel Ägyptens haben Augustus und seine 
Nachfolger ähnliche Erwerbungen behandelt, Rhaetien, Thra- 
cien, Noricum, Corsica, zeitweise Achaia, femer Mesopotamia 
mit Osrhoene u. a. m. (Hirschfeld, a. a. O. 371 ff.). 

Aber die ganze Vorrechtsstellxmg des Prinzeps, die er 
seit 27 V. Chr, in Gestalt des sog. prokonsularischen Imperiums 
hatte, ist, wenn nicht selbst geradezu außerhalb der Verfas- 
sung, so doch die Vorbereitung, um, im Laufe der Zeit, den 
Senat aus der Mitherrschaft über die Provinzen und das 
eigentliche Reichsgebiet zu verdrängen. Darin besteht eben 
die große Gefahr für jede Monarchie, die sich in verfassungs- 
mäßigen Schranken halten soll, aber wegen des domi retinere 
und. darauf besonders bauend, für sich eine durch die Ver- 
fassung nicht kontrollierte Macht heraussondert, die sie zu 
Zeiten zur allmählichen Vemichtimg der anderen verfassungs- 
mäßigen Mitorgane verwendet, ja durch die sie sogar die 
Verfassung selbst stürzt. Englands Kolonialreich hatte zu- 
nächst im 16. und 17. Jahrhundert, ja bis ins 18. auch sein 
prokonsularisches Imperium, das dem König zustand, und 
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doch ist es dort niemals zu einem domi retinere gekommen, 
nicht einmal für Indien, wo ja auch absolute Rechte von den 
Vorgängern, den Herrschern des Islam, »geerbt« wurden 
(s. § 8). In England kann also nicht eine Gefahr der mutter- 
ländischen Verfassung durch Kolonialbesitz, der in der Hand 
des Königs konzentriert ist, entstehen. England hat, wie wir 
wissen, viele Crown Colonies, aber niemals eine Provincia 
Caesaris gehabt. Es gilt, den Gründen dieses Unterschiedes 
zwischen römischem und britischem Weltreich nachzugehen. 

II. Das römische prokonsularische Imperium und 
die Mittel zur Erreichung des allg. Domi retinere. 

Das prokonsularische Imperium ist die auf den ausschUeß- 
lich militärischen Oberbefehl gegründete Oberstatthalterschaft, 
die sich Augustus über das ganze Reichsgebiet (27 v. Chr.) 
mit Ausnahme von Rom tmd ItaUen beilegte, um seinem Prin- 
zipat Dauerhaftigkeit zu geben. Dies Imperium und nicht die 
tribunizische Gewalt, die er auch für sich in Anspruch nahm, 
ist Stütze und Stab seiner Sonderstellung als Princeps gewor- 
den (Mommsen, a. a. O. II, 840). 

Äußerlich vollzog sich dies in den Formen des republika- 
nischen Staatsrechts. Das Imperium, den militärischen Ober- 
befehl, der die gesamte Staatsgewalt innerhalb der Provinzen 
bedeutete, war bloß die Fortsetzung des statthalterUchen 
Imperiums, das auch in der Republik die staatUche Vollgewalt 
auf Grund des militärischen Imperiums in der Provincia be- 
deutet hatte (Mommsen, a. a. O. 854 ff., Ldfer, a. a. 0. 326)» 
und um auszudrücken, daß der Princeps in dieser seiner Ober- 
statthalterschaft keinen Übergeordneten habe, wurde ein Titel 
verwendet, der damals im allgemeinen einen Statthalter be- 
zeichnete, der keinen höheren über sich hatte, der Titel pro 
consule. 

Aber materiell imd tatsächlich war die Sonderstellung des 
Princeps, die auf dem prokonsularischen Imperium ruhte, 
eine solche, die ein außerverfassimgsmäßiges Leben begründen 
konnte und tatsächUch begründet hat. Das Imperium wird 
dem Princeps nicht übertragen, sondern von ihm genommen. 
Nicht bloß der verfassungsmäßige Senat, sondern auch die 
Truppen können ihn zur Übernahme des Imperiums auffor- 
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dem. Eigentlich sollte ihm nur das Truppenkommando überall 
im Reich übertragen sein, das Senatsregiment aber sämtliche 
Statthalterschaften übernehmen (so nach der Ordnung von 
27 V. Chr.). Tatsächlich behielt Augustus zunächst die zeitlich 
begrenzte Statthalterschaft für einige bedrohte Provinzen imd 
jprolongierte ihre immittelbare Verwaltung wiederholt, bis sie 
dann, als Verwaltung der sog. kaiserlichen Provinzen, seit 
Tiberius von vornherein auf Lebenszeit, übernommen wurde 
(Momnisen, a. a. O. II, 1087 f.). 

Das prokonsularische Imperimn schuf also zunächst nur 
ein labiles Gleichgewicht innerhalb der sog. Dyarchie, geteilt 
zwischen Princeps und Senat, das jeden Augenblick siqh in 
die Alleinherrschaft verwandeln konnte, weil das materielle 
Übergewicht auf Seiten des Princeps war. Nicht bloß mußten 
ihm die Truppen auch in den senatorischen Provinzen unbe- 
dingt gehorchen, er hatte auch kraft prokonsularischen Impe- 
riums ein weitgehendes Kontrollrecht, namentlich in der 
Finanzverwaltimg, in den senatorischen Provinzen (Mommsen, 
Uli 861). Es stürzte die Dyarchie nur deshalb nicht gleich 
ein, weil die Kaiser bis Septimiua Severus und Diocletian es 
vorzogen, durch allmähUches Abbröckeln der Macht des Senats 
in den Provinzen das Ideal des domi refinere, dem man zu- 
strebte, zu erreichen. So inhaltslos war inzwischen die Senats- 
mitherrschaft auch in den Provinzen geworden, daß Diocletian, 
ohne davon viel Aufhebens zu machen, die sog. proprätori- 
schen beseitigte, die drei prokonsularischen aber (Asia, Achaia 
und Africa) gewissermaßen als Senatsprovinzen wie mit einem 
Federstrich verschwinden ließ, indem er ihre Amtsinhaber 
bloß zu Titularen, zu Statthaltern erster Klasse, umgestaltete, 
und sie, die fniher vom Senat ernannt worden, nunmehr dem 
kaiserhchen Emennungsrecht unterwarf (Bethmann Hollweg, 
Der römische Zivilprozeß, III, 40). Daß diese Beseitigimg der 
Senatsherrschaft über die Provinzen so ohne Erschütterung 
vor sich gehen konnte, ist dem Umstände besonders zuzu- 
schreiben, daß Diocletian eigentlich nur das Letzte daran tat, 
was seine Vorgänger, insbesondere bis Septimius Severus, 
durch verschiedene Mittel besorgt hatten, das domi retinere. 

Die Mittel, die hierbei zur Verwendung kamen, ein wich- 
tiger Bestandteil der sog. arcana imperii, sind diejenigen, die 
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uns Tacitus (s. oben S. 146) und namentlich Dio Cassius für 
das domi retinere angeben. Der letztere sagt (51, 17): 

»Zinsbar machte er indes doch Ägypten tmd den ComeKus 
Gallus (sc. der niu: Ritter war) zum Statthalter. Städte und 
Dörfer dieses Landes waren ungemein volkreich, Leichtsinn 
und Wankelmut war Nationalcharakter, Korn imd Geld war 
hier im Überfluß, und der Cäsar getraute sich so wenig einem 
Senator eine solche Provinz in die Hände zu legen, daß er 
vielmehr keinem (sc. von ihnen), der nicht bei ihm selbst Be- 
willigung suchte, dahin zu reisen erlaubte. Auch kein Ägypter 
sollte Senator in Rom sein, imd wenn alle übrigen Städte 
Ägyptens ihren Senat hatten, so sollten die Alexandriner 
keinen Senat haben, weil er ihrem Hange zu Neuerungen 
wenig traute.« 

Wenngleich dies alles von Augustus berichtet wird, so 
haben wir allen Anlaß, anzunehmen, daß damit die arcana 
imperii, auch der Nachfolger bis Septimius Severus und Cara- 
calla, gezeichnet werden sollten. Wenn man die Angaben mit 
der vorhin erwähnten des Tacitus zusammenhält, so ergibt sich, 
daß das domi retinere durch folgende, mit dem prokonsularir 
sehen Imperium eng zusammenhängenden Mittel erreicht wer- 
den sollte: 

1. durch das Bodeneigentum des Kaisers in den kaiser- 
lichen, aber auch durch die ausgebreiteten kaiserlichen 
Domänen in den senatorischen Provinzen. Denn das 
erstere bedeutet jedenfalls die Hervorhebimg der Zins- 
pflichtigkeit und Fruchtbarkeit des ägyptischen Bodens, 
wo vorher unter den Lagiden der gesamte Boden Eigen- 
tum des Königs gewesen und sich allmäUich, vielleicht 
erst unter den Römern, die y^ Wioktjjtos, das Privat- 
eigentum, zu entwickeln begonnen hatte (Rostowzew, 
Kolonat, S.88ff. insbes. 112). In dieses Königseigentum 
am Staatsboden trat der römische Staat bzw. sein 
Stellvertreter, der Princeps, ein; 

2. das zweite Mittel des domi retinere waren die Truppen, 
wodurch Ägypten im Zaum gehalten wird, was Tacitus 
hervorhebt. Sodann 

3. die Verdrängung der Amtsträger senatorischen Ranges 
in Heer tmd Verwaltung der Provinzen durch Amts- 
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träger aus dem Ritterstand, was Dio Cassius durch den 
Hinweis auf Gallus, xmd Tacitus ganz allgemein sagt ; 

4. durch systematische Ertötimg der munizipalen Lokal- 
verwaltung, was Dio Cassius mit der Unfähigkeit Alex- 
andriens, einen eigenen Senat zu erlangen, andeutet. 

Betrachten wir nun diese Mittel im einzelnen. 

Vor allem das Bodeneigentum. Die sog. kaiserlichen 
Provinzen mitsamt den Grundstücken der Privaten galt als 
Eigentum des Princeps. Hier gilt der Satz des Gajus (2, 21) : 

provinciaUa praedia .... alia stipendiaria, alia tributaria 
vocamus : stipendiaria stmt ea quae in his provinciis sunt quae 
propriae populi Romani esse intelliguntur, tributa sunt ea 
quae in his provinciis sunt quae propriae Caesaris esse cre- 
duntur. 

Zweck der juristisch gedachten Zession, des der Republik 
gehörigen Territoriums an den Princeps war, jede Kontrolle 
und Verrechnung der Einkünfte aus diesen Provinzen durch 
den Princeps auszuschließen. Aber trotzdem das Boden- 
eigentum in den Senatsprovinzen, wie Gajus auch hervorhebt, 
Eigentum des römischen Volkes bUeb, so erlangte auch der 
Princeps in ihnen einen so maßgebenden Einfluß, namentUch 
in der Finanzkontrolle, daß jener von Gajus hervorgehobene 
Unterschied bald verschwand. Der Kaiser schickte delegierte 
Kontrolleure für die städtische Finanzverwaltung auch in die 
Senatsprovinzen. So heißt es in den Briefen, die zwischen 
Trajan und dem jüngeren PUnius gewechselt wurden, der um 
112 n. Chr. als kaiserlicher Legat nach der Senatsprovinz 
Bith3aiien entsendet war (18, 3) als Instruktion: »Vor allem 
sollst du die städtischen Rechnungen nachprüfen. « Außerdem 
setzten die Kaiser in die Städte curatores rerum pubUcarum, 
wodurch sich besonders in der Senatsprovinz Africa die kaiser- 
liche Kontrolle in Finanzsachen vollzog. In der Senatsprovinz 
Asien hatte man wieder eine andere Möglichkeit. Während es 
der Staatsrechtsnorm entsprochen hätte, tiaß nur Quästoren 
hier die Finanzverwaltimg zur Unterstützung des Prokonsuls 
geübt, gibt es hier kaiserliche Finanzprokuratoren, die sonst 
nur in den kaiserhchen Provinzen sich vorfinden, tmd sie be- 
schränken sich nicht nur, wie man aus ihrem Namen etwa 
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ableiten könnte, auf die Erhebung der Einnahmen aus den 
kaiserlichen Domänen, viehnehr kontrollieren sie die gesamten 
Finanzen der Senatsprovinz xmd ziehen alle Gefälle in den- 
selben, nicht bloß die Tributsteuem, sondern auch den Boden- 
zins, das vectigal, ein. Dio Cassius kennt schon keinen Unter- 
schied mehr, wenn er sagt (53, 17) : 

. »Auch schickt jeder regierende Kaiser die Prokuratoren 
(so nennen wir die Beamten, welche die gesamten öffentlichen 
Intraden als auch die ihnen besonders aufgetragenen Domänen- 
einkünfte erheben) in sämtliche Provinzen, sie mögen kaiser- 
lich sein oder dem Volk gehören, wozu er teils Ritter, teils 
Freigelassene nimmt.« 

Im Anschluß an dieses Finanzgeschäft üben sie auch 
eine administrative Gerichtsbarkeit aus und erlangen dadurch 
den Zugang, um sogar in die dem Statthalter, auch dem Pro- 
konsul der Senatsprovinz, vorbehaltene Rechtsprechung ein- 
zubrechen (Hirschfeld, 403). Alles in allem, der Unterschied 
des Bodeneigentums der Provinzen schwindet seit der Flavier- 
zeit immer mehr, irni in der Zeit der severischen Dynastie, 
die Dio Cassius besonders im Auge hat, bedeutungslos zu 
werden. Denn er war, wie wir wissen (Hirschfeld, 10, A. 3) 
hochgekommen, um staatsrechtlich den Unterschied zwischen 
kaiserUchem Fiskus und senatorisch-staatlichem aerarium zu 
unterstreichen. Seit der Zeit der Flavier (Rostowzew, Kolonat, 
291, A. 2) war wie in Ägypten so auch in Afrika, Asien u. a. 
Provinzen die kaiserUche private Domäne immer mehr dem 
Staatsgut und dem Krongut (Patrimonium) angeglichen, d. h. 
die Verschiedenheit der Kontrolle in der Rechnungsgebah- 
rung, die für jeden dieser Güterkomplexe anfangs bestanden 
hatte, wurde immer mehr ausgeglichen. Wie in Ägypten aus 
den kaiserhchen Domänen (Ousiai) damals ein logos ousiacos 
gebildet imd mit der Verwaltung des Staatslandes (ge demosia, 
ager pubUöus) und der alten Königsdomäne (ge basilike, kaiser- 
liches Patrimonium, Krongut) vereinigt erscheint, so wurde 
auch in den anderen Provinzen, namentlich in den kornreichen 
Senatsprovinzen, ein kaiserliches Krongut herausgesondert^ 
das aber mit dem Staatslande, dem ager publicus, in eins 
verschmilzt. Gerade deswegen war es in der Zeit des Septi- 
mius Severus, wie wir oben (S. 148) sahen, nötig geworden. 
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eine res privata des Kaisers, über welche er freier verfägen 
konnte, wieder anzuerkennen. Aber immer wiederholt sich 
die Erscheinung — das Krongut greift über das Staatsgut 
aus, der Kaiser legt seine Hand auch auf die Staatsdomäne 
(den ager pubUcus), die eigentlich in den Senatsprovinzen in 
Senatsve^rwaltung ist. Das ganze Staatsgut wird kaiserliches 
Krongut imd schließlich kaiserUches Schatullengut (res pri- 
vata), worüber der Kaiser frei verfügt. Kein Wunder, daß 
einer solchen Zeit die Unterscheidung des Bodeneigentums, 
je nachdem es sich um kaiserhche oder Senatsprovinzen han- 
delt, ganz veraltet erscheint. Wie in der Frage des staat- 
Uchen Bodeneigentums der Senat den kürzeren zieht, so natür- 
Hch erst recht in der Verfügung über die Truppen* Diese war 
ihm natürlich durch das prokonsularische Imperium des Prin- 
ceps genommen. Aber die Ziuückdrängung des senatorischen 
Einflusses ging noch weiter. Nicht bloß daß in den Senats- 
provinzen seit des Kaisers Gajus Zeiten überhaupt keine 
Truppen mehr standen, auch die den Senatoren ursprünglich 
vorbehaltenen Statthalterposten in den kaiserlichen Provinzen 
wurde durch ritterliche Präsidialprokuratoren besetzt, und 
selbst in den Senatsprovinzen wurden die senatorischen Statt- 
halter durch kaiserhche Finanzprokuratoren zunächst vorüber- 
gehend, später dauernd, unter dem Namen von Vizestatt- 
haltem ersetzt. Unter Septimius Severus, diesem Haupt- 
gegner des Senats, ist der Entwicklungsprozeß schon abge- 
schlossen. Des Kaisers Werkzeuge, ritterUche Prokuratoren, 
beherrschen in seinem Auftrage alle kaiserUchen Provinzen, 
in welchen sich große MiUtärkommandos konzentrierten 
(Hirschfeld, 389), und in den Senatsprovinzen mehren sich, 
die Fälle, wo ein procurator provinciae quam mandatu prin- 
cipis vice defuncti proconsulis rexit (Hirschfeld, 387). 
Nun kommt noch das letzte der arcaha imperii, um die 
Provinzen ganz in der Hand des Kaisers zu behalten: die 
Ertötung der munizipalen Lokalverwaltung durch die auf den 
kaiserUchen Domänen der Nachbarschaft frei und ungebunden 
waltenden kaiserUchen Prokuratoren, Die kaiserhche Domäne 
war von der munizipalen tmd auch von der statthalterlichen 
Gerichtsbarkeit auch in den Senatsprovinzen (Africa) exi- 
miert. Wir sahen, welch reiches Kommunalleben unter der 
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Decke der kaiserlichen Domäne sich entwickelte (s. oben 
S. 107 f). Die Kolonen, die dieses quasi-munizipale Leben dort 
führten, unterstanden aber nur deni kaiserlichen Prokurator 
und seinen Unterbeamten. Er übte über sie eine ungebundene, 
d. h. durch römisches Staatsrecht nicht gebundene Gerichts- 
barkeit (cognitio) aus. Sollte eine Stadt auf dem kaiserlichen 
Domanialgebiet gegründet werden, dann mußte sich, wenig- 
stens in den Senatsprovinzen, der kaiserUche Prokurator mit 
dem Prokonsul ins Benehmen setzen, denn die Einkünfte 
ihres Territoriums gehörten vor ihrer Gründung in den Bereich 
der Tätigkeit des kaiserhchen Prokurators, nach ihrer Grün- 
dung in die der senatorischen Administration (Rostowzew, 
Kolonat, 293). Aber je mehr der Unterschied zwischen Senats- 
und kaiserlichen Provinzen in der oberen Verwaltung schwand, 
desto mehr wuchs das Ansehen tmd die Macht der kaiserlichen 
Prokuratoren auf Kosten der munizipalen Lokalverwaltung 
und Gerichtsbarkeit. Das Herrenregiment der Prokuratoren 
auf den domanialen Territorien, selbst in den Senatsprovinzen, 
ganz im Widerspruch mit der republikanischen Ordnung imd 
sogar der ursprünglichen Ordnung des Augustus, ebnete auch 
in den niederen Sphären der Lokalverwaltung den Boden für 
das persönliche, die alten Formen der Freiheit vernichtende 
Kaiserregiment (Schulten, a. a. O. 78 f.). Ganz besonders lehr- 
reich für diese Wirksamkeit der kaiserhchen Domänen in den 
Senatsprovinzen als Mittel, persönUche Freiheit und städtische 
Lokalverwaltung zu untergraben, bieten uns die Inschrift von 
Gondane, die unter dem Namen der »Tekmoreiischen Monu- 
mente« Ramsay (Studies in the Eastem Roman Provinces, 
1906, 314 ff. und Bearing of Recent Discovery 1915, 191 ff.) 
gefunden tmd herausgegeben hat. Die römischen Kaiser hatten 
in der Nähe des pisidischen Antiochien große, von den helle- 
nistischen Königen übernommene Domänen. Auf ihnen lebte 
eine Bevölkerung unter den guten Kaisem, so frei tmd so im- 
frei, wie eben hellenistische Königsbauern auf den Königs-, 
jetzt Kaiserdomänen leben konnten. Im zweiten nachchrist- 
lichen Jahrhundert galten sie bereits als eine Art von Sklaven 
des kaiserlichen Haushalts, denn sie brachten, wie diese, Gebete 
und Wünsche für sein Heil dar. Ja, der Kaiser galt ihnen 
noch mehr: Er galt ihnen als Gott, in Nachfolge der alten 
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asiatischen Gottheit (Men), die ihre Vorfahren verehrt hatten. 
Der kaiserliche Prokurator der Domänen verband niit diesem 
Amt die Eigenschaft eines Priesters ex officio. Die Kolonen 
waren zu einem reUgiösen Verein zusammengeschlossen» der 
tekmoreioi heißt. Durch ein geheimes Zeichen {renfuog) er- 
kennen sich die Genossen und schließen Christen aus ihrer 
Mitte grundsätzlich aus. Sie sind Sklaven des Gott-Kaisers, 
die sich als das Eigentum dieses Gottes betrachten. Nicht 
bloß, daß hier hervorkommt, wie der Kaiserkult durch die 
Kaiserdomänen wirksam propagiert wurde — die tekmoreioi 
erzwingen von ihren christUchen Mitkolonen wenigstens die 
Heilsformel für den Kaiser — , wir sind außerdem in der Lage, 
zu erkennen, wie eine große Zahl von Städtern aus den grie- 
chischen oder hellenisierten Städten, in deren Umgebung die 
kaiserUchen'Domänen lagen, auf die'Kajserdomäne ziehen und 
Heber dort Kolonendienste taten, als in der griechischen Stadt 
(S3mnade, der sie angehörten) als freie Bürger zu leben. So 
wuchs der kaiserliche Oikos auf Kosten städtischer Selbstver- 
waltimg — auch in den Senatsprovinzen. Das war die Wir- 
kung, die unheilvolle Wirkung des domi retinere. Was sollte 
nicht alles dieser kaiserliche Oikos leisten ? 1 Er wollte — in 
der Zeit der Flavier und der guten Kaiser — das ganze Reich 
zu einem Oikos gestalten, um die Bevölkerung von den Pri- 
vatoiken und der Latifundienpest zu befreien (s. oben S. 39). 
Er wollte durch einen auch auf den Kaiserdomänen geführten 
Konkurrenzkampf gegen die christliche Rehgion dem Kaiser- 
kxüt ztun Siege verhelfen, um mit ihm das provinzielle Leben 
im Sinne einer Selbstverwaltung zu beleben. 

Wir haben oben (S. 40 f. 109) die Gründe kennengelernt, 
warum ihm das erstere mißlang. Wir werden unten sehen 
(S. I96f f .), warum er auch mit dem zweiten Plan scheitern mußte. 

III. Die Beseitigung des prokonsularischen Im- 
periums und des »domi retinere« innerhalb des 

britischen Weltreichs. 

Wir sagten schon oben (S.* 145), es sei ein schweres Ver- 
mächtnis gewesen, das die römische Monarchie der europä- 
ischen hinterlassen hatte, nämUch überseeische Gebiete ge- 
wissermaßen als Hausmacht, losgelöst von allen Verfassungs- 
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schranken, die etwa heimisches Staatsrecht aufgestellt hat, 
beherrschen zu wollen. Wir können die Naht, an der das alte, 
römische Recht mit der europäischen Rechtsauffassimg zu- 
sammenhängt, aufdecken. Es ist das vom Papste in Anspruch 
genommene Recht, den europäischen Fürsten die neuentdeckten 
oder zu entdeckenden Erdteile allein rechtswirksam zu ver- 
leihen, ein Recht, das der Papst nicht so sehr aus dem Ge- 
sichtspimkt der innozentischen Ideen vom Oberlehensherm 
über alle Könige, als vielmehr aus der Idee, der ihm durch 
die konstantinische Schenkung zustehenden Weltherrschaft 
ableitete (S. Mirbt, Quellen z. Gesch. des Papsttums, iQii', 
S. 155; Gregors IX. Schreiben an Kaiser Friedrich II., 1236: 
»Illud autem minime praeterimus toti mundo pubUce mani- 
festum quod praedictus Constantinus qui singularem super 
universa mundi climata monarchiam obtinebat, .... dig- 
num esse decemens ut sicut principis apostolorum vicarius 
in toto orbe sacerdotii et animarum regebat imperium, sie 
in universo mundo rerum obtineret et corponun princi- 
patum ...«). 

Gestützt auf diese von Rom überkommene Weltherrschaft, 
die dem Stellvertreter Christi auf Erden zusteht, ist auch im 
Jahre 1493 die Verleihimg aller entdeckten oder von Spanien 
oder Portugal zu entdeckenden Länder an die Könige dieser 
Staaten vom Papste Alexander VI. vorgenommen worden 
(Bulle »Inter cetera divinae« bei Mirbt, a. a. O. 186: auctori- 
tate onmipotentis Dei, nobis in beato Petro concessa, ac vica- 
riatus Jesu Christi, qua fungimur in terris). Allen anderen 
Personen, Königen und Ständen wird bei Strafe der excom- 
mimicatio latae sententiae verboten, irgendwie gegen diese 
Verleihung anzukämpfen. Die katholischen Fürsten leiteten 
daraus den Grundsatz her, daß die Beteiligung von Ständen 
an der Beherrschung dieser Länder, die überseeisch erworben 
und kolonisiert werden sollten, unzulässig sei. Auch die eng- 
lischen Könige hielten, trotzdem sie die geistliche und welt- 
liche Autorität des Papstes seit Heinrich VIII. verwarfen, an 
jenem Ausschluß der Stände von Kolonialangelegenheiten fest. 
Wie in anderen Staaten auf Grund päpstlicher Autorisation, 
so wurde auch in England die Regelung und Verwaltung 
kolonialer Verhältnisse als ausschließliche königliche Präro- 
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gative angesehen. Zwar wurde diese von der Regierung (seit 
Elisabeth) stets vertretene Ansicht vom Parlament nicht ohne 
Widerspruch hingenommen, ja, es kam sogar vor, daß Gesetz- 
entwürfe, die die Kolonien betrafen, trotz des Einspruchs 
vom Regierungstische (Staatssekretär) durch das Parlament 
gingen, so im Jahre 1621, 1626 und 1628. Aber der König 
verweigerte ihnen die Sanktion (Jomnals of the House of 
Commons I, 578, 591, 626, 654, 819, 825, 830 f., 863, 874, 
884, 886, 898). Der König nahm die überseeische Besitzung 
als seine Feudaldomäne (demesne lands) »in partibus exteris« 
in Anspruch und nicht als Bestandteil des Königreichs, das 
ihm »jure coronae« zukam. Wir beobachten bei dieser von 
den damaligen englischen Juristen vorgenommenen Unter- 
scheidung genau den römischen Gegensatz von fiscus und 
aerarium populi. Wenn das Haus wiederholt den Versuch 
machte, durch Gesetz die Fischereirechte z. B. an der Küste 
von Virginia, Neuengland und Neufundland zu regeln, so 
machte der König seine Sonderrechte geltend imd seine Staats- 
sekretäre teilten dem Hause kurzerhand mit (Jomn. H. C. 
vom 25. April 1621) : 

»That it was not fit to make laws here for those which 
are not yet annexed to the crown.« 

Und als einmal, im Jahre 1624, ^^ Haus sich daran 
machte, eine Petition der Kolonisten Virginias zu erledigen, 
zog der Sprecher einen Brief des Königs hervor, worauf die 
Petition durch Beschluß des Hauses von der Tagesordnung 
abgesetzt wurde (Joum., a. a. O. vom 29. April 1624: »upon 
the speakter's producing and reading to the House a letter 
from the king conceming the Virginia petition, the petition, 
by general resolution, was withdrawn«). 

Dabei blieb es bis zirni Ausbruch des Bürgerkrieges. Das 
lange Parlament nahm nun die Gesetzgebung auch über die 
Kolonien in die Hand. Diese Gesetze, damals Ordinances 
genannt, weil nach Abschaffung des Oberhauses das Haus 
der Gemeinen allein den gesetzgebenden Faktor darstellte, 
regelten auch den Handel nach den Kolonien. Die Naviga- 
tionsakte Cromwells ergingen als solche Ordinances (1651). 

Nach der Restauration der Stuarts begann der alte Streit 
zwischen Krone imd Parlament um die Kolonien: das Paria- 
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ment wollte seine Gesetzgebungsrechte, die es während der 
Revolution erworben hatte, nicht aufgeben, der König seine 
Prärogative nicht vergeben. Es kam zu einem stillschweigen- 
den Einverständnis, wonach das Parlament Gesetze über die 
Kolonien machen, der König sie ausschüeßlich verwalten sollte. 
Das prokonsularische Imperium des Königs war somit auch 
vom Parlament anerkannt. Dieser Zustand des labilen Gleich- 
gewichts fiel aber nicht, wie in Rom, in den der königlichen 
Alleinherrschaft tmi, sondern eher in den entgegengesetzten 
Zustand, der Alleinherrschaft des Parlaments. Im Jahre 1672 
entschieden die Gerichte im Rechtsfall Craw versus John 
Ramsay (Vaughan's Reports, p. 300), daß die Kolonien zum 
Reiche gehörten, wenngleich nicht im territorialen Sinne, und 
daß sie vom Reiche nur durqh Gesetz des Parlaments getrennt 
werden dürften. Mit anderen Worten : die ausschUeßUche Be- 
herrschimg der Kolonien durch königliche Prärogative war 
dahin. Der König konnte seine Vollgewalt über sie nicht 
mehr darauf stützen, daß sie nur ihm, nicht dem Reiche zu- 
gehörten. 

Die Revolution von 1688 brachte nun die Änderung, daß 
das Parlament nicht bloß die Gesetzgebung, sondern auch die 
Verwaltung der Kolonien an sich brachte. Im Jahre 1706 
wurde eine Rechtsanschauung des Lord Oberrichters Vaughan 
veröffentlicht, »daß der König keine Rechte haben dürfte, 
die den Parlamentsrechten zuwider wären, und daß die Ver- 
suche Jakobs I. und Karls L, die Kolonien als Teile ihres 
privaten Patrimoniums zu regieren, rechtUch uner- 
laubt gewesen seien«. Damit war ein für allemal der Ent- 
wicklimg englischer prokonsularischer Gewalt vom imperium 
zur res privata Caesaris und zur provincia Caesaris das Urteil 
gesprochen. Seit dieser Zeit nahm das Parlament das Recht 
in Anspruch, alle Patente und Konzessionen zur Beschränkung 
des Kolonialhandels als Eingriffe in den allgemeinen Rechts- 
zustand und in die gesetzgeberischen Befugnisse des Parla- 
ments anzusehen und als null tmd nichtig zu behandeln. Ja, 
es war sogar zweifelhaft, ob diesem Rechtssatze gegenüber 
noch wohlerworbene Rechte aufkommen könnten. Man war 
nämUch auch der Meinimg, daß Handelsprivilegien, welche 
Monopole enthielten, nicht anders als durch Gesetz erteilt 
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werden dürften und daß, was auch immer für Monopole die 
Stuarts durch Charters gewährt, sie nun vom Parlamente auf 
gesetzliche Grundlage gestellt werden müßten. Wir sahen, daß 
diese neue Ansicht besonders im Verhältnis zur Ostindien- 
kompanie erfolgreich vertreten wurde (oben S. 55). 

Zunächst begnügte sich das Parlament bei Ausübung 
seiner neugewonnenen Kolonialgewalt damit, gewisse Gesetze, 
die in England schon längst gegolten hatten, auch auf die 
Kolonien auszudehnen (z. B. 12 Car. II, c. 18, 15 Car. II, 
c. 7, 7/8 Will. III, c. 22 u. a. m.). Je mehr aber der Handel 
nach den Kolonien wuchs, je mehr man sie in die Politik der 
Navigationsakte hineinziehen wollte und einer Handelspolitik 
imterwarf, die Cunningham parlamentarischen G)lbertismus 
nennt, eine Art Merkantilismus, aber nicht durch die Btireau- 
kratie und auf dem Wege der Verordnung, sondern durch 
Gesetz, desto ii^ehr machte sich die AUeinherrschaft des Parla- 
ments auch in der Kolonialverwaltung geltend. Zwar die 
Kolonialbeamten wm'den nach wie vor durch den König bzw. 
das als koloniale Zentralbehörde fungierende Board of Trade 
angestellt. Aber die parlamentarische Verwaltimgstätigkeit» 
der sog. parlamentarische Colbertismus, zeigte sich darin, daß 
alle Detailverwaltung auch jeder einzelnen Kolonie durch Ge- 
setz erfolgte. So wurde 1710 durch Gesetz verboten, daß in 
New England, in der Kolonie New York und New Jersey 
Fichtenv^dungen abgeholzt würden, weil dadtirch der Schiff- 
bau leiden könnte. Im Jahre 1751 war den Kolonien Massa^ 
chusetts, Rhode Island und Connecticut verboten, Papiergeld 
auszugeben und als gesetzUches Zahlungsmittel zu verwenden. 
Im Jahre 1730 erhielt Carolina die Befreiung von der Navi- 
gationsakte, daß ihm erlaubt ward, direkt Reis nach Etiropa 
zu führen, nicht durch Stapelumschlag in England. Das Pri- 
vileg wurde später auf Georgia und Florida ausgedehnt. Das 
waren alles nicht eigentUch gesetzgeberische, sondern Ver- 
waltungsmaßnahmen, und trotzdem hat sie das Parlament,, 
nicht der König auf dem Verordnungswege, erlassen. Den Höhe* 
punkt erreichte diese Betonung parlamentarischer Allgewalt den 
Kolonien gegenüber im Jahre 1766, als man den Neuengland- 
kolonien die Macht des imperialen Parlaments vor Augen halten 
wollte. Durch Gesetz (6 Geo. III, c. 12) wurde bestimmt: 
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»Die Kolonien sind uns so immer gewesen imd von Rechts 
wegen sollten sie immer sein subordiniert dem, und abhängig 
von der imperialen Krone und dem imperialen Parlament, 
und des Königs Majestät hat durch und mit dem Rat und 
der Zustimmimg des Parlaments von Rechts wegen inrnier die 
Vollgewalt und Autorität, Rechtssätze und Gesetze zu erlassen, 
welche nüt zureichender Macht und Kraft die Kolonien bin* 
den.« War diese sog. paramount authority des imperialen 
Parlaments zunächst gegen die Selbständigkeitsgelüste der 
Neuenglandkolonien gerichtet, die sich damals zmn Abfall 
rüsteten, so blieb sie doch auch nach ihrem Abfall vollkommen 
wirksam, um die Autorität des Parlaments in Kolonialsachen 
gegen die Krone zu decken. Mochte man auch immer die 
Zügel, die dieses Gesetz dem Parlament in die Hand drückte, 
den großen Siedlungskolonien gegenüber locker führen: der 
englischen Krone gegenüber hat sie das britische Parlament 
stets scharf angezogen. Heute ist die äußerste und letzte 
Instanz in Kolonialsachen nicht der englische König, sondern 
das britische Parlament. 

Wir haben im vorausgehenden bloß den Gang der formal- 
rechtiicheri Verfassungsentwicklung gezeichnet, daß im briti- 
schen Weltreich ein »domi retinere« unmögUch wurde. Aber 
noch bleiben die Gründe aufzudecken, teils sozialer, teils recht- 
licher Natur^ die eben dahin führten. Wir können zunächst, 
das Folgende vorwegnehmend, kurz sagen: all die Momente, 
die in dem römischen Weltreich zum »donü retinere« führten, 
waren in England und im britischen Weltreich zwar anfangs 
gegeben, aber durch den freiheitUchen Sinn der Briten, daheim 
und in den Kolonien, in ihrer Endwirkung vollständig para- 
lysiert. 

Nehmen wir gleich das Bodeneigentmn. Auch dies nahm 
der englische König in den Kolonien zunächst als seine Feudal- 
domäne in Anspruch. Was die Cäsaren erst seit der Flavier- 
zeit, ja eigenthch erst seit Septimius Severus gewagt hatten, 
war für die englischen Könige von allem Anfang da. Sie 
betrachteten den Kolonialboden als res privata des Königs, 
worüber er frei schalten konnte. In gewisser Hinsicht waren 
sie auch sogar besser gestellt, als die römischen -Cäsaren. Sie 
hatten keine Konkurrenz eines Senats zu ertragen, es gab 
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keine dem Parlament vorbehaltenen überseeischen Provinzen 
oder Kolonien. Und trotzdem haben sie niemals daraus eine 
provincia Caesaris oder gar eine als Kaiserdomäne verwaltete 
Kolonie zu machen verstanden. Der tiefere Gnmd hierfür 
liegt in der Tatsache, daß das lokale Leben in den Kolonien, 
die Selbstverwaltung nie eingeschlafen ist, daß infolgedessen 
die Kolonien selbst große Selbstverwaltungskörper wurden, 
schUeßlich, daß das britische Parlament, anders als der römische 
Senat, die Stränge des Geldbeutels, namentlich seit 1689, nie- 
mals locker gelassen und es daher niemals zugegeben hat, sein 
aerarium zu einer unbedeutenden Staatskasse gegenüber dem 
königlichen Fiskus zusammenschrumpfen zu lassen. Im Gegen- 
teil: der Fiskus des Königs mußte zu einem bescheidenen 
Fonds werden, die königliche Zivilliste, welche vom Parla- 
mente gespeist wurde, geriet dafür aber unter. Parlaments- 
kontrolle. 1837 ^^^ 1852 wurden die letzten Fäden zwischen 
königUchen Einnahmen und kolonialen Eingängen rücksichtslos 
vom Parlament zerschnitten. Das alles erfordert nähere Dar- 
legung. 

Aus den Akten der Kolonialverwaltung (die uns Forsyth 
a. a. O. an die Hand gibt) entnehmen wir, daß der König noch 
bis zum Anfange des 18. Jahrhunderts das freie Vergabungs- 
recht von Kolonialboden kraft seiner feudalrechtlichen Ober- 
eigentumsbefugnisse in Anspruch nahm, daß er sich aber vor 
jeder Einwendung zurückzog, welche die Kolonisten erhoben 
aus dem Gesichtspunkt, daß wenn auch eine königUche feudale 
Vergabungsurkunde vorhanden sei, die ihnen den Besitz streitig 
machen könnte, sie das Land durch Eigenbau tirbar ge- 
macht. Mit anderen Worten: aus jenen Akten ergibt sich die 
Tatsache, daß der vom König erworbene Feudaltitel gegen- 
über dem auf Selbstarbeit aufgebauten Rechtstitel als der 
minderwertige galt. So mußten sich die Masons und AUens 
vor den Kolonisten von New Hampshire, die Georges vor 
denen von Massachusetts, der Earl of Shaftesbury vor William 
Penn zurückziehen (das Nähere bei Forsyth, a. a. O.). Und 
wo die neuenglischen Kolonisten selbst nach Art von Feudal- 
lords anderen Kolonisten gegenüber Eigentümerrechte her- 
vorkehrten, wie z. B. die Kolonie Massachusetts gegen die 
Kolonie Maine, da wurden sie von der Krone selbst darüber 
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belehrt, daß dies unzidässig sei. (Foisyth, a. a. O., p. 132: »It 
is piain, to demonstration, that King William did, at the time 
of granting this patent (sc. die Verfassung von Massachusetts) 
consider all the countries therein named (sc. auch Maine, das 
damals in Massachusetts einbezogen ward) and particularly 
the province of Maine, as vested in hünself, in the right of 

bis crown all these provinces therefore, are now consi- 

dered as one, neither is it possible that one part of the 
province should be the private property of another.«) 
So konnte, wo lokales Selbstverwaltungsleben blühte, 
niemals, wie in Rom und in seinen Provinzen, die Decke der 
Privatdomäne (kaiserlicher oder «privater saltus) darüber aus- 
gebreitet werden, und als nach dem Abfall der nordamerikani- 
schen Kolonien die noch verbleibenden mit einer nachsich- 
tigeren Leitung bedacht werden mußten, da gesellte sich zu 
deren Kampf um die selbständige Verwaltimg der in ihren 
Gebieten gelegenen Krondomänen und Ländereien der Kampf 
des britischen Parlaments gegen die Krone, der das Ziel hatte, 
den König vom Parlament in der Geldbewilligung immer ab- 
hängiger zu machen. Es war nämlich die Burke-Pittsche Ver- 
waltungsorganisation, die »den ungebührlichen Einfluß« der 
Krone durch Ämterverleihung und Krongutvergabung ein- 
zuschränken bestrebt war. Die Reform begann etwa um 
1782 (s. meine Engl. Verfassungsgeschichte, S. 618) und war 
erst zu Beginn der Regienmg Wilhelms IV. abgeschlossen. 
Einer der Schlußsteine war das Zivillistegesetz dieses Königs 
von 1830 (i Will, iv c. 25), ein Vertrag in Form des Gesetzes. 
Der König verzichtete auf den letzten Rest seiner sog. »heredi- 
tary re venue «, seiner Gefälle aus dem königlichen, bisher vom 
Parlament unkontrollierten Patrimonium, wogegen das Parla- 
ment ihm die Zivilliste bewilligte, dieses öffentliche Gehalt 
eines Königs von Großbritannien und Irland. Sofort be- 
nutzten alle Kolonien, die eine eigene Volksvertretung besaßen, 
die Gelegenheit, mn die Krondomänen in ihren Territorien der 
parlamentarischen Kontrolle der Koloniallegislatur zu unter- 
werfen (siehe die Preamble zum Gesetz 15/16 Vict., c. 39: 
»And whereas from the Time of the passing of the said Act 
of the First Year of King William the Fourth the Lands of 
the Crown in the Colonies . . • have been hitherto granted 

Hatscbek, Btltliciiet und itaüidiei Wdtxeich. IX 
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and disposed of, and tbe Monies arising from the same, whe- 
ther on Sales or otherwise have been appropriated, by or 
imder authority of the Crown, and by and under autho- 
rity of the Legislatures of the several Colonies ...«). 

Es war dies, wenn man die Verhältnisse mit den paral- 
lelen römischen vergleicht, als ob nicht bloß ein Senat, son- 
dern gleichsam ein Dutzend Senate sich vereinigt hätten, um 
dem Princeps die Vollgewalt im Finanzwesen des Staates zu 
entreißen. Aber nicht bloß in den mit Volksvertretung aus- 
gestatteten Kolonien, die allmähUch zu Selbstverwaltungs- 
kolonien mit responsible govemment heranwuchsen, wurde 
die Gewalt des Königs übcf die Kronländereien zu einem 
wesenlosen Schein. Auch in den Kronkolonien konnte der 
König kein Bodeneigentum frei von parlamentarischer Kon- 
trolle gewinnen. Denn im Jahre 1852 wurde dtirch Gesetz 
des englischen Parlaments (15/16, Vict., c. 39) verfügt, daß 
sich der Verzicht des Königs auf seine ererbte Revenue auch 
auf die Ländereien der Krone in den Kronkolonien erstrecke 
und daß alle Gelder, welche aus Krondomänen in' diesen Kolo- 
nien eingingen, ziun allgemeinen Besten dieser Kolonien 
verwendet, der Überschuß in den allgemeinen britischen Staats- 
fonds (consoUdated fund) zu fUeßen hätte, vorbehaltlich der 
Kontrolle des englischen Parlaments. 

Wie zähe namentUch die Selbstverwaltungskolonien an 
dieser eigenen Verwaltung der Kronländereien, die in ihrem 
Territoriiun liegen, festhalten, veranschaulichen folgende Bei- 
spiele. Im Jahre 1840 versuchte Lord Durham und 1852 
Lord Grey den Selbstverwaltungskolonien klar zu machen, 
daß die Kronländereien aller Kolonien insgesamt die »ample 
appanage« des ganzen englischen Volkes seien, inner- und 
außerhalb der Kolonien, und daß die Erträgnisse aller ins- 
gesamt zur Forderung der Ansiedlung in allen Kolonien ver- 
wendet werden sollten, um einen gemeinsamen Einwanderungs- 
fonds darzustellen. Vergebens I (Egerton, History of Br. Colo- 
nial Poücy, p. 284 f.) 

Entsteht zwischen den Selbstverwaltungskolonien Streit 
um die Ausäbimg des kolonialen Bodeneigentums oder des 
Kolonialvermögens, so wird die Krone, trotzdem sie der nomi* 
nelle Träger dieses Vermögens in allen Kolonien ist, niemals 
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eingreifen, sondern die Austragung des Streites den Beteiligten 
selbst überlassen, selbst wenn es zuletzt allein nur durch die 
Gerichte des Reiches (das Londoner Committee of the Privy 
Council) möglich sein sollte. Dann verklagt zwar der »eng- 
lische König als Treuhänder für die Kolonie von Neufundland « 
den »engUschen König als Treuhänder des Dominion of Canada« 
aber auf administrativem Wege schlichtet er nicht zwischen 
ihnen, ^ weil er keine Macht hierzu hat. Das Verhältnis der 
britischen Krone zu den Vermögensangelegenheiten der großen 
Selbstverwaltungskolonien hat Joseph Chamberlain, 1899, als 
Staatssekretär der britischen Kolonien in folgenden Worten 
festgelegt (zit. in Leiroy, Canada's Federal System 1913*, 
p. 46): 

»The right to complete and unfettered control over finan- 
cial policy and arrangements is essential to local selfgovem- 

ment The Colonial Government and legislature are 

solely responsible for the management of its finances to the 
people of the Colony, and unless interests of grave importance 
were imperilled, the Intervention of Her Majesty's Govern- 
ment in such matters would be an unwarrantable in- 
trusion and a breach of the Charter of the Colony.« 

Und wie der Einfluß der Krone auf das koloniale Ver- 
mögen imd Bodeneigentum immer mehr zurückgedrängt wurde 
bis zur heutigen Wesenlosigkeit, so auch ihr Einfluß auf das 
Heerwesen in den Kolonien. Denn um es kurz zu sagen: In 
den großen Selbstverwaltungskolonien existieren seit 1870 
keine Reichstruppen und dürfen seit der Zeit auch keine unter- 
halten werden. Nur in Südafrika wurden sie bis zum Aus- 
bruch des Weltkrieges unterhalten. Aber jetzt ist auch das 
vorbei (s. § 12). Die Verteidigung dieser Kolonien erfolgt hur 
durch eigene Kolonialtruppen, die in Verwaltung und Ober- 
befehl vollständig der Kolonialregierung unterstehen. In den 
Kronkolonien, in denen zum großen Teil Reichstruppen nicht 
angestellt werden, ist ihre Zahl, wo sie unterhalten werden, 
durch das Jahresbudget des britischen Parlaments festgelegt. 
Wo Kronkolonien Beiträge zu den Gesamtkosten der Ver- 
teidigimg des Reiches zahlen, wird auch der Beitragsschlüssel 
und die Summe der Beiträge in den dem Londoner Parlament 
vorgelegten Army Estimates beaufsichtigt (Bruce, a. a. O.). 

XI* 
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So eingeengt in jenen arcana imperii, durch welche die 
römischen Kaiser das domi retinere der römischen Provinzen 
durchgesetzt hatten (wir meinen koloniales Bodeneigentum 
und Truppen), kann es der englische König niemals versuchen 
und wagen, sich in den Kolonien ein außerverfassungsmäßiges 
Leben aufzubauen, womit er etwa die britische Verfassung 
aus den Fugen heben wollte. Denn ehe noch der erste Soldat 
aus den Kronkolonien oder Indien, der für solche Zwecke nach 
London herangeholt würde, englischen Boden betrete, wären 
König und D3niastie einfach weggeblasen. 

§ 6. Römischer Provinzialstatthalter und 
englischer Kolonialgouvemeur. 

Literatur: Mommsen, St.R. II, 239!.; Mommsen, Rdm. Stiafrecht 
1899, S. 712 ff.; Seeck II, 52 — iio; Bethmann Hollweg, Der röm. 
Zivilprozeß III (1866), f 131 u. S 142; Leifer, Einheit des Gewaltge- 
dankens im röm. St.R., 1914, insb. Einleitnng und § 12; Wad dington, 
Fastes des Ftovinces Asiatiques, Paris 1872, eh. I; G. D'Hugues, Une 
Province Romaine sous la R6publique, 1876; Chapot, La Province 
Romaine Proconsulaire d'Asie, 1904, in Bibl. de l'öcole des hautes 6tudes 
(t. 150), 280 ff., und die im Texte angeführten Schriften von Liebeiiam, 
Röm. Städteverwaltung, 1904, S. 508 ff. und P.Meyer; Greene, The 
Provincial Govemor, 1898, in Harvard Historical Studies v. VII; For- 
syth a. a. O. eh. III; Jenkyns a. a. O. eh. VI; Bruce, The Broad Stone 
of Empire I, c. 7; Todd a. a. O. eh. XVIII; Keith, Imperial Unity and 
the Dominions, 1916, p. 26— Z12. 

Eines der schwierigsten Probleme bei der Beherrschung 
überseeischer Gebiete ist die Kontrolle derjenigen Organe, die 
der Heimatstaat in die Feme entsendet, um sein Ansehen 
und seine Autorität bei den Gewaltunterworfenen zu vertreten. 
Jene Kontrolle kann entweder so ausgeübt werden, daß hierbei 
nur Reichsorgane unid Reichsbeamten tätig werden. Sie kann 
aber auch in der Mitbeteihgung der Gewaltunterworfenen, also 
der Kolonie, selbst bestehen und so den Keim einer künftigen 
kolonialen Selbstverwaltung in sich bergen, insofern als die 
Kolonie durch Kontrolle des von der Reichsgewalt entsendeten 
Vertreters eigene Interessen und damit gleichzeitig Reichs- 
interessen befriedigt. Den ersten Weg ging Rom, den zweiten 
England. 

Der Ausgangspunkt war hier wieder der gleiche: die auf 
dem militärischen Kommando beruhende Vollgewalt des römi- 



§ 6. RAm. Brovinzialstattbalter u. engl. Kolomalgoaverneur. 165 

sehen Provinzialstatthalters und des britischen Gouverneurs. 
Der römische Prokonsul oder Proprätor hatte ursprünglich 
als Konsul oder Prätor das römische, einheitUche Imperitun 
in das Überseegebiet zu tragen, und er konnte dies ungeteilt 
und ungeschwächt, weil ihn extra pomerium, außerhalb des 
Stadtgebietes keine verfassungsrechtUchen Schranken, ins- 
besondere Kollegialität und Interzession, wie die übrigen 
magistratischen Träger des römischen Imperiums banden. Er 
übte infolgedessen innerhalb seines Amtsauftrages, technisch 
provincia genannt, die Vollgewalt des römischen Feldherm, 
also Lager] urisdiktion neben dem mihtärischen Oberbefehl 
(s. Leifer, a. a. O.). Auch der britische Gouverneur, der den 
König von England vertritt, hat in der britischen Kolonie 
die Vollgewalt des dem Könige zustehenden militärischen 
Imperiums, wenigstens ursprüngUch in den amerikanischen 
Kolonien, wie wir noch (unter II) seh^i werden, und bis 
in die neuere 2^it noch in den Kronkolonien im engsten 
Sinne (§ 13). 

Und dennoch der große Unterschied ! Im römischen Welt- 
reich ist es wohl zu einer Differenzierung tmd Teilung des 
Imperiums in einzelne Ftmktionen gekommen, aber nie im 
Interesse der Gewaltunterworfenen, sondern nur im Inter- 
esse des Herrschers, der vor übermächtigen Provinzial- 
statthaltem Angst hatte. Das Gegenteil trifft für das britische 
Weltreich zu. Infolge der hier wirkhch vorhandenen Kraft 
der selbstbewußten Kolonien Neuenglands hat die Differen- 
zierung der militärischen von den richterUchen, der verwaltungs- 
und gesetzgeberischen Funktionen sehr früh eingesetzt und so 
die Kontrolle der Gouverneure dtirch Kolonialorgane, selbst 
in den Kronkolonien, ermöglicht. Nicht bloß im Reichsinter- 
esse, sondern mindestens ebenso sehr im Interesse der ein- 
zelnen Kolonie wird die Kontrolle über den Gouverneur eben 
durch diese Kolonialorgane geübt, wäre es auch nur ein ge- 
setzgeberischer oder exekutiver Beirat des königlichen Statt- 
halters. Und noch auf ein anderes Moment wäre hier hinzu- 
weisen. Der Begriff des römischen Imperiums machte nur 
eine Form der Kontrolle durch Differenzierung des Imperiums 
mögUch, nämlich diejenige, die schon die RepubUk kannte. 
Da das Imperium, das Recht, den Bürgern im Namen der 
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Gemeinde zu befehlen, qualitativ unteilbar und nur einer 
räumlichen Abgrenzung fähig war, so konnte sich ein Kontroll- 
organ nur von dem Hauptorgan gewissermaßen dtirch Spal- 
tung ablösen, ähnlich gewissen Pflanzen, die sich auch nur 
durch Spaltung vermehren. Das Kontrollorgan, der Gehilfe 
u. dgl. waren im großen und ganzen dem zu kontrollierenden 
Hauptorgan ähnUch und imterschieden sich von ihm nur da- 
durch, daß sie bloß einen Ausschnitt des vollen Imperiums, das 
das kontrollierte Organ hatte, tatsächlich ausübten, so daß sich 
nach Mommsens Vergleich die Befugnisse der Kontrolleure 
und Einschränker zu denen der Hauptorgane, die von jenen 
kontrolliert* wurden, wie im Zivilrecht die Servituten zum 
Eigentum verhielten. Ihre Befugnisse waren latent auch 
in dem des Hauptorgans, das sie kontrollierten, vorhanden. 
Solche durch Spaltung eingeführte KqntroUe hat in der 
RepubUk, wo jeder Magistrat das ganze Volk repräsentiert 
imd daher wohl Staatsorgan, aber nicht Beamter ist (Leifer, 
S. II f.), nichts Bedenkliches an sich. Wenn aber diese Form 
der Kontrolle durch Spaltung unter den Kaisem durchgeführt 
wird, die in den Kontrolleuren imd zu Kontrollierenden nur 
Staats- oder kaiserKche Diener erbUcken, dann wird jene 
Selbstzeugimg der Bureaukratie durch Spaltung ein dichtes 
Efeunetz, das sich um die Kraft der zu verwaltenden Kolonien 
und Gemeinwesen üppig schlingt und sie vernichtet. Dies 
trat im römischen Weltreich ein, während im britischen Welt- 
reich die Einsetzung der Kontrolle über die Reichsbureau- 
kratie nicht von dieser selbst ausging, nicht aus ihr gewisser- 
maßen durch Autogenie herauswuchs, sondern außerhalb 
ihrer aus dem freien Wollen der Kolonisten. Das Resultat 
war auch entsprechend: dort eine allmächtige Bureaukratie, 
hier allmächtige koloniale Selbstverwaltungsorgane und Kolo- 
nialparlamente. 

I. Bei den Römern war zur 2^it der Repubhk das 
Problem, wie man die in die Provinzen entsendeten Statt- 
halter zu kontrollieren habe, nur wenig entwickelt und er- 
kaimt. Meist war die Sorge darum, wie man die Bewerber 
um die Provinzen vor der Willkür des Senats sicherstelle. Die 
Wahlordnungen, die Sortitionsordnung, das jus Uberorum, die 
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Änciennität, die Lex Semproma von 123, die lex Cornelia de 
provinciis von 81 v. Chr., sie alle dienten diesem Zwecke. 
Sofern die Reste dieser Normen in die Kaiserzeit übergingen, 
dienten sie nimmehr vornehmlich der Sicherstellmig der Be- 
werber vor der Willkür des Senats und des Kaisers (Mommsen 
II, 200 ff., 248 ff., und Waddington, a. a. O. 9 ff.). Dem uns 
hier besonders interessierenden Problem diente in der Zeit 
der Republik das römische Gnmdprinzip des jährlichen Amts- 
wechsels für alle Magistratoren. Solange der Konsul imd 
Prätor während seines Amtsjahres oder unmittelbar nach 
seinem Amtsjahr gewissermaßen in Fortsetzung seines haupt- 
städtischen den überseeischen Amtsauftrag übernahm und 
vollführte, war es natürlich, den Schutz vor solchen über- 
mächtigen Sachwaltern bloß in der Annuität zu erbUcken. 
Der Ausruf des Mamercus Aemilius, der, obwohl selbst Dik- 
tator, die Dauer der Zenstir unter ihr ursprüngliches Maß, 
nämUch von 5 auf 2 Jahre, zurückführen wollte, sagte bezeich- 
nend: er beabsichtige für die Freiheit des Volkes zu sorgen; 
denn die beste Bürgschaft dieser Freiheit sei die kurze Zeit- 
dauer für alle großen Amtsaufträge, indem die Zeit allein 
Schranken auferlegen könnte demjenigen, der für sein Recht 
keine Schranke kenne (Livius IV, 24: Ubertatem populi Ro- 
mani consulturum; maximam autem eins custodiam esse, si 
magna imperia diutuma non essent, et temporis modus im- 
poneretur quibus juris imponi non posset). 

In derselben Richtung, nämhch um ein Bollwerk gegeif 
mächtige Provinzinhaber zu schaffen, ist das von Pompeius 
gegen Cäsar eingebrachte und angenommene Gesetz von 51 
anzusehen, wonach zwischen der hauptstädtischen Amtsfüh- 
rung und der Übernahme des überseeischen Amtsauftrages 
ein Zeitraum von 5 Jahren liegen müsse. Dieses auch in die 
Kaiserzeit (von Augustus) übernommene Gesetz hatte eine 
wichtige Folge : Es trennte nunmehr die Provinzialstatthalter- 
schaft von dem hauptstädtischen Oberamt endgültig ab und 
machte es zu einem selbständigen Amte (Mommsen II, 242). 
Dadtirch aber war die Notwendigkeit, das Amt noch schärfer 
zu kontrollieren, von selbst geboten. Dazu kam noch der 
besondere Inhalt, den die Kaiserzeit dem Imperium des Statt- 
halters zu geben wußte; dem laissez faire imd laissez passer 
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spätrepublikanischer und frühkaiserlicher Zeit stellte die folgende 
Zeitepoche ein Sich-in-alles-mengen des Kaisers und seiner 
Beamten gegenüber; dies namentUch seit den Flaviem und 
den guten Kaisem (s. oben S. 107!). Als Cicero Statthalter 
von Cilicien war, enthielt sein Edikt von staatUchen Geschäften 
nur die Verwaltungsmaximen gegenüber den Publikanen (ad 
Att, VI, i). Auch sonst war, wie dies aus den Briefen an 
seinen Bruder Quintus (z. B. I, i) hervorgeht, das Um- und 
Auf der statthalterlichen Sorge niu-, wie man in der Verwal- 
timg nicht mit den Publikanen in Kollision käme : Man müsse 
sich mit den Sachen eben in der Weise abfinden, daß man 
die Publikanen ruhig walten lasse, deren Praktiken geradezu 
ruinierend wirkten, ohne inmierhin die Provinzialen dabei 
xunkommen zu lassen: schon das verlange schier übermensch- 
liche Tugend (Ad Quintum fratrem 1, 11: Hie te ita versari, 
ut et pubUcanis satisfacias .... et socios perire non sinas, 
divinae cuiusdam virtutis esse videtur, id est, tuae«). — 
Wie ganz anders \md umfassender ist die Tätigkeit eines 
Provinzialstatthalters, z. B. die des jüngeren PUnius unter 
Trajan: Einrichtung von Handwerksinnungen (ep. X, 42), 
Herstellung von Wasserleitungen, Bädern, Kanälen (ep. X, 
46, 75, 50), Theater-, Schul-, Tempelbauten (ep. X, 48, 58) 
u. dgl. Dazu eine straffe Kontrolle über städtische Finanzen 
und die Stadtverwaltung und städtische Gerichtsbarkeit über- 
haupt. 

All das verlangte schon eine wesentlich größere Beauf- 
sichtigimg der Statthalter und Bürgschaften dafür, daß sie 
ihr Amt und ihre Gewalt nicht zur Unbotmäßigkeit gegen die 
kaiserUche Gewalt benützten. Mancher von diesen Statt- 
haltern hat auch selbst nach der Kaisergewalt die Hand aus- 
gestreckt. 

Für die nun notwendig gewordene intensivere Kontrolle 
sprach auch die Tatsache, daß die Statthalter in den kaiser- 
lichen Provinzen nun im Durchschnitt 3 — 5 Jahre verbleiben 
(Waddington, a. a. O. 16). — Freilich, für den Erfolg in der 
Lokalverwaltung war es nur von geringer Bedeutung, da die 
Statthalter, gewöhnlich der Landessprache unkundig, nichts 
von dem verstanden, was die Unterworfenen drückte, so daß 
ihnen Apollonius von Tyana höhnend zurufen konnte : zuerst 
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lernen und dann herrschen (s. dazu Liebenam, a. a. O. 508 f.). 
Aber immerhin mochte die Au&icht über die Statthalter jetzt 
noch dringender sein ak firüher. 

Worauf die Mittel der Kontrolle über diese abzielten und 
wie die Aufsicht selbst einzurichten wäre, das teilt uns Dio 
Cassius mit, der damit der Entwicklung einer späteren Zeit 
gewissermaßen vorahnend vorauseilt. Er schreibt vor der 
diokletianischen Zeit und schildert doch schon die Mittel, die 
diese zur Lösung unseres Problems verwendet (s. darüber 
insbesondere P. Meyer, De Maecenatis oratione a Dione ficta, 
Berl. Doktordissertation 1891, p. 46, 49). In einer Rede, die 
er dem Maecenas in den Mund legt und die dieser an Augustus 
gerichtet haben soll, wird diesem folgendes empfohlen (Dio 
Cassius, 52, 22, 23): 

»Mit den Statthalterschaften könntest du folgende Ein- 
richtungen treffen: Ganz Italien, soweit es über 750 Stadien 
von der Stadt abliegt, und alles, was sonst an Inseln oder 
festem Lande zu unserem Reiche gehört, teile genau nach 
Völkerschaften, Nationen und Städten ab, und zwar so, daß 
du allemal soviel zusammenschlägst, als ein Mann mit Be- 
quemlichkeit bestreiten kann. Dann lege Soldaten in diese 
Provinzen mit ihren gehörigen Anführern und über alle setze 
einen Konsular und zwei Exprätoren: von denen der eine, 
der jedesmal neu aus Rom ankommt, Zivilsachen von Privat- 
personen und die Beschaffung von Lebensmitteln zu besorgen 
hat, der andere aber, der schon vorher da war, die öffent- 
lichen Geschäfte ganzer Städte und das Kommando über die 
Armee, doch mit Vorbehalt der Infamie und Lebensstrafe, 
übernimmt. Über diese kann nur der Konsular entscheiden, 
imd auch dieser darf über Zenturionen bei ordentlichen Legio- 
nen und selbst über gemeine Soldaten der ersten Ordnung in 
jeder Klasse nicht Recht sprechen. Denn diese zu bestrafen 
muß ein Vorrecht für dich bleiben, damit sie nicht ihre Feld- 
herren zu sehr fürchten und für dich selbst künftig gefährUch 

werden Der Konsular hat außer den bereits angeführten 

Geschäften auch die Rechtssachen, die durch Appellation von 
den Exi^-ätoren an ihn gelangen. Wimdere dich auch über- 
haupt nicht, wenn ich dir Italien in soviel Teile zu zerstückeln 
rate. Das Land ist.wirkhch zu groß, und unsere Staatsbeamten 
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können von Rom aus unmöglich alles bestreiten. Obrigkeiten 
müssen den Untertanen so nah als möglich sein, dagegen darf 
man auch dem Untertan nicht mehr zumuten, als er zu leisten 
imstande ist. 

Besoldungen müssen alle außer der Stadt angestellten Be- 
amten haben, doch verhältnismäßig. Von eigenen Mitteln 
können sie doch in der Feme nicht leben, und den Aufwand, 
den imser jetziger übertriebener Luxus erfordert, nicht be- 
streiten. Auch müssen sie wenigstens drei Jahre (sie müßten 
denn etwas verbrechen), aber auch nicht länger als fünf Jahre 
ihre Amter behalten. Jenes ist nötig deswegen, weil bei Äm- 
tern, die auf ein Jahr oder sonst auf kurze Zeit eingeschränkt 
sind, sich die Beamten kaum in ihre PfUcht einstudiert haben, 
wann sie schon wieder abgehen müssen, ohne von ihren Kennt- 
nissen nun Gebrauch machen zu können. Läßt man sie hin- 
gegen länger bleiben, so erheben sie sich leicht und werden 
wohl gar Empörer. Aus diesem Grunde glaube ich auch, daß 
man nicht gut tun würde, einem Manne mehrere wichtige 
Statthalterschaften unmittelbar nacheinander zu geben. Ob 
er in derselben Provinz oder in mehreren nacheinander über die 
gehörige Zeit hinaus Macht besitzt, das ändert im ganzen nichts, 
bessere Bürger werden die Herren doch immer, wenn sie ein 
paar Jahre pausieren und als Privatleute nach Hause kommen. « 

Dies sind die arcana imperii, die Dio Cassius für die Kon- 
trolle der Statthalterschaften vorschlägt. Sie lassen sich auf 
Hauptpunkte zurückführen: 

Zerschlagung großer Provinzen in kleinere, um die Kon- 
trolle zu erleichtern imd nicht zu große Herren aufkommen 
zu lassen, verbunden mit nicht zu kurzer, aber auch nicht 
zu langer Amtsdauer; Trennung der militärischen von der 
zivilen Gewalt, aber nicht unter dem Gesichtspunkte Montes- 
quieuscher Dreiteilung, sondern nur im Interesse des Herr- 
schers; daher trotz aller Trennung ein überwiegendes Hervor- 
treten der militärischen Gewalt in strikter Unterordnung unter 
den Kaiser ; Verwandlung der zivilen Amtsträger innerhalb der 
Provinz, die bisher den Statthalter in der Zivilgerichtsbarkeit 
unterstützt, dabei aber nur eine vom Princeps direkt abhän- 
gige, weil bloß mandierte Gerichtsbarkeit ausgeübt hatten, in 
nunmehr bloß vom Statthalter abhängige Beamte (ein 
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deutliches Zeichen dafür, wie sehr die Kontrolle des amtlichen 
Imperiums sich nunmehr durch autogene Spaltung der Bureau- 
kratie entwickeln sollte ; s. oben S. i66 und P. Meyer, a. a. O. 
50 f.) ; schließlich die Anstellung einer Berufsbureaukratie mit 
angemessenerBesoldungunddie Pro vinzialisierung Italiens. 

Alle, sicherlich die meisten dieser Ratschläge, sind durch 
die diokletianische Reichsordnung verwirklicht worden. Immer 
mehr wuchs mit der zunehmenden Verkleinenmg der Pro- 
vinzen und der zur wechselseitigen Kontrolle berufenen Amts- 
träger die Bureaukratie zu einer alles Leben in den Provinzen 
aussaugenden Hydra, dies wenigstens seit dem 3. Jahrhundert. 
Eine eigentümliche Kontrolle des Oberbeamten der Provinz 
durch Untergebene war die nun aufkommende Einrichtung 
der sog. officia. Jede Behörde hatte ein officium, das nach 
dem Muster des Militärs dienstliche Abstufungen kannte und 
wahrscheinlich aus den dem Statthalter beigegebenen Truppen 
hervorgegangen ist (daher der Name cohortales). Jedes dieser 
Offizien hatte 100—600 Beamte. Im großen und ganzen waren 
es Subaltembeamte, von denen einer oder mphrere als Spitzel 
der Oberbehörde dem Oberbeamten aufgesetzt waren (so z. B. 
der Princeps, der an der Spitze des statthalterUchen officium 
stand). Von allen Mitgliedern des officium wurde erwartet, 
daß sie den Magistrat, dem sie beigegeben waren, an die Be- 
obachtung der Gesetze erinnern (admonere, suggerere) und 
ihm sogar widerstehen würden, wenn er ungesetzlich handeln 
wollte. Es mußte daher bei jeder Übertretung des Gesetzes 
außer dem Magistrat noch sein officium, insbesondere dessen 
Vorsteher, haftbar sein (Bethmann Hollweg, a. a. O. 140). 
Dieses officium sollte, da es dauernd war (die dazugehörige 
Beamtenschaft sogar erblich!), im Interesse der Lokalbevöl- 
kerung Konirolle üben und war das Surrogat eines exekutiven 
oder gesetzgeberischen Beirats, den jede englische Kronkolonie 
gewöhnUch aufzuweisen hat. Und welches waren die Resultate 
dieser übereinander gelagerten Kontrolle, die die Bureaukratie 
gewissermaßen durch Autogenie hervorbrachte ? Der Statthalter 
war und bUeb bestechUch und das officium nicht minder. Lassen 
wir den Kaiser Konstantin sprechen (Seeck, a. a. O. 100) : 

»Hört jetzt einmal auf, ihr raubgierigen Hände der Offi- 
cialen, hört auf, sage ich ! Denn wenn sie nach dieser Ermah- 
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nung nicht aufhören, wird das Schwert sie abhaun. Nicht sei 
käuflich die Tür des .Richters, nicht der Eintritt bezahlt, 
nicht berüchtigt durch Versteigerung an den Meistbietenden 
das Gerichtszimmer, nicht sogar der Anblick des Statthalters 
nur für Geld zu haben. . . . Fem sei von der Einführung des 
Klagenden die Plünderei dessen, welchen man den Princeps 
des officium nennt. Keine Erpressungen sollen die Gehilfen 
derselben Principes gegen die Parteien ausüben. Man unter- 
drücke die unerträgUchen Überfälle der 2^nturionen und 
anderen Officialen, die Großes und Kleines fordern. Man 
mäßige die unstillbare Geldgier derjenigen, welche den Strei- 
tenden die Akten aushändigen, t 

Man sieht die Kontrolleure des Statthalters waren selbst 
reißende Wölfe. Das war und ist eben stets das Los einer aus 
d^r Bureaukratie allein aufgebauten Kontrolle. Rußland und 
die Türkei, eingerichtet nach byzantinischem Muster, haben 
ihr Lehrgeld gezahlt l Die einander als Wächter, Gegen- 
gewichte und Hemmungen aufgesetzten Berufsbeamten ver- 
bünden sich schließlich zur gemeinsamen Ausplünderung des 
Gewaltunterworfenen. Nur eine von diesen selbst geführte 
Kontrolle vermag solches zu verhindern. Das aber ist eben 
Kontrolle durch Selbstverwaltung der Kolonisten. Rom hat 
sie nicht fertiggebracht, wohl aber das britische Weltreich. 

IL Das t}ipische VorbUd für die rechtUche Stellung des 
Kolonialgouvemeurs im britischen Weltreich wurde auf 
amerikanischem Boden geschaffen. 

Zu Beginn der Kolonisation in Englisch-Amerika finden 
wir noch keine Spur von dem, was wir heute die TeUung der 
Staatsgewalt und die Trennung der exekutiven von der legis- 
lativen imd richterlichen Gewalt nennen. 

Gewöhnlich hatte jede Kolonie einen Gouverneur, der 
von einem exekutiven Beirat kontrolliert war. Während der 
Gouverneur entweder vom König oder von dem Eigentümer 
der Kolonie bestellt oder, wie in Massachusetts, von den 
Kolonisten gewählt war, wurde der Beirat gewöhnlich von 
einer in England residierenden Autorität bestellt, wobei übri- 
gens auch hierin Massachusetts eine Ausnahme bildete. Im 
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18. Jahrhundert wxirde sowohl «der Gouverneur ak auch mei- 
stens der Beirat von der Londoner Regierung. bestellt, wenn- 
gleich meist nur auf Empfehlung des Gouverneurs. 

In der ersten Zeit war der Gouverneur nicht so sehr eine 
politische, als eine von kommerziellen Interessen bestimmte 
Autorität. Mit der Zurückdrängung der Interessen der Händler 
im Mutterlande (s. oben S. 85 f.) wurde der Gouverneur immer 
mehr als Vertreter und Repräsentant des Königs angesehen, 
und bei der Gemenglage von legislativen und exekutiven Be- 
fugnissen in der damahgen königlichen Prärogative, selbst im .. 
Mutterland, kann es nicht wundernehmen, wenn jene Gemeng- 
lage von den Kolonien übernommen wurde. Die Kommission 
für den Gouverneur von Virginia hatte z. B. noch im Jahre 
1610 die Gemenglage aufrechterhalten. In den ^gemeinsten 
Ausdrücken war hier dem Gouverneur die gesetzgebende, exe- 
kutive und richterliche Gewalt übertragen. In Maryland, das 
eine sog. Eigentümerkolonie war, d. h. eine solche, die einer 
oder mehreren Personen zu (Vasallen-) Eigen nach Lehens- 
recht verheben war, hatten der Eigentümer der Kolonie (Lord 
Baltimore) und die »Freimänner« die Gesetzgebung. In der 
Zwischenzeit aber, weim die legislative Körperschaft nicht 
tagte, hatte der Eigentümer das ausschheßHche Gesetz- 
gebungsrecht in Form der Verordnung. Nur durften solche 
Verordnungen nicht die Freiheit der Person oder des Eigen- 
tums antasten. Die richterhche Gewalt besaß der Gouverneur 
aber auf jeden Fall, und zwar sowohl die straf- als auch zivil- 
rechtliche Jiuisdiktion. Er konnte sie allein oder in Verbin- 
dung mit dem exekutiven Beirat ausüben. In Neuengland 
war der Rechtszustand theoretisch wohl kaum ein anderer: 
die Art, wie Andros in der 2. Hälfte des 16. Jahrhimderts 
seine Befugnisse verstand, Uef darauf hinaus, exekutive, rich- 
terhche und gesetzgeberische Befugnisse für den Gouverneur 
in Anspruch zu nehmen. Es war der letzte Versuch dieser 
Art, die Vollgewalt des könighchen Imperiums in den Kolonien 
ohne besondere gesetzhche Ermächtigung in Anspruch zu 
nehmen. Wie jene Vollgewalt nach der sog. glorreichen Revo- 
lution in England verfiel, so auch in den Kolonien. Freilich 
erhielten sich hier noch manche Sonderheiten, wie z. B. das 
Monopol der Gesetzesinitiative für den Gouverneur in Vir- 
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ginia, Carolina und Maryland. Sie verschwanden erst im 
i8. Jahrhundert. 

Schrittweise wurde aber auch der Gouverneur von der 
Teilnahme an der Beratung und Beschlußfassung in der ge- 
setzgebenden Körperschaft zurückgedrängt. Etwa seit der 
Mitte des 17. Jahrhimderts wurde die Trennimg der Legis- 
latur in zwei Körperschaften allgemein übUch. Schon dadurch 
war der Gouverneur, der ex officio Vorsitzender des exeku- 
tiven Beirats war, aus der Volkskammer gedrängt. Denn 
dieser Beirat bekam nun zu seinen Exekutivbefugnissen die 
eines Oberhauses. Aber auch hier war die Stellung des Gou- 
verneurs als Teilnehmer und Vorsitzender nicht von Dauer. 
Im Jahre 1725 entschieden die enghschen Kronjuristen, daß 
der Gouverneur dem Beirat, wenn dieser gesetzgeberisch 
tätig werde, nicht vorzusitzen und kein Stiimnrecht auszu- 
üben habe. Wenngleich sich dieses Gutachten der Krön Juristen 
nur allmählich in Kolonialpraxis umsetzte, so ist doch inmier- 
hin der Beschluß des Beirats von Südcarolina, einer nicht 
gerade immer fortschrittUchen Kolonie, bemerkenswert, der 
1739 in folgende Worte gefaßt wiurde: 

»The Govemor or Commander in chief being present 
during the debates of this ^House is of an unparUamentary 
nature, it is therefore resolved that we will enter into 
no debate during such his presence.« 

Bei dem Mangel strenger Geschiedenheit zwischen exeku- 
tiver und legislativer Tätigkeit des Beirats war immerhin die 
Frage, inwiefern überhaupt der Beirat, auch in seinen exeku- 
tiven Fimktionen, gegen den Gouvemeiu: ein starkes Rückgrat 
aufrechthielt, von nicht zu unterschätzender Bedeutung. Viel 
kam dabei auf die Art an, wie der Beirat bestellt wurde. 
Gewöhnlich erfolgte die Bestellimg durch die Londoner Zentral- 
gewalt (Board of Trade oder später Staatssekretär) auf Emp- 
fehlung des Gouverneurs. Die von ihm einzureichende Vor- 
schlagsliste sollte nur angesehene und vermögende Männer 
nennen. Aber seine Empfehlung war nicht immer ausschlag- 
gebend ; manchmal zog er auch den kürzeren, und die Zentral- 
gewalt hielt sich nicht an den Vorschlag (z. B. 1756 in Mary- 
land). Am wenigsten konnte er aus freiem Belieben einmal 
bestellte Beiräte absetzen. Seine Befugnis ging nur dahin. 
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einzelne Räte aus bestimmten Gründen vorläufig vom Amte 
zu entheben, gleichzeitig aber der Londoner Zentrale anzu- 
zeigen, daß und aus welchen Gründen er die Enthebung ver- 
fügt habe. Dabei kam es mitunter vor, daß die Zentralgewalt 
die mitgeteilten Gründe nicht billigte und die vorläufig vom 
Gouverneur ihres Amtes Enthobenen wieder einsetzte. So 
wenig konnte dieser darauf rechnen, ihm nicht gefügige Räte 
los zu werden und so sehr konnten die Räte selbst ihre Mei- 
nung unbeirrt im Beirat vertreten. Diesem präsidierte bei 
Ausübung von Exekutivfunktionen der Gouverneur, aber er 
wurde ausdrückhch durch die Geschäftsordnung darauf hin- 
gewiesen, den Räten eine freie Meinungsäußerimg und ein 
freies Stimmrecht nicht zu verkümmern. Zur Erhaltung dieses 
Ansehens wies der Beirat nicht selten das Ansinnen des Gou- 
verneurs zurück, eine Angelegenheit, die später als Gesetz vor 
den Beirat (als Oberhaus) kommen sollte, schon vorher als 
exekutiver Beirat zu beraten. Er wollte eben nicht mit ge- 
bimdener Marschroute an sein Gesetzgebungswerk gehen. 
Auch sonst finden sich wiederholt Äußerungen des Beirats, 
die sogar in der Ausübung von Exekutivfimktionen ihre Un- 
abhängigkeit dem Gouverneur gegenüber beweisen. 

Nur die richterUche Gewalt blieb diurchaus in den Händen 
des Gouverneurs. Als Vertreter des Königs, der im englischen 
Staatsrecht als Quelle der Rechtspflege angesehen wird, nahm 
der Gouverneur zunächst die Errichtung von Gerichtshöfen 
und die Ernennung aller Richter und Friedensrichter in An- 
spruch. Aber beide Machtbefugnisse wurden ihm von der 
Legislatiu: alsbald bestritten. Die Errichtung der Gerichtshöfe 
wurden seit dem i8. Jahrhundert immer mehr durch Kolonial- 
gesetze geregelt und so das Ermessen des Gouverneurs inuner 
mehr eingeengt. 

Weniger glückUch verUef für das Kolonialparlament der 
Kampf um die Unabsetzbarkeit der Richter. Die Instruk- 
tionen von London aus verboten dem Gouverneur die zeit- 
liche Beschränkimg der Anstellung von Richtern. Man wollte 
ihn von London daran hindern, Richter willkürUch abzusetzen. 
Aber daß die Richter auf Lebenszeit angestellt werden sollten, 
darüber schwiegen sich die Instruktionen aus. Im i8. Jahr- 
hundert versuchten die Koloniallegislatiuren durch Gesetze die 
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Lebenslänglichkeit richterlicher AnsteUung anzuordnen (so 
Jamaica 1751). Doch dergleichen Gesetze wurden von der 
Londoner Regierung verworfen. fEs sei nicht rätlich — 
meinten die englischen Kronjuristen — weder im Interesse 
der Kolonien noch im Interesse Großbritanniens. « Die mutter- 
ländischen Instruktionen, die Gouverneur Debbs von Nord- 
karolina im Jahre 1754 erhielt, verboten ihm, Richter anders 
als auf jederzeitigen Widerruf anzustellen. Dies in Verbin- 
dung mit der eigenen richterlichen Gewalt des Gouverneurs 
lassen den Konstitutionalismus in den Kolonien noch nicht 
so vollkommen entwickelt erscheinen, wie er tms insbesondere 
aus der Stellung der Koloniallegislatur ztmi Gouverneur zutage 
tritt. Denn hier war die Losung der Legislatur nicht etwa 
bloß Sicherung der gesetzgeberischen Fimktionen gegen An- 
griffe der exekutiven Gewalt, sondern das Parlament ging 
sogar ztmi Angriff über uiid holte eine Reihe von Verwal- 
tungsbefugnissen des Gouverneurs hervor, um sie unter die 
eigene Kontrolle zu stellen. Das Mittel zu diesem Kampfe 
war die Budgetbewilligung und die Bewilligung des Gehalts 
des Gouverneurs und der Kolonialbeamten. 

Anfänglich war dem Gouverneur durch mutterländische 
Instruktionen das Recht gegeben, Ausgaben unter Zustim- 
mung seines Beirats zu machen. Die Rechnimgen sollte er 
nach London schicken und Einsicht in dieselben auch der 
KoloniaUegislatiu: gewähren, die ja das Geld zu bewilligen 
hätte. Von der administrativen Rechnungsaufsicht der Lon- 
doner Zentralstelle hören wir nicht viel, desto mehr von der 
der kolonialen, parlamentarischen Vertretung. Diese verlangte, 
. namentlich seit Beginn des 18. Jahrhunderts, daß genaue 
Spezialisierung im Haushaltsgesetz Platz greife, worüber die 
Koloniallegislatur durch eigene Organe zu wachen hätte. So- 
dann setzte sie gegen den Beirat des Gouverneurs durch, daß 
dieser als Oberhaus das Recht, Veränderungen und Amende- 
ments an Haushalts- oder Finanzgesetzen anzubringen, voll- 
ständig unterUeß. Kaum auf diese Weise in den Besitz der 
f Stränge des Geldbeutels« gelangt, schritt die Legislatur zum 
Angriff vor. Der Gouverneur sollte in Streitfragen, die zwi- 
schen ihm und der Volksvertretung entstanden, zum Nach- 
geben gezwungen werden dturch die Drohung, daß ihm sein 
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Gehalt sonst nicht bewilligt würde. Die Anstellung von Be- 
amten, die der Legislatiu: genehm waren, und die Femhaltung 
anderer, die ihr nicht genehm waren, erzwang man teils durch 
die ähnhche Drohtmg, die Gehälter solcher nicht genehmer 
Beamten aus dem Haushaltsplane zu streichen. So konnte 
die Legislatiu: die gesamte Verwalttmg an sich reißen. Ver- 
mochte sie es doch sogar auf dem Wege der sog. Mihtia Acts, 
die Verfügung über Truppenteile und über das militärische 
Kommando in der Kolonie, das als ureigenste Domäne des 
Königs und seines Vertreters, des Gouverneurs, angesehen 
ward, urtter ihre parlamentarische Kontrolle zu stellen. Alle 
diese Übergriffe, die ziu: Zeit des Abfalls der amerikanischen 
Kolonien noch mögUch und ein imgelöstes Problem der bri- 
tischen Kolonialpohtik bildeten, wurden erst später durch 
Einführtmg der parlamentarischen Regierung in den großen 
Siedlungskolonien beseitigt . 

Die heutige Rechtsstellung des Gouverneurs in den 
britischen Kolonien bestimmt sich in denjenigen von ihnen, 
welche keine Selbstverwaltungskolonien sind, vorwiegend 
diurch den könighchen Amtsauftrstg, in den Selbstverwaltimgs- 
kolonien noch außerdem diurch die jeder eigene konstitutionelle 
Praxis. Der Amtsauftrag besteht in der allgemeinen Einrich- 
tung des Amts durch Letters Patent, welches auf keine be- 
stimmte Persönhchkeit abzielt, sondern in allgemeinen Um- 
rissen die Befugnisse des Gouverneurs angibt. Ausgefüllt und 
ergänzt durch Beziehung auf einen bestimmten Amtsträger 
wird das Patent bei der Anstellung durch die sog. Commission, 
den speziellen Amtsauftrag, dem noch besondere Instruktionen 
beigegeben sind. Auch die auf den einzelnen Amtsträger be- 
zogene Commission ist so dehnbar und elastisch abgefaßt, daß 
sie für jede Kolonie, die nicht eine Selbstverwaltungskolonie 
ist, den Lokalverhältnissen angepaßt werden kann. 

Betrachtet man Commission und Instruktion allein, so 
müßte man meinen, daß der Gouverneur bloß Reichsorgan, 
insbesondere Mandatar des enghschen Königs ist. Aber in 
Wirkhchkeit ist der Gouverneur auch Lokalbeamter und als 
solcher tätig. Nur das Maß, womit er bald als Reichsorgan, bald 
als Kolonialorgan gemessen wird, ist ein verschiedenes, je nach- 
dem es sich um eine Selbstverwaltungskolonie handelt oder nicht. 

Hätschele, Britisches and rtmisches Weltxefcfa. ^ 12 
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Im ersteren Fall ist dies zum Teil durch Reichsnormen, 
insbesondere die oben angeführten Instruktionen bestimmt, 
zum Teil durch Reichsgewohnheits recht, vor allem aber 
durch die vom Mutterlande gebilligte konstitutionelle und 
parlamentarische Praxis der Kolonie selbst. Hier hat, wie 
wir noch im folgenden (§ 7) sehen werden, der Gemeinwille 
der Kolonie sich gegen alle Hemmungen der Reichsorgane in 
London durchgesetzt. Im Falle der Kolonien, die nicht Selbst- 
verwaltungskolonien sind, ist die Abgrenzung der Funktionen 
des Gouverneurs als Reichsbeamten und als lokalem Haupt der 
Kolonie noch in der Entwicklung. Es hat diese letztere Eigen- 
schaft nur in bescheidenem Maße im Rechte Anerkennung 
gefimden und ist zum großen Teile noch immer Sache des 
Taktes, den jeder Gouverneur zu betätigen hat. Aber immer- 
hin ist schon dies ein Beleg dafür, wie auch das werdende 
koloniale Gemeinwesen seine Selbständigkeit und sein Eigen- 
leben durchsetzt, eine Tatsache, die dem römischen Reich 
vollkommen unbekannt war: denn das römische Reich hat 
den Provinzialstatthalter nur als Reichsbeamten gekannt, das 
britische Weltreich allein hat in ihm die Funktionen als 
Lokalhaupt der Kolonie neben seiner Eigenschaft als Reichs- 
organ auszubilden verstanden. 

Wir werden hier zunächst nur von dem Gouverneur in 
den Kronkolonien handeln (über den Gouverneur in den 
Selbstverwaltungskolonien im folgenden § 7). Als Vertreter 
der Krone hat er (Art. 13 der sog. Colonial Regulations) das 
Recht der Begnadigung und Strafumwandlung. Er besitzt 
das Recht der sog. Generalanweisung von Geld für die Zwecke 
der Kolonie. Alle Ausschreibung von Wahlen für die gesetz- 
gebenden Körperschaften, wenn solche vorhanden sind, gehen 
von ihm aus, wenngleich im Namen des Königs; er kann die 
Körperschaften vertagen, schUeßen und auflösen. Er ernennt, 
enthebt vorläufig oder endgültig alle Beamten. Er kann den 
Gesetzen der Koloniallegislatur sein Veto gegenüberstellen 
oder sich die Zustinmiung vorbehalten bis auf weitere Ent- 
scheidung der Londoner Zentrale (»to reserve bills for the 
signification of his Majesty's pleasiure«). Doch selbst, wenn 
er dem Gesetz zugestinunt hat, kann dieses von der Krone 
außer Kraft gesetzt werden (Art. 19 der Colon. Reg.). D.as 
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Verhältnis zur Koloniallegislatur ist von der Art» daß ihm 
das ausschheßhche Recht der Gesetzesinitiative und der 
Initiative zu Geld- und Etatbewilligungen zusteht (Art. i8 
der Colon. Reg. : >Every law, vote or resolution the object 
or effect of which may be to dispose of or Charge pubUc re- 
venue must be proposed by the Govemor or with his con- 
sent«). Das gibt den Anschein, als ob er eine Art absoluter 
Monarch wäre. Dem steht aber entgegen und imterscheidet 
den britischen Gouverneur von dem römischen Provinzial- 
Statthalter, daß er kein miUtärisches Oberkommando von 
selbst hat, es würde denn ihm ein solches ausdrücklich über- 
tragen (Art. 4 der Colon. Reg.). Er führt also alle volltönen- 
den Titel: »oberstes Haupt der Kolonie«, »Repräsentant des 
Königs« u. dgl. Aber die MiUtärgewalt kommt ihm nicht von 
selbst zu. Der militärische Oberbefehlshaber der Truppen in 
der Kolonie soll sich im Einvernehmen mit ihm betätigen. 
Aber zum Schutze der Kolonisten ist diese Trenntmg von 
militärischer und Zivilgewalt angeordnet, auch die prinzipielle 
Unterordnung der ersteren gegenüber der letzteren. So darf 
keine militärische Gewalt in der Kolonie, z. B. bei Unter- 
drückung von Aufständen angewendet werden, es wäre denn 
auf Anrufen der Zivilgewalt, d. i. des Gouverneurs (Art. lo 
der Colon. Reg., auch Art. 8). In der nach Diokletians Refor- 
men einsetzenden Reichsordnung war auch der mihtärische 
Gewalthaber, der dux, eine von dem Statthalter, dem Inhaber 
der Zivilgewalt verschiedene Persönlichkeit, aber diesem 
zweifellos übergeordnet, und die ganze Trennung der Ge- 
walten nur zum Schutze und zur Sicherheit des kaiserlichen 
Herrn, nicht zur Sicherheit der Kolonisten eingeführt. 

Dazu konunt noch eine besonders bemerkenswerte Be- 
stinmiung der Kolonialregulative (Art. 24). Der Gouverneur 
ist verpflichtet, stets den ihm zur Seite stehenden exekutiven 
Beirat in besonders wichtigen Angelegenheiten, die ihm durch 
die mutterländischen Instruktionen bezeichnet sind — dring- 
hche Fälle ausgenommen — anzuhören. Er kann zwar den 
ihm erteilten Rat unberücksichtigt lassen, muß aber die Gründe 
dafür sofort in einem besonderen Bericht an die Londoner 
Zentrale angeben (»In such Colonies the Executive Council 
has the duty of assisting the Govemor with its ädvice, and 

12* 
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the Govenior is required by his instructions to consult the 
Council in all matters of importance, except in cäses of 
urgency . . . and in cases of such nature that in his judge- 
ment the King's service would sustain material prejudice by 
Consulting the Council thereon. Unless otherwise provided 
in any particular case by law or by his Instructions^ the Gc- 
yemor may act in Opposition to the advice of the Council, 
but he is then required to report the reasons for his action to 
the Secretary of State by the first convenient opportunity«). 
Diese Vorschrift ist von größter praktischer Wichtigkeit. 
Der Gouvemeiur kann niemals so vermessen sein, immer gegen 
den Willen der Kolonialorgane zu handeln. Selbst in den 
Kronkolonien, wo nur ein zum überwiegenden Teil ernannter 
und nicht gewählter Beirat existiert oder wo nur ein exeku- 
tiver Beirat vorhanden ist, muß sich der Gouverneur angelegen 
sein lassen, im Einvernehmen mit diesen Repräsentanten der 
Kolonialwünsche zu handeln, imd ein geschickter Gouvemeiur 
wird die Sache so anzustellen wissen, daß er ohne Druck seine 
Meinung durch den Willen dieser Repräsentanten als ihre 
Willensrichtung durchbringt (Bruce, a. a. O. I 225). Denn seine 
Hauptsorge muß nach einem Worte des Kolonialstaatssekre^ 
tärs (Herzogs von Buckingham, zit. von Bruce, a. a. O, 221) 
stets sein, Mutterland und Kolonisten zufrieden zu stellen, was 
sehr schwierig sei. »You will find it very difficult to satisfy 
both the Government and the colony.« Das klingt sehr an 
die Worte Ciceros an, die er seinem Bruder Quintus schrieb 
(s. oben S. 168). Dieser sollte als Statthalter die schier »über- 
menschliche« Schwierigkeit überwinden, das Interesse der 
Publikanen und der Provinzialen zu wahren. Die englische 
Maxime steht höher, denn sie stellt an Stelle der Publikanen 
die mutterländische Staatsgewalt. Und während Quintus 
frater die Provinzialen bloß vor dem Ruin zu schützen hatte« 
muß der britische Gouverneur auf die öffentliche Meinung in 
der Kolonie hören. Denn diese ist hier oft vorhanden in Ge- 
stalt einer öffentlichen Presse und einer Koloniallegislatur, 
wenn auch bloß in Form eines Beirats des Gouverneurs. Das 
sind wirkliche Träger des Selbstbewußtseins imd der imab- 
hängigen Gesinnung englischer Kolonien, während solche Ge- 
sinnung und ihre Träger in den römischen Provinzen stets 
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gefehlt haben. Am deutUchsten macht sich dieser Unterschied 
in der Frage der rechthchen Verantwortlichkeit der Gouver- 
neure geltend. 

III. Die Haftbarkeit des römischen Provinzialstatthalters 
und des britischen Gouverneurs. 

In Rom war schon seit der lex Calpumia (149 v. Chr.) 
das Repetimdenverfahren wegen erpresserischer und Willkür- 
handlungen des Statthalters vor dem Centumviralgerichtshof 
in Rom (Quaestio perpetua) eingeführt. Es bestand auch 
formell in der Kaiserzeit, wenngleich sich die Praxis allmäh- 
lich einbürgerte, das Kaisergericht vorzugsweise mit derartigen 
Prozessen zu beschäftigen (Tacitus dial. 7, zit. von Mommsen, 
Rom. Straf recht, 1899, S. 261, A. 3). Das Prozeßverfahren 
hatte die Doppelnatur eines kriminellen und eines Zivilrecht^ 
hchen. Strafrechthche Sühne und zivilrechtUche Wiedergut- 
machung waren seine Hauptzwecke. Aber ebensowenig wie 
es im römischen Reich praktische Wirksamkeit erlangen 
konnte, ebensowenig kann sich das englische Gesetz (11/12, 
Will. III, c. 12 von 1699 und 42, Geo. III, c. 85 von 1802), 
das ebenfalls ein Repetimdenverfahren sowohl vor den Lon- 
doner Gerichten als auch vor jedem anderen britischen Ge- 
richt einrichtet, praktischer Erfolge rühmen. Kriminell sind 
seit mehr als 100 Jahren Kolonialgouvemeure nicht verfolgt 
worden. Aber auch vor 100 Jahren stand die Sache nicht 
besser und war damals vielleicht nötiger (s. Greene, a. a. O. 
p. 197 ff.). Und doch hat man im britischen Reiche den 
Mangel rechtlicher Handhaben, um den Kolonialgouvemeur 
verantwortlich zu machen, nicht so schlimm empfunden wie 
im römischen Reich, denn man hatte eine öffentliche Mei- 
nung in Gestalt von Presse, Jury und Legislatiur, und diese 
zwangen die mutterländische Regienmg, unredüche Gouver- 
neure abzurufen. Berühmt war das Verfahren im Zenger's 
Case (um 1735). Der Gouverneur Cosby von New York hatte 
den Oberrichter dieser Kolonie aus ungerechtfertigten Gründen 
abgesetzt. Der Oberrichter kritisierte die Handlungsweise des 
Gouverneurs in der einem gewissen Zenger gehörigen Zeitung. 
Der Gouvemeiu: reichte Klage wegen verleumderischer Be- 
leidigung ein. Der Vorsitzende des Gerichts wies auf die 
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große Gefahr hin, die dem inneren Frieden erwüchsen, wenn 
solche Beleidigungen nngesühnt blieben. Die Jury kehrte 
sich nicht daran und sprach Zenger frei, der aber bald darauf 
auf Befehl des Gouverneurs und seines Beurats verhaftet ward. 
Die Jury sollte für diesen Staatsprozeß nach Wunsch der 
Regierung zusammengesetzt sein. Der Versuch mißlang, und 
nun hielt Hamilton, später einer der Väter der amerikani- 
schen Unionsverfassung, seine berühmte Verteidigungsrede 
für Zenger. Der Staatsanwalt wies in seiner Anklagerede darauf 
hin, daß die »Regierung ein heiUg Ding sei «. Würde man hohe 
Amtsträger so der öffentlichen Kritik durch Privatpersonen 
aussetzen, so könnte keine Regierung auf die Dauer bestehen. 
Hamiltons Verteidigung gipfelte darin, daß die dem Gouver- 
neur vorgeworfenen Tatsachen wahr seien. Der Gerichtshof 
wollte den vom Verteidiger angebotenen Wahrheitsbeweis nicht 
zulassen« Da machte nun Hamilton seinen berühmt gewor- 
denen Appell an die Jury, in welchem er darauf hinwies, daß 
ohne freie Kritik in der öffentUchen Meinimg jede Regierung 
zum Mißbrauch ihrer Gewalt hinneige. Seine Rede überzeugte 
die Geschworenen und bewirkte Zengers Freispruch. Man 
vergleiche nur diesen Fall mit dem Vorfall im römischen 
Reich, von dem uns die Inschrift von Torigny Nachricht gibt. 
Im Jahre 225 (n. Chr.) wollte der galUsche Landtag gegen 
einen brutalen Statthalter vor dem Kaiser Beschwerde er- 
heben. Als man darüber beriet, erhob^sich ein Abgeordneter, 
SoUemnis, mit der Einwendung, daß er für eine solche Erörte- 
rung keinen Auftrag habe. Der Schluß der ganzen Verhand- 
lung war, daß sie sich zu einem Vertrauensvotum für den 
brutalen Statthalter gestaltete. Das war die öffentliche Mei- 
nung in einer römischen Provinz. Mit ihr konnte ein Statthalter, 
auch wenn er noch so gewalttätig war, bald fertig werden. 
Anders im britischen Weltreich; hier ist die öffentliche 
Meinung der Kolonie mitunter so stark, daß sie einen Gouver- 
neur, der vielleicht nach Reichsrecht vor den Londoner Ge- 
richten' verurteilt würde, ztmi Freispruch verhilft. Im Jahre 
1866 ereignete sich in Jamaica ein Negeraufstand, der von 
dem damaligen Gouverneur Eyre mit großer Härte und Grau- 
samkeit unterdrückt wurde. Vor dem Londoner Gerichtshof 
angeklagt, auf Grund der oben zitierten Gesetze, wußte er 
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ZU seiner Verteidigung geltend zu machen, daß die Legislatur 
von Jamaica zu seinen Gunsten ein Indemnitätsgesetz erlassen. 
Da nach englischem Rechte zur Strafbarkeit einer Handlung 
auch die Strafbarkeit nach dem Rechte des Begehungsortes 
erforderHch ist, mußte Eyre freigesprochen werden: denn in 
Jamaica war er wegen der Indemnität straffrei. Auch die 
englische Regierung hatte nicht den Mut besessen (trotz der 
Aufforderung aus der Mitte des Londoner House of Commons 
(Hansard Debates, 3. ser., vol. 184, p. 1064 ff. und voL 188, 
p. 899 ff.), die Indemnitätsakte der Koloniallegislatur außer 
Kraft zu setzen. Die öffentliche Meinung von Jamaica war 
überzeugt, daß der Gouverneur Eyre recht gehandelt habe. 
Was lag daran, daß die öffentliche Meinung Englands vom 
Gegenteil überzeugt war? 

§ 1. Römisches Mimizipiiim und britische 
Selbstverwaltimgskolonie. 

Literatur: Mommsen, R.St.R. III, 646 ff.; Derselbe, Ges. Schriften 
in, S. 5off.; Gierke, D. Genossenschaftsrecht III, 61 ff.; Liebenam, 
Rom. Stadteverwaltung, 1900; Declareuil in B^evue Hist. de droit 
fran^. et 6tranger t. 26, 233 ff.. 437 ff., 554 ff. ; t. 28, 306 ff., 474 ff., 578 ff; 
t. 3z, 461 ff., 649 ff.; t. 32, 28 ff., 543 ff.; t. 34, 174 ff.; J. S. Reid, Mu- 
nicipalities of the Roman Empire, 19x3; Guiraud, Assembl6es Provin- 
ciales dans l'empire Romain, 1887; Mommsen, Ges. Schriften V, 552; 
Seeck, Untergang der antiken Welt II, 145 Ö.; Hirschfeld, Kleine 
Schriften, 1913, S. 127 — 154, 471 ff.; Lübeck in Kirchengesch. Studien 
V, 4 (1901), § 2 — ^4; Steinwenter in Panly-Wissowas R.E. X, i (19x7), 
1260 ff.; Ramsay, Qties of St. Paul, 1907, p. 48ff.; Derselbe, Ihe 
Bearing of Recent Discovery on the Trustwcürthiness of the New Testa- 
ment, X915, p. 3x9—350; Todd, Parliamentary Government in the Br. 
Colonies; Keith, Responsible Government in the Dominions, 3 Bde., X9X2; 
Derselbe, Imperial Unity and the Dominions, X9x6, Part. I, 26 — ^4x8; 
Hatschek, Englisches Staatsrecht II, X49ff.; Derselbe, Staats- und 
Verwaltungsrecht von Australien und Neuseeland, 19x0, S.96ff.; Round 
Table 1917 (Juni), p. 446 ff. 

Den im vorhergehenden am römischen Statthalter und 
britischen Gouvemem' gezeichneten Gegensatz in der Ent- 
wicklung kolonialer Gemeinwesen, die Selbständigkeit, die 
wir bei den britischen und das Fehlen der Selbständigkeit, 
das wir bei den römischen Uberseegebieten gefunden haben, 
läßt sich noch schärfer hervorheben, wenn man jenen Gegen- 
satz durch Vergleichung der kolonialen Formen sich zu ver- 
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deutlichen sucht, in welchen sich römischer und britischer 
Freiheitssinn in höchster Weise auszuleben suchte. Es sind 
dies römisches Munizipium und britische Selbstverwaltungs- 
kolonie. 

Zunächst ein Wort darüber, ob die Gegenstände tmseres 
Vergleiches auch wirklich vergleichbar sind. Ist es überhaupt 
gestattet, römische Städte mit britischen Kolonien höchster 
Ordnung zu vergleichen, zumal diese werdende Flächen- 
staaten sind? 

Nun, die britischen Selbstverwaltungskolonien befinden 
sich noch immer und namentUch im Verhältnis zum Mutter- 
land in einem Zustand, den wir sozial als den einer Küsten- 
kultur festgestellt haben (s. oben § i). Es war oben zu 
zeigen versucht worden, daß Kanada, Südafrika und nament- 
lich Australien durch ihre großen Küstenstädte kulturell 
gewissermaßen repräsentiert werden müßten, da diese Küsten- 
städte die Bedeutung ihres ländlichen Hinterlandes beinahe 
vollständig zurückdrängten, auch in der inneren Politik dieser 
Kolonien, sicherUch aber im Verhältnis zum Mutterlande. 
Diesem gegenüber sind sie nichts weiter als große Poleis, 
Stadtstaaten im antiken Sinne. 

Auf der anderen Seite ist es bekannt, daß der römische 
Staat sich zu Ciceros Zeit ebenso wie zur Zeit des Libanios, 
also im letzten Jahrhimdert der RepubUk, ebenso wie im 
4. Jahrhundert n. Chr., sich als ein aus Städten zusammen- 
gesetzter Staat, ein Städtestaat ansehen Heß (Belege bei 
Liebenam, a. a. O. 452, A. 2) imd daß die juristisch als 
Verwaltungsbezirke aufgefaßten Provinzen doch, sofern sie 
sozial gewertet wurden, stets als Agglomerat von Städten 
aufgefaßt wurden. Die Besteuerung der Provinzen ist für 
Cicero die Erhebung der tributa civitatum. Wenn Sulla 
von Asien Kriegssteuer erhebt, so wird dies Steuererhebung 
von 44, richtiger 144 Städten genannt, und wenn Libanios 
zur Zeit des Kaisers Juhan von Provinzstatthaltem spricht, 
so nennt er sie rundwegs »Vorsteher der Städte«. Ja, nicht 
bloß der Provinzialstatthalter, sondern der über ihnen stehende 
Vikar, der Vorsteher ganzer Diözesen, wird gelegenthch als 
%%iimuhft£hfnbUwn^ der über Städte Herrschende, bezeichnet 
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(Belege bei Kuhn, Städtische und bürgerliche Verfassung d. 
R. R. II, 5, A. 5). 

Wir glauben sonach berechtigt zu sein, den oben ange- 
deuteten Vergleich auch durchzuführen. Wenn wir n\m zu 
dem Resultat gelangen werden, daß das römische Munizipium 
immer mehr von seinen Befugnissen an den Staat abgeben 
mußte, während die britische Selbstverwaltungskolonie immer 
mehr Befugnisse dem Reich abgerungen hat tmd fortwährend 
abringt, so erhebt sich sofort die Frage: Ist dies verschiedene 
Resultat der Entwicklung nicht etwa bloß auf eine Verschie- 
denheit der Rechtstechnik ziurückzuführen. Man könnte 
etwa mit Gierke (a. a. O.) sagen, daß den Römern eben die 
Genossenschaftsidee im germanischen Sinne gefehlt habe, daß 
sie die Städte eben wie andere dem Staate eingegliederte Ge- 
meinwesen nur als wesensverwandte und inhaltsgleiche Teil- 
ausschnitte des Staates angesehen, daß ihnen insbesondere der 
Genossenschaftsgedanke der Einheit in der Vielheit, des ein- 
heithchen Staates in der Vielheit imd Verschiedenartigkeit 
der ihm eingegUederten Genossenschaften gar nicht aufgegan- 
gen wäre. Die Angelsachsen hätten aber als Germanen eben 
die Genossenschaftsidee in ihrer Rechtstechnik verwirklicht. 
Daher das verschiedene Resultat. 

Solche Argumentation muß aber an der Tatsache schei- 
tern, daß die Engländer bei der juristischen Erfassung des 
Verhältnisses zwischen Mutterland und Kolonien noch heute 
eine ebenso unvollkomm^ie Rechtstechnik zur Schau tragen 
wie die Römer, wenn diese die Rechtsstellimg ihrer städtischen 
Gemeinwesen darstellten. 

Dies zeigt sich praktisch schon gleich im Zivilrecht, in 
der vermögensrechthchen Stellung der römischen Mimizipien 
und der britischen Selbstverwaltungskolonien. Das imvoU- 
kommene der beiderseitigen Rechtstechnik liegt hier greifbar 
zutage. 

Die Anwendimg des Begriffes der juristischen Person auf 
die römischen Städte kam nicht mit einem Male, sondern wurde 
nur stoßweise vollzogen. Noch Paulus, der berühmte Jurist 
des 3. (nachchristl.) Jahrhunderts, bestreitet den Munizipien 
die Fähigkeit, Besitz zu erwerben, da sie nicht die Fähigkeit 
besäßen, einen Willen zu äußern. Beschränkungen ihrer 
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Legatsfähigkeit sind rechtlich erst von Kaiser Nerva be- 
seitigt, Beschränkungen ihrer Erbfähigkeit erst seit Hadrian 
und Alexander Severus im großen ganzen weggefallen. Die 
Begründung dieser Schranken suchen Juristen, wie Gajus und 
Ulpian, in der Tatsache, daß die Gemeinde gewissermaßen 
eine »imbestimmte « Person sei, von der sich der Testator keine 
rechte Vorstellung machen könne. Praktische Notwendig- 
keiten trieben schließUch dazu, diese Legats- imd Erbfähig- 
keit der Gemeinden durchzuführen. Anlaß boten hierzu viel- 
leicht die Alimentarstiftungen an Städte, wodurch die Kaiser, 
insbesondere seit der Flavierzeit, den Druck der Hauptstadt 
zu mildem hofften. Aber selbst als die Munizipalgemeinde 
nach jeder Richtung juristische Person wurde, war sie nur 
eine »fingierte« Person imd in dieser Eigenschaft den Un- 
mündigen gleichgesetzt, so daß sie wie diese in ihrer Vermögens- 
verwaltimg durch ihre »Vormünder«, den Staat und seine 
Beamten, gegängelt werden mußte, eben wie ein Unmündiger. 
Die vermögensrechtliche Stellung der britischen 
Selbstverwaltungskolonien ist, wenn man bloß auf die Rechts- 
technik sieht, selbst heute nicht um ein Haar besser. Was 
im römischen Recht der Stiftimgsgedanke zur Herbeiführung 
der städtischen juristischen PersönUchkeit leistete, das leistet 
im britischen Rechte der sog. Trustbegriff, der eine ähnUche 
Unbewegüchkeit imd Bevormundungsnotwendigkeit herbei- 
führt, welcher im römischen Recht die Städte unterlagen. 
Dieser Trustbegriff, eine Art fideikommissarischer Stiftung 
(allerdings mit dem germanischen Recht der Treuhand zu- 
sammenfallend), ist das juristische Mittel, um den Selbst- 
verwaltungskolonien Vermögensfähigkeit zu gewähren. Die 
Kolonien als juristische Personen sind dem englischen Privat- 
und öffenthchen Recht selbst heute noch unbekannt. Wollte 
und will man ihnen eine vermögensrechtliche Masse zuwenden, 
so kann dies nur der englischen Krone »in trust«, d. h. als 
Treuhand für die Kolonie zugewendet werden. Wiederholt 
haben selbst in der neuesten Rechtsprechung die englischen 
Richter es festgelegt, daß die Ausdrücke »gehörig dem Domi- 
nion von Canada« oder »AustraUen« usw. oder »belonging to 
the Province of Quebec « usw. nur das Recht auf Nutznießung 
(»the right to the beneficial use«), also ähnlich wie im römi- 
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sehen Recht, den Rechtsanspruch der bestifteten Gemeinde 
auf den Stiftungsgenuß bedeute. Sie haben aber immer gleich- 
zeitig hervorgehoben, daß das Eigentum selbst an diesem Ver- 
mögen der englischen Krone als Treuhänder der Kolonie zustehe. 
So dient die Trustkorporation auch als persona ficta dazu, 
Mutterland und Kolonien miteinander rechtlich zu verbinden. 

Wenn es allein auf die Rechts technik ankäme, hätten 
sonach die englischen Selbstverwaltimgskolonien zu eben dem- 
selben Grade der Unselbständigkeit dem* Mutterlande gegen- 
über gelangen müssen wie die römischen Mtmizipien im römi- 
schen Staate. Wenn es dennoch anders gekommen ist, so hegt 
es weniger an der Rechtsteghnik als an sozialen Gründen. 
Und diese erbUcken wir in dem Einflüsse des hellenistischen 
Staatsbureaukratismus, der namentlich aus Ägypten entlehnt 
war, und dei^ Einwirkimgen hellenistischer Verwaltungstech- 
nik, insbesonders des Litiurgiesystems. Diese hellenistischen 
Einflüsse legten sich wie ein Schnürleib imi das römische 
Munizipium und machten aus ihm jenes engbrüstige und blut- 
lose Wesen, dem der Atem ausging, als seit dem Ausgange 
des 3. und Beginn des 4. (nachchristl.) Jahrhimderts die 
»höhere« Staatsnotwendigkeit immer größere Lasten ihnen 
aufbürdete. Das schwächliche Surrogat einer Selbstverwaltung 
von Provinziallandtagen, die seit Augustus auf reUgiöser Grund- 
lage aufgebaut ein recht kümmerliches Leben führten, konnte 
für das Fehlen eines blühenden Munizipallebens keinen Ersatz 
schaffen. Die britische Selbstverwaltungskolonie hat einen 
anders gearteten Landtag, ein Parlament, das sich auf kommu- 
nale Gemeinwesen stützt, die nie den Bureaukratismus des 
Staates geduldet haben, von dem Liturgiesystem stets ver- 
schont geblieben sind. Kräftige Vertreter kräftiger Munizipien, 
dehnen diese Provinziallandtage britischer Herkunft ihre 
Macht immer mehr auf Kosten der Reichsgewalt aus. Bei den 
Römern wuchs der Reichsoikos auf Kosten des munizipalen, 
bei den Briten das munizipale, d. h. koloniale Gemeinwesen 
auf Kosten des Reiches. Dies soll im einzelnen noch näher 
auseinandergesetzt werden. 

I. Bei den Römern hatte die Bevormimdung der Provinz- 
städte durch den Statthalter schon in den Zeiten der Republik 
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b^tandeti. Wie man damals darüber dachte, zeigt der Spott 
Ciceros über die »Autonomie« der kilikischen Städte und, was 
Did Cassius (41, 25) von Massalia sagt, daß Cäsar dieser Stadt 
alles nahm bis auf den Namen der »Freiheit« (&ei>*e^a). 
In der Kaiserzeit wurde es nicht besser. Als Maximus zum 
Statthalter von Achaja ernannt wurde, schrieb ihm Flinius 
(VIII, 14), er möchte doch nicht Athen und Sparta ihrer nur 
nominellen und schattenhaften »Freiheit« berauben. Es hing 
eben das damals vollständig von dem Ermessen eines Statt- 
halters und der römischen Verwaltungspraxis ab, ob selbst 
eine föderierte oder autonome Stadt, die sich sogar auf einen 
Vertrag mit dem römischen Volke berufen konnte, in ihrer 
»Freiheit« erhalten werden sollte (Liebenam. a. a. O. 466). 

Zum System ist aber diese Bevormundung der Städte 
durch die Staatsgewalt erhoben worden, als die Kaiser nach 
hellenistischem Vorbild die PubUkanen aus der Steuerverwal- 
tung zu verdrängen und durch andere Organe, insbesondere 
städtische Organe, zu ersetzen suchten (s. Rostowzew, Staats- 
pacht, a. a. O., S. 421, und unsere Ausführungen oben S. 37), 
Da war es wohl notwendig, diese neuen Steuererhebungsorgane, 
die die Städte stellten, diirch Staatsbeamte zu kontrolheren. 
Namenthch mußte die Grundlage dieser Heranziehung städti- 
scher Organe, die Ordnung in den städtischen Finanzen selbst, 
kontrolhert werden, woraus dann die Ausdehnung der staat- 
lichen Bevormundung auf andere Zweige der städtischen Ver- 
waltung von selbst folgte. Zwei Staatsorgane sind zu Hebeln 
dieser Städtevormundschaft geworden; der sog. curator rei 
publicae und der Statthalter der Provinz. 

Seit der Zeit der guten Kaiser, also etwa seit dem 2. Jahr- 
hundert, werden außerordentliche Beauftragte des Kaisers 
»zur Verbesserung des guten Standes der freien Städte« (legati 
Augusti ad corrigendum statum civitatum Uberarum«) in die 
Provinzen entsendet. Für Itahens Städte gab es zu gleichem 
ecke die »curatores reipublicae dati ab imperatore«. Im 
Jahrhundert wurden sie eine dauernde Eituichtung, so daß 
berühmte Jurist Ulpian eine Abhandlung über sie schreiben 
inte (De officio curatoris reipublicae). 

Dies Amt war ein Staatsamt, vergleichbar den Steuer- 
m, die Preußens Regierung in der Zeit des Absolutismus 
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den Städten aufsetzte. Die Aufgaben der römischen curatores 
waren zunächst vorwiegend Finanzkontrollen der Städte. Sie 
hatten insbesonders darauf zu achten, daß die städtischen 
Magistrate das bewegliche und unbewegliche Vermögen der 
Städte nicht verschleuderten, daß die den Städten gemachten 
Zuwendungen und Stiftungen bestimmungsgemäß verwendet 
würden, daiS die Pächter städtischer Gnmdstücke ihren Boden- 
zins zahlten. Alle Beschlüsse des Gemeinderats, welche die 
Stadt verpflichteten, bedurften ihrer Zustimmung. Alle 
Fragen der städtischen Versorgung mit Lebensmitteln, alle 
städtischen Wohlfahrtseinrichtungen imterlagen ihrer Aufsicht. 
Aber es war vorläufig bloß Aufsicht, was sie zu betätigen 
hatten, die eigentliche Verwaltung blieb daneben den städti- 
schen Magistraten) freilich, um in den folgenden Jahrhimderten, 
insbesonders seit dem 3. — 4. Jahrhundert, immer mehr von 
den 'Kuratoren übernommen zu werden. 

Noch fühlbarer als durch diese wuide die staatliche Be- 
vormundung der Städte durch den Provinzialstatthalter. Er 
mengte sich in die Bestellung der städtischen Magistrate, in 
die Wahl der Stadträte (decuriones) durch Empfehlung eines 
der Regierung genehmen Kandidaten. Es war ein Befehl, 
wenngleich er sich äußerlich in die Form des Rates kleidete 
(Ulpian 1. 1 §3, D. 49, 4: magis enim consilium dedisse praeses 
videtur quis sit creandus quam ipse constituisse). Kam es 
doch auch vor, daß städtische Magistrate unter Mißachtung 
der gesetzlich vorgeschriebenen Wahlformen vom Statthalter 
bestellt wurden (Ulpian, 1. 12, D. 49, i). Ein dem Statthalter 
nunmehr zur Verfügung stehendes Mittel, das in der frühen 
Kaiserzeit einen bescheidenen Umfang hatte, nunmehr aber 
sich weit ausbreitete (Merkel, Abhandle a. d. Gebiete des 
römischen Rechts 2, S. 135), war die Appellation. Ursprüng- 
lich ging sie an den princeps ommisso medio, nunmehr zunächst 
an den Statthalter. Dieser war zwar berechtigt, aber nicht 
verpflichtet, sie an den Kaiser zu schicken (Mommsen, Ges. 
Sehr. III, 388). Sie war eine Justizbeschwerde, ein Rechts- 
mittel der bürgerlichen Gerichtsbarkeit, aber auch eine Auf- 
sichtsbeschwerde im Verwalttmgsweg. Man konnte an den 
Statthalter appellieren für oder gegen die creatio. eines Magi- 
strates, für oder gegen die Eintragung in das Album der Kuria- 
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len, für oder gegen die Belastung mit einer Zwangsdienstpflicht 
(miinus). Alle Entschuldigungsgründe, die gegen diese Auflage 
oder andere geltend gemacht werden konnten, wurden vor 
dem Forum deß Statthalters mittels Appellation geltend 
gemacht. 

Dazu kam mm noch die hellenistische Ausbreittmg der 
Liturgie. Dem stadtrömischen Rechte war natürlich der 
Unterschied zwischen Ehrenamt (honos) und Zwangsdienst- 
pflicht (munus) bekannt, aber unter dem Einflüsse des Helle- 
nismus hatten die römischen Kaiser die munera (Liturgien) 
schier ins ungemessene ausgedehnt. Ägypten ward der Aus- 
gangspimkt imd das Versuchsfeld für die Ausbreitung der 
Liturgie (vgl. dazu Oertel, Die Liturgie, Studien zur Ptole- 
mäischen Verwaltung Ägyptens, 1917). Die römischen Kaiser 
mußten hier, um mögUchst viel aus dem Lande herauszuwirt- 
Schäften, die Kosten des Verwaltungsapparates vermindern. 
Da bot sich namentUch für diesen Zweck die Anknüpfung an 
das seit der Ptolemäerzeit bestehende Halbhörigkeits- und 
Frondenwesen, femer das — wenn auch nur ausnahmsweise 
von den Ptolemäern verwendete — System der Zwangspacht 
und des Zwangsuntemehmertums, alles Formen der Liturgie. 
Dazu kam, von den Römern besonders hebevoll ausgebildet, 
das System des Zwangsbeamtentums imd Zwangsehrenamts. 
Wie weit darin die Kaiser gingen, ergibt ein flüchtiger Blick 
in die Liste dieser Zwangsbeamten (s. Oertel, a. a. O. 146 ff.). 
Da sind nicht bloß Fimktionen, die lokal zu leisten sind, wie 
Polizei- und Steuererhebungsdienst, sondern Leistungen im 
Transport- und Verkehrsgewerbe, wie z. B. die Funktion eines 
Briefträgers zu Schiiie{aXiadiTtjg f/coi ydofifioenjipdfog tov o^iwg 
d^fiov)^ oder Leistimgen, die sich auf das kaiserUche 
Patrimonium bezogen, das man Ueber durch nichts kostende 
Zwangsehrenämter (archai) als durch die kostspieUgen, weil 
hochbesoldeten römischen Prokuratoren des Kaisers ver- 
walten Ueß. 

Dazu kam die Tätigkeit der zahlreichen Aufpasser (Epite- 
reten), auch als Liturgien eingerichtet. So gelangten die Kaiser 
zu einer sachlichen Ausdehnung der Liturgie, die im um- 
gekehrten Veiliältnis zur Tatsache stand, daß der Kreis der 
Leistungsfähigen (namentlich seit dem 2. und 3. Jahrhundert) 
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immer kleiner wurde (Oertel, a. a. O. 401). Dieses in Ägypteir 
ausgebildete System der Belastung wurde auch in den an- 
deren Provinzen im Laufe der Zeit durchgeführt. Roma com- 
munis nostra patria — sagt Modestin (1. 33, D. 50, i). Mit 
Hilfe der staatssynoikistischen Idee (s. oben S. 78!) konnte 
man das in einer Provinzstadt bestehende munus als auch 
dem gemeinsamen Städtestaat Rom geleistet ansehen, mit 
anderen Worten das erreichen, was der moderne Staat, nur 
viel vorsichtiger, durch Erweitenmg des sog. übertragenen 
Wirkungskreises der Gemeinden tut. Man konnte also, ohne 
daß die Städte es selbst merkten, die den Städten vom Staate 
übertragenen Staatsaufgaben ins ungemessene ausdehnen. 

Zwei Wege hat nänüich der Staat, um Städte für seine 
Staatsaufgaben heranzuziehen: der eine Weg ist der der sog. 
aktiven Selbstverwaltimg: der Stadt, als öffenthcher Körper- 
schaft, werden Rechte und Pflichten auferlegt. Diesen Weg 
zu gehen ist für den Staat nur mögUch, wenn er öffentUcbe, 
ihm eingeghederte Verbände mit gesicherten Persönlichkeits- 
rechten anerkennen wiU. Das lag dem römischen Staat, wie 
wir oben (S. 186) gesehen, fem. Sonst wäre auch die Bevor- 
mundimg imd Kontrqlle der Städte durch I^uratoren und 
Statthalter lahmgelegt. Unter solchen Umständen ist der 
andere Weg, der der passiven Selbstverwaltung, eher gangbar : 
es werden Ehrenämter und Pflichten (Zwangsdienstpflichten) 
im Nachbarverband auf die Stadtangehörigen verteilt imd« 
durch Zusammenwirken der so Bedachten eine gemeinsame 
Tätigkeit für Staatszwecke erreicht, die der Selbstverwaltung 
durch Körperschaften nahekommt, ohne es eigentlich zu sein. 
Das alte englische Selfgovemment im 18. Jahrhundert war 
solche passive Selbstverwaltimg. Sie setzt stark entwickelten 
Gemeinsinn im Kommunalverband voratis \md eine Wert- 
schätzimg des Ehrenamtes, die vom Wohlstand imd der Be- 
häbigkeit der damit Bedachten abhängt. Diese waren auch 
im römischen Reich, selbst noch im 3. Jahrhundert vorhan- 
den, wie dies der französische Forscher Declareuil (a. a. O.) 
schön gezeigt hat. Aber das Gebäude mußte in dem Augen- 
blick zusammenstürzen, wo das Ehrenamt nicht mehr als 
Ehre gewertet wurde und wo die Zwangsdienstpflicht einer- 
seits durch übergroße Verbreitimg, anderseits durch ein Sy- 
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stem übermäßig gesteigerter Geldverantwortlichkeit, die die 
davon Betroffenen an den Bettelstab brachte. Ein höchst 
summarisches Auferlegungs- imd Eintreibimgs verfahren kam 
noch dazu, was das Verantwortlichkeitsgefühl e^eradezu ab- 
stinnpfte und schUeßlich ganz ertötete. Das trat wirklich im 
römischen Reich ein, als seit dem Ausgange des 3. Jahrhun- 
derts durch die Reichskriege die allgemeinen Lasten schier 
unerträgUch wurden und die große Landflucht einsetzte, die 
agri deserti eine allgemeine soziale Erscheinung wiurden und 
der Staat durch die Fördenmg der großen Gnmdbesitzer 
und ihrer sakus (s. oben S. 106) das Übel der Landflucht und 
den damit verbundenen Verlust von Steuereinheiten nicht 
nur nicht aufhielt, sondern sogar noch verschlimmerte. 

Zimächst schwand das Gefühl des Unterschiedes zwischen 
bonos und mimus. Sogar das vornehmste städtische Ehren- 
amt, der duumviratus, entsprechend dem stadtrömischen 
Konsulat, wiurde als mimus in offiziellen Gesetzestexten be- 
zeichnet (Constantin in 1. 16 C. Th. 12, i : Ad duumviratus 
munera vocabuntur . . .). Kein Wunder, wenn man sich 
vergegenwärtigt, wofür alles ein solcher duumvir verantwort- 
lich war: nicht bloß für die Ausrichtimgder öffentlichen Spiele, 
ludi, die sehr kostspielig war, weU das Volk auch der kleinsten 
Stadt hohe Ansprüche stellte (1. 169, D. 12, i), sondern vor 
allem für seine Nachfolger im Amte (1. i, C. Th. 12, 5), für 
•alle aul seinen Vorschlag von dem Gemeinderat mit Zwangs- 
dienst Bedachten (1. 2, C. J. 10, 31), so daß' es kaum einen 
noch so niedrigen Zwangsdienst gab, für welchen der duumvir 
nicht mit seinem Vermögen haftete. Wenn der vom Zwangs- 
dienst Betroffene keine gesetzUchen Bürgen aufbringen konnte, 
so mußte der duumvir als Bürge eintreten (1. 13, D. 50, i). 
Jeder duumvir haftete natürlich für seinen Amtskollegen und 
für alle von diesem zu Zwangsdiensten Nominierten (1. 13, 
D. 50, i). Ja, der duumvir haftete sogar für alle Nominationen 
und Nominierten, die von Zwangsdienstträgem empfohlen 
waren, die er selbst nominiert hatte (Ulpian in 1. 2, §2, D. 50, i, 
wo vom Vater, der seinen Sohn ohne Einspruch decurio, 
Stadtrat, werden läßt, gesagt wird : er hafte, wenn der Sohn 
»curatores operum, vel cuius alterius reipublicae creavit, tene- 
bitur«). Mit den anderen Ehrenämtern, z. B. den Gemeinde- 
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raten, stand es nicht besser; auch sie riskierten durch die 
weitverzweigte Verantwortlichkeit, der auch sie mit ihrem 
Vermögen imterlagen, schließlich an den Bettelstab zu kom- 
men. Wenn die Dumnvim oder andere Magistrate sich durch 
Flucht dieser Last zu entziehen suchten, so mußten sie, wenn 
eingefangen, die Last doch auf sich nehmen, d. h. ein Jahr 
verantwortlich sein und außerdem mit ihrem Vermögen alle 
Amtshandltmgen desjenigen vertreten, der während ihrer 
Flucht statt ihrer ins Amt eingetreten war (Constantin, 1. i6, 
C. Th. 12, i). Wie sehr man auf der Suche nach Dekurionen 
war, geht aus der Vorschrift hervor, daß ein solcher Stadtrat, 
der wegen Testamentsfälschimg eigentlich die schimpflichste 
Strafe \md den Verlust der Ehrenrechte erleiden sollte, in der 
Funktion als Stadträt auf alle Fälle erhalten blieb. Die Ehren- 
vorrechte aus dieser Stellung verlor er zwar, aber die Last, 
die Verantwortlichkeit imd das Einstehen mit seinem Ver- 
mögen blieb ihm (1. i, C. Th. 9, 19). 

Natürhch war die vermögensrechtliche Haftung aller 
Zwangsdienstträger, der Inhaber von munera, nicht geringer. 
Wie ein Stall von Lastpferden standen die curiedes, die curiae 
subnixi, für solche Zwangsdienste zur Verfügung. Diese 
curiales waren alle Staatsbürger, die, ohne notwendig Stadträte 
zu sein, die nötigen Geldmittel hatten, um die munera muni- 
cipalia zu tragen. Ein decurio war selbstverständUch curialis, 
aber nicht jeder ciuiahs ein decurio (s. Declareuil, a. a. O. 
31, 476 f.). Am schlimmsten stellten sich die zehn angesehen- 
sten Kurialen, die sog. decemprimi, eine Art von Notabein, 
die ihr Amt wohl kaum auf Lebenszeit, sondern als eine 
Liturgie zu tragen hatten und, mit einem Wort, der Sünden- 
bock für alles waren, was die Stadt bei der Staatssteuer- 
erhebimg und Eintrdbvmg versäumt und vernachlässigt hatte. 

Einem so blutlosen Wesen wie einer römischen und grie- 
chisch-römischen Stadt im 4. imd 5. Jahrhundert blieben 
eigentlich keine wesentlichen Funktionen. Überall waren sie 
durch Tätigkeit des Staatsbureaukratismus ersetzt. Dies gilt 
namentlich auf drei Gebieten, die wir hier besonders hervor- 
heben. 

Auf dem Gebiete der Finanzverwaltung zeigt sich das 
Zusammenschrumpfen der Stadtwirtschaft vor der Übermacht 

Hattchek, Britisdies und rOmitches Weltreich. '3 
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der Staatswirtschaft am auffälligsten. Nicht bloß, daß die 
agri deserti und die saltus der großen Grundherrschaften das 
Stadtterritorium wie eine Lepra abfrassen; die städtischen 
Einnahmen galten alsbald, besonders seit dem 4. Jahrhimdert, 
als staatliche bzw. als kaiserliche Einnahmen. Sie bildeten 
in der Hauptsache nur ein besonderes Kapitel des Staats- 
budgets. Die Kaiser nahmen die Gewohnheit an, die städti- 
schen Einnahmen als eigene anzusehen und darüber zu ver- 
fügen. So sagt Lampridius (26) von dem guten Kaiser Ale- 
xander Severus schon: Vectigalia a civitatibus ad proprias 
fabricas deputavit. 

Dies »deputare« ist überhaupt ein technischer Ausdruck 
für das Hin- und Herschieben städtischer Gelder und Ver- 
mögensstücke durch die kaiserliche Hand. Denn ebenso wie 
der Kaiser sich städtisches Geld deputierte, so schenkte er 
ihnen aus Gnade ihre Einnahmen oder einen Teil derselben 
(1. 10, C. J. 4, 61). Diese unbeschränkte Verfügung des Kai- 
sers über Stadteinnahmen betraf sowohl die direkten, wie die 
indirekten Steuern. Auch die städtischen Oktrois, die por- 
toria und telonia, gehörten zu % dem Staate und zu 34 ^^^ 
Städten als Gnadengeschenk; imd das wird als »althergebrachte 
Einrichtimg« bezeichnet (1. 13, C. J. 4, 61). Auf die Stadt- 
domänen konnten und durften sie auch nicht imbedingt 
rechnen, denn einerseits wurden die Eingänge aus ihnen, die 
vectigalia, ebenso behandelt, wie die portoria und telonia 
(1. 6, C. J. II, 69), anderseits nahm der Kaiser von der Stadt- 
domäne, wieviel ihm behebte, und schlug's der Kaiserdomäne, 
seinem Schatullengut (res privata) zu. Sehr belehrend ist 
hierfür eine Inschrift von Ephesus, die 1905 entdeckt wurde 
(s. Declareuil, a. a. O. t. 32, 570). Der Gemeinderat von 
Ephesus hatte eine Gesandtschaft an den Kaiser entsendet 
und ihm vorgetragen, daß der der Gemeinde aus der kaiser- 
lichen Domäne zugewiesene Bodenertrag nicht genug abwerfe, 
um die Stadtmauer instand zu halten. Die kaiserlichen Ein- 
treiber (actores) hätten nur schwierig Zahlungen geleistet. 
Die Ephesier baten, man möchte ihnen doch nur wiedergeben, 
was man ihnen genommen, nicht etwa Geld, sondern den Boden 
selbst. Dann könnte dieser durch den Fleiß ihrer eigenen 
Hände mehr abwerfen, als jetzt, wo der Ertrag zum großen 
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Teil durch die Steuereinheber aufgefressen (eorundemque 
actorum fraudibus devoratum). Der Kaiser speist sie mit 
einem geringen Geschenk von 100 juga ab. 

Auch kam es nicht selten vor, daß, wenn die Deckung 
von Ausgaben der Stadt für einen Reichszweck, z. B. Mauer* 
bau, nicht ausreichte, Überschüsse aus anderen Städten zu- 
gewiesen wurden (1. 18, C. J. 8, 12). Natürlich verfügte der 
Kaiser durch seine Beamten (curator und Statthalter) auch 
unbeschränkt über die Stadtausgaben. Nim war der Kurator 
nicht bloß Aufsichtsbeamter,, sondern der eigentliche Ver- 
waltei:#der Stadt. Die Stadtmagistrate und die Stadträte 
waren wie die übrigen Kiuialen eine Lastengemeinschaft, und 
vermöge der Zwangsdienste konnte man auch das Stadt- 
vermögen als die Summe der Einzelvermögen der Kurialen 
ansehen. 

Die eigene Gerichtsbarkeit war auch den Städten bis auf 
einige unbedeutende Funktionen genommen. Schon die dio- 
kletianische Rechtsordnung hatte durch die Verkleinerung der 
Provinzen imd durch stärkere Annähenmg des Statthalters 
an die Provinzialen die niedere Gerichtsbarkeit in Zivilsachen, 
die bisher (etwa bis zum Betrag von 15 000 Sesterzen : Mommsen 
Ges. Sehr. I, 167, 296) von den Städten geübt war, überflüssig 
gemacht. Nunmehr hieß der Statthalter judex Ordinarius. 
Nur für Bagatellsachen bestanden in den Städten sog. judices 
pedanei bestellt. Vorwiegend kam jetzt den Stadtmagistraten 
nur eine Art freiwilliger Gerichtsbarkeit zu (Freilassung, Vor- 
mundbestellung, Waisenkuratel, insbesondere die Fürsorge 
für arme Waisen u. a. m.), dann die namenthch auf helleni- 
stische Wurzeln zurückgehende Führung^ des Archivs, also 
Urkundenausstellimg über wichtigere Vermögensrechtsge- 
schäfte (Mitteis, R. u. V. 98 ff.). Da aber dieses Beurkim- 
dungsgeschäft als vorwiegend staatliches Geschäft angesehen 
wurde, war die Kontrolle der Stadtobrigkeit durch den 
Statthalter natürlich. 

Auf dem Gebiete der Kriminalgerichtsbarkeit war die 
Funktion der Stadt nunmehr zu rein polizeiUcher Tätigkeit 
herabgesimken. Ihre Organe hatten die ersten Untersuchungs- 
handlungen bei Verbrechen einzuleiten, und die Christenver- 
folgungen gaben ihnen, neben dem curator repubhcae, auch 

13* 
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Gelegenheit, nach der Richtung tätig zu werden. Die Ver- 
hafteten durften sie selbst nicht in das Gefängnis sperren, 
mußten jene vielmehr dem Statthalter zuführen lassen. 

Daß das Gebiet der auswärtigen Angelegenheiten selbst 
jenen Städten, die als sog. föderierte in den römischen Staats- 
verband eingegliedert waren, nie zugestanden, ist eine fest- 
stehende Tatsache. In dieser Richtung war schon die Repu- 
bhk ebenso imerbitthch wie später die Kaiser. Unter sich 
durften Städte \md Landschaften keine Bündnisse abschUeßen. 
Wo sie aus der Zeit der Unabhängigkeit solche Verbindungen 
mitgebracht hatten,, wie namentlich die griechischen Ge- 
meinwesen, mußten jene aufgelöst werden (Mommsen, 
R. St.R. III, 666 f.). Noch weniger durften diese Städte 
selber abhängige Bundesgenossen haben. Auch die Sym- 
pathie der Rhodier mit den Lykiem und Cariem, die an- 
fangs zugelassen, wurde später (nach dem Kriege mit Per- 
seus) entzogen. 

Was bot aber Rom seinen Städten als Ersatz für den 
überall im 4. Jahrhundert erstorbenen Geist kommunaler 
Unabhängigkeit? Wenn man von dem städtischen Defensor 
plebis, dem Vertreter und Verteidiger des Volkes, gegen 
staatüche Übergriffe absieht, einer Liturgie, die in christlicher 
Zeit auch Bischöfen zufiel, nur die sog. Koina, die Provinzial- 
landtage, die zur Pflege des Kaiserkults imd zur Durchführung 
einer Kontrolle über den Statthalter eingerichtet waren. Die 
Pohtik, durch Einrichtung des Kaiserkults sich ganze Pro- 
vinzen und Zusammenfassungen von Städten gefügig zu 
machen, ist ureigenstes Produkt kaiserlicher Politik, nament- 
lich des Augustus. .Die Wurzeln dieser Politik gehen auf ihn 
zurück. Die PoUtÜc des Kaiserkults können wir jetzt mit 
dem ims durch Ramsay und Hirschfeld geschärften Blick wohl 
erkennen. Nach den Bürgerkriegen der ausgehenden Republik 
wartete die römisch-griechische Welt ebenso auf ihren »Er- 
löser« (oorng)^ wie später die Christen den Heiland als ihren 
Erlöser ansahen. Dieses Erlösimgsbedürfnis, das damals die 
griechisch-römische Welt erfüllte, entnehmen wir nicht bloß 
aus kleinasiatischen Inschriften (vgl. Deißmann, Bibelstudien, 
1895, S. 277), sondern u. a. auch aus der vierten Ecloge Ver- 
gib, die eine Antwort auf die an Roms Zukunft verzweifelnde 
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i6. Epode des Horaz ist. Vergil sieht die Wiedererstehung 
des alten römischen Glanzes kommen mid ganz Italien mit 
Ruhe und Ordnung im Innern imd unter weiser Regierung, 
die es zu einem sich selbst genügenden Gemeinwesen machen 
werde, unabhängig von aller überseeischen Einfuhr und 
Schiffahrt. Das goldene Zeitalter, das Vergil für Italien heran- 
kommen sieht, wird dann in Erfüllung gehen, wenn das Kind, 
das bereits in Italien geboren ist, es sehen wird. Dieses Kind, 
welches die Erlösung bringt, ist wohl, nach Ramsays Deutung, 
die urbs Roma. Was die einen zur Zeit des Triumvirats als 
Mittelpunkt der Erlösung auffaßten, wandelten die anderen 
imter dem Prinzipat leicht in den Gedanken, daß es der Prin- 
ceps selbst sei, der die römisch-griechische Welt erlösen werde. 
Damit trat das römische Kaisertum in seinen weltgeschicht- 
lichen Konkurrenzkampf mit der christlichen Gottesidee. Die 
Kaiser mußten den Kaiserkult heranziehen wegen seiner Un- 
persönhchkeit. So dachte ihn wenigstens Augustus, wohl auch 
Tiberius'und dann später die Reihe der guten Kaiser (Hirsch- 
feld, a. a. O. 483). Dann aber empfahl er sich den Kaisem 
deswegen, weil keiner der übrigen Götterkulte so wenig national 
und separatistisch war (Ramsay, Hearing, a. a. O. 389), als 
gerade der Kaiserkult. Ihn mußte man als ganz besonders 
geeignet halten, die römisch-griechische Welt um einen zen- 
tralen Mittelpunkt zu sammehi und einheitlich zusammenzu- 
fassen. Dabei kam es — und das ist wohl besonders durch 
Ramsays und Hirschfelds Forschungen hervorgekommen — 
nur darauf an, die Gewaltunterworfenen in ein noch unmittel- 
bareres Verhältnis zrnn Kaiser- Gott zu bringen. Daher die 
Eigentümlichkeit, daß sogar auf den Kaiserdomänen sich der 
Kaiserkult entfaltet, daß er besonders dort begünstigt wird, 
wo römische Kultur, insbesondere römische Städtekultur noch 
nicht Eingang gefunden hat, daß er femer zu seiner Durch- 
führung nicht bloß das territoriale Mittel der Provinzialland- 
tage gebraucht, sondern auch die Vereinsgnmdlage in Gestalt 
der sog. Augustalen, die zur Ergänzimg überall hinzutreten, 
also auch in Italien, wo zur Zeit des Augustus der Kaiserkult 
noch kaiun entwickelt erscheint. 

Der Hauptzweck ist, das Reich dadurch zu einigen, daß 
die in den Provinzen vereinigte Bevölkerung durch den Kaiser- 
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kult derart provinziell zusammengefaßt wird, daß sie sich 
als Nation (i^^vog) fühlt, imd alle diese Nationen zusammen, 
vereinigt durch und in dem Kaiser-Gott. Wie wirksam dieser 
Plan schon unter Tiberius erschien, ergibt sich aus dem Eifer, 
mit dem Smyma danach strebte, der Sitz des provinzialen 
Kaiserkults zu werden. Sie hätten in Sm}aiia die Sache viel 
einfacher haben können, wenn sie einfach einen bloß muni- 
zipalen Kaiserkult eingerichtet hätten. Aber Smyma ver- 
langte deshalb nach dem Bundestempel der Provinz Asien, 
um auf diese Weise der Mittelpunkt des provinziellen Koinon 
zu werden (Ramsay, 402 ff. imd die dort zit. : Tac. Ann. I V^^ 
15 und 55). 

Als Mittel kommen für die Durchführung des Kaiserkults 
zwei besonders in Betracht, das eine davon altrömisch, das 
andere hellenistisch. 

Das dne Mittel ist die antike Auffassung, daß eine Stadt 
der anderen unterworfen oder mit ihr in innigere Verfassungs- 
verbindung treten könnte, wenn die Götterverehnmg eine 
gemeinsame würde oder wenn man der Stadt, die man sich 
untertänig machen wollte, die Gottheit entführte oder ihr 
einen Götterkult aufzwingen konnte. Unter diesem letzteren 
Gesichtspimkte erscheint z. B. die Tatsache, daß die Römer 
(etwa nach 340, s. Steinwenter, a. a. O. 1264) den Latiar, das 
Fest des latinischen Stammbundes, und seine Leitung in ihre 
Hände zu bringen verstanden, um dadurch ihre Hegemonie in 
dem latinischen Stanunbund zu festigen. Diesem Ziel hatten 
sie schon vorher dadurch vorgearbeitet, daß sie den kapito- 
linischen mit dem albanischen Jupiterkult in Verbindung ge^^ 
setzt und durch diese Duplikation des Kultus namentUch böi 
Amtsantritt der Konsuln, der in parallelen Kultakten auf dem 
Kapitol und auf dem Albanerberg gefeiert wurde, diesen Fimk- 
tionären den Doppelcharakter als römische Staats- imd als 
albanische Bundesvorsteher aufzuprägen versucht hatten. Aber 
auch die anderen Ziele, Besitzergreifung einer Stadt durch Ver- 
pflanzung ihrer Götter in die heimische Hauptstadt, Erzielimg 
eines Bündnisses durch Verehrung gemeinsamer Gottheiten 
(z. B. Livius n, 22, Cicero in Verrem IV, 29, 67) sind zu be- 
kannt, um hier noch weiter ausgeführt zu werden. 
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So kam es, daß schon in den 2^iten der Republik die 
Stadt Rom in einer Reihe miterworfener Städte und Land- 
schaften (namentlich im Osten) verehrt wurde (s. Hirschfeld, 
a. a. O. 47). Augustus hielt sich nur an dieses Vorbild, als er 
neben der Stadt Rom noch seine Person zur göttlichen Ver- 
ehrung stellte. 

Dazu kam aber noch als zweite Idee: die hellenistische 
Apotheose von Heroen und Königen, die auch in Rom nach 
Augustus' Tode anhebt, als Kult des verstorbenen Kaisers 
(Vorbild: die Gottverehrung Cäsars als Jupiter Julius). Die 
Kaiser verschmolzen und nutzten mm diese im Volksgeist 
vorhandenen Elemente für ihre politischen Zwecke aus: die 
Provinzen als Gruppen von Städten' und Landbevölkerung 
zusammenzufassen, um sie politisch zu beherrschen. Auch die 
Landbevölkerung, namentlich der kaiserlichen Domänen, ist 
Bestandteil des nn^otvovn (Ramsay 400). Die römische Muni- 
zipalverfassung hatte sich als ein schlechtes Kolonisations- 
mittel (namentlich im Osten) erwiesen. Die durch das römische 
mimicipium nicht erfaßte Bevölkenmg, die teils in den grie- 
chischen Poleis, teils in den gallischen civitates, teils auf den 
Kaiserdomänen lebte, also namentlich die Landbevölkerung, 
sollte sich als eine provinzielle Einheit fühlen lernen und 
ihren Mittelpunkt zu diesem Zwecke im Provinziallandtage 
finden. Deshalb kommen z. B. auf dem gallischen Provinzial- 
landtage auch die Städte, die römische Munizipien sind (wie 
Lugdunum), nicht dazu, vertreten zu sein, und nur die Städte, 
welche nicht römisches Bürgerrecht hatten, wurden allein zu 
Mitgliedern z. B. des gallischen Provinziallandtags gemacht 
(s. Mommsen in Ges. Schriften a. a. O.). So wenig war die 
Bedeutimg gerade der römischen Städte als Unterbau einer 
Provinzselbstverwaltimg gewertet, denn auf lokale Selbstver- 
waltung kam es den Kaisem überhaupt nicht an. 

Die bei den Griechen bereits angetroffenen Koina {Kolvc) 
wurden dadurch in die Zwecke der Kaiserpolitik gespannt, 
daß man neben die alten Kulte derselben den Kaiserkult 
setzte. In anderen Provinzen wwde der Kaiserkult ausschließ- 
lich eingeführt. Andere Provinzen erhielten erst durch die 
Römer ihre Provinziallandtage. Ein Archihiereus, flamen, 
sacerdos des Provinzialheiligtmns war zugleich der Leiter des 
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Landtags. Doch war dieses religiöse Moment nur der äußere 
Rahmen. Der politische Zweck geht aus den Aufgaben des 
Landtags hervor, der in den meisten Provinzen, aUerdings ohne 
jede Symmetrie, bestand. Diese waren Finanzfragen, denn 
die Koina im Osten waren, wie wir wissen (s. Rostowzew, 
Staatspacht, S. 418), zur Mitwirkung bei der Steuererhebung 
berufen (der bes. Beamte : archiphylax) ; sodann auch Verwal- 
tungsfragen, vor allem aber die Kontrolle des Provinzstatt- 
halters mit dem Rechte der Beschwerdeführung vor dem 
Kaiser. Freilich wissen wir, daß dieser ihr Hauptzweck ziem- 
lich illusorisch blieb (s. oben S. 182 die Geschichte des Sol- 
lenmis). In dem Augenblick, da im römischen Reich die christ- 
liche Religion Staatsreligion wurde, mußten die Provinzial- 
landtage ihren religiösen Rahmen, namentlich den Kaiserkult, 
aufgeben \md sich hauptsächlich mit der Ausrüstung von 
Spielen beschäftigen. Jetzt zeigte es sich, daß der Kaiser- 
kult eigentlich die Hauptsache gewesen. Denn nach ihrer 
Säkularisation gerieten sie in Verfall. (Eine Novelle von 428 
ist vielleicht die letzte Erwähnung der Provinziallandtage 
Afrikas: Hirschfeld, p. 503.) 

Der Irrtrnn der sicherlich großgedachten Kaiserpolitik 
war ein doppelter: die mangelnde Fürsorge für den Unterbau 
der Provinziallandtage und das Abstellen der politischen Pro- 
vinzialverfassung auf das religiöse Moment. Dieser doppelte 
Irrtrnn tritt besonders scharf hervor, wenn man ihn an den 
puritanischen towns und der Entwicklung der Repräsentativ- 
verfassung von Neuengland als Relief abhebt und zeichnet 
Auch hier ersetzte ein kirchhches Institut \md eine Kultein- 
richtimg die zimächst fehlende Repräsentatividee. Aber dieses 
Kultmittel war nur eine vorübergehende Erscheinung und 
wurde durch die Entwicklung anderer neuaufkommender 
Selbstverwaltungsaufgaben bald abgelöst. Aber gerade 
diese neuaufkommenden Selbstverwaltimgsaufgaben waren für 
den römischen Provinziallandtag \mmogUch, denn er war nicht 
hierfür eingerichtet, und die staatliche Bureaukratie blies den 
Unterlagen provinzieller Selbstverwaltung, wir meinen den 
städtischen Gemeinwesen, wie wir oben sahen, das Lebenslicht 
aus. Ohne diese Unterlagen mußte sonach das reügiöse Mo- 
ment das- einzige Bindemittel der Landtage weiter bleiben. 
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Doch tiur solange, a]s nicht die alten Götter durch nene, der 
Kaiserkult durch die christliche Gottesverehrung verdrängt 
wurden. 

II. Im britischen Weltreich ist das Bild, das die sich 
selbst verwaltenden kolonialen Gemeinwesen zeigen, ein wesent- 
lich anderes als im Römerreich. Hier, wie wir saJien, schwindet 
die Tätigkeit der munizipalen Magistrate vor der Allmacht 
des Provinzialstatthalters, dort wird die Tätigkeit des Kolonial- 
gouvemeurs als Reichsbeamtem zurückgedrängt von der All- 
macht kolonialer Minister, die vom Vertrauen der Majestät 
der Koloniallegislatur getragen, eines Rückhaltes stets sicher 
sind. Hier findet die Zurückdrängung städtischer Interessen 
zugunsten des Reiches statt, dort wächst die Kraft der kolo- 
nialen Gemeinwesen dera:rt auf Kosten des Reiches, daß man 
beinahe von selbständigen Staaten sprechen darf. Dies ist im 
einzelnen näher nachzuweisen. 

I. Die Zurückdrängung des Kolonialgouvememrs als 
Reichsbeamten zeigt sich zunächst auf dem Gebiete der in- 
neren Gesetzgebung und Verwaltimg der Kolonie. 

Bis in die letzten Jahrzehnte war es Reictepraxis, die 
Gesetzgebimg auch der Selbstverwaltungskolonien darauf hin, 
ob sie der ReichspoUtik nicht widersprächen, ob sie sorgfältig 
abgefaßt, ob sie nicht den Motiven einer korrupten Parlaments- 
majorität entsprungen seien u. a. m., in der Londoner 2^ntrale 
(Colonial Office) zu prüfen. Seitdem ist es Gnmdsatz, solche 
Prüfung prinzipiell zu unterlassen, um mit dem Selbstgefühl 
der kolonialen Legislatur nicht zusammenzustoßen. Ein Veto 
übt das Mutterland, trotzdem es formell berechtigt wäre (sog. 
disallowance), nicht mehr aus, namentUch überläßt es die 
Regelimg aller sozialen Lebensbedingungen in den Selbstver- 
waltimgskolonien diesen selber. Freilich hat jeder britische 
Reichsbürger formell das Recht, an die Krone eine Beschwerde 
zu bringen. Das Petitionsrecht ist seit der bill of rights 
von 1689 sein »Geburtsrecht«. Von diesem Petitionsrecht 
kann die in der Koloniallegislatur vergewaltigte Minorität 
Gebrauch machen. Aber wo fände sich eine Reichsregierung 
oder ein Londoner Reichsminister, der den Mut besäße, der 
Krone einen Rat zu erteilen, der schnurstracks dem Wunsche 
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der Kolonialminister zuwiderliefe ? 1 Auch wenn der Kolonial- 
gouvemeur der Mißbilligung des von der Koloniallegislatur 
beschlossenen Gesetzes durch Vorbehalt der königlichen Sank- 
tion Ausdruck geben wollte, so schenkt die mutterländische 
Regienuig nicht ihm, sondern den Kolonialministem Gehör, 
die das Gesetz mit ihrer Verantwortlichkeit decken. Unter 
dem Staatssekretariat von Joseph Chamberlain ereignete sich 
der Fall, daß eine kräftige Parlamentsminorität in Neufund- 
land gegen ein Gesetz aufbegehrte, das einem Unternehmer 
eine Eisenbahnlinie zum Bau imd zur Ausbeutung imter 
Bedingungen tiberantwortete, die für die Kolonie sehr nach- 
teilig waren. Obwohl nun die Londoner Regienmg das Vor- 
gehen der Koloniallegislatur theoretisch mißbilligte und dies, 
als sie von der Minorität angerufen wurde, auch zum Ausdruck 
brachte, so brachte sie es doch nicht über sich, das beschlossene 
Gesetz auch mit dem Veto zu belegen, da dies eine Angelegen- 
heit sei, die bloß die Kolonie angehe. Handgreiflich war diese 
Machtlosigkeit des Mutterlandes im Jahre 1914 anläßlich der 
sog. südafrikanischen Indemnitätsakte dieses Jahres. 

Da war in Johannesburg ein Streik ausgebrochen. Der 
Streik war ohne Blutvergießen unterdrückt worden, die Re- 
gienmg hatte aber mit Zustimmung des Gouverneurs 10 Führer 
des Streiks auf ein Schiff gebracht und nach England depor- 
tiert. Dieses Vorgehen gegen britische Reichsangehörige, diese 
Landesverweisung aus dem Heimatsstaat war zweifellos gegen 
alles Recht. Um mm alle Regierungsmitgheder gegen etwaige 
Rechtsverfolgung zu decken, wurde eine sog. Indemnitätsakte 
durch das Unionsparlament gebracht. Die öffentliche Meinung, 
namentUch in England, war gegen dieses widerrechtliche Ver- 
fahren ähnlich aufgebracht, wie seinerzeit (1866/67) im Jamaica- 
falle (s. oben S. 182 ff.). Die mutterländische Regierung wagte 
€s aber, wie seinerzeit im Jamaicafalle, nicht, der Krone 
die Zustimmimg zum Indemnitätsgesetz abzuraten. 

In der inneren Verwaltung ist der Gouverneur ebenso 
machtlos. Selbst Teile der sog. königlichen Reichsprärogative, 
^e insbesondere das Recht der Begnadigung \md der Titel- 
^nid Ehrenverleihung, welches er nach althergebrachtem Rechte 
nach eigenem Ermessen auszuüben hätte, sind ihm aus dfen 
Händen geglitten, und er ist hierin ebenso vom Rate der 
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Kolonialminister in den letzten Jahrzehnten abhängig gewor- 
den wie in anderen Fragen der inneren Verwaltung. Für die 
Begnadigung hätte er eigentlich sich an Reichsinstruktionen 
zu halten, die für die großen Kolonien verschiedenen Inhalts 
sind. Nach, den Instruktionen, die für Canada bestehen, soll 
«r alle Begnadigung, sofern sie nicht Reichsinteressen mit- 
betrifft, nach dem Rate der verantwortlichen Minister ausüben. 
Nach den für Südafrika bestehenden Anweisungen soll er nur 
bei Begnadigung von Kapitalstrafen trotz gegenteiligen Rates 
seiner Minister handeln dürfen, sofort aber die Gründe seiner 
abweichenden Handlungsweise protokollieren lassen und nach 
London bekanntgeben. Für Neufundland soll er gemäß den 
Instruktionen stets abweichend vom Rate seiner Minister han- 
deln dürfen, jedoch unter Bekanntgabe der Gründe und Be- 
richterstattung nach London. Dies entsprach wohl dem 
älteren Rechte. Nun aber stimmt die Staatspraxis aller Selbst- 
verwaltimgskolonien darin überein, daß alle Begnadigungs- 
fragen vom Gouverneur nur auf Rat seiner Minister erledigt 
werden, obwohl jedermann das BedenkUche solcher Praxis er- 
kennt. Denn nichts ist sicherer, als daß Begnadigungssachen 
in den dünnbesiedelten Kolonien Gegenstand der Parteileiden- 
schaft werden und nicht ruhig entschieden werden und daß, 
wenn überhaupt auf einem Gebiete der inneren Verwaltung, 
der unparteiische Vertreter der Krone gerade hier seines 
Amtes walten müßte. Aber das Gegenteil ist der Fall. Im 
Jahre 1906 war in Natal ein Aufstand der Schwarzen mit Hilfe 
von Reichstruppen, die in Prätoria gamisonierten, unterdrückt 
und 12 Schwarze dingfest gemacht worden. Ein Kriegsgericht 
verurteilte sie zum Tode. Der Staatssekretär der Kolonien, 
Lord Elgin, erhielt vom Gouverneur die Nachricht, daß kein 
Grund vorliege, vom Begnadigimgsrecht Gebrauch zu machen. 
Der Staatssekretär verlangte ausführlichere Nachrichten, mit 
der Begründimg, daß doch Reichstruppen verwendet worden 
seien und daß zweifellos eine etwaige Indemnitätsakte auch 
sonst dem Mutterlande die Prüfung der Sachlage aufnötigen 
würde und inhibierte bis auf weiteres die Vollstreckung der 
Todesstrafe. Die Kolonialminister stellten nach Eingang der 
Depesche dem Gouverneur üire Ämter zur Verfügung. Der 
dadurch eingeschüchterte Staatssekretär zog seinen Wider- 
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Spruch gegen die Vollstreckung zurück, »falls die Minister von 
der Notwendigkeit der Verhängung der Todesstrafe überzeugt 
wären«. Das waren sie »natürlich«. Das Mutterland hatte 
kapituliert, und die lahme Verteidigimg dieses Vorgehens durch 
die Reichsregierung im Unterhause, wo sie durch die Arbeiter- 
partei deswegen angegriffen worden war, bildete nur ein imvoll- 
kommenes Nachspiel dieser folgenreichen Schwäche der mutter- 
ländischen Regierurig. 

Die bedeutendste Einbuße, die der Gouverneur in seinen 
Machtbefugnissen gegenüber den Kolonialministem in jüng- 
ster Zeit erfahren, ist der Verlust des aus seinem eigenen freien 
Ermessen geübten Auflösungsrechtes der Koloniallegislatur 
gegenüber und seines Rechtes, die Minister nach eigenem Er- 
messen zu entlassen. 

Seit jeher galt es als Maxime des kolonialen Verfassungen 
rechts, daß der Gouverneur, im Gegensatze zum König, in den 
Selbstverwaltimgskolonien den Ministem das Verlangen nach 
Auflösung der Koloniallegislatur versagen dürfe, also den 
sog. Appell an das Volk nur dann vorzunehmen brauche, wenn 
er (der Gouverneur) von der Notwendigkeit oder Zweck- 
mäßigkeit desselben überzeugt sei, nüt einem Worte, daß er 
hinsichtlich dieser Frage von der Notwendigkeit ministeriellen 
Rates befreit sei. Die Gründe, die für diese, von der mutter- 
ländischen verschiedene Praxis angeführt wurden, waren 
mannigfache : die verhältnismäßig kurze Dauer der kolonialen 
Legislaturperioden, die KostspieUgkeit von Neuwahlen, die den 
nicht reichen Kolonisten viel schwerer fielen, als den Mti- 
schen Bürgern daheim, vor allem aber die kleine Zahl der 
Mitglieder der Legislaturen, die bewfrke, daß schon eine geringe 
Zahl von Parteiüberläufem die bestehenden Majoritätsverhält- 
nisse in der Legislatur ändern können, ohne die Sicherheit zu 
haben, daß durch eine Auflösimg die Majorität eine wesentliche 
Verschiebimg erfahren würde. Der Gouverneur konnte einem 
die Auflösimg begehrenden Ministerium stets das Düemna ent- 
gegenhalten: entweder Ihr seid parteistark in der schon be- 
stehenden Legislatur, dann braucht Ihr keine Auflösung, 
oder Ihr fühlt Euch parteischwach, dann wird auch die 
Neuwahl keine wesentliche Änderung zu Euem Gunsten 
herbeiführen. 
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Freilich hatte diese Kolonialpraxis, die Auflösung nach 
freiem Ermessen des Gouverneurs zu gewähren oder zu ver- 
sagen, auch ihre bedenklichen Seiten. Sie gab dem Gouver- 
neur die Möglichkeit, von den Ministem gewissermaßen eine 
von den englischen Juristen als »ex post« gerügte Minister- 
verantwortlichkeit zu erzwingen. Der Gouverneur diuite näm- 
lich einem Ministerium, dem er die Auflösung versagte, Be- 
dingungen für die Regierungspolitik aufnötigen, ohne daß die 
Wählerschaft darüber befragt werden konnte, und umgekehrt 
einem Ministeriimi die Auflösung unter Bedingungen gewähren 
die dieses Ministerium nur zu einem Vollzugsorgan des Gou- 
vemeurwillens machen mußten. Auf der anderen Seite konnte 
ein Ministerium, das mit der ständigen Versagung einer Auf- 
lösung durch den Gouverneur rechnete, dies dazu benützen, 
tun seine widerspenstigen Folger im Parlament zur Vernunft 
zu bringen. Es stellte in solchen Fällen offenbarer Disziplin- 
losigkeit seiner Anhänger im Parlament dem Gouverneur die 
Ministerportefeuilles zur Verfügung. Die Gegenpartei wird mit 
der Regierung betraut, aber ihre Majorität ist zu gering, sie 
kaim die Regierung nur mit Hilfe der Stimmen der disziplin- 
losen Parteianhänger ihrer Vorgänger in der Regienmg halten 
und erfährt bei der ersten besten Gelegenheit ein Mißtrauens- 
votum. Der Gouverneur, von der neuen Regierung um Auf- 
lösung angesucht, verweigert, wie gewöhnlich, diese. Nun 
kehren die Mitglieder der alten Regierung in ihr Amt zurück. . 
Sie hatten ja dies alles vorausgesehen imd ihr nicht ernst 
gemeinter Rücktritt hatte nur eine, aber für sie allerdings 
wichtige Wirkung gehabt: ihre Parteianhänger waren zu 
Kreuze gekrochen. So läßt sich das sog. freie Ermessen des 
Gouverneurs in unserer Frage als Part ei mittel zur Erhaltung 
der Parteidisziplin verwenden, ein gewiß, vom verfassungsrecht- 
lichen Standpunkt betrachtet, ungewollter Erfolg des Auf- 
lösimgsrechts. 

In den ersten Jahrzehnten des 20. Jahrhunderts machen 
sich deshalb Anzeichen geltend, daß das freie Ermessen des 
Gouverneurs in der Frage der Auflösung an den Rat des 
Ministeriums gebimden würde; wie in England. Die Reichs- 
regierung hatte selbst darauf hingewiesen im Falle des Mini- 
steriums Earle von Tasmania (1914). Earle hatte die Leitung 
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des Ministeriums übernommen unter der ihm vom Gouverneur 
gesetzten Bedingung, daß das Parlament bis zu einem be- 
stimmten Zeitpunkt aufgelöst und neugewählt werden sollte. 
Earle, dem die Parteiverhältnisse in der Legislatur keine 
Schwierigkeiten bereiteten, wollte in der Folge die Bedingung, 
unter der er die Regierung angetreten hatte, nicht erfüllen. 
Der Streit, der nmi zwischen dem Ministerium und dem Gou- 
verneur darob entbrannte, wurde vor das Forum der Reichs- 
regierung gebracht, und diese nahm offenkundig für das 
Ministerkabinett und gegen den Gouverneur Partei. Dieser 
habe seine verfassungsmäßige Zuständigkeit überschritten, da 
er jene Bedingung dem Ministerium bei dessen Antritt gestellt. 
Der Gouverneur müsse warten, bis ihm das Ministerium den 
Rat zur Parlamentsauflösung erteile. Der Kolonialsekretär 
schrieb wörtlich aus London: *A Govemor therefore cannot 
dissolve the Legislature except on the advice of his ministers.« 
Ein anderer Fall ereignete sich 1913/14 im Commonwealth. 
Hier mußte die damals am Ruder befintÜiche Arbeiterpartei 
von der Regierang zurücktreten, weil sie bei den Neuwahlen 
zum Volkshause in Minorität gebheben war. Im Senat hin- 
gegen hatte sie eine starke Majorität. Die Gegenpartei, die 
zur Regierung kam, kormte sich nur auf eine einzige Stimme 
Majorität im Volkshause stützen und das war die Stimme des 
von ihr bestellten Sprechers des Volkshanses. Der Widerstand, 
.den der Senat ihrer Gesetzgebung fortwährend entgegenbrachte, 
zwang sie, dem Gouverneur die Auflösung beider Häuser an- 
zuempfehlen. Trotzdem der Gouverneur auch die Möglichkeil 
gehabt hätte, die vom Senat gewünschten Verfassungsände- 
rungen, die den Hauptanlaß zu seiner Obstruktion bildeten, 
mittels Antrag auf Referendum vor das Volk zu bringen, 
wählte er nicht diesen Weg, sondern den Weg der Auflösung 
beider Häuser, eben weil das Ministerium, das am Ruder war, 
nur zu dieser Maßregel geraten hatte. 

Auch das Recht der Entlassung von Ministem ist, wie (h^ 
uflösung der Legislatur proprio motu, dem KoloniaJgouver- 
Eur abhanden gekommen. Es gilt in den Kolonien nichts 
[ideres als im Mutterland : den Ministem wird die Bahn frei 
»lassen, »ihren eigenen Ruin auszuwirken*. Das will sagen: 
»lange sie nicht selbst den Körüg bzw. den Gouverneur um 
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ihre Entlassung ansuchen, bleiben sie im Amte. Aus den 
Händen werden ihnen die Zügel der Regierung nicht ge- 
nommen. 

2. Aber auch die Zurückdrängung des Mutterlandes, 
nicht bloß des Gouverneurs, hat gerade auf jenen Gebieten in 
hohem Maße stattgefunden, auf denen im römischen Weltreich 
der Reichsoikos auf Kosten des m\mizipalen angesthwoUen war. 

Betrachten wir zunächst das Gebiet der kolonialen Finanz- 
politik, so finden wir die Macht der großen Selbstverwaltimgs- 
kolonien so stark, daß sie eine Zollpolitik ohne Rücksicht auf 
das Mutterland, ja vielleicht auch gegen seine Reichsinteressen 
leiten dürfen. 

Etwa ein Jahrzehnt, nachdem in England der Freihandel 
den Sieg davongetragen, verstanden es die Kolonien, voran 
Canada, eine Schutzzollpolitik durchzusetzen. Im Jahre 1859 
vertrat Canada die vom Mutterlande angenommene Ansicht, 
daß jede Selbstverwaltungskolonie ihre Finanzen imd damit 
ihre Zollpolitik nach eigenem Gutdünken regeln dürfe. Doch 
war dabei vom Mutterlande vorausgesetzt, daß dies nicht etwa 
das Recht zu Differenzial- oder Vorzugszöllen in sich schlösse. 
Ein dahin gehendes Verbot war gesetzUch und durch mutter- 
ländische Instruktionen gegenüber den australischen Kolonien 
und Neuseeland gesichert (13/14 Vict., c. 59, § 27). Für diese 
Kolonien war aber das Verbot gerade ein Hemnmis ihrer 
Einigungsbestrebimgen, die mit dem Verlangen einer Zollunion 
einsetzten. Eine Zollunion war aber durch die Möglichkeit 
bedingt, daß diese australischen Kolonien einander Vorzugs- 
zölle einräumten. Die mutterländische Regierung schien so- 
nach durch jenes Verbot die Einigungsbestrebimgen in den 
Kolonien zurückzudämmen. Auf die Dauer erwies sich dieser 
Standpunkt als unhaltbar. Von 1869 — 1873 führten sie daher 
wegen der Aufhebung jenes Verbots einen erbitterten Kampf 
und — siegten schließhch. Das Verbot wurde aufgehoben 
(36/37 Vict., c. 22), aber nur soweit es die Vorzugszölle der 
australischen Kolonien untereinander betraf. Doch die Kolo- 
nien verlangten mehr. Sie wollten das Recht erlangen, über- 
haupt frei imd unabhängig vom Mutterlande anderen briti- 
schen Kolonien oder sogar dem Auslande Vorzugszölle zu be- 
willigen. Das setzten sie auch in der Folgezeit durch. 
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Einem Markstein gleich steht in dieser Entwicklung die 
sog. Ottawa-Konferenz von 1894. Schon die Tatsache, daß 
diese Konferenz auf canadischem Boden stattfand und daß 
der Vertreter des Mutterlandes Lord Jersey hierbei nur die 
Rolle eines stillen Beobachters (ohne Stimmrecht!) spielte, 
legte die Vermutung nahe, daß auf dieser Konferenz der vom 
Mutterlande gefürchtete Zusammenschluß der großen Kolo- 
nien ohne Mitwirkung des Mutterlandes in greifbare Nähe 
rücken könnte. Und die Beschlüsse bestätigten diese Ver- 
mutimg. Die Konferenz legte in ihrer ersten Resolution dar, 
daß eine das Mutterland mit umfassende Schutzzollpolitik 
aller Kolonien das Richtigste wäre. Bis zu diesem Zeitpunkte 
aber sollten die Kolonien einander nach MögUchkeit Vorzugs- 
zölle einräumen (»That imtil the Mother Country can see her 
way to enter into a customs arrangement with her colonies, 
it is desirable, that when empowered to do so, the colonies of 
Great Britain, or such of them as may be disposed to accede 
to this view, take steps to place each other's products, in whole 
or in part, on a more favoured customs basis than is accorded 
to the like products of foreign countries«). 

Der Standpunkt des Mutterlandes büeb ein abwartender. 
Es trat nicht mit Verboten und Befehlen auf, die nutzlos ge- 
wesen wären, sondern ließ der Sache ihren Weg, im Vertrauen 
auf seine wirtschaftüche Überlegenheit. Denn das Ergebnis 
jener Resolution war im Laufe von zwanzig Jahren (bis zum 
Ausbruch des Weltkrieges) ein sehr dürftiges. Im ganzen ge- 
währten einander nur wenige Kolonien Vorzugszölle, meist 
nur für landwirtschaftUche Produkte. Es standen in solchen 
Vorzugsverhältnissen bloß Südafrika mit Canada (seit i. Juli 
1904), mit AustraHen (seit i. Oktober 1906), mit Neuseeland 
(seit I. Januar 1907), Canada mit einigen britisch-westindi- 
schen Inseln (seit 1913). Das Mutterland konnte mit Gleich- 
mut das Auswirken der Ottawa-Resolution betrachten. Denn 
die Zahlen sprachen ein zu beredtes Wort, daß die Bäume 
nicht in den Himmel wachsen konnten. Ein festerer Zusam- 
menschluß der Kolonien zu einer Zollimion selbst ohne das 
Mutterland, das seit der Ottawa-Konferenz wenigstens staats- 
rechtlich kein Ding der Unmöglichkeit wäre, ist durch die 
Erwägung ausgeschlossen, welche die Zahlen an die Hand 
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geben: Die Kolonien setzten in ihrem zwischenkolonialen 
Handel (1913) Waren im Werte von 151 Mill. £ um, im Han- 
delsverkehr mit dem Ausland aber 489,9 Mill. £. Sie hätten 
zunächst viel mehr verloren als gewonnen, und die Kolonisten 
sind zu sehr Realpolitiker, als daß sie gar zu viel dem Senti- 
ment einer vielleicht späteren Zukimft geopfert hätten. Dem 
Mutterland wurden olme dessen Gegengabe (in der Vorkriegs- 
zeit) von Canada (seit 23. April 1897), Südafrika (seit 15. Aug. 
1903), Neuseeland (seit 10. November 1903), Austrahen (seit 
8. August 1907) Vorzugszölle eingeräumt. Das Mutterland Heß 
sich die Sache gefallen, hatte aber nimmehr auch die Unbe- 
quemUchkeit, die koloniale Schutzzollpolitik unter seine Fit- 
tiche nehmen zu müssen. Die Kolonien, insbesondere Canada, 
verlangten nämlich vom Mutterlande die Aufkündigung jener 
Meistbegünstigungsverträge, welche zwischen England und 
Deutschland bzw. Belgien aus den 60 er Jahren noch zu 
Recht bestanden und in denen England, für alle seine Kolo- 
nien handelnd, Meistbegünstigung gewährt hatte. Das Mutter- 
land fügte sich diesem Verlangen und kündigte auch den 
deutsch-englischen Vertrag (von 1865), so daß wir seit dieser 
Zeit (1897) bis zum Ausbruch des Weltkrieges nur ein jährUch 
allerdings verlängertes Handelsprovisorium mit England hatten, 
das die Selbstverwaltungskolonien gar nicht berührte. Canada 
führte mit uns sogar einen Zollkrieg, heraufbeschworen durch 
die Tatsache, daß wir auf Grund der Meistbegünstigung, die 
wir mit England vertraglich verabredet hatten, auch von 
Canada die England gewährte Vorzjagsbehandlung forderten 
und, als dies nicht erreicht wurde, mit Retorsionsmaßnahmen 
vorgingen, worauf die Canadier unsere Waren mit einer ttJber- 
taxe«, also eine Art Strafzoll belegten. Der Zollkrieg kam im 
Jahre 1910 auf der Basi3 des Status quo von 1897 zum Ende: 
wir gaben die Retorsionsmaßnahmen auf, beruhigten uns 
schließlich über die Vorzugsbehandlung Englands in Canada; 
dafür wurden unsere Waren vom Straf- oder Zusatzzoll be- 
freit. Jedenfalls zeigt dieser canadische Zwischenfall ganz 
deutlich, daß das Mutterland mitunter seine ZoUpoUtik nach 
dem Willen der Großkolonien einrichten muß, nicht umgekehrt. 
Schon lange vorher (etwa seit 1882), war das Mutterland so 
vorsichtig geworden, neue Handelsverträge nur für sich und 

Haischek, Bdtiacfacs und lOmJwvhw Weltiekfa. ^ 
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seine Kolonien, die nicht Selbstverwaltungskolonien waren, 
abzuschließen. Seit dem Handelsvertrag mit Montenegro von 
1882 wxurde entweder der Vorbehalt des selbständigen Beitritts 
der Großkolonien gemacht oder, wo dies, wie im englisch- 
französischen Handelsvertrag von 1882, nicht zu erreichen 
war, wurde der Kolonien überhaupt nicht gedacht. Jedenfalls 
gilt seit der Zeit auch in der völkerrechtlichen Praxis, daß 
England prinzipiell seine Großkolonien durch Handelsverträge 
nicht binden will. 

Diesem selbständigen Beitrittsrecht, das sich so ent- 
wickelte, entsprach auf der anderen Seite ein selbständiges 
Rücktrittsrecht von Handelsverträgen, die das Mutterland für 
die Großkolonien abgeschlossen hatte. So mußten Uruguay 
im Jahre 1899 und Honduras im Jahre 1900 ihre Verträge 
mit England nach dieser Richtung revidieren lassen. In den 
ersten Jahrzehnten des 20. Jahrhui^rts wurde eine Reihe 
von Verträgen abgeschlossen, welche meses selbständige Rück- 
trittsrecht der Großkolonie von einem für die durch England 
abgeschlossenen Vertrage vorsehen. Allen voran gewährte 
natürlich Ägypten diese Vergünstigung (1907). Dann folgten 
Liberia und Paraguay (1908), Schweden (1911), Frankreich 
(1912), Dänemark imd Coliunbia (1912), Norwegen und Costa 
Rica (1913), die Schweiz (1914). Zudem werden nun neue 
Verträge von England nur unter dem Vorbehalt des selbstän- 
digen Beitrittes imd Widerrufs (Kündigung) seiner Groß- 
kolonien abgeschlossen : so die englischen Handelsverträge mit 
Nicaragua, Rumänien und Bulgarien (1905), mit Serbien (1907)» 
mit Montenegro und Hondiuus (1910), mit Japan (1911)- 

Der Einfühnmg der Großkolonien als selbständige Staaten 
ins Völkerrecht, die Großbritannien so vornahm, entsprach es 
auch, daß sie nimmehr auch ein eigenes Recht zu Vertrags- 
verhandlimgen durch eigene Vertreter zugestanden erhielten. 
Seit 1887 hatten sie solches vom Mutterlande verlangt, aber 
es ward ihnen damals und 1893 bei dem Abschluß von Handels- 
verträgen mit Spanien und Frankreich nur in der Form zu- 
gestanden worden, daß sie an den Vorverhandlimgen durch 
eigene Wortführer teilnehmen sollten, die dann den Verti^ 
mitimterzeichneten. Mehr wollte das Mutterland, auch i^ 
Hinblick auf die in Ottawa bekundete Selbständigkeit, nich* 
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gewähren. Namentlich wurde ihnen (1895), etwa kurz nach der 
Ottawa-Konferenz, klar gemacht, daß die Reichsregierung der 
eigentlich kommunizierende Kanal für sie mit dem Ausland 
sei imd bleiben müsse, schon aus Rücksicht auf die übrigen 
Reichsteile imd Reichsinteressen. Daß diese nicht durch den 
selbständigen Vertragsschluß einer Großkolonie verletzt wür- 
den, darüber hätte das Mutterland zu wachen und dazu sei 
die Vertretung der Großkolonie diurch die Reichsregierung bei 
Verträgen mit dem Auslande imerläßlich. Dieser Gesichts- 
punkt änderte sich etwa ein Jahrzehnt später. Im Jahre 1907 
gestattete Lord Grey Canada, die selbständige Initiative und 
Verhandlung eines Handelsvertrages mit Frankreich. Der 
britische Botschafter in Paris sollte nur im laufenden gehalten 
werden. Die Verhandlimgsfreiheit wurde schon damals ge- 
währt, wenngleich die Unterzeichnung des Vertrags imter Äüt- 
beteiHgung des Reichsvertreters erfolgen sollte. Aber einige 
Jahre später ging man noch weiter. Ohne die Reichsregierung 
überhaupt im laufenden zu halten wurde ein Handelsvertrag 
mit den Vereinigten Staaten (191 1) abgeschlossen und ebenso 
der Modus vivendi von 1910 mit dem Deutschen Reich (siehe 
oben S. 209). 

Von der Freiheit in der WirtschaftspoUtik zur Selbstän- 
digkeit in der auswärtigen PoUtik ist nur ein kleiner Schritt. 
Die britischen Großkolonien haben ihn während des Welt- 
krieges getan, imd das Mutterland hat dies im Versailler 
Frieden anerkannt. Doch schon vorher waren die Grundlagen 
für diese völkerrechtliche Selbständigkeit gelegt. 

Das Mittel hierzu waren zimächst jene poUtischen Ver- 
träge, welche einer Ausführungsgesetzgebung bedurften. 
Galt auch seit jeher der Grundsatz, daß das Mutterland die 
Selbstverwaltungskolonien völkerrechtlich zu vertreten und 
für sie poUtische Verträge abzuschließen habe, so erkannte 
es doch die Notwendigkeit an, daß die durch den Abschluß 
des Vertrages etwa nötige Abänderung des kolonialen Rechts- 
zustandes nur durch Kolonialgesetz vorgenommen werden 
könne. Die gegenteihge, gelegentUch vom Ausland (Frank- 
reich 1891/92 und den Vereinigten Staaten 1886) vertretene 
Ansicht wurde von England stets mit Entschiedenheit zurück- 
gewiesen und hat schließhch ihre Erledigimg im Jahre 1910 
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gefunden, da der Haager Schiedshof im Falle der Neufund* 
landfischerei ausdrücklich anerkannt hat, daß zur Durchfüh- 
rung des Schiedsspruchs, der durch Vertrag zwischen England 
imd Frankreich festgelegt worden war, nicht bloß die imperiale, 
sondern auch die koloniale Gesetzgebung Canadas und Neu- 
fundlands nötig sei. Eine notwendige Folge dieses Zusammen- 
hanges zwischen dem Abschluß poHtischer Verträge und der 
Ausführimg durch koloniales Gesetz ist die sich alhnählich 
durchsetzende Tatsache, daß Ausüeferungsverträge nicht mehr 
vom Mutterland mit bindender Wirkung für die Selbstverwal- 
tungskolonien abgeschlossen werden können. Die Großkolo- 
nien haben das Mittel, dies durchzusetzen, indem sie auch ohne 
AusUeferungsvertrag Auslieferung gewähren in den Fällen, in 
denen sie eben dazu geneigt sind. Sie schreiben die Voraus- 
setzungen hierfür in Kolonialgesetzen vor und überlassen es 
dem Ausland, sich danach zu richten. Dadurch werden sie 
die Vormimdschaft des Mutterlandes in dieser Frage los. So 
hat Canada 1889 ein Auslieferungssystem ohne vertragliche 
Grundlage eingeführt. 

Freilich haben die Kolonien aus der Notwendigkeit von 
Ausführungsgesetzen auch den selbständigen Abschluß poli- 
tischer Verträge hergeleitet (so der Premier von Canada in 
einer im canadischen Volkshause am 14. Mai 1910 gehaltenen 
Rede). 

Vor dem Weltkrieg hatten sie nur das erreichen können, 
daß kein poUtischer Vertrag mit dem Auslande, der ihre Kolo- 
nialinteressen nütbetraf, von England abgeschlossen werden 
durfte, ohne vorherige Fühlungnahme mit den hieran inter- 
essierten Großkolonien. Das Versprechen hatte das Mutter- 
land schon 1857 den Selbstverwaltungskolonien gegeben imd 
demgemäß wm-de auch in den meisten Fällen verfahren. So 
war Canada im Jahre 1871 an den Verhandlungen beteiligt, 
welche zum Washingtoner Vertrag führten, der den Alabama- 
fall erledigte, so an den Verhandlungen, die 1898/99 zur Ein- 
setzung einer gemischten Kommission wegen der Alaskagrenze 
führten, so Neufimdland imd Canada vor dem Abschluß des 
Schiedsvertrages zwischen England und Frankreich wegen 
der Neufimdlandfischerei (1909), so Australien vor der die 
Rechtsverhältnisse imd das Kondominat an den Neuhebriden 
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regelnden Entente Cordiale von 1904 (namentlich an der 
Alisführungskonvention von 1905) u. a. m. Als das Mutter- 
land 1899 den Samoavertrag ohne vorherige Befragung der 
Kolonie mit dem Deutschen Reiche abschloß, rief dies einen 
Sturm der Entrüstung in Australien hervor. 

Aus dem eben angeführten Prinzip ist auch zu erklären, 
daß Schiedsverträge internationaler Natur vom Mutterlande 
nur nach vorheriger Beratung mit den daran interessierten 
Großkolonien abgeschlossen werden, so die Schiedsverträge 
mit den Vereinigten Staaten von 1908, 1910, 1914, die Schieds- 
verträge mit Spanien und ItaUen von 1913, mit der Schweiz 
1914, mit den Niederlanden 1915. 

Freilich war damit die andere Frage, die schon auf der 
Reichskolonialkonferenz von 1911 angei^egt worden war, nicht 
erledigt, inwiefern die britischen Großkolonien an den Frie- 
denskonferenzen im Haag als selbständige Glieder mitzubetei- 
ligen wären. Die Frage hing zu sehr mit der völkerrechtlichen 
Selbständigkeit zusammen, die das Mutterland den Großkolo- 
nien einzuräumen gedachte, anderseits mit dem Widerstreben 
der Kolonien überhaupt zusammen, in eine KriegspoUtik des 
Mutterlandes mit hineingezogen zu werden. Die selbständige 
Vertretung der Großkolonien auf den Handelskonferenzen und 
Weltpost- und Telegraphenkongressen hatte solche Zusanunen- 
hänge nicht vorausgesetzt und war deshalb anstandslos vor 
sich gegangen, wenngleich meist die Kolonialvertreter als »bri- 
tische« Delegierte unter den anderen miterschienen waren. 
Klärung jener ersten Frage aber brachte erst der Weltkrieg 
und die während desselben nach London zusammenberufene 
Reichskolonialkonferenz, die im Mai 1917 die folgende wich- 
tige Resolution zeitigte: Unter Vorbehalt künftiger eingehen- 
der Neuregelung der Beziehungen zwischen Mutterland und 
Kolonien wird schon jetzt von der Konferenz die Meinung 
ausgesprochen, daß jede solche Neuregelung von der völker- 
rechtlichen Selbständigkeit der Großkolonien und Indiens aus- 
gehen müsse (The Imperial War Conference . . . deems its 
duty, . . . to place on record its view that any such readjust- 
ment, while thoroughly preserving all existing powers of self- 
govemment and complete control of domestic affairs, should 
be based upon a füll recognition of the Dominions as 
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autonomous nations of an Imperial Commonwealth, and of 
India as an important portion of the same, should recognise 
the right of the Dominions and India to an adä- 
quate volee in toreign poliey and in torelgn rela- 
tions» and should provide effective arrangements for conti- 
nuous consultation in all important matters of conmion im- 
perial concem, and for such necessary concerted action, 
founded on consultation, as the several Govemments may 
determine). 

War so im Innenverhältnis zwischen England imd seinen 
Großkolonien die . poUtische und internationale Autonomie 
derselben anerkannt, so brachte der Abschluß des Weltkrieges 
auch die völkerrechtliche Anerkennung der britischen Groß- 
kolonien als Staaten. Das alte Argument, daß die Groß- 
kolonien völkerrechtlich nur von England vertreten werden 
könnten, erwies sich als inhaltslos, weil sie sonst in die Kriegs- 
pohtik Englands stets hineingezogen werden konnten, ohne auf 
die auswärtige PoHtik des Mutterlandes irgendwelchen Einfluß 
nehmen zu können. In dem Augenbücke aber, als sie wäh- 
rend des Weltkrieges als selbständige kriegführende Parteien 
auch vom Mutterlande anerkannt wurden, in dem Augenblick, 
da ihnen infolgedessen das Mutterland Mitbestimmung der 
auswärtigen Poütik des Weltreiches gestattete (s. die obige 
Resolution), war die Umwandlung des Weltreiches in einen 
völkerrechtlichen Staatenbund vollzogen. Das Ausland hatte 
solche innere Verfassimgswandlimg nur anzuerkennen, was in 
der Tat im Versailler Frieden dadurch geschah, daß nicht 
bloß die Vertreter der Dominions an den Friedensverhand- 
lungen als gleichberechtigte Partner auftraten und den Ver- 
trag imterzeichneten, daß nicht bloß die parlamentarische 
Genehmigimg seitens jeder Koloniallegislatur der Großkolo- 
nien der Ratifikation des Vertrages vorangehen mußte, son- 
dern daß die Dominions als Mitgheder des Völkerbundes 
in Schiedsrichterqualität auftreten und an der Organbildung 
im Völkerbimd beteiUgt werden können (s. noch § 14 dieses 
Buches). Die Dominions sind nicht mehr werdende, sondern 
wirkhche Staaten. 

Im Zusammenhange mit dieser von den Großkolonien er- 
worbenen völkerrechtlichen Selbständigkeit muß sich auch 
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eine Wandlung in den Beziehungen der Rechtspflege (s. auch 
noch § 12) zwischen Mutterland und jenen Kolonien voll- 
ziehen. 

Seit dem 14. Jahrhimdert enthielten sich die Westminster- 
gerichtshöfe der Rechtsprechung über die Kanalinseln. Der 
Rechtszug ging an den König und seinen Rat und nahm die 
Form der lehensrechthchen Beschwerde (dol6ance) an, die der 
Vasall bei seinem Lehensherm bei Justizverweigerung und 
grober Ungerechtigkeit vorbringen konnte. Dieses Schema er- 
hielt sich auch zur Begründung der königlichen Gerichtsbar- 
keit, wenn Beschwerden von den Kolonien nach London 
kamen. War ja doch, wie wir wissen, das Verhältnis des 
Mutterlandes zu den amerikanischen Kolonien als feudales 
Rechtsverhältnis seit dem 17. Jahrhundert konstruiert (siehe 
oben S. 102). Auf dieser Grundlage ist auch die Gerichts- 
barkeit des Staatsrates über Rechtsbeschwerden von den 
Kolonien an das Mutterland eingerichtet worden. Das ist 
die Grundlage des sog. Judicial Committee of the Privy 
Council, der als Reichskolonialgerichtshof galt und gilt. Die 
Selbstverwaltungskolonien haben sich mit der Zeit dieser 
mutterländischeB Gerichtskontrolle zu entziehen verstanden. 
Das Mittel hierzu bot auch die Tatsache, daß die alte lehens- 
rechtliche dol^ance dem Beschwerdeführer kein Recht auf 
die Beschwerdeführung gibt, daß vielmehr der König dies 
als besondere Gnade und Begünstigung »erlaubt«. Wenn- 
gleich nun die Großkolonien nach formellem Verfassungsrecht 
nicht befugt sind, diese Reichsprärogative durch ihre Kolonial- 
gesetzgebung einzuschränken, so hat die Krone doch selbst 
den Beschwerdezug von diesen Kolonien nach London auf ein 
Mindestmaß eingeschränkt. Die Praxis des Judicial Com- 
mittee geht nänüich dahin, den Weg der Gnade (d. h. des 
Rechtszuges nach London aus den Großkolonien) zu verwei- 
gern, »es wäre denn, daß ein so gewichtiger Fall, wo eine 
Frage von öffenthchem Interesse oder eine bedeutende Rechts- 
frage oder ein sehr bedeutendes Vermögen oder eine Ange- 
legenheit von öffentlicher Bedeutimg oder sehr bedeutsamer 
Natur im Spiel wäre, vorläge«. Seit der Einrichtung eines 
Obersten Gerichtshofes für Canada (1875), der Verfassung des 
australischen Commonwealth von 1901 (§ 74) und der Ver- 
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fassung' der südafrikanischen Union von 1910 beschränkt sich 
das Gewähren der Gnade unter Ausschluß der Kriminal- 
gerichtsbarkeit für Canada imd AustraUen auf die Erledigung 
von Verfassungsrechtsstreitigkeiten zwischen Gliedstaat und 
kolonialem Bundesstaat und für Südafrika auf Rechtsmittel, 
die gegen die zivile Appellgerichtsbarkeit des obersten Gerichts- 
hofes der südafrikanischen Union ergriffen werden, wovon nur 
wenige reiche Firmen Gebrauch machen können (Keith, 

a* a« \JmJm 

§8. Fiifischemel imperialer Kultur: das römische 
Ägypten und das britische Indien« 

Literatur: Mommsen, Rom. Geschichte V, XII. Kapitel; Wilcken, 
Gnmdzüge und Chrestomathie der Papyruskunde I (19x2); Preisigke, 
Girowesen im griechischen Ägypten, 1910; Strachey, India its admini- 
stration and progress, 4. th. edition, 1911; Baden-Powell, The Land 
Systems of India, 3 vols. Oxford 1892; Chailley, Administrative Pro- 
blems of British India, 1910; Heynes, Indian Currency and Finance, 
1913; Kemmerer, Modem Currency Keforms, 1916, p. 3 — 152; Radh 
kamal Mukerjee, The Foundations of Indian Economics, 1916; Morison, 
The Economic Transition of India, 1916; Duchesne, Democracy and 
Empire, 191 6, cap. X; Ayeen Akbery, or the Institi^jtes of The Emperor 
Akber transl. by Francis Gladwin I (1800); Orme, Historical fragments 
of the Mogul Empire (1805); Manucci, Storia do Mogor, 4. vols, Indian 
Text series (1907 ff.); Report on Indian Constitutional Reforms, Fre- 
sented to both Houses of Parliament by Command of H. Majesty, 1918 
(Cd. 9x09); M. Weber, Wirtschaftsethik der Weltreligionen : «Hinduismus 
und Buddhismus, Archiv für Sozialwissenschaft Bd. 4z (1916), S. 613 ff> 

Gewisse Völker scheinen von der Natur dazu bestimmt, 
durch die Jahrhunderte hindurch auf ihrem geduldigen Rücken 
die Last und die Kosten einer ihnen fremden Kultur tragen 
zu müssen. Was Ägypten für das Weltreich imd die Welt- 
herrschaft Roms war, das bedeutet Indien für das britische 
Weltreich. Ob wir das Arsinoitenpaar, dessen Portraits uns 
ein glückUcher Zufall durch die Ausgrabungen bei Er-Rubajjat 
im Faijüm zutage gebracht hat, oder einen modernen Inder 
von heute betrachten: wir finden denselben tragisch-resi- 
gnierten Gesichtsausdruck, dieselbe Verständnis heischende und 
dennoch an der eigenen Zukimft verzweifelnde Miene von 
Völkern, die nur das Dienen gelernt haben, weil man ihnen 
keine Gelegenheit gegeben, auch zu zeigen, daß sie herrschen 
könnten. Und diese Gelegenheit war nicht etwa irgend einmal 
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durch eigene Unfähigkeit versäumt ! Nein, die Natur, die geo- 
graphische und klimatische Lage, hat es allein bewirkt, daß 
andere skrupellose Nationen, gewissermaßen durch die Natur- 
schätze des Landes herausgefordert, jene unglückUchen Völker- 
schaften unterjochten. Dabei wird das tragische Moment noch 
dadurch verstärkt, daß die Unterjocher selbst ihrer Beute 
nicht froh werden können. Dazu sind die Unterjochten viel 
zu kultiviert, um nicht, wo sie es können, gegen den Stachel 
zu löken. Aber die Unterjocher können ebensowenig von 
ihrer Beute los, wie die Unterjochten von ihrem Joche. Denn 
für die Bedrücker ist ihre Beute der Angelpunkt der Welt- 
herrschaft. Indien ist für das britische Weltreich, was Ägypten 
für das römische: der Fußschemel der imperialen Kultur. 
Da wie dort dieselbe wirtschaftliche Ausbeutimg, da wie dort 
dieselben politischen Machtmittel zur Erreichung jenes End- 
zieles. 

Die wirtschaftliche Ausbeutung tritt besonders in den 
Vordergrund. 

I. Der ägyptische Ackerbau diente hauptsächlich der 
Versorgung der stadtrömischen Bevölkerung in Gestalt der 
annona. »Nachdem Italiens eigener Getreidebau gesunken 
und Rom die größte Stadt der Welt geworden war, bedurfte 
dasselbe der stetigen Zufuhr biUigen überseeischen Getreides; 
und vor allem durch die Lösung der nicht leichten wirtschaft- 
lichen Aufgabe, die hauptstädtische Zufuhr finanziell möglich 
zu machen imd sicherzustellen, hat der Prinzipat sich be- 
festigt. Diese Lösung ruhte auf dem Besitz Ägyptens, imd 
insofern hier der Kaiser ausschließlich gebot, hielt er durch 
Ägypten das Land Italien nüt seinen Dependenzen in Schach« 
(Mommsen). Bei der großen Bedeutimg, die dem Ackerbau 
Ägyptens zukam, sorgten die römischen Kaiser dafür, daß die 
Nilüberschwemmung, von deren Ausgiebigkeit das Wohl und 
Weh des Landes abhing, in ausreichendem Maße vor sich 
ginge und die für den Feldbau bestimmte Anbaufläche inmier 
mehr erweitert würde. Dem dienten systematisch durch- 
geführte Wasser-, Damm- und Kanalbauten. In römischer 
Zeit sicherten schon 12 Ellen Wasserstandes eine VoUemte, 
8 Ellen eine Mittelemte. Aber freilich: mächtiger als alle 
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Vorkehrungen und Maßnahmen durch Wasser- und Kanal- 
bauten war die Natur. Versagte sie dem Land den nötigen 
Wasserstand des Nils, dann war Himger und Verderben sein 
Los, und rücksichtslos wurde die nach Rom bestimmte 
Getreidelieferung dennoch ausgeführt. 

Ganz ähnlich liegen die Verhältnisse des indischen Acker- 
baues der Gegenwart und seine Beziehimgen zur Ausfuhr auf 
den britischen Markt. Auch hier finden wir die Abhängigkeit 
des Landes von Wechselfällen der Naturerscheinungen. Auöh 
hier hängt das Wohl der Landwirtschaft oder das Eintreten 
von Himgersnot ab von der Regelmäßigkeit oder Unregelmäßig- 
keit der sog. Monsime. Nur daß die Engländer, noch weniger, 
als die Römer der Nilüberschwemmimg gegenüber, Maßnahmen 
der Vorkehrung gefunden, um das von Naturereignissen ab- 
hängige Übel, wenn es eintritt, zu mildem. Es steht nämlich 
fest — und eine Resolution der indischen Regierung hat es 
ausdrückhch festgestellt — , daß die Beziehungen zwischen 
einem schlechten Monsun, einem Ausfall in der Ernte und 
dem Leiden des Volkes vorhanden sind, daß, wenn die große 
Masse der Bewohner von einer Produktion abhängt, die wieder 
vom Regen abhängt, die ganze Volksgemeinschaft aufs tiefste 
davon berührt werde, da Arbeit, Lohn imd Subsistenzmittel 
davon abhängen. Und wenn man auch das Übel, das von 
Naturereignissen bedingt ist, nicht gründlich abschaffen kann, 
so kann man es dennoch mildern. Trotz aller dieser Feststel- 
lungen ist noch gar wenig geschehen. Es fehlen Eisenbahnen, 
die bloß zur Verteilung des Volksvermögens eingerichtet, den 
Getreideüberfluß aus den regenreichen in die regenarmen Gegen- 
den befördern könnten, es fehlen vor alleni die solchen Zwecken 
dienenden Kanäle. Denn die Ergiebigkeit der Eisenbahnen 
und damit das in ihnen investierte britische Kapital könnte 
unter dieser Konkurrenz leiden. Selbst die alten Damm- und 
Wehrbauten, die aus der Zeit des Moguls stammen und seiner- 
zeit durch ein System von Frohnden aufrechterhalten wurden, 
mußten unter britischer Herrschaft fallen gelassen werden, 
weil Frohnden vom Staat auferlegt, dem englischen Recht 
fremd sind. So macht sich die Hungersnot, wenn sie eintritt, 
als verheerendes Übel geltend, imd dennoch wird selbst in 
Zeiten der Hungersnot ausgeführt. Aber noch mehr, es wird 
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auch das Land, wie in römischer Zeit Ägypten, ausgebeutet. 
Nicht etwa zugunsten einer hauptstädtischen Proletarierbevöl- 
kerung, wie im alten Rom, sondern zugunsten des britischen 
Kapitalisten imd Unternehmers. Diese Ausbeutung des indi- 
schen Landbaues zugunsten der fremden Beherrscher erfolgt 
auf zweifachem Wege. 

Auf der einen Seite steigt die Jahresausfuhr von Weizen 
und Reis im Laufe der Jahre ganz beträchtHch an, aber die 
Anbaufläche von Weizen imd Reis wächst nicht in gleichem Maße : 

Es stieg nänüich die Weizenausfuhr zwischen 1901 — 1911 
von 7,3 MiU. engl. Zentner im Jahre 1901 auf 
27,7 Mill. im Jahre 1911; 
die Reisausfuhr 

von 34 Mill. aiif 52,4 Mill. 

Dagegen hat die Anbaufläche für Reis zwischen 1901 — 1911 
nur zugenommen 

von 70 Mill. acres auf 78,5 Mill.; 
und die Anbaufläche von Weizen in derselben Zeitperiode 

von 18,6 Mill. acres auf 24,4 Mill. 

Auf der anderen Seite erfährt die Gesamtanbaufläche der 
Lebensmittel eine weitgehende Verminderung zugunsten des 
Anbaues von Rohstoffen, insbesondere Baumwolle, Jute imd 
Ölsaat. Denn zum Teile wirken die Weltmarktspreise, wie 
z. B. der für Jute dahin, der eine Steigerung um 100—150% 
in den Jahren 1873 — 1912 erfahren hat. Zum anderen wirken 
Sozialeinrichtimgen nach derselben Seite, von denen gleich 
zu handeln sein Wird. TatsächHch ist diese Verminderung 
der Anbaufläche von Getreide und Reis zurückgegangen, wäh- 
rend sich die Anbaufläche der von der ausländischen und von 
der britischen Industrie benötigten Rohstoffe beträchtlich 
ausgedehnt hat. War in den Jahren 1893 — 1906 das gesamte 
Anbauareal um 17,4 Mill. acres angewachsen, so entfielen 
davon auf die Anbaufläche 

für Lebensmittel. . . 5,4 Mill. acres, 
» Rohstoffe .... 12,0 » » 

Während also die zum Leben notwendige Anbaufläche 
um 3% des gesamten Anbauareals gewachsen, hat die für 
Rohstoffe um 29% zugenommen. 
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Es werden schließlich, und das bewirkt den Charakter der 
Ausbeutung, keinerlei Rücksicht beobachtet, ob Hungersnot 
herrscht, ob die heimische Bevölkerung für Lebensmittel und 
namentlich Getreide imd Reis hohe Preise zu zahlen hat: 
es wird unter allen Umständen ausgeführt. Die annona muß 
eben abgeUefert werden, die Ausfuhr der Rohstoffe muß eben 
erfolgen, nicht etwa kraft staatlichen Machtgebotes wie im 
alten Rom, sondern kraft des sozialen Zwanges jener Wirt- 
schaftsgesetze, welche die 2^ahlungsbilanz einer Volkswirtschaft 
bilden und die fordern, daß das wirtschaftlich schwache Land, 
der geborene Schuldnerstaat, seine Wirtschaftsschulden im 
Auslande durch die ihm notwendigsten Subsistenzmittel, wenn 
notwendig, decke, nur um seine Jahrespassiven bei der Aus- 
gleichung der Handels- und Zahlungsbilanz, wenn möglich, 
zu beseitigen. Daher kommt es, daß die Preise der Lebens- 
mittel in Indien (namentlich Weizen, Hafer, Reis) eine so 
imgewöhnliche Höhe erreichen. 

Man hat festgestellt (Mukerjee, a. a. O.), daß wenn für 
das Jahr 1900 die Lebensmittelpreise, insbesondere die Ge- 
treidepreise mit der Indexziffer von 100 angesetzt werden, sie 

1898 139, 

1900 142, 

1905 147, 

1906 ...... 179, 

1907 180, 

1909 195» 

1910 168 ' 

angesetzt werden müßten. Dabei sind in derselben Zeitperiode 
die Rohstoffpreise auf dem Weltmarkt nicht übermäßig ge- 
stiegen. Allerdings Jute, wie wir sahen, um 100 — 150%. Da- 
gegen ist der Baumwollpreis ziemlich stationär geblieben, 
ebenso der für Leinöl; der Preis für Indigo ist erheblich ge- 
fallen. Also rein wirken jene Wirtschaftsgesetze, von denen 
wir oben gesprochen, nicht. Denn der Antrieb, die Anbau- 
fläche für Rohstoffe zu vergrößern, kann nicht von der Welt- 
marktskon jimktur kommen. Es treten hier soziale Einrich- 
tungen hinzu, die aus der Mogulzeit stammen, wo sie staat- 
liche Einrichtungen waren. Hier ist der Punkt, wo der Ver- 
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gleich mit dem römischen Weltreich besonders lohnend wird. 
Wir meinen den Zwang, den der römische Staat zur Durch- 
führung seiner Annonapohtik ausgeübt hat. 

Dieser erfolgte mit Hilfe eines Systems von Liturgien, 
Fronden, Staatsbanken imd Staatsspeichem und hatte zur 
Voraussetzung das staatliche Bodenmonopol. Auf Grund des 
letzteren konnte der Staat zunächst aus den Kaiserdomänen 
mit Hilfe von Zwangsdiensten (Liturgien), durch die er sich 
ein Steuerhebungs- und Aufsichtspersonal schuf, und mit Hilfe 
von Fronden, die er der landbauenden Bevölkerung auferlegte, 
den größtmöglichen Ertrag herauswirtschaften. Ja, er konnte 
selbst durch Schaffung von großen Privatbesitzungen dasselbe 
leisten, indem er ihnen die Last der Bodenbestellung zwar 
auferlegte, aber mit Hilfe von Liturgien und Fronden, kurz 
mittels SchoUenpflichtigkeit und Kolonat die nötige Arbeits- 
kraft zur Bewirtschaftimg der dem Staate Pflichtigen Lände- 
reien sicherte. Ein System von Staatsspeichem nahm die in 
natura gezahlten Getreidesteuem auf imd machte sie für Rom 
versandfähig, während ein System von privaten, vom Staate 
privilegierten Banken, mit den Staatskassen in Verbindimg 
stehend, dafür sorgte, daß der Zahlungsverkehr im Lande 
trotz der Naturalwirtschaft anstandslos vor sich gehen konnte 
imd große Getreideverschiebungen zu Zahlimgszwecken über- 
flüssig machte. 

Dieses System der Ausbeutung des Landbaues imd der 
ländUchen Bevölkerung war auch unter dem Vorgänger der 
britischen Herrschaft in Indien vorherrschend. Der Islam hatte 
in Ägypten die oben beschriebene Maschine zur Ausbeutung 
unterworfener Bevölkerung als Nachfolger der Byzantiner 
kennengelernt (s. Becker in der »KHo« IX (1909), S. 2 ff.) 
und sie dann in allen ihm unterworfenen Gebieten eingeführt. 
Wir dürfen uns deshalb nicht wundem, wenn wir es in seiner 
Ausbildung schon zur Zeit des Kaisers Akbar genau so be- 
schrieben finden, wie es uns die Papyri für Ag5T)ten zeichnen. 
Schon die »Ayeen Akbery« kennen die auch dem Islam wohl- 
vertraute Einrichtung der Mihtär- und Amtslehen (tunkah 
und seyurghal). Als die Briten ins Land kamen, fanden sie 
unter dem Herrscher die sog. talukdars, d. h. die Vasallen der 
großen Würdenträger. Das Seyurghal der »Ayeen Akbery« 
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bestand mitunter aus ganzen Ortschaften. Unter den taluk- 
dars standen die Zemindars als Vasallen. So waren^ wie im 
römisch-byzantinischen Rechte, die Pagarchen mit quasi- 
lehensrechtlicher Befugnis, diese Mimsubdars . (Träger von 
Kriegerlehen), Inhaber von Se5mrghals (Amtslehen), taluk- 
dars und zemindars ausgestattet. Und unter ihnen frondete 
die große Masse der Landbevölkerung, kontrolliert von* litur- 
gischen Amtsträgem imd Steuereinnehmern, deren Amt halb 
Uttirgischen Charakter, halb den von Staatspächtem an sich 
hatte. Die Uturgischen Ämter waren, wie ims die »Ayeen 
Akbery« sagen, der patwary oder Dorf Schreiber entsprechend 
dem ägyptischen Kommogrammateus, femer der kanoongo, 
der KontroUeTu: des Dorfes. Über ihnen stand der ämil oder 
Steuereintreiber, der sein Material teils von den eben genannten 
Dorfliturgisten, teils von der Staatskasse erhielt, aber mit 
den Dorfältesten Fühlung nehmen mußte, die nach Art der 
ägyptischen Dekaproten für das Steueraufkommen des Dorfes 
verantwortlich waren. Der amil hatte die Rechtsstellung 
eines römisch-ägyptischen Halbbeamten. Denn er bekam einen 
Anteil von den Steuererträgnissen, ja besondere Vergütung, 
wenn er den Anbau in einem Dorfe ganz besonders gefördert 
hatte (Ayeen Akbery, a. a. O. II, 326). Er war auch ver- 
pfUchtet, dem Landbauer Gelddarlehen zu gewähren, von 
keinem Landbauer mehr zu verlangen, als wozu er sich mit- 
tels einer an die antike pactio erinnernden Abmachung ver- 
pfUchtet hatte. Denn diese Kleinpächter des Staatslandes 
legten alle ihre VerpfUchtungen, die sie dem ämil gegenüber 
auf sich nahmen, schriftlich fest, wenngleich die Dorfältesten, 
nach Art der römisch-ägyptischen Dekaproten, für das Manko 
am Steuersoll verantwortlich waren (Ayeen, a. a. O. II, 329: 
The amnU shall take a written Obligation from the principal 
inhabitants, to discover any difference that may happen in 
the crops). Aufgabe des ämil war, Nachlässe von der Steuer 
zu gewähren, wenn Teile des bebauten Landes imergiebig 
wurden. Eine epibole fand hier aber mitunter auch statt, 
was Ayeen Akbery euphemistisch folgendermaßen zmn Aus- 
drack bringen (II, 327) : »Wenn ein Bauer fähig ist, mehr Öd- 
land zu bebauen, als zufällig in seiner Dorfschaft ist, dann 
soll ihm Land gewährt werden an einem anderen Platze«. 
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Dem amil steht, wie den Steuerhebungsorganen in Ägypten, 
ein sorgfältiges Katasterwerk zur Seite, das durch Vermes- 
sungsorgane imd Aufseher entsprechend den römisch-äg3rp- 
tischen mit der Episkopsis betrauten Lokalinspektoren immer 
neu revidiert und verbessert wird. Auch hier in Indien liegt 
dem Kataster die ägyptische Unterscheidung von yij oßQoxog 
bzw. yfj ^^ßfoxog zugrunde, d. h. Land, welches von der Über- 
schwenmiimg nicht oder nicht genügend erreicht worden ist, 
imd Land, von dem die tJberschwemmimg überhaupt nicht 
gewichen ist. Dies hieß hier »Checher Land« und hatte be- 
sondere Zahlungsprivilegien (Ayeen Akbery, II, 311). Das 
übrige, oder »gute« Land zerfiel in solches, welches alljährhch 
bestellt werden mußte (poolej), und Land, welches nur für kurze 
Zeit brachliegen durfte (perowty). Hingegen durfte Checher 
Land 3 — ^4 Jahre brachliegen. Bunjeer Land, Ödland, war 
solches, welches mehr als 5 Jahre brachgelegen. Für die 
Bestellung dieses war eine Fruchtfolge von 4 Jahren auf- 
gestellt mit einem zugehörigen Abgabentarif (Ayeen Akbery^ 
II, 312 f.), worauf es poolej-Land, oder Land bester Bestellimg,^ 
wurde und die Abgaben wie von solchem zahlte. Die Abgaben 
oder das Zensuswerk war für 10 Jahre gewöhnhch festgestellt. 
All dies setzt eine stark reglementierte, kontroUierte imd durchs 
Zwang in Bewegung gesetzte Landwirtschaft voraus. 

Die Engländer, die in diese Rechtsverhältnisse eintraten,, 
machten die Lehens- und Steuerpächter zu Eigentümern imd 
überließen hier die landbauende Bevölkerung ihrem Schicksal. 
Das sind die sog. zamihdari-Dorfschaften, die namentüch in 
Bengal, Assam, Oudh u. a. vorherrschen. In anderen Pro- 
vinzen blieb der Staat, als Nachfolger des islamischen Herr- 
schers, Alleineigentümer, gab aber gegen Grundrenten, die 
nur alle drei Jahrzehnte geändert werden können, das Land 
an Dauerpächter mit quasi-eigentümerischen Rechten (sog. 
ryotwary-System). Liturgien imd Fronden sind vom Rechte 
nicht mehr gekannt, wenigstens verwendet der Staat sie 
nicht, aber ein Bück in jede Dorfechaft zeigt, daß die liturgi- 
schen Amter wenigstens sozial noch fortbestehen. Da ist 
der Dorfschreiber imd der kanoongb, da ist der Polizeibüttel 
und Dorfschmied u. a. Sie werden liturgisch verwaltet und 
die Gemeinde »entlohnt« sie nach einem Tarif, der in ge^ 
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wissen Naturalabgaben von der Ernte eines jeden Landbebauers 
abgehoben wird. Eine ähnliche UmMrandlung von Liturgien 
in Steuern, die dem Dorf auferlegt waren, findet sich auch 
im römisch-byzantinischen Ägypten (örtel. Die Liturgie, 1917, 
S. 85 ff. M. Weber a. a. O. S. 705 f. erklärt einen Teil von 
ihnen als Heloten des indischen Dorfes.). 

Und das Volk frondet! Zwar nicht mehr dem Staate, 
wohl aber den zamindars oder den britischen Expor- 
teuren, welche durch ihre Fimktionäre ihre Hände in jede 
Dorfschaft hineinstrecken. 

Der indische Landbauer ist in seiner überwiegend großen 
Zahl verschuldet und immer geldbedürftig. Der indo-britische 
Exporteur von Jute, Bäumwolle, Leinöl u. a. m. leiht ihm 
Geld für die Saat und den Anbau, verlangt von ihm aber zu 
möglichst hohen Zinsen in natura den Anbau jener Roh- 
stoffe, die ihn interessieren. Das Geld oder Saatgut wird 
durch Vermittlimg von Hausierern, paikars oder beparis, ver- 
heben. Mitimter wird ein Warenhaus der nächstUegenden 
Ortschaft direkt mit den Landbauem, aber im Auftrage der 
Großfirma tätig, mitimter sind es die Hausierer, die aber die 
kleinbäuerliche, Rohstoff produzierende Bevölkenmg ver- 
. anlassen, ihre in natura gezahlten Zinsen oder Kapitalamorti- 
sationen an sie und ihre Speicher abzuführen. Ein Vertreter 
des Exporteurs in der Großstadt, sog. gumaschta, überwacht 
die Geldverleihung, den Abtransport der eingeUeferten Waren 
aus den Speichern jener Warenhäuser zur See nach England 
und verrechnet mit den paikars imd den Warenhäusern (arat- 
dars), welche gegen Übernahme derVerantwortlichkeit (dschonk) 
für die Solvenz des Landbauers eine nicht imerhebUche 
Provision selbst einstreichen. Die Eisenbahnen, die auf Er- 
giebigkeit bedacht sind, imterstützen diese Frondenwirtschaft 
nicht unerhebUch. Denn da es sich hier immer um große 
Ladimgen auf weite Transportstrecken imd um Überseever- 
frachtung handelt, haben sie an solchen Transporten im Fem- 
verkehr mehr Interesse als an Landtransporten in und aus dem 
Innern des Landes zur Versorgung der Bevölkerung mit in 
Indien erzeugten Lebensmitteln. Alles in allem kann man wohl 
sagen: die britische Herrschaft hat zwar formal- 
rechtlich die Ausbeutung der Landbevölkerung 
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durch Liturgien und Fronden; diese Totengräber 
jeder Volks Wohlfahrt (Wilcken, a. a. O. 354)» abge- 
schafft. Sie hat aber den aus der Islamzeit be- 
stehenden Sozialmechanismus, der die Grundlage 
jenes Prozesses bildet, nicht beseitigt. In die vom 
Staate so offen gelassene Stelle ist dann der Ex- 
porteur der Rohstoffe getreten und hat das System 
von Liturgien und Fronden in Formen der kapitali- 
stischen Gesellschaft aufrechterhalten. Der Staat, 
der, wie wir noch sehen werden, sich ehrUch um das Wohl- 
befinden der ihm Unterworfenen durch eine Staatsbureau- 
kratie bemüht, hat durch Festhalten an dem Bodenmonopol, 
der Grundrente als Hauptsteuer, der Zurückdämmimg von 
Industrie imd Verkehr, nur die Rolle und Funktion, die in- 
dische Landbevölkerung an dem Orte ihrer Fronden zurück- 
zuhalten und, ohne daß er es merkt, die Fronwirtschaft 
des britischen Kapitals zu unterstützen. 

Ein interessanter Beleg für die Tatsache , wie das britischeRe- 
gierungssystem die aus dem Mogulreiche herstanunenden Ein- 
richtimgen sozial weiter bestehenläßt, ohne sich um ihr Wir- 
ken sonderHch zu bekümmern, gleichviel ob sie volkswirtschaf t- 
hch günstig wirken oder nicht, sind die sog. Mufassil-Banken. 
Diese Banken hatten unter dem Mogul eine ähnUche 
Funktion, wie die staatlich privilegierten Banken im 
römischen Ägypten, nämlich den Zahlimgsverkehr bei vor- 
herrschender Naturalwirtschaft zu erleichtern, Geldzahlungen, 
die doch in Metall geleistet werden mußten, auszuführen ; wenn 
nötig, auch die Besoldimg gewisser Staatsfunktionäre, die mit- 
imter in Geld zu erfolgen hatte, zu zahlen. SchUeßüch hatten 
sie, und daher wohl ihr Name, dem Staate die Naturalsteuern 
durch Vorschüsse in Metall oder Papierwährung zu eskomp- 
tieren. Heute ist ihre Funktion nicht mehr im staatlichen 
Interesse. Wohl aber schießen sie dem Landbauer und größeren 
Grundbesitzer Geld vor für Konsumptions-, Produktions- und 
Steuerzwecke, wenn er größere Zahlung'en zu leisten hat. Sie 
übernehmen dann die Naturallieferungen des Grundbesitzers 
imd händigen ihm dagegen an Stelle von Geld sog. hondees 
aus, die er dann gegen Kommissions- und Diskontogebühren 
in Geldeswert umtauschen oder an Zahlungs Statt begeben 

Hatschek, Britisches und römisches Weltreich. 15 
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kann. Die hondees werden von Geschäftsfreunden und anderen 
Mufassilbanken yne Geldwert angenommen und zirkulieren 
mit kurzen Verfallsterminen (ii., 21., 41., 51. Tag vom Zeit- 
punkt der Ausstellung des Wechsels) im ganzen |.and. Man 
kann sie nicht Kreditbanken nennen, sondern sie sind Mittel 
des kaufmännischen Wechslergeschäfts, das durch seine mit 
dem Exportgeschäft zusammenhängenden Transaktionen Roh- 
stoffe aus dem Innersten des Landes zum überseeischen Trans- 
port reif macht. 

II. Auch auf industriellem Gebiete beutet der eng- 
lische Staat Indien aus, freiUch nicht direkt wie der römisch- 
byzantinische Staat Ägypten, wohl aber indirekt durch die 
Überlegenheit der englischen Industrie und Geldmacht. Im 
römischen Ägypten war das aus der Ptolemäerzeit bekannte 
Monopolsystem, wo der König der größte Großindustrielle 
und Großkaufmann des Landes gewesen, jedenfalls forterhalten, 
wenn nicht gar gesteigert. Denn es steht zweifellos fest, daß 
die Monopole, die in der byzantinischen Zeit bestanden (z. B. 
Beschränkung der Freizügigkeit der Arbeiter, die in kaiser- 
Uchen Fabriken arbeiteten), ihre Vorläufer schon in der Ptole- 
mäerzeit gehabt haben. Auch ist nur unter der Voraussetzung 
staatUcher Monopole die Ausdehnimg der Lieferungen (annona) 
aus Ägypten an die Reichshauptstadt auf andere Gegenstände 
als bloß Getreide — wie sie AiireUan vornahm — verständlich. 
Zu diesen Gegenständen gehörten Leinwand, Werg, Glas, 
Pap3n:xis. WahrscheinHch wurde auch die Bimt- imd Gold- 
wirkerei in kaiserlichen Fabriken betrieben. Monopolistische 
Ausbeutung durch den Staat setzt aber voraus, daß die Be- 
darfsartikel des täglichen Lebens von Handwerkern erzeugt 
werden, und um zu verhüten, daß letztere nicht so hoch komnlen, 
um in die dem Staate vorbehaltenen Monopole störend einzu- 
greifen, werden diese Handwerker in Zwangsverbände einge- 
spannt, wie dies auch in Ägypten in der Römerzeit der Fall 
war. Namenthch tritt aus byzantinischer Zeit der Charakter 
der Erblichkeit des Handwerkerstandes hervor. 

In Indien hat die enghsche Regienmg nicht erst nötig, 
solchen erblichen Handwerksstand zwangsweise zu schaffen. 
Soziale Verhältnisse haben hier von alters her (neuere For- 
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schung ist geneigt» hierfür das 2. vorchristl. Jahrhundert an- 
zusetzen) Verbände und Berufevereine, die sog. Kasten, ge- 
schaffen, welche die erbhche Gebundenheit an einen Beruf 
durch Mittel des sozialen Zwanges sichern. Die englische Re- 
gierung hat — sicherlich ohne ihre Schuld — nichts dagegen 
tun können, wenngleich die Kastenunterschiede sich nament- 
lich bei dem Regierungsgeschäfte imd für die sozialen Bezie- 
hungen von Herrschern und Beherrschten hinderhch erweisen. 
Auf industriellem Gebiete verhindern sie jedenfalls die Zu- 
sammenballung großer Kapitahen für Untemehmerzwecke und 
bewirken, daß der monopolistischen Ausbeutimg durch nicht- 
heimische Machtfaktoren Tür imd Tor offen stehen. Dies ist 
auch erfolgt. Im Unterschied vom römischen Ägypten haben 
sich daher die monopolistischen Betriebe, durch welche Indien 
ausgebeutet wird, nicht hier, sondern außerhalb des Landes ent- 
wickelt . Es sind auch keine Monopole des englischen Staates, 
wohlaber englischer Fabrikanten und Geldleiher. Die Ausbeutimg 
durch diese Privatmonopohsten ist auch keine öffentliche, son- 
dern verbirgt sich hinter eigentümlichen Formen britischer Ka- 
pitals- und Finanzwirtschaft. Im Mittelpimkt dieser versteckten 
Monopolwirtschaft steht der Begriff der sog. »HomeCharges«. 

Darunter versteht man Zahlungen, die die indische Staats- 
kasse an englische Gläubiger, seien es Private oder der Staat, 
zu zahlen hat. Besser als alle Definition belehrt ims der In- 
halt dieser Home Charges über ihren Charakter. Sie betrugen 
im indischen Budget des Jahres 1910/11 die statthche Summe 
von 19054500 £ (s. Morison, a. a. O. 235). Davon entfielen: 

Auf Zinsen für indische Staatsschulden . . 11 107400 £, 
auf Zahlungen, die in Verbindung mit den 

Zentralstellen in Indien stehen. .... 139625 » 
Besoldung des in L o n d o n seßhaften India Office 202 975 » 
Kosten der Unterhaltung der britischen Ar- 
mee und Flotte in Indien 1 091 600 * 

Lieferungen aller Art an Behörden in Indien 1046800 » 

Urlaubsgelder (Heer, Flotte, öffentl. Arbeiten) 970 500' » 
Pensionen an ehemahge britisch - indische 

Staatsbeam,te 4495600 » 

zusammen . . 19054500 £. 

I5* 
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Berücksichtigt man, daß (vor dem Weltkrieg!) das ganze 
indische Budget alljährlich mit einer Smnme von durch- 
schnittlich 54 Mill. £ balanciert werden konnte, daß femer 
die >vichtigste Einnahme dieses Budgets, die sog. Grundsteuer, 
durchschnittlich 2i Mill. £, also bloß 2 Mill. m^r beträgt 
als diese sog. Home Charges, so wird man nicht anstehen, zu 
behaupten, daß das Land zugunsten Englands durch die Home 
Charges stark überlastet ist. Man darf sich auch darüber 
nicht hinwegtäuschen lassen, wenn Engländer behaupten, 
daß ein so großes Reich, wie Indien, zum Schutze und zur 
Verwaltung doch Ausgaben machten müßte, die ihm durch 
britische Beamte, britisches Heer und Flotte nun abgenom- 
men würden. Der Unterschied ist eben der, daß Indien im 
Falle seiner Selbständigkeit nach eigenem Gutdünken befinden 
könnte, was es an Ausgaben dieser Art leisten wollte und 
könnte und daß selbst dann heimischen Indem, nicht aber' 
fremden Engländern die Ausgaben, die im Staatsinteresse ge- 
macht werden müßten, zugute kämen. 

Diese Art der Ausbeutimg Indiens ist aber nur die 
eine Schattenseite. Durch ihre Verbindimg mit dem indi- 
schen Währungsproblem führt sie zu der monopolistischen 
Ausbeutung Indiens durch Englands Industrie. Der englische 
Gläubiger, der durch die Home Charges befriedigt werden soll,- 
will seine Sicherheit haben, daß ihm die Zahlungen in einer 
Währung zugehen, die von den Fluktuationen des internatio- 
nalen Valutamarkts unabhängig ist. Das aber heißt die Qua- 
dratur des Zirkels erfinden wollen. Denn nichts ist weniger 
stabil imd von den Schwankungen jenes Marktes abhängiger 
als die indische Valuta. England und Indien haben ver- 
schiedenen Geldfuß, Goldwährung hat England, Indien die 
Süberwährang, wenigstens bis 1899. Vor 1873 war das Ver- 
hältnis von Gold und Silber auf dem Weltmarkt stabiler als 
nachher. Der Wechselkurs der Rupie war selten niedriger 
als 2 sh. Nach 1873, hauptsächlich wegen des Übergangs 
zur Goldwährung in Deutschland und Frankreich, begann der 
Wert des Sübers zu sinken. Die Folge davon war, daß Indien 
bei Begleichung seiner »Home Charges« bei sinkendem Silber- 
wert mehr Rupien zu zahlen hatte als vorher. Wenn die Rupie 
gleich 2 sh. stand, so konnten 1000 Rupien in England 100 £ 



§ 8. Fußschemel imperialer Kultur: d. r5m. Ägypten u. d. brit. Indien. 220 

kaufen ; war die Rupie bloß i sh. 3 d. wert, so konnten 1000 Ru- 
pien in England nur 62 £ 10 sh. kaufen. Die Home Charges 
müssen in englischer Währung gezahlt werden. Da ergab sich 
1892/93 die traurige Tatsache, daß man, um sie, die damals 
16532000 £ betrugen, mittels Rupien auszugleichen, bei dem 
damaligen Wechselkurs der Rupie 264780000 Rupien brauchte, 
während man sie bei der Relation, die noch 1873/74 vorge- 
herrscht hatte, mit 177520000 Rupien hätte ausgleichen können. 
Nicht bloß die »Home Charges« drohten das indische Budget 
aus dem Gleichgewicht zu bringen, es war überhaupt unmög- 
Uch, einen vernünftigen Staatshaushalt für Indien aufzustellen. 
Ein Mitglied des damals zum Studiimi der Frage eingesetzten 
Herschell Committee, Sir David Barbomr, verdeutlichte dies 
durch folgende Worte: 

»Wenn wir das jetzige Budget (für 1892/93) mit einem 
Defizit von 15950 Rupien veranschlagen und sich der Markt- 
wert der Rupie bloß um i d. hebt, so haben wir einen Staats- 
überschuß. Wenn sie um i d. sinkt, so haben wir ein wei- 
teres Defizit von 30 Mill. Rupien. Wenn wir eine Steuer 
auferlegen, sagen wir im Ausmaße von 15 Mill. Rupien, so 
kann eine leichte Wendimg des Marktrades uns eine weitere 
Besteuerung von derselben Höhe nötig machen. Eine leichte 
Drehimg des Rades nach der entgegengesetzten Seite kann 
uns aber jeder Besteuerung überheben.« 

Das Herschell Conmiittee führte dazu, die freie Prägung 
der Rupie in den indischen Münzstätten überhaupt aufzuheben. 
Dadurch hoffte man zunächst von der Valutaspekulation und 
den Schwankungen des Weltmarktes wenigstens teilweise los- 
zukommen. Die Aufrichtung der Goldwährung, wie sie damals 
auch für Indien empfohlen wurde, überließ man künftigen 
Zeiten. Das Jahr 1899 brachte auf Grund der Vorschläge des 
sog. Fowler Conunittee die nominelle Einführung eines fixen 
Wertverhältnisses zwischen der englischen und indischen 
Münzeinheit, was man nur ganz oberflächhch die Einführung 
der Goldwährung in Indien nennen darf. Die Wertrelation 
war I £ gleich 15 Rupien oder i Rupie gleich i sh. 4 d. 
Indien, dieses industriearme Land, braucht, wie Keynes aus- 
führt, gar nicht diese Goldwährung, wie denn auch das Gold 
nicht im Lande zirkuliert, sondern bloß als Reserve in Ster- 



230 II' '^^1* Verlassnngs- und Verwaltungsparallelen. 

lingvaluta oder Golddevisen teils in London, teils in Indien im 
Staatsdepot erhalten wird. Was sonst versuchsweise in den Ver- 
kehr kam, verfiel der Thesaurierung in Privathänden. Den ein- 
zigen Vorteil haben die Gläubiger Indiens,Private und Pensionäre, 
welche Zahlungen in Rupien erwarten und so den Schwan- 
kungen der Rupie auf dem Geldmarkt nicht ausgesetzt sind. 
Allerdings würde man der englischen Regierung Unrecht 
tun, wenn man nicht anerkennen wollte, daß parallel mit den 
angeführten Maßnahmen auch solche ergriffen wurden, um 
eine gewisse StabiHtät der Rupienwährung auf dem Valuta- 
markte herbeizuführen. Dazu gehört die Erhaltimg einer sog. 
Gold-Standard-Reserve. Sie betrug 1910 etwa 18,7 Mill. £, 
davon waren rd. 13 Mill. in Sterlingdevisen, 3 Mill. in Ster- 
lingwährung und 2,5 Mill. £ in Rupien angelegt. Der Zweck 
der Gold- Standard-Reserve ist in schlechten Zeiten, wenn der 
Warenexport aus Indien versagt und die Handelsbilanz daher 
anders als durch die Ausfuhr indischer Waren auszugleichen 
ist, der Kurs der auf Indien gezogenen Schatzanweisungen 
niedrig ist, in solchen Zeiten die Zahlungen in der Heimat 
diirch Sterlingwechsel auf London zu leisten und den Rupien- 
wert durch Ankauf von Rupien zu heben. Auch steht der 
indischen Regierung in Indien ein eigener Reservefonds (cur- 
rency reserve) zur Verfügimg, der einmal ziir metallischen 
Deckung der Papiemoten, die die indische Regienmg ausgeben 
darf, dient und zum zweiten dann der Regierimg in Indien die 
Möglichkeit gibt, in Zeiten, wo Gold ins Land fließt, d. i. 
wenn der indische Export von Waren sehr aktiv ist, dieses 
Gold zum Ankauf von Golddevisen oder zum Aufkauf von Sil- 
ber, das die Regierung zu Rupien schlägt, zu verwenden. — 
Der Schlagschatz, der durch das Prägen der Rupien gewonnen 
wird, verstärkt die Gold-Standard-Reserve. Durch die Auf- 
speicherung von Gold in Indien und England verfügt die 
Regierung .über Machtmittel,, tun den Marktkurs der Rupie 
auf dem Geldmarkt zu beeinflussen. Freilich kann sie dies 
nicht immer mit dem nötigen Erfolg. Sie muß ihre Schatz- 
anweisungen auf dem Londoner Markt mitunter zu einem 
Kurse ausbieten, der tief unter der Relation i Rupie gleich 
16 d. steht. Der internationale Geldmarkt läßt sich eben nicht 
von Calcutta oder Delhi dirigieren. Was bedeutet aber der 
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Versuch, rein wirtschaftlich gei^ommen, solche Leitung des 
Rupienkurses durchzusetzen? 

Für den indischen Exporteur, der beispielsweise die Zah- 
lung von 1000 £ zahlbar in London erwartet, bedeutet bloß 
die kleine Erhebung des Rupienpreises auf dem Londoner 
Geldmarkte von 14 auf 15 d., daß ihm statt 17 140 Rupien 
(dem früheren Wert der 1000 £) jetzt bloß 16000 Rupien 
gezahlt werden, daß also die ursprünghch als Kaufpreis 
kalkuUerten 17 140 Rupien nur durch größere Menge der ex- 
portierten Wareneinheit zu erlangen sind. Was dem einen 
»sin Uhl«, ist dem anderen »sin Nachtigal«. So angenehm der 
britischen Regierung und den bitischen Pensionären die 
Hebung der Rupie sein mag, der indische Importeur sieht ihr 
imter Umständen nur mit einem nassen Auge entgegen. 
Anders der indische Importeur englischer Waren. Er hat 
für 1000 £ Waren in England gekauft und hat sie in Rupien 
zu zahlen. Sinkt die Rupie im Wert, so ist er natürlich ebenso 
trostlos wie sein Gegenbild, der Exporteur indischer Rohstoffe, 
bei einem Steigen des Rupienwertes. Steigt die Rupie im 
Sterlingwert, wozu die Regierung, wie wir hörten, alles 
Mögliche tut, dann hat er für die importierten Waren aus 
England weniger in Rupien zu zahlen. Mit anderen Worten : 
die Maßnahmen zur Hebung des Rupienwertes, die von der 
Regierung veranlaßt werden, stellen eine indirekte Import- 
prämie zugimsten englischer Waren dar. Durch die Maß- 
nahmen der Regierung wird also für den indischen Exporteur 
der »Ausverkauf Indiens «, für den Importeur englischer Waren 
eine Importprämie gewährleistet. Beides bedeutet die Ausbeu- 
tung Indiens durch Einrichtung eines Monopols Englands auf 
den Bezug von Rohstoffen und auf den Import englischer 
Fabrikate nach Indien. 

Das letztere wird noch durch den indischen Zolltarif ge- 
fördert. Derselbe stellt seit 1894 mit Verbesserungen aus den 
Jahren 1916 und 1917 einen Wertzolltarif dar. Die einge- 
führten Waren werden ad valorem mit 7%% des Wertes ver- 
steuert. Baumwollgarn und -faden sind zollfrei imd indische 
Gewebe, gewoben in Indien, unterliegen einer Inlandsteuer von 
3%% des Wertes. Diese beiden Bestimmungen sind Konzes- 
sionen, die an die Lancashire-Industrie gemacht werden mußten ! 
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$ 9. Imperiale MachtmitteL 

Literatur: Die zum vorigen Paragraph angeführten Schriften. 

« 

Die politischen Machtmittel zur Durchführung der wirt- 
schaftlichen Ausbeutimg des Landes zeigen eine auffallende 
Ähnhchkeit der Methoden beider Weltreiche. 

Die römische Herrschaft über Ägypten ist wie die der 
Briten über Indien eine absolute Staatsgewalt. Hier wie dort 
fehlt es in dem imterworfenen Lande an eii^er kommunalen 
Selbstverwaltimg. Hier wie dort werden die nationalen bzw. 
Rassenunterschiede der Bevölkerung durch ein divide et im- 
pera ausgenützt, während die Beherrscher sich in sozialer Be- 
ziehimg absichtlich von einer Mischung mit der unterworfenen 
Bevölkenmg fernhalten. Hier wie dort ist es ein allmächtiges 
Beamtentum, das in seinen höheren Stufen sich ausschließUch 
aus der herrschenden Nation rekrutiert, in seiner Gesamtheit 
aber das den Wirtschaftskörper des Landes in Bewegung 
setzende Element ist. Die dem ägyptischen Staate von der 
Ptolemäerzeit anhaftende und charaktergebende Staatsbureau- 
kratie wird von den Römern übernommen und weiter aus- 
gebildet. Sie hat ihr Widerspiel im britischen Indien, das, 
wie wir oben sahen (s. § i), ebenfalls, wie das römische 
Ägypten, nach Art eines großen Staatsoikos beherrscht wird. 

I. Die Einrichtung der absoluten Herrschaft. 

Die Grundvoraussetzung dieser absoluten Herrschaft ist 
in beiden Weltreichen dieselbe : nämlich die Tatsache, daß auch 
die Vorgängerin dieser Herrschaftsgewalt eine absolute ge- 
wesen. 

Die Römer nahmen die Herrschaft über Ägypten als 
Rechtsnachfolger der Lagiden in Anspruch, die über das Land 
unumschränkt geherrscht hatten. Deshalb datierte man auch 
in der Römerzeit nach den Königsjahren des jeweiUgen Herr- 
schers, imd zwar auch alle offiziellen Regierungsakte. Gemil- 
dert war dieser Absolutismus • nur durch die Tatsache, daß 
der römische Princeps nicht seine Residenz und Hofhaltung 
im Lande selbst aufschlagen konnte. Für die Engländer war 
imd ist der Rechtstitel ihrer Herrschaft über Indien die abso- 
lute Gewalt des Großmoguls, in dessen Rechte sie als Rechts- 
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nachfolger eingetreten sind. So sehr hat dieser Gedanke bis 
in die neueste Zeit vorgeherrscht, daß man erst unter dem 
Vizeköiiig Lord Minto auf den Gedanken gekommen ist (Refor- 
men von 1907 — 1909), dieses absolute Großmogulsystem mit 
dem einer konstitutionellen Beschränkung durch Volksver- 
treter in Indien zu verbinden (Report, a. a. O. 63 : »The pro- 
blem which Lord Minto's Government set themselves to solve 
was how to fuse in one Single government the two Clements 
which they discemed in the origins of British power in India. 
They hoped to blend the principle of autocracy derived 
from the Moghul emperors and Hindu kings with the 
principle of constitutionalism derived from the British Crown 
and Parliament. ...«), Wenn der Report noch hinzufügt, daß 
beabsichtigt worden sei, »eine konstitutionelle Autokratie zu 
schaffen, welche toto coelo von dem asiatischen Despotismus 
verschieden sei«, so ist damit indirekt zugegeben, daß sie bis 
damals eben nicht bestanden hat. 

Die Rechtsnachfolge in die absolute Herrschaftsgewalt 
kommt auch in dem Titel zum Ausdruck, den der König von 
England als Beherrscher Indiens führt, nämlich Kaiser von 
Indien (Royal Titles Act von 1876: 39/40 Vict., c. 10). Sie 
äußert sich auch gelegentlich bei dem Regierungsantritt eines 
neuen Monarchen oder bei sonstigen f estUchen Anlässen in dem 
Abhalten eines sog. Durbar, einer großen Hof- und Vasallen- 
schau. 

Die Verwirklichung der absoluten Herrschaftsgewalt be- 
stand in dem römischen Ägypten in zweieriei: einmal wurde 
die Metropolgewalt in Rom, soferrr sie Ägypten betraf, dadurch 
absolutistisch ausgestaltet, daß die Dyarchie, die für das übrige 
Weltreich im Zusammenarbeiten von Princeps und Senat be- 
stand, für Ägypten durch die Alleinherrschaft des Princeps 
ersetzt wurde. Auch war der Senatorenstand von der Teil- 
nahme am Regiment über Ägypten ausgeschlossen. Es war 
den Senatoren sogar untersagt, die Provinz zu betreten. So- 
dann fehlte auch im beherrschten Gebiete jede Kontrolle der 
Bureaukratie. Ägypten hatte imter allen römischen Provinzen 
keinen Provinziallandtag (s. über diese oben S. 196 ff.). »Der 
Landtag ist die Gesamtrepräsentation der sich selber verwal- 
tenden Gemeinden der Provinz. In Ägji)ten gab es solche 
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nicht; die Nomen waren lediglich kaiserliche oder vielmehr 
königliche Verwaltungsbezirke, mid Alexandreia stand nicht 
bloß so gut wie allein, sondern war ebenfalls ohne eigentliche 
mimizipale Organisation.« Mommsen, dem diese Worte ent- 
lehnt sind, kann deshalb für das staatsrechtliche Verhältnis, 
das zwischen dem Reich imd Ägypten bestand, mit vollem 
Recht auf die Parallele hinweisen, die Indien im Verhältnis 
zu dem britischen Reich darstellt' (a. a. O. 554 f. : »Eher ma^ 
man sich das staatsrechtliche Verhältnis — nämlich zwischen 
Ägypten und.dem Reich — in der Weise verdeuthchen, daß 
das britische Reich in derselben Verfassung sich befinden 
würde, wenn Ministerium und Parlament nur für das Mutter- 
land in Betracht kämen, die Kolonien dagegen dem absoluten 
Regiment der Kaiserin von Indien zu gehorchen hätten«). 
Der Vergleich stimmt deshalb so vollständig, weil Indien in 
der Tat ebenso wie England durch die eben angeführten Mittel 
absolut beherrscht wird. 

Die dem englischen Staatsrecht entsprechende Form der 
Dyarchie, die parlamentarische Regierung ist, wenn auch 
nicht formal-rechtlich, so doch tatsächlich ausgeschaltet. Der 
die Verwaltung Indiens leitende Minister in London, der 
Staatssekretär für Indien, ist natürlich wie jeder andere eng- 
lische Minister dem Parlament in London für seine Amts- 
führung verantwortlich. Sie reicht theoretisch so weit, daß 
er auf Verlangen des Parlaments auch seinem, ihm zmr Seite ge- 
setzten Beirat (Council of India) Widerstand /entgegensetzen und 
dessen Beschlüsse unausgeführt lassen müßte, wenn es das 
Parlament verlangen würde. Aber zunächst erleidet diese 
theoretisch wohl denkbare Möglichkeit eine schon formal- 
rechtlich bestehende Einschränkimg. Ein Verfassungsgesetz 
für Indien schreibt vor (21/22 Vict., c. 106, S. 41), daß keine 
Geld- oder Steuerbewilligung vom Staatssekretär ins Auge 
gefaßt werden könnte, ohne daß ihm die Majorität seines 
Beirats zustimmte. Das britische, sonst allmächtige Parla- 
ment hat sich nun die Schranke auferlegt, die Geldbewilli- 
gungsbefugnis des India Council nicht dadurch illusorisch zu 
machen, daß es dem Staatssekretär entgegengesetzte Aufträge 
erteilen wollte (s. aber die Debatte hierüber im Oberhaus, 
1869, Hans. Deb. vol. 195, p. 1821 — ^46). Aber viel wichtiger 
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als dieser vom britischen Parlament dem indischen Steuer- 
zahler gewissermaßen bekmidete Respekt ist, daß das englische 
Parlament — sagen wir aus Indolenz — sich um Indien wenig 
künmiert. Das Parlament von London hat zweifellos die 
Macht, die Kontrolle über Indien durch die eigene Gesetz- 
gebung oder durch die Genehmigung von Verordnungen der 
indischen Exekutive oder durch die Prüfung des indischen 
Budgets und der indischen Einnahmen oder durch Geltend- 
machimg der Ministerverantwortlichkeit diurchzuführen. Aber 
praktisch geschieht nichts von alledem. 

Es ist parlamentarische Sitte, kein Gesetz für Indien von 
London aus zu erlassen, ausgenommen Verfassungsänderungen 
für Indien oder Anleihegesetze. Nur ausnahmsweise, wenn 
die übrigen Dominions eine gewisse Rechtseinheit für das 
Reich auf wirtschaftlichem Gebiete fordern, werden Verbesse- 
rungen am Reichsrecht, die auch für Indien maßgebend sind, 
vorgenonunen, z. B. Anderimgen des Schiffahrtsrechts oder 
des Urheberrechtes u. a. m. 

Die Hauptmasse der Gesetzgebung *für Indien wird von 
den Scheinlegislaturen', die in Indien bestehen und von denen 
wir noch gleich handeln woDen, besorgt. Die KontroDe des 
exekutiven Verordnungsrechtes für Indien nimmt das Parla- 
ment gelegentlich vor. Es fordert z. B., daß ihm die Normen, 
nach welchen die Zusammensetzung der exekutiven Beiräte 
erfolgt, die den Befehlshabern in Indien zur Seite gestellt 
sind, ihm vorgelegt werden, desgleichen die Verwaltungs- 
maximen, nach denen der Staatsdienst für Indien besetzt 
wird u. a. m. Des GeldbewiUigungsrechts für Indien hat das 
Parlament sich (wie wir oben sahen) prinzipieU begeben. Nur 
die Ausgaben für Expeditionen der indischen Armee jenseits 
der Grenzen Indiens müssen vom Parlament bewilHgt werden. 
Das Gehalt des Staatssekretärs für Indien wurde bis vor 
kurzem nicht vom Londoner Parlament bewilligt, da es, wie 
wir wissen, von Indien gezahlt werden mußte. Damit war 
die beim Etat sonst für andere Zentralstellen gegebene parla- 
mentarische Kritik des Verwaltungszweiges beseitigt. Im 
Jahre 1906 wurde zwar im englischen Unterhause der Antrag 
gestellt, das Gehalt des Staatssekretärs für Indien, der doch 
britischer Reichsminister ist, auf den englischen Etat zu 
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bringen. Der Antrag wurde abgelehnt mit der bezeichnenden 
Begründung, es könnte dann Indien zum Gegenstand der 
Parteipolitik gemacht werden, was imbedingt vermieden wer- 
den müßte. Nunmehr ist durch das neueste Verfassungsgesetz 
von 1919/20 für Indien das erreicht, was 1906 beantragt war. 
Abgesehen davon hat das Parlament Gelegenheit, seine Mei- 
nung über die indische Verwaltung zum Ausdruck zu bringen. 
Die jährlich wiederkehrende Vorlage der Jahresrechnungen 
für Indien, die von einem Reichsbeamten in London geprüft 
werden, ist die eine Gelegenheit. Bei Vorlage dieser Rech- 
nungen mit dem Bericht des Kontrolleurs (Auditor) wird der 
Antrag gestellt, daß das Parlament sich in ein Komitee des 
ganzen Hauses verwandle, um die indischen Jahresrechnungen 
zu prüfen. Der Antrag wird ohne Debatte gestellt und ange- 
nommen. Im Komitee wird der Entlastungsantrag rein förm^^ 
lieh gesteUt und gibt zur Debatte Anlaß, in der der Staats- 
sekretär gewöhnUch das Haus über die wichtigsten Vorkomm- 
nisse in Indien informiert. Da aber das Parlament nur dort 
effektive Kontrolle a'usübt, wo es die Geldausgaben zu be- 
willigen hat, kommt die Debatte über die Jahresrechnungen 
und die daran sich etwa anschließende Kritik gewissermaßen 
post festum. 

Aber auch sonst könnte das Parlament, wenn eine indische 
Angelegenheit die öffentliche Meinung Englands auf sich zieht, 
sie vor sein Forum ziehen. Die üblichen Mittel sind kleine 
Fragen, gerichtet an die indische Zentralstelle in London 
(Staatssekretär), Amendements zur Thronadresse, Dringlich- 
keitsanträge lind Anträge auf Erteilimg des Mißtrauensvotums. 
Aber trotz dieser Machtmittel, welch geringes Interesse ! Denn 
was ist es anders, wenn der oben angeführte Report (p. 29) 
dem Parlaanent vorhält: »We have no hesitation in saying, 
however, that the interest shown by Parliament in Indian 
affairs has not been well-sustained or well-informed«. Das 
Parlament hat seine Steckenpferde, für die es sich inter- 
essiert: politische Agitation in Indien, Opiumhandel und vor 
allem, was die Lancashire-Baumwollindustrie besonders an- 
geht: die Baumwollverbrauchssteuern in Indien zur Nieder- 
haltung der unliebsamen Konkurrenz der indischen Baumwoll- 
industrie. 
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Bei solchen zufälligen Ausbrüchen von Interesse für In- 
dien hat die Zentralstelle Indiens in London die Gepflogenheit, 
nicht alle Beschlüsse des Londoner Unterhauses in indischen 
Angelegenheiten ernst zu nehmen. So ließ es die Unterhaus- 
beschlüsse von 1889 und 1891, betreffend den Opiumhandel, 
die, betreffend die indischen Staatsprüfungen, von 1893 einfach 
imberücksichtigt, weil sie von der nicht unbegründeten An- 
sicht ausging, daß jene Beschlüsse nicht nach genügender Ein- 
sicht in die lokalen Verhältnisse zustande gekommen waren. 

So konunt es denn, daß das Parlament gewöhnlich nicht 
in die indische Verwaltung eingreift. Einst war es anders. 
Zur Zeit des alten Systems der. ostindischen Kompanie wur- 
den eingehende Untersuchungen vom Unterhaus angestellt, 
wenn es namentlich an eine Emeuenmg der Privilegien ging 
(s. oben S. 55 f.)- Da wurden die für Indien verantwortlichen 
Amtsfunktionäre streng vernommen. Wenn nötig wurden 
auch königliche Untersuchungskommissionen eingesetzt. Das 
System solcher Enqueten ist heute schwer durchzuführen. 
Denn auf der einen Seite wären heimische Experten, die sich 
auch in den indischen Verhältnissen auskennen, in größerer 
Anzahl kaum um den Beratungstisch zu versammeln. Sodann 
müßte man die wichtigsten indischen Funktionäre aus Indien 
herbeiholen, was ohne Störung der indischen Verwaltung 
kaum durchführbar erscheint (Lord Morley im Oberhause 
1908). Das Parlament hat seine Kontrolle gegenüber Indien 
zugunsten der anderen Träger öffentlicher Meinung in Eng- 
land aufgegeben: Presse, Telegraphen, verbesserte Verkehrs- 
einrichtungen, die in alten Zeiten, gegenüber der Verwaltung 
durch die Kompanie, nicht zu Gebote standen, ermöghchen 
es jetzt, die öffentUche Meinung Englands aufzurütteln, 
manchmal wirksamer, als es Parlamentsreden könnten. Trotz- 
dem ist dieser Verzicht, diese Entsagung, die sich Englands 
Parlament Indien gegenüber auferlegt, sehr zu bedauern. 
Denn nicht bloß, daß die Inder sich der Bureaukratie voll- 
ständig ausgeliefert wähnen : jene Interesselosigkeit des Parla- 
ments führt in Verbindung mit der Tatsache, daß die Bureau- 
kratie in London das Parlament als höchste Instanz für Indien 
den indischen Lokallegislaturen gegenüber «vorschützt und sie 
durch die Autorität des Parlaments, die, wie wir sahen, gar 
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nicht besteht, bei jeder selbständigen Regung dieser Lokal- 
organe einschüchtert, zu jenem Absolutismus indischer Ver- 
waltung, wie man ihn täglich wahrnehmen kann. In Indien 
hat, wie wir noch gleich sehen werden, sowohl der Vizekönig 
als auch jeder der Provinzialgouvememre in den Hauptpro- 
vinzen einen legislativen Rat zur Seite, dem, außer Nicht- 
beamten Personen in Amtsstellxmg angehören. Da kommt es 
nun nicht selten vor, daß die Beamten-Mitglieder nach freier 
Überzeugung ihr Votum über einen von der Regienmg vor- 
gelegten Entwurf äußern möchten, ein Verlangen, das nur 
recht und bilUg ist, imd das die legislativen Beiräte in den 
Neuenglandkolonien schon im 18. Jahrhundert (wie wir oben 
S. 174 f. sahen) nüt Erfolg für sich in Anspruch genommen 
hatten. Den indischen Legislaturen wird dies versagt. Als 
unter der Statthalterschaft Lord Mayos in Indien die Lon- 
doner Zentrale die glatte Annahme zweier von der Regierung 
vorgelegter Gesetzentwürfe (eines Gesetzes über privatrecht- 
liche Verträge und eines über Beweismittel) forderte, verwei- 
gerte der legislative Beirat des Vizekönigs, darunter auch alle 
MitgUeder der indischen Regierung, also die Beamten-Mit- 
glieder des Rates, die Zustimmxmg. Sie erhielten aber des- 
wegen von der Londoner Regierung, an deren Spitze Glad- 
stone damals stand, eine Zurechtweisung, die hier mitgeteilt 
sei, weil sie klar beleuchtet, wie mit der Autorität des Parla- 
ments in indischen Angelegenheiten, die, wie wir wissen, gar 
nicht besteht, die indischen Staatsorgane eingeschüchtert wer- 
den. Es heißt darin: 

»Es kann nicht geleugnet werden, daß gewisse theore- 
tische Inkonvenienzen untrennbar mit der Arbeit einer solchen 
Maschinerie verbunden sind, wie sie die Regierung des indi- 
schen Reiches durch die Reichsregierung darstellt. In der 
Praxis können diese Inkonvenienzen auf ein Minimum herab- 
gedrückt werden durch den wechselseitigen Respekt der- 
jenigen, die verschiedene Fimktionen und Gewalten iimerhalb 
einer geteilten imd feingegUederten Verwaltung ausüben. Aber 
das Risiko ernster Schwierigkeiten könnte bedeutend größer 
werden, wenn eine klare Erf assxmg eines großen Prinzips nicht 
gewährleistet wäre« eines Prinzips, welches von allem Anfang 
dem ganzen System zugrunde gelegen hat. Dieses Prinzip ist. 
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daß die endgültige Kontrolle und Leitung der indischen An- 
gelegenheiten ausschließlich bei der Heimatsregierung (Home 
Government) steht und nicht bei den Autoritäten in Indien, 
die von der Krone auf Parlamentsbefehl eingerichtet sind.« 

Subordination und wieder Subordination unter das Home 
Government wird verlangt. Noch deutlicher wird in einer 
Note der Disraeliregierung in der Folgezeit diese Unterordnung 
auf die Notwendigkeit der Kontrolle indischer Angdiegenheiten 
durch das Parlament (I) hingewiesen. »Volle gesetzhche Gre- 
walten sind Ihrer Majestät Regierung anvertraut. Das Parla- 
ment darf erwarten, daß besondere Sorge dafür getragen 
würde, daß keine Politik getrieben würde, welche Ihrer Maje- 
stät Regierung nicht verteidigen könnte. Wenn die Kontrolle, 
die die Regierung besitzt, auch nur in einer Hinsicht weniger 
vollständig wäre, dann würde die Macht des Parlaments über 
indische Fragen notwendig annulliert« (If the control they 
possess were to be in any respect less than complete, the 
power of Parüament over Indian questions would be necessa- 
rily annuUed«). 

Nicht bloß gegenüber dem Vizekönig und seinem legis- 
lativen Beirat, sondern auch den Provinzialorganen Indiens 
wird die Autorität des Parlaments vorgeschützt (der Madras- 
fall von 1878), ja der Vizekönig muß mitunter dort in die 
Provinzialangelegenheiten eingreifen, wo ihm solcher Eingriff 
ganz wider eigene Absicht geht, aus »Angst« vor dem Parla- 
ment. (Der oben angeführte Report sagt p. 45 : »Compared 
with past days, provincial Govemments enjoy great überty 
of action, but as we shall show in due course, substantial 
restrictions are imposed on them by the dominant con- 
ception that the entire government System is one 
indivisible whole and amenable to Parliament.«) 

So lähmt der Popanz des mutterländischen Parlaments 
die freie Entwicklung der indischen Landesorgane und macht 
die dortige Bureaukratie so allmächtig, daß man keinen Unter- 
schied zwischen ihr xmd den ägyptischen Landesorganen 
zur Zeit der Römerherrschaft merken kann. Dem ägyptischen 
Präfekten entspricht der Vizekönig von Indien, den drei 
Epistrategen, welche an der Spitze der drei Landesteile Ägyp- 
tens standen, kommen etwa die Provinzialgouvemeure In- 
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diens gleich. Daß diesen Bureaukraten Beiräte zur Seite 
stehen, kann nach dem eben Gesagten keine Milderung des 
Systems bedeuten, selbst wenn die seit 1919 durchgeführte 
Verfassungsreform in Indien nicht bloß toter Buchstabe bleibt. 
Ehe wir auf diese eingehen, mag es sich empfehlen, ihre Vor- 
geschichte, die Entwicklung der legislativen Beiräte in Indien, 
näher kennenzulernen. 

Seit 1853 besteht der legislative Beirat des Vizekönigs, 
seit 1861 die der Provinzialgouvemeure. Ersterem steht die 
Gesetzgebimg für das ganze indische Reich, letzteren die Ge- 
setzgebxmg für ihre Provinzen zu. Doch bedurften sie für die 
von ihnen zustandegebrachten Gesetze der Sanktion des 
Generalgouvemems. Auch war ihnen zunächst streng verboten, 
sich mit anderen als bloß gesetzgeberischen Aufgaben zu be- 
fassen. Insbesondere dmiten sie sich nicht etwa mit Verwal- 
tungsfragen beschäftigen, Petitionen annehmen imd Unter- 
suchungen nach Art eines Parlaments veranstalten wollen. 
Die sog. Dufferin-Reformen brachten in die indischen Räte 
eine gewisse Steigerung der Organisationsform. Die Indian 
Councils Act von 1892 gab ihnen das Recht, Fragen an die 
Regierung zu richten und Etatsberatungen vorzunehmen, 
ohne ihnen aber die Beschlußfassung über den Haushaltsplan 
einzuräumen. Noch fehlte das elektive Element: die Räte 
wurden nicht von Volkswählem bestellt, sondern von der 
Regierung, die freiüch — aber in unverbindhcher Weise — 
Rücksicht auf die Wünsche der repräsentierten Interessen- 
gruppen nahm. Die Räte soDten nicht bloß aus Bureaukraten 
bestehen, aber das bureaukratische Element überwog in ihnen. 
Durch die Morley-Minto-Reformen des Jahres 1909 wurden 
zum ersten Male Volkswahlen für einen Teil der Sitze der 
Legislativräte eingeführt, den MusHms wurde in einigen Pro- 
vinzen das Privileg zuteil, Wahlkreise nicht auf territorialer 
Grundlage, sondern nach der Zugehörigkeit zum Glauben ein- 
zurichten; desgleichen den Sikhs im Pimdschab. Die Provin- 
ziallegislaturen bestanden nun außer dem beamteten Element 
noch aus 30 — ^50 nicht beamteten MitgUedem, wobei zimächst 
die bisherige Majorität der Beamten beseitigt wurde, gleich- 
wohl aber die Möglichkeit bestehen blieb, daß die ernannten, 
nichtbeamteten Mitglieder der Legislatur in Verbindung nu* 
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den Beamten-Mitgliedern die Majorität besaßen. Ahnlich war 
die Zusammensetzung des legislativen Beirats des Vizekönigs, 
nur wurde hier eine kleine Majorität der Beamten-Mitglieder 
beibehalten. Allen Räten wurde durch die Reformen von 
1909 das Recht vollständiger Etatsberatung und -beschluß- 
fassung eingeräumt, ebenso das Recht zu Resolutionen jeder 
Art. Doch konnte das Haupt der Regierung als Vorsitzender 
des Rates jede Resolution und Beschlußfassung mit aufschie- 
bender Wirkung beanstanden, wenn sie nach seiner Meinimg 
dem öffentlichen Interesse abträgUch waren. 

Der Weltkrieg hat auch die Verfassungsfrage Indiens auf 
die Tagesordnung politischer Diskussion (in Indien und in 
England) gebracht. Am 20. August 1917 gab der Staats- 
sekretär für Indien die folgende Erklärung im englischen 
Unterhause ab über die Richtlinien der künftigen Politik 
Englands in Indien: wachsende Heranziehung der Einge- 
borenen in alle Zweige der Staatsverwaltung und stufenweise 
Entwicklimg der Selbstverwaltxmgseinrichtungen bis zur voll- 
ständigen Verwirkhchimg der parlamentarischen Regienmg 
in Indien als einem integrierenden Bestandteil des britischen 
Weltreichs (»The policy of H. M.'s Government . . . is that 
of increasing association of Indians in every brauch of the 
administration and the gradual development of selfgoveming 
institutions with a view to the progressive realisation of re- 
sponsible govemment in India as an integral part of the 
British Empire«), 

Der Staatssekretär Montagu unternahm dann eine Reise 
nach Indien imd arbeitete im Verein mit dem Vizekönig von 
Indien, Lord Chelmsford, einen Bericht, den oben angeführten 
Report, aus. Auf Grund dieses Montagu-Chelmsford-Report 
Mmrde im Jahre 1919 ein Gesetzentwurf im englischen Parla- 
ment eingebracht, der als neues Verfassungsgesetz für Indien 
Recht wurde. Seine Grundzüge sind die folgenden: 

Zur Sicherung größerer Kontrolle der Bureaukratie In- 
diens durch das englische Parlament sind zwei bedeutsame 
Neuerungen eingeführt: das Gehalt des Staatssekretärs für 
Indien ist nun auf den englischen Haushaltsplan gebracht 
(s. die Bedeutung dieser Maßregel oben S. 235 f.). Sodann ist 
ein aus MitgUedem des Ober- und Unterhauses zusammen- 

Hattchek, Britisches «od rtmisches Weltreich. z6 
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gesetztes Parliamentary Select G)mmittee for Indian Affairs 
bestellt, das für jede Session erneuert wird. 

Die Verwaltung Indiens ruht in den Händen des Vize- 
königs und seines Exekutivrates, in dem das indische Element 
verstärkt werden soll. Den Träger der Exekutive kontrolliert 
eine Legislatur für ganz Indien. Sie besteht aus einem G>uncil 
of State (Oberhaus), in welchem die ernannten Mitglieder die 
vom Volke gewählten an Zahl übertreffen (21 gewählte gegen 
29 ernannte) und einer Legislative Assembly von 100 Mit- 
gliedern. Zwei Drittel dieser Zahl wird gewählt, ein Drittel 
von der Regierung ernannt. Von den letzteren muß wenig- 
stens ein Drittel zu den Nichtbeamten gehören. Bei Uneinig- 
keit zwischen den beiden Häusern soU eine gemeinsame Tagung 
zur Beseitigung der Schwierigkeit eintreten. Wenn aber die 
Gesetzgebung, wegen der der Streit zwischen den beiden 
Häusern entstanden, von dem Vizekönig für unbedingt not- 
wendig erklärt wird, so muß der Standpimkt des Oberhauses 
durchdringen, das genaue Kehrbild von dem, was in England 
seit 1911 rechtens ist. 

In den neun Hauptprovinzen Indiens wird eine Art pro- 
vinzialer Selbst verwaltxmg versucht. Gegenstände derselben 
(sog. transferred subjects) sind: Lokalverwaltung, Gesimdheits- 
imd Schulwesen, Verbrauchsbesteuerung, Fördertmg der Indu- 
strie und öffentlicher Arbeiten. Die Exekutivgewalt ruht in 
den Händen des Provinzialgouvemeurs. Für die der provin- 
zieUen Selbstverwaltung überwiesenen Angelegenheiten hat er 
zwei Minister, die Mitglieder des Landtags sein müssen. Sie 
hängen aber in ihrer Stellimg nicht vom Vertrauen des Land- 
tags ab, sondern von dem des Gouverneurs, der sie auch 
jederzeit entlassen darf, wenn er es für politisch geboten er- 
achtet. Für die Gegenstände der allgemeinen Landesverwail- 
tung, die als »reservierte Angelegenheiten« bezeichnet werden, 
handelt der Gouverneur nach Rat des sog. Executive Council, 
der aus zwei Mitgliedern besteht, von denen einer ein Inder 
sein muß. 

Der Provinziallandtag setzt sich aus ernannten und ge- 
wählten Mitgliedern zusammen. Wenigstens 70% aller Mit- 
glieder müssen gewählt sein. Eine allzu breite Wahlgrundlage 
ist nicht vorhanden. Etwa 2,34% der gesamten Bevölkerung 
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darf wählen. In England betrug der Wahlkoeffizient seit 1883 
^/^ der Bevölkerung. Außerdem ist die Wählerschaft nicht 
gleichmäßig herangezogen: die Muslims, die Sikhs, die indi- 
schen Christen, die Angloinder und die Europäer haben ge- 
wisse Vorrechte. Auch ist der Provinziallandtag mehr eine 
Interessen- als eine Volksvertretung. 

Gesetze, die vom Landtag verworfen werden, können doch 
in Kraft treten, wenn die Entscheidungen des Vizekönigs und 
der Londoner Zentrale dafür sind. In dem Provinzialbudget 
ist zur Erhaltung des bisher fehlenden Sparsamkeitsinteresses 
eine Sondenmg zwischen den Beiträgen, die die Provinz für 
die gemein-indischen Reichsinteressen zu leisten hat, und den 
Provinzialausgaben durchgeführt. Erstere sind ein ständiger 
erster Posten im Provinzialbudget. Verweigert der Provinzial- 
landtag für die sog. »reservierten Angelegenheiten« Steuern 
und Geldbewilligung, so kann der Gouvemeiir diese Ausgaben 
zwangsweise in den Haushalt einstellen. Also der provinzialen 
Selbst verwaltimg genug I Aber die Gnmdvoraussetzung fehlt : 
die kommunale Selbstverwaltung. 

IL Das Fehlen lokaler Selbstverwaltung. 

Lokale Selbstverwaltimg setzt nicht etwa gleich den 
»Geist des Kapitahsmus« voraus, wohl aber einen Bürger- 
sinn, der nur dort erstehen kann, wo sich Menschenzentren 
freier gewerblicher Arbeit entwickeln. Dies ist bekaimt- 
lich erst eine Erscheinung des europäischen Mittelalters, die 
antike Poliskultiur kennt solche Zentren nicht. Die Städte 
des Altertums sind sich selbst genügsame Verbindungen von 
Menschen, die nicht auf der Arbeitsteilung von Stadt und 
Land beruhen, sondern Ackerbau und gewerbliche Produk- 
tion innerhalb ihrer Mauern vereinigen. Auch die freie ge- 
werbliche Arbeit fehlt gewöhnlich, jedenfalls ist sie in der 
Antike niemals in bestimmten, Städte genannten * Gemein- 
wesen konzentriert. Die antiken Städte sind vorwiegend Kon- 
sumtions-, nicht Produktionszentren. 

Nicht bloß das Ägypten der Römerzeit zeigt diesen Typus 
archaistischer Kultur sondern auch noch das Indien von 
heute. Deshalb fehlt hierimd dort die Entwicklung zur lokalen 
Selbstverwaltung. 

I6» 
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Schon im Ägypten der vorptolemäischen Zeit gab es »zwar 
jeweils privilegierte Schichten, aber keine rechtlich freien 
Volksgenossen im Sinne der hellenistischen Korne und Polis« 
(Weber, im HWB. STW. I, 82). Wenngleich sich in ptole- 
mäischer Zeit nun ein sklavenfreies Gewerbe entwickelte, die 
Städte waren jedenfalls nicht seine ausschließlichen Produk* 
tionszentren. Selbst Poleis, im Sinne der antiken Welt, waren 
sie nicht einmal, sondern, spärUch verstreut, wie sie waren, 
»nm* ein rechtlich synoikisierter Komplex von großen 
Grundherrschaften« (Weber, a. a. O. 128). In der-Römer- 
zeit bis 202 n. Chr. finden wir außer den wenigen Griechen- 
städten (Naukratis, Ptolemais, Antinoupolis), die eine be- 
schränkte Autonomie im hellenischen Sinne, also Exemtion 
von der Komentenz des Strategen besaßen, nur die sog. Metro- 
polen ohne Autonomie. Staatsrechtlich betrachtet sind es 
eigentlich Dörfer, die das Zentnun der Gauverwaltung dar- 
stellen. Die Gaue sind rein staatliche Verwaltungsbezirke, in 
die das platte Land, die x^^, zerfällt. So wenig sind die 
Metropolen Städte, daß ein Ägypter, der in der Metropole 
wohnt, als aus dem »Gau« herstammend bezeichnet wird. In 
der Metropole findet sich ein gleichmäßig organisiertes Be- 
amtentum, die archontes, welche seine Funktionen als Litur- 
gien verrichtet: der Gymnasiarch und der Kosmet für das 
Gymnasial- und Ephebenwesen, der Eutheniarch imd Ex^et 
für das Verpflegungswesen u. a. m. Sie bilden zusammen das 
Koinon der Archonten, welches ein soUdarisch verantwort- 
liches KoUegium darstellt. Der Demos der Metropole, das 
Volk, hat nm* imwichtige Angelegenheiten zu erledigen, z. B. 
Ehrendekrete zu beschheßen. Im Jahre 202 n. Chr. gab Sep- 
timius Severus den Metropolen und Alexandrien nach griechi- 
schem Muster eine ßovlr, d. i. einen Rat, um einen Teil der 
staathchen Aufgaben auf die Schultern der Ratsherren abzu- 
wälzen. Die Vermögensverwaltung der Metropole geht vom 
Koinon der Archonten nunmehr auf den Rat über, die städti- 
schen Liturgiebeamten werden nun vom Tlate gewählt, aber 
die Staatsaufsicht bleibt nach wie vor eine sehr kräftige und 
\vird vom Strategen, dem ersten Regierungsbeamten des Gaues, 
geübt. In WirkUchkeit handelt es sich trotz des äußeren grie- 
chischen Aufputzes nicht um freie Gemeinwesen, sondern um 
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Lastengemeinschaften, wie es auch die Dörfer sind, deren 
Presbyter, Dorfältesten, ebenfalls nur liturgische Beamte sind. 
Im 4. Jahrhimdert n. Chr. (ziur Zeit des Kaisers Maximin: 
307 — 10) erfolgt die Umwandlung des Gaues in ein stadtähn- 
liches Territorium. Die Kurie, der Rat der Metropole, wird 
mm Organ eines städtischen Munizipiums, im Sinne der 
Römer (s. oben S. 193 f.), d. h. eines beliebig formbaren Gemein- 
wesens für Steuerzwecke, dem die wichtigsten Rippen aus dem 
Leibe geschnitten sind, nämlich jene von der Stadt exemten 
Gebiete, die in Form von Gnmdherrschaften als pagi einem 
Pagarchen imterstellt sind, der aber, weil innerhalb seines 
Bezirkes ein allmächtiger Herr, auch die Kontrolle über die 
städtische Metropole oder Polis iseines « Pagus, an sich gerissen 
hat. Das Reich trieb wegen der Feudalisierung, die so all- 
mähhch begonnen, dem Verfall entgegen. Lokale Selbstver- 
waltung hatte also Ägypten nie gekannt. 

In dem heutigen Indien imter britischer Herrschaft 
springt eine gnmdlegende Parallele — zum römischen Ägypten 
— in die Augen : wenige, sehr wenige Städte, dafür aber vor- 
wiegend Dörfer, Dörfer auf sich selbstgenügender (autarki- 
scher) Wirtschaft aufgebaut. 

Indien ist vorwiegend ein ackerbautreibendes Land. Etwa 
192 Mill., zwei Drittel der Gesamtbevölkerung, leben vom 
Ackerbau. Die Distribution der Lebensmittel (Verkauf von 
Eß- und Trinkwaren) beschäftigt etwa 17 Mill., Erdwaren, 
Töpferei und Taglöhnerarbeit etwa 18 Mill., Handel bloß 
4,2 Mill., Textilfabrikation und Kleidermanufaktur 11 Mill., 
gelehrte und künstlerische Berufe 6 MiD. u. a. m. Die Bevöl- 
kerung ist deshalb überwiegend in Dorfgemeinschaften kon- 
zentriert. Nach dem Zensus von 1901 lebten in Städten imd 
stadtähnlichen Gemeinwesen (wozu auch Flecken mit 5000 
bis 10 000 Einwohnern zählen) 29^ Mill. Einwohner gegen 
265,11 MiU., die in Dörfern wohnen. Unter den Städten über- 
wiegt der Typus der Flecken mit 5000 — 10 000 Einwohnern. 
Solcher gibt es 1507; zwischen 10 — ^20000 zählen etwa 499 
Städte und bloß 29 haben eine Bevölkerung von mehr als 
100 000 in diesem großen Reich, Während in England der 
dritte Teil der Bevölkenmg um die gleiche Zeit in Städten 
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wohnte, lebte bloß der zehnte Teil der mdischen Bevölkerung 
in stadtähnlichen oder städtischen Gemeinwesen. 

Die Zelle der lokalen Selbstverwaltung ist, soweit sie ur- 
sprünglich ist, die Dorfechaft. Aber diese hat keine Selbst- 
verwaltung. Wohl hat sie die archaistische Struktur be- 
wahrt. Sie hat eine sich selbst genügende Wirtschaftsgrund- 
lage, die ohne Geldwirtschaft auskommt. Die archaistische 
Gnmdlage zeigt sich auch darin, daß die Dorfbeamten und 
Handwerker noch die alte liturgische Gnmdlage zeigen. Sie 
werden nänüich alle als Dorffunktionäre entlohnt: der Dorf- 
polizist ebenso wie der Fliurhüter, der Dorfschmied ebenso wie 
der Tischler, das Waschweib imd der Barbier. Die Entlohnung 
erfolgt in Naturalleistungen des Dorfes, Anteilen an dem 
Ernteerträge der Dorfbewohner. Der Dorfmarkt ist noch 
zienüich isohert auf sich selbst angewiesen. Eine Marktver- 
gemeinschaftung existiert so gut wie gar nicht, am aller- 
wenigsten zwischen Dorf und Stadt. Die Freizügigkeit, die 
ja formalrechtlich besteht, ist ganz unpraktisch. Die Stati- 
stik zeigt, daß 90% der Bevölkenmg eines Distrikts dort ihr 
ganzes Leben bleiben, wo sie geboren sind, 6% stammen aus 
der nächsten Nachbarschaft und niu: etwa 3% konunen von 
fem her. Eine Abwanderung in die Stadt, die freilich auch 
hier vorkommt, trifft nur die sog. Mittelklassen der Dorf- 
bevölkerung, die etwas gelernt haben und als Handwerker 
oder im Handel oder Staatsdienst ankommen wollen. Die 
niederste Schicht der Dorfbevölkerung verläßt aber selten ihre 
Dorfheimat und dann bloß als Saisonarbeiter. Der Abfluß in 
die Städte fehlt für die unteren Schichten, da die Industrie 
nur unvollkommen entwickelt ist imd meist als Hausindustrie 
auch auf den Dörfern betrieben werden kann und betrieben 
wird. Hier schleichen sich dann, als Vermittler mit dem Aus- 
land, jene Parasiten ein, die wir oben (S. 224) in Gestalt der 
paikars, beparis, aratdars usw. kennengelernt haben. 

Dieser konservative Zug der indischen Volkswirtschaft 
wird diurch drei Umstände namentlich erhalten, welche das 
Streben nach Gewinn, dieses Motiv jeder kapitalistischen 
Volkswirtschaft, so ziemlich ausschalten : Zunächst die indische 
Familien- und Hauskommunion, dann das Kastenwesen, wel- 
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dies in dem Gewerbebetrieb vorherrscht und schUeßlich die 
Bedürfnislosigkeit des indischen Dorfbewohners. 

Die indische Wirtschaftseinheit ist noch inuner die Familie 
als Hauskommunion. Von den englischen Gerichten Indiens 
wird diese nicht anerkannt. Ein gemeinsames Eigentumsrecht 
des Vaters und der Deszendenten bei Lebzeiten des Vaters 
wird formalrechtlich abgelehnt, aber in der Praxis besteht es 
doch. Der Gedanke der Hauskommunion bewirkt, daß die 
ganze FamiUe gewissermaßen der durch Arbeit der Groß- 
familie zu versorgende Interessenberechtigte ist. Das einzelne 
Individuum ist nur Gehilfe innerhalb dieses Systems. Der 
Vorteil ist, daß die ganze Familie für den notleidenden Teil 
aufkommt. Die Nachteile sind, daß der einzelne, der sich so 
von der Familie versorgt weiß, keine Selbstverantworthchkeit 
kennt, zum Selbständigwerden durch eigene Kraft keinen An- 
trieb erhält. Auch ist die Produktionsweise durch die Zer- 
splitterung des Besitzes in vielen Händen nicht fähig, die 
Famihe wirtschafthch höher zu bringen. 

Nicht minder nachteiUg ist das Kastenwesen, das den 
Gewerbebetrieb lähmt. Zwar bestehen auch innerhalb einer 
gewerblichen Kaste mitunter recht viele Rangunterschiede. 
Aber erstens müssen diese Rangunterschiede kollektiv er- 
worben werden, auf das Individuum imd seine Tüchtigkeit 
kommt es nicht an. Zum zweiten sind die Stufen durch eine 
soziale Rangleiter bedingt, die auf sozialen Wertungen ruhen, 
welche von der der allgemeinen volkswirtschaftlicheii 
Nützhchkeit recht weit abstehen. Das macht das Kasten- 
wesen unfähiger als die mittelalterlichen Zünfte, Mittelpunkte 
freier, auf persönlicher Tüchtigkeit ruhender, Volkswirtschaft- ^ 
lieh nützücher Arbeit zu werden. Freie Bürger können so * 
niemals erstehen. 

Hindern schon die beiden angeführten Voraussetzungen 
der indischen Wirtschaft das Erwachen des kapitalistischen 
und des städtischen Geistes, so kommt dazu noch die große 
Genügsamkeit und wirtschaftUche Bedürfnislosigkeit des indi- 
schen Dorfbewohners. In dem Famihenbudget eines indischen 
Dorfbewohners (s. Mukerjee, a. a. O.) betragen die Kosten des 
Haushalts für die physische Erhaltimg des Körpers 94 — 95%* 
während sie in dem eines englischen oder amerikanischen Arbei- 
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ters bloß 48 — ^49% ausmachen. Der Rest von 5 — 6%, der in 
dem indischen Familienbudget noch übrigbleibt, wird für 
Kleidung und mit der Religion verbundene Festlichkeiten ver- 
wendet, und nichts von jener Differenzierung der Bedürfnisse 
ist zu finden, zu deren Deckung dem englischen imd ameri- 
kanischen Arbeiter noch reichlich 50 % seines Haushaltsbudgets 
zur Verfügung stehen. Das alles, namentlich die Bedürfnis- 
losigkeit, die zum Teile mit rehgiösen Vorstellungen verbunden, 
ist ebensowenig wie die traditionelle, weil gottgewollte, Berufs- 
übung des katholischen Mittelalters fähig, ein freies, zielbewuß- 
tes, nach Selbstverwaltung strebendes Bürgertum zu schaffen. 
Nim macht sich allerdings ein Zug in die Stadt auch in 
Indien bemerkbar. Nach den Ergebnissen des Zensus von 
1901 wuchs die städtische Bevölkenmg in dem Zeitraum von 
1891 — 1901 um 7,3%, während die Gesamtbevölkerimg Indiens 
sich bloß um 2,4% vermehrte (Chailley, a. a. O., p. 127). 
Aber aus der Dorfbevölkerung flössen imd fließen die mitt- 
leren Schichten ab, die Handwerker imd diejenigen, für welche 
die Anstellung im Staatsdienst und im Handel eine Anziehung 
ausüben, kurz die Dorfintelligenz. Das bedeutet, daß die für 
eine dörfliche Selbstverwaltung wichtigen Elemente aus dem 
Dorf abwandern, um in der Stadt zu verschwinden. Auch die 
Stadt birgt keine Bürger mit einheitUcher Bürgergesinnung in 
ihren Mauern. Die indischen Großstädte sind noch immer das, 
was sie Jahrhimderte vorher schon waren, Gründungen von 
Eroberem, aus dem Boden gestampft (die Endsilbe fbad«, 
die sich so häufig findet, heißt persisch »erbaut«). Als Gründer- 
spekulationen zunächst eingerichtet, ähnlich wie viele mittel- 
alterlichen Städtegründungen in Europa, haben sie das Grün- 
dungsstadium in ihrer inneren Struktm: (anders als die euro- 
päischen imd amerikanischen Städtegründungen) noch immer 
nicht überwimden. Sie sind noch immer ein zusanmien- 
gewürfeltes Menschenagglomerat verschiedener Berufe und 
Stände, die nichts innerlich zusammenhält als Zufall und Eigen- 
interesse. NatürUch fehlt auch hier der Bürgersinn, den Selbst- 
verwaltung voraussetzt. Deshalb haben die Engländer in 
Indien keine lokale Selbstverwaltung erzielen können, trotz- 
dem sie schon seit der Statthalterschaft des Lord Ripon, also 
seit Beginn der 80 er Jahre des vorigen Jahrhunderts, sich 
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^frig um die Losung des Problems bemühen. Aber in echt 
englischer Weise wollen sie englisches Self-govemment nach 
heimischem Muster einführen, ohne die wirtschaftliche 
Bedingtheit des Problems zu erkennen. Das Resultat ist auch 
darnach. 

Von den mehr als 2000 als Städte im 2^nsus bezeichneten 
Gemeinwesen mit 5000 Einwohnern und darüber gibt es im 
Jahre 1916/17 (Whitacker's Älmanac für 1918, p. 517) nur 
713, welche eine eigentliche städtische Verfassimg besitzen und 
als »Municipalities« bezeichnet werden. Alles in allem wohnen 
17 Mill. Menschen von 315 Mill. der Gesamtbevölkerung (nach 
dem Zensus von 1911 : Whitacker, a. a. O. 501) in Städten. 
Gewählt werden dÜe Stadtorgane zum größeren Teile (ein 
kleinerer von Amts wegen bestellt) durch die städtische Be- 
völkerung. Die Wahlfähigkeit hängt zum Teil von dem Ein- 
kommen, zum Teil von der Steuerleistung ab. Der Vorsitzende 
der Kurie ist gewöhnlich der mächtigste Verwaltungsbeamte 
des Distriktes, in dem die Munizipalität gelegen ist. (Über 
diesen noch weiter unter 4.) Es ist dies um so wichtiger, 
festgestellt zu werden, als die Munizipalitäten berechtigt sind, 
ein eigenes Oberhaupt zu wählen. Wenn sie das nun für 
gewöhnUch nicht tun, so bedeutet es, daß sie von dem staat- 
Uchen Gängelband nicht einmal freiwillig loskommen wollen, 
weil sie städtische Freiheit eben nicht kennen und auch anders 
nicht können. Es fehlt ihnen an nichtbeamteten Persönhch- 
keiten, die genügend Sachkunde besäßen, kurz an richtigen 
Bürgern. Ein vom Könige eingesetzter Untersuchungsaus- 
schuß über Dezentralisation in Indien von 1909 (zit. von 
Strachey, a. a. O., p. 415) bemängelt an dem indischen Städte- 
wesen, daß den Städten die freie Verfügung über die städti- 
schen Finanzen abgehe, und erwartet größere Verantwortlich- 
keit und regeren Sinn für Lokalverwaltung, wenn die Vor- 
zugsposten für Staats- und vom Staate für wichtig gehaltene 
Kommunalzwecke, die als ständige Last und erste Hjrpothek 
auf dem Stadthaushalt ruhen, verschwinden würden. Mit dem 
System, »die Städte gegen sich selbst zu schützen «, dieser auch 
den Römern bekannten Bevormundung und Kuratel der 
Städte, müßte erst einmal gebrochen werden, ehe Selbstver- 
waltung mögHch. DerChehnsford-Montagu-Report befürwortet 
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auch die Abschaffung dieser ersten H3^theken von dem 
städtischen Haushalt und statt dessen die Einführung der 
Möglichkeit, im Notfalle die zwangsweise Einsetzung von Aus- 
gaben in den städtischen Haushalt durch die Staatsbehörde 
verfügen zu können. 

Unter den Städten stehen die sog. District Boards, zwangs- 
weise Zusammenfassungen der Landgemeinden, vielleicht ver- 
gleichbar den Metropolen in ihrer späteren byzantinischen Ent- 
wicklung Ag3rptens, nur mit dem Unterschiede, daß ihnen der 
vom Staate eingesetzte Steuererheber imd -eintreiber, der 
Distriktsbeamte als Vorsitzender, auf den Nacken gesetzt ist, 
während der byzantinische Exactor in Ag3rpten den alten 
Gau Vorsteher (Strategos) ersetzte imd diurch Wahl der Metro- 
polenkurie bestellt wurde. Das Wahlelement kommt überhaupt 
bei den indischen District Boards zu kurz, was jetzt nach dem 
Chelmsford-Montagu-Report auch anders werden soll. 

Ganz besonders schwer ist es, in dem wichtigsten Kom- 
munalverband, der Dorfschaft, lokale Selbstverwaltung zu er- 
zielen. Wie in Ägypten waren bisher auch in Indien bloß 
die Dorfältesten die Leiter, und zwar auch bis in die neuere 
Zeit htmrgische Übemehmer der Verantwortlichkeit für das 
Ganze. Nun sollen sie unter dem indischen Namen Panchayat 
einen gewählten Dorfrat erhalten. Bei der Abwanderimg der 
Mittelschichten aus den Dörfern in die Städte wird es wohl 
schwer halten, die nötigen Elemente für Ehrenämter zu finden. 
Wir möchten nur noch an dieser Stelle die Worte der Dezen- 
tralisationskommission von 1909 anführen, die das Für und 
Wider über die Einführung des Panchayat und den älteren 
litmrgischen Charakter der Dorfältesten hervorheben: 

»Some witnesses hold that the disintegration of the village 
Community which has taken place under om: administration 
has gone so far that it is not possible to reconstitute them 
as reliable entities in any scheme of local self-govemment. 
There is, however, a large and strong body of opinion in 
f avom: of enlisting the help of the people in local administra- 
tion in the villages, by the estabÜshment of administrative 
village Councils which should bear the time-honoured title of 
panchayat. The common traditions of a village (Anm. des 
Verfassers dieses Buches: dies werden nur die Traditionen 
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einer vielgeplagten und durch die Jahrhunderte gepeinigten 
rajat sein) ; the f act that its inhabitants are largely connected 
by ties of blood and caste, and have many interests in com- 
mon we do not think it possible, even if it were expe- 

dient, torestore the ancient village System, imder which the 
conmiunity was responsible for each of its members, and 
in tum claimed the right to regulate his actions, but we hold 

that it is most desirable that an attempt should be 

made to constitute and develop village panchayats for the 
administration of local village affairs.« 

III. Das »Divide et Impera«. 

Daß die verschiedene Sozial- und Rassenschichtung der 
Unterworfenen für Herrschaftszwecke genützt werden kann, 
haben die Römer in Ägypten erkannt und mit Erfolg ange- 
wendet. 

Zunächst spielten die römischen Bürger in Ägypten eine 
Hauptrolle an Stelle der früher vorherrschenden Griechen und 
Makedonier. Diese traten als Provinzialen nunmehr zurück. 
Sozial aber stellten sie die Römer den Landesbewohnem, den 
Ägyptern, voran. Schon die von Oktavian den Bürgern grie- 
chischer Städte, den Honoratioren der Metropolen und den 
Katöken (Besitzer von Katökenland, die als Nachfolger der 
Lehnsleute der ptolemäischen Zeit eine besonders privilegierte 
Stellimg besaßen) zugestandene Freiheit von der Kopfsteuer 
war eine Privilegierung des hellenischen Elementes der Be- 
völkerung. Die Ägypter waren als dedititii, durch Gewalt unter- 
worfene, nicht nur zu dieser Kopfsteuer verpflichtet, sondern 
auch als solche von der Wirksamkeit der Konstitution des 
Kaisers Caracalla ausgenommen, die im Jahre 212 n. Chr. 
allen Bürgern mimizipal organisierter Gemeinwesen das 
römische Bürgerrecht verHeh. Das dankten sie der PoHtik 
des Augustus. »So haben die Ägypter, die unter den späteren 
Ptolemäem immer angesehener und einflußreicher geworden 
waren, durch den mißglückten Widerstand gegen Oktavian 
einen tiefen Sturz getan. Sie wmrden zurückgeworfen in die 
niedrige Stellung, die sie unter den ersten Ptolemäem ein- 
genonunen hatten. Zwar hatten sie auch damals schon eine 
kopfsteuerartige Auflage zahlen müssen, aber abgesehen da- 
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von, daß die von Augustns eingeführte Kopfsteuer {Xaoyfo^la) 
neu und wahrscheinlich strenger organisiert wurde, waren die 
Ägypter jetzt als peregrini dedititii als die Pariaklasse gebrand- 
markt« (Wilken). Und das erhielt sich die ganze Kaiserzeit 
hindurch. Die bevorzugten Provinzialen, die Griechen, schlös- 
sen sich sozial als Hellenen zusanunen, trotzdem die Mischung^ 
der ägyptischen Rasse mit den Griechen, die schon in der 
Ptolemäerzeit eine sehr bedeutende gewesen, unter den Kai- 
sem immer weitere Fortschritte machte. Auch darf nicht ver- 
gessen werden, daß die unter Hadrian in die auxilia (und 
Flotten) eintretenden Graekoägypter bei ihrer Entlassimg aus 
dem Heeresdienste oder schon früher das romische Bürger- 
recht erhielten und zugleich in die Bürgerlisten der Neugrün- 
dung dieses Kaisers in Ag3^ten (Antinoupolis) eingeschrieben 
wurden (P. M. Meyer, Das Heerwesen der Ptolemäer und 
Römer in Ägypten 1900, S. 129), während die reinen Ägypter 
für den Heeresdienst disqualifiziert waren (Wilckeri, a. a. O. 

394)- 

Zwischen den angeführten römisch-ägjrptischen Verhält- 
nissen imd der von den Engländern teils geschaffenen, teils 
ausgenützten Sachlage bestehen nun auffallende Parallelen. 

Zunächst springt die große Kluft sozialer Art in* die 
Augen, die zwischen Engländern und Indem besteht. Manches 
ist der Tatsache zuzuschreiben, die inuner wiederkehrt, wo 
die Gewaltimterworfenen selbst eine hohe Kultur zu besitzen 
glauben, manches aber auch dem Umstände, daß, während 
der Inder über ein mehr sensitives Temperament verfügt, der 
Engländer, namentlich der Beamte, eine gewisse Reserve an 
den Tag legt, die zwar Gutes will, Gerechtigkeit gewährt, 
aber auch nichts mehr (Report, a. a. O. 275). Wenn aber 
selbst der Montagu-Chelmsford-Report es für angezeigt hält, 
den engUschen Landsleuten in Indien den Rat zu erteilen, »to 
treat with all possible consideration those whom he has hitherto 
mied and whom he is now admitting to a share in the task 
of ruling«, so ist damit inunerhin zugegeben, daß der englische 
Beamte es an dieser »all possible consideration« bisher hat 
fehlen lassen. Dazu kommt noch eins, das nicht etwa nur 
ein Imponderabile, sondern im Gesetzblatt für Indien ver- 
ewigt ist und gleichsam die soziale Kluft zwischen Englän- 
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dem und Indem von Generation zu Generation trägt: die 
Disqualifikation eines Eingeborenen als Richter über £1^- 
länder in Indien zu Gericht zu sitzen. Bis zum Jahre 1872 
konnte ein Engländer, von Bagatellsachen abgesehen, nur von 
einem der höchsten Gerichte, in denen ausschließUch englische 
Richter saßen, abgeurteilt werden. Das Resultat war, daß 
eigentUch immer eine latente Rechtsverweigenmg vorlag. 
Denn Ankläger und Zeugen mochten Ueber die Sache auf 
sich beruhen lassen, denn eine Reise von vielen hundert 
Meilen zum Gerichtshof unternehmen. Im Jahre 1872 wurde 
die neue Strafprozeßordnimg für Indien erlassen. Sie rückte 
den Richter dem eingeborenen Provüizialkläger näher, wenn 
es sich um Vergehen handelte, welche mit einer Höchststrafe 
von 3 Monaten Freiheitsentziehung oder mit Geldbuße bis zu 
1000 Rupien geahndet wurden, oder um" Verbrechen, welche 
mit einer Höchststrafe von i Jahr Gefängnis und entsprechen- 
der Geldstrafe bedroht waren. Aber auch der dem Provinzial- 
kläger näher gerückte Richter mußte ein Engländer .und durfte 
kein Eingeborener sein. So blieb es bis um das Jahr 1883. 
Inzwischen waren manche Eingeborenen zum Range eines 
Provinziahichters (Distriktsrichter oder sessions judge) er- 
hoben und doch bestand noch immer die alte Disqualifikation 
des Eingeborenen für das Richteramt über Engländer. Da 
gab die Regierung Indiens die Absicht bekannt, »die Frage 
des Richteramtes über europäische Briten in einer solchen 
Art zu lösen, daß aus dem Gesetze ein für allemal jede richter- 
liche Disqualifikation, welche auf Rassenunterschieden be- 
ruhte, entfernt werden solle«. Sofort erhob sich ein Ent- 
rüsttmgssturm in der anglo-indischen Gesellschaft, der an 
Revolution nahe kam. Die eingeschüchterte Regienmg zog 
ihr Vorhaben zurück und brachte nur einen Gesetzentwurf 
ein, dej 1884 schheßUch Recht wurde, in der Hauptsache aber 
die DisquaUfikation bestehen Ueß. Der Engländer, der vor 
einem Eingeborenen als Richter sich zu verantworten hatte, 
sollte die Wahl haben, dies zu tun, oder zu verlangen, daß 
eine Jmry, zur Hälfte aus Engländern oder Amerikanern be- 
stehend, mitzugezogen würde. Falls eine solche Geschwo- 
renenbank sich nicht bilden lasse, habe sich der Nachbar- 
gerichtshof mit der Sache zu befassen. 
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Zu dieser sozialen Kluft, die zwischen Engländern und 
Indem besteht, kommen die Rassen- imd religiösen Gegen- 
sätze unter den Beherrschten selbst hinzu, die teils seit jeher 
bestehen, teils von den Engländern künstUch geschaffen, auf 
jeden Fall aber von ihnen genutzt werden. Und sie werden 
zur Erhaltung der britischen Herrschaft ausgenutzt. Das be- 
kennt der amtliche Montagu-Chelmsford-Report mit dürren 
Worten (p. 187): »The British Government is often accused 
of dividing men in order to govem them. But ifitunneces- 
sarily divides them at the very moment when it professes 
to stsurt them on the road to governing themselves, it will find 
it difficult to meet the Charge of being h3^critical or short 
sighted. i Also die Tatsache des wiivide et impera « wird m'cht 
bestritten, nur ihre überflüssige Verwendung wird bemängelt. 

Die Aufteilung der Bevölkerung in unzähUge verschiedene 
soziale Gruppen fordert auch gewissermaßen dazu auf. Die 
Inder sind keine Nation, imd wenn sie sich vielleicht heute 
als solche zu fühlen beginnen, so geschieht dies, weil sie sich 
schließlich in der gemeinsamen Bedrückung durch den Gewalt- 
haber eins wissen. 

Die Völkerschaften Indiens sprechen 147 verschiedene 
Mundarten (Chailley, a. a. O. 45). Nun wäre es verkehrt, anzu- 
nehmen, daß jeder dieser Mundarten eine besondere Rasse 
oder nur Nationahtät entspräche. Immerhin bietet die folgende 
Aufstellimg nach dem Zensus von 1911 nur ein sehr verein- 
fachtes und unvollkommenes Abbild der sozialen Zerrissenheit 
des Landes, denn sie geht von den rehgiösen Verschieden- 
heiten aus und berücksichtigt nicht die Zersplitterung der 
Bevölkerung durch das Kastenwesen. Es waren 



Hindus . . 
MusUms 
Buddhisten 
Sikhs . . 
Jains. . . 
Christen . 
Animisten . 



nacb dem ZflDsas tod 1901 
(Stxachey p, 314) 

207 146 100 

62458000 

9477000 

2195000 

1334000 
2923000 

87IIOOO 



nach dem Zensus von t9>t 
(Whttacker 1918, p. 50<) 

217586892 
66647299 

10 721 453 
3014466 

1248 182 

3876203 

10 295 168. 
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Von der gesamten Bevölkening, die der Zensus für 1911 
auf 315 Mül. veranschlagt, sind die beiden wichtigsten Gruppen 
die Hindus, die etwa 69% der Bevölkerung, und die Muslims, 
die rd. 21% der Bevölkerung darstellen. 

Auffallend ist die Ähnlichkeit des Verhältnisses, in wel- 
chem die englischen Herrscher zu ihren Gewalttmterworfenen 
stehen, zu den Beziehungen der Römer gegenüber Griechen 
und Ägyptern. Denn was die Gräkoägypter für Ägypten, das 
sind die Muslims für Indien. Wie die Griechen, trotzdem die 
Mischung mit den Ägyptern inuner mehr fortschritt, als die 
von der Regierung bevorzugten Provinzialen galten, so die 
MusUms in Indien, die von derselben Rasse wie die Hindus, 
mit diesen sogar zuweilen im Kastenwesen vereint sind. Auch 
darin stimmen die Muslims mit den alten Gräkoägyptem über- 
ein, daß sie, wie diese, die vormals herrschende Sozialschicht 
darstellen. Und ebenso wie die Römer die Gräkoägypter zur 
Förderimg des divide et impera bevorzugten, so tun dies die 
Engländer im Verhältnis zu den Muslims. Das Merkwürdigste 
aber ist, daß beinahe dieselben Mittel der Bevorzugung ver- 
wendet werden. Wie die Gräkoägjrpter allein, außer den 
Römern, zur Füllung der Auxilien, später der Legionen Roms, 
die in Ägypten standen, zugelassen wurden, so sind in der 
indischen Armee Englands vorwiegend Musüms. Die Armeen 
die England in Indien in Friedenszeiten imterhielt, betrug 
(Whitacker, p. 517) an eigentlich britischen Truppen 76000 
Mann imd an indischen Truppen 160000, wovon der größere 
Teil aus Muslims bestand. 

Aber auch die Bevorzugung in der Kommunal* und Pro- 
vinzialverwaltimg ist ähnlich eingerichtet wie die korrespon- 
dierenden Verhältnisse im römischen Ägypten. Hier förderte 
man das griechische Element namentUch in den Städten und 
stadtähnlichen Organisationen, den Metropolen. In Indien 
schützt man, wie zuletzt noch 1909, das musUmische Element 
vor der Majorisierung durch die Hindus bei Wahlen, indem 
man ihm, und nur ihm die Wahlkörper für die Provinzialräte 
auf konfessionell-kommunaler Grundlage einrichtet. Gegen 
diese Sonderstellung der Muslims richten sich jene von uns 
oben (S. 254) angeführten Worte des Montagu-Chelmsford-Re- 
port, welche vor dem überflüssigen »divide et impera« warnen. 
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Und trotz alledem! Diese Politik, die die Gegensätze 
unter den Sozialgruppen für ihre Zwecke nützt, hat ein großes 
Fiasko während des Weltkrieges erlebt. Auch die loyalen 
Muslims haben ihren Weg zur indischen Nationalpartei ge- 
funden, und die socii malorum haben sich im gemeinsamen 
Widerstand gegen den Gewalthaber gefunden. Seit dem Kon- 
greß von Lucknow (Weihnachten 1916) besteht eine Art ge- 
meinsamen Aktionsprogramms, welches, wie der Montagu- 
Chelmsf ord-Report (p. 24) sagt, der Beginn eines gemeinsamen 
Vorgehens zwischen Hindus imd Muslims ist, die jeder »wohl- 
meinende Freund Indiens mit dem Wimsche für ferneres Wachs- 
tum begrüßt« (which every well-wisher of India hopes will 
grow). 

IV. Die Beamtenschaft. 

Man hört oft, besonders von englischer Seite, mit Stolz 
die Tatsache verkünden, daß Indien, ein Land von mehr als 
315 MiU. Einwohnern, von 1000 — 1400 Engländern, d. i. Be- 
amten rein englischer Abkunft, regiert werde. Mit gleichem 
Rechte hätten sich die Römer rühmen dürfen, mit einem 
Dutzend römischer Beamten in leitender Stellung ausgekom- 
men zu sein, um eine Bevölkerung von 8 Mill. zu leiten. Wenn 
man nämhch den Präfekten, den Statthalter Ägyptens, die 
drei Epistrategen für die drei Landesteüe, dann etwa noch 
den obersten Finanzbeamten des ganzen Landes, den Dioikotes, 
Vorsteher der Finanzverwaltimg, den Idiologus, Versteher des 
kaiserUchen Patrimoniums, den Juridicus, der den Präfekten 
bei der Rechtsprechimg unterstützte, und noch einige kaiser- 
Hche Prokuratoren dazu rechnet, so waren es an die zwölf 
römischen Ritter, in deren Händen sich die ganze Regierung 
des Landes Ägyptens befand. Wird man deshalb etwa die 
Behauptung wagen, daß Ägypten nicht bureaukratisch 
geleitet worden ist? Ebenso Britisch-Indien. Aber die Me- 
thode ist eine verschiedene. Rom übernahm von den Ptole- 
mäem eine allumfassende Staatsbureaukratie, um sie, mit Aus- 
nahme der leitenden Stellungen, die den Römern vorbehalten 
blieben, durch ein System von Liturgien allmählich zu ersetzen. 
England übernahm von den islamischen Herrschern ein S3^tem 
von Amtslehen und Liturgien, um sie durch ein Staatsbeamten- 



S 9. Imperiale Machtmittel. 257 

tum zu ersetzen, das ausschließlich von Indien bezahlt wird, 
und zwar hauptsächlich aus dem wichtigsten Einnahmeposten 
des indischen Budgets, der Grundsteuer, d. i. der Bodenrente, 
welche der englische Staat als Nachfolger der islamischen 
Herrscher, dem das ganze Land als Bodeneigentum gehörte, 
einzieht. Die Gnmdsteüer betrug (Whitacker, a. a. O. 515) 
im Jahre 1916/17 im Nettoertrage 21^4 Mill., die Ausgaben für 
den Staatsdienst etwa 27 WH. £. Schon dies gibt einen Finger- 
zeig, und wird noch im folgenden näher dargetan, daß der 
Unterschied zwischen der römischen und der engUschen Methode 
nicht so groß ist, wie er wegen der Verwendung des Liturgien- 
systems durch die Römer angenonunen werden könnte. Sehen 
wir näher zu. 

Der Staatsoikos des Fiirsten, den die Ptolemäer aus dem 
Lande Ägypten gemacht hatten, erforderte ein großes Personal 
von Staatsbeamten, ergänzt durch ein Heer von Staatspäch- 
tem. Die Römer hatten schön frühzeitig, wie wir oben (S. 38) 
gesehen, die Staatspacht durch die eigene Staatsregie bei der 
Steuererhebung zu ersetzen gesucht. In den übrigen Provinzen 
war dies verhältnismäßig nicht schwer geworden, weil der 
ganze städtische Apparat für diese Zwecke zur Verfügung 
stand. Aber in Ägypten gab es keine Städte. Statt dessen 
mußten Liturgien geschaffen werden. Dadurch sollte ein 
Äquivalent für die Übertragung der Steuererhebung auf die 
Kommunen geschaffen werden. Man brauchte eine Ergänzung 
jener Haftbarkeit, der die Regiebeamten an sich schon unter- 
lagen. 

Durch die Liturgisienmg erreichte man den doppelten 
Vorteil, daß man infolge des Zwanges immer genug Wohl- 
habende (sog. oinofoi) für die Besetzung der Amtsstellen 
fand und außerdem die Bürgschaft für die pünktliche Erfül- 
lung der Dienstpflicht die Angesehensten der Metropolen (die 
Archonten, s. oben S. 244) und des Dorfes mithaftbar machen 
konnte. So hingen die Einführung der Liturgien und der Staats- 
regie, statt der Pacht, in der- Steuerverwaltung aufs engste 
nüteinander zusammen. Im Mittelpimkt der Steuererhebung 
steht der wichtigste Verwaltungsbeamte des Gaues, der 
Strateg, und ihn unterstützen hierbei eine Reihe htiurgischer 
Ämter der Metropolen und der Dörfer. Auch als seit dem 

Hatschek, BiitiKbct und rOnlaebci Wdtreich. '^ 
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4. Jahrhundert die Munizipahsierung der Metropolen nach 
römischem Muster einsetzte, änderte sich an dem bisherigen 
System nicht viel. Nur der Strateg wurde jetzt durch den 
von der Metropolenkurie vorgeschlagenen Exactor ersetzt, 
und der Hauptbeamte für die Steuer- und Vermögensverwal- 
tung des zur Polis (oder ziun römischen Mimizipium) gewor- 
denen Gaues wurde jetzt der städtische Curator (Legistos). 
Die Steuerschraube, namenthch für die Rom so wichtige, in 
Naturalleistungen bestehende Gnmdsteuer, bUeb nach wie 
vor die alte: eigene Regiebeamten des Staates, unterstützt 
von einer Menge liturgischer Ämter. 

Als die Engländer die Erbschaft des islamischen Staates 
in Indien antraten, hätten sie sowohl ein System von Staats- 
pachten als auch von Utmrgischen Ämtern in Dorf und Distrikt 
(Gau) übernehmen müssen. Zu dem System der Staatspacht 
hatten sie kein Vertrauen, denn sie selbst wußten wegen der Mittel, 
die sie einst im islamischen Staate verwendet hatten, wie 
bestechlich imd korrupt diese Staatspächter gewesen. Man 
mußte also, da es in Indien keine Städte gab und man als 
modemer Staat nicht gut zu dem römisch-islamischen Mittel 
der Litiurgie greifen konnte, eigene englische Staatsbeamte 
für die Steuererhebimg und Verwaltung einführen. Lord Com- 
wallis (1786 — 1793: zur Zeit seiner ersten Statthalterperiode) 
tat dies auch sehr zum Leidwesen der eingeborenen Bevölke- 
rung, die an ihren Traditionen festhielt imd nicht einsah, wes- 
halb man sich, ohne zureichenden Ersatz, der Erfahrung ein- 
geborener Beamten begeben sollte. Comwallis führte also die 
Praxis, die dann später zum Gesetz erhoben wurde (33 Geo. 
III, c. 52, s. 57), ein, daß die wichtigeren Stellen der indischen 
Verwaltung Engländern vorbehalten waren. Bis zum Jahre 
1830 bheb es bei diesem gesetzlich festgelegten Verwaltungs- 
prinzip. Der in der Hauptsache Engländern vorbehaltene Ver- 
waltungsdienst hieß Convenanted Civil Service. Die Beamten 
mußten nänüich bei ihrer Anstellimg, die in London erfolgte, 
sich vertragsmäßig (durch covenant) binden, keinen Handel 
auf eigene Rechnung zu treiben, keine Geschenke von den 
Gewaltunterworfenen entgegenzunehmen u. a. m. 

Im Jahre 1830 eröffnete der damahge Generalgouvemeur 
von Indien, Lord WiUiam Bentinck — ein weitschauender 
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Mann, der ein fühlendes Herz für die Beschwerden der Gewalt- 
unterworfenen hatte — , jedoch auch nur auf dem Wege der 
Verwaltungspraxis, den Eingeborenen eine beschränkte Anzahl 
von richterlichen und verwaltenden Ämtern und legte so den 
Grund zu dem, was man später den sog. indischen Provinzial- 
dienst nannte. Ein mutterländisches . Gesetz, die sog. Charter 
Act von 1833, verallgemeinerte die Bentincksche Praxis zu 
dem Satz, daß kein Eingeborener von Indien aus Gründen 
der ReUgion, Rassenzugehörigkeit, Abstammung oder Farbe 
für den Verwaltimgsdienst in Indien unfähig sein sollte. Trotz- 
dem bUeb es bei der prinzipiellen Zurücksetzung der Ein- 
geborenen. Im Jahre 1853 wurde aber der sog. Convenanted 
Service dem freien Wettbewerb geöffnet, ein englisches Prü- 
fungswesen für Indiens Verwaltung eingeführt und die alte 
»Besetzung auf Empfehlung« abgeschafft. Eine feierUche Pro- 
klamation der Königin Viktoria von 1858, gleich nach dem 
Sepoy-Aufstand erlassen, wiederholte in feierhcher Weise das 
1833 gegebene Versprechen, die Amterbesetzung in Indien von 
Rassen- und Glaubensfragen imabhängig zu gestalten. Aber 
das alles bUeb toter Buchstabe. Denn im Jahre 1870 mußte 
ein neues Gesetz des Londoner Parlaments ergehen, welches 
der Regierung in Indien die Vollmacht gab, Normen aufzu- 
stellen, durch welche neben den von London aus ernannten 
Verwaltungsbeamten solche in Indien ernannte Eingeborene 
gesetzt werden durften. Die Regierung in Indien war schwer- 
hörig. Wie immer, wenn es sich darum handelt. Eingeborene 
zu gleichberechtigten Gliedern des indischen Staatsdienstes zu 
machen I Neun Jahre gingen ins Land, ehe sich die Regierimg 
Indiens, d. i. der Vizekönig und sein Beirat^ entschloß, von 
der ihnen diu'ch das Gesetz von 1870 erteilten Vollmacht Ge- 
brauch zu machen. Nach diesen neuen Verwaltungsmaximen 
sollten die Amtsstellen der einzelnen Provinzen zu 20% aller 
sonst von London aus besetzten Stellen an Eingeborene ver- 
liehen werden, und zwar diurch die Chefs der Provinzialregierung, 
also in Indien selbst. Dieser Vorbehalt zugimsten der Ein- 
geborenen sollte bei Stellen mit einem Monatsgehalt von 
100 Rupien und darüber nur mit Zustimmung des Vizekönigs 
durchbrochen werden dürfen, d. h. grundsätzlich keinem Eng- 
länder die dem Eingeborenen vor behaltene Stelle gegeben werden. 

17* 
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Der dadurch geschaffene sog. »gesetzliche Staatsdienste 
vermochte nicht in genügendem Maße eingeborene Kandidaten 
für die Stellen anzuziehen. Bis zum Jahre 1886 waren kaum 
60 Stellen auf diese Art besetzt. Den Eingeborenen war das 
Gebotene zu gering, um sich darum zu bemühen. Eine Unter- 
suchungskommission, die imter dem Vorsitz des ehemaligen 
Gouverneurs des Punjab, Sir Ch. Aitchinson, im Jahre 1886 
zusammentrat, schlug eine neue Gliederung des gesamten indi- 
schen Verwaltungsdienstes vor, die dann auch durchgeführt 
und bis heute maßgebend geblieben ist. 

Damach zerfällt der indische Staatsdienst in folgende drei 
Gruppen : 

Da ist zimächst der sog. Indian Civil Service zu nennen. 
Es ist der alte Convenanted Service unter einem anderen 
Namen, der von England aus in der Hauptsache mit Englän- 
dern besetzt wird. Alle Beamten vom Distriktsbeamten auf- 
wärts (über diesen weiter unten) gehören ihm an. Eine Be- 
setzung dieser Stellen durch Eingeborene ist nicht unzulässig, 
sie muß aber in London auf Grund der besonderen Staats- 
prüfung für Indien erfolgen. 

Unter diesem Indian Civil Service steht der sog. Provin- 
zialdienst. Ihm gehören alle Amtsstellen an,, welche unterhalb 
des Ranges eines Distriktsbeamten fallen. Er wird durch das 
Haupt der Provinzialverwaltung nach Verwaltungsmaximen 
besetzt, die vom Vizekönig genehmigt werden soUen. K^ 
hierher fallenden Amtsstellen müßten in der Hauptsache mit 
Eingeborenen besetzt werden. 

Zu Unterst der sog. Subordinate Service, der die niederen 
Verwaltirngsstellen umfaßt und dessen Reihen nur von Indem 
gefüllt werden. Eine amtliche Statistik von 1903/^4 (zit. von 
Chailley, p. 543 ff.) ergab, daß während dieser niedere Staats- 
dienst und der Provinzialdienst mit seinen 3 Mill. Amtsträgern 
fast niu: von Indem besetzt wird, sich in der mittleren Kategorie 
(Provinzialdienst) doch noch genug Engländer befinden, die auf 
Stellen mit monatlich 1000 Rupien und darüber gewisser- 
maßen ein Monopol haben. Im höheren Staatsdienst, der dem 
alten Convenanted Civil Service entspricht, gab es noch 19^ 
etwa 12 — 1400 Engländer von Geburt, und der Montagu- 
Chelmsford-Report von 1918 schlägt ak eine erst zu er* 
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Strebende Tatsache vor, daß alles in allem wenigstens 33% 
der höheren Amtsstellen in Indien selbst, ohne Mitwirkung 
der Londoner Staatsprüfungskommission, besetzt werden 
sollen, während eine Kommission, die kurz vorher über den 
Gegenstand beraten, nur 25% in Vorschlag brachte (Report, 
a. a. O., p. 253). 

England hat, wie wir wissen (s. oben S. 59ff ; 223 ff.), in In- 
dien einen Staatsoikos eingeführt oder, besser gesagt, den islami- 
schen Fürstenoikos im patriarchalen Sinne einer Villifikations- 
Verfassung ausgebaut. Diese Fürsorge für die Wohlfahrt der 
Bevölkerung, namenthch für den Kleinbauer, hat ähnUch wie 
im Ägypten der Ptolemäer- und Römerzeit, zu einem großen 
Katasterwerk geführt. Man will den Kleinbauer, und Indien 
ist vorwiegend ein Land der Kleinbauern, fördern, aber man 
will auch an der Verwaltung des Landes, die ja doch nur im 
»Interesse des Landes « geführt wird, nichts aus eigener Tasche 
zusetzen. Die alte islamische Bodenrente des Staates ist als 
Grundsteuer erhalten. Bei dem Ryotwari-S3rstem (s. oben 
S. 60) ist der Staat der Verpächter, nicht auf ewige Zeiten, 
wie bei dem Zamindari-System, aber gegen eine für eine Reihe 
von Jahren festgelegte Rente. Rechte und Pflichten sind für 
den Pächter von vornherein festgelegt, und diese ViUifikations- 
Verfassung bedingt, daß der Staat als der große Grundherr 
ein Grund- und Bodenkataster nicht nur für Steuerzwecke, 
sondern gerade zur Feststellung der Rechte und Pflichten 
dieses gewöhnlich für 30 Jahre sichergestellten Zeitpächters 
anlegt. Im Mittelpunkte dieses Staatsoikos, dieser großen 
Gutshofverfassung steht, vergleichbar dem römisch-äg3^ti- 
schen Strategos, der sog. District officer, der sowohl der oberste 
Steuereinnehmer des Distrikts ist, als auch der Polizei- und 
Zivilrichter in Streitigkeiten, die die Rechte imd Pflichten 
des Zeitpächters betreffen. 

Dieser allmächtige Verwaltungsbeamte, gewöhnhch Eng- 
länder von Geburt, steht einem der 48 Distrikte vor, in die 
alle Provinzen Indiens zerfallen. Hat er auch eine Menge von 
Verwaltungsaufgaben zu erledigen: Polizei, Gefängniswesen, 
Unterricht, Beaufsichtigung der Munizipalitäten, Wegebau. 
Gesundheitspflege u. a. m., so ist seine wichtigste Tätigkeit 
doch die Verbindung mit dem Katasterwerk und dem Staats- 
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oikos. Wo, wie in Bengal, die Erbpacht vorherrscht und das 
Katasterwerk nicht von so großer Bedeutung ist wie in den 
Provinzen mit Zeitpacht, da ist er auch nicht so aUmächt^, 
wie gerade in diesen letzteren, den Provinzen des sog. Ryot- 
wari-S3^tems. Er vereinigt richterliche und Verwaltungstätig- 
keit in seiner Person, was den patriarchalischen Charakter des 
Regierungssystems, dessen typischer Vertreter er ist, beson* 
ders verstärkt. Und dieses Regierungssystem ist der ausge- 
sprochene Staatsoikos, die Fürsorge für Gutsuntertanen, wie 
sie römische Herrschaft in Äg3^ten und das b}rzantinische 
Reich kennt. Wie minutiös hierbei die Verwaltung in das 
Leben des Ackerbauers eingreift, zeigt z. B. die Verwaltung 
des Punjab, der eigentlich zu den Zamindariprovinzen 
gerechnet, aber seit 1900 in landesväterUcher Weise besonders 
fürsorglich verwaltet wird. Die Provinz besteht vorwiegend 
aus erhebhchen Kleinbesitzern. Seit der zweiten Hälfte des 
19. Jahrhunderts schlichen sich in dieses blühende Gebiet 
jene Wucherer (banjas) ein, die nicht etwa nach Art der von 
alters her vorhandenen die treuen Genossen von Leid imd 
Freud des indischen Kleinbauers waren, nm: kleine Geld- 
geschäfte machen wollten, im übrigen eine wichtige Stütze 
des sonst kreditarmen bäuerUchen Kleinbetriebes waren, son- 
dern jene Kapitalsanlage suchenden Kreise der größeren Städte, 
welche den Kleinbauern zunächst auswuchem und dann auf 
Grimd der prompt wirkenden englisch-indischen Gesetze auf 
dem Wege der Zwangsversteigerung enteignen. Dieses Gesetz 
schreibt u. a. vor, daß kein Nichtackerbauer von einem Acker- 
bauer Grund und Boden erwerben dürfte. Das Gesetz, das 
vielleicht eine Notwendigkeit bei dem mm einmal bestehenden 
Staatsoikos ist, erinnert nur zu sehr an jenes Gesetz des byzan- 
tinischen Kaisers Romanus Lakapenos von 922, welches die 
b}rzantinischen Freibauern vor dem Auskaufen durch die 
»Mächtigen« {övraroi) schätzen wollte und dadurch die Ge- 
bundenheit der Bauern an ihre Gemeindenachbam sowie deren 
Vorkaufsrecht {TCQOTi^tjaig) (Zachariae, Geschichte des grie- 
chisch-römischen Privatrechts, 3. Aufl., S. 265) nur verstärkte, 
ohne sie schUeßlich davor zu bewahren, daß sie der allmäch- 
tigen Gnmdherrschaft rettungslos verfielen. Und merkwürdig, 
all der Schutz, der dem indischen Kleinbauer, hier wie in an- 



S 9. Imperiale Machtmittel. 263 

deren Provinzen, namentlich in denen des Ryotwari-Systems 
zuteil wird, richtet sich nur gegen den indischen Kapitali- 
sten. Daß, wie wir oben feststellten (S. 246), der englisch- 
indische Exporteur mit Hilfe seiner paikaris, aratdars, gu- 
maschtas den iüeinbauer für sich jahraus, jahrein fronden läßt, 
das sehen die indischen Verwaltungsbehörden nicht oder wollen 
es nicht sehen, denn sie können nichts daran ändern. Der eng- 
lische Industrialismus, dieser Moloch, verlangt seinen Tribut, 
und eine bloß den Staatsoikos reguherende Gesetzgebung und 
Verwaltung ist unter den feinmaschigen Netzen des indu- 
striellen Kapitalismus zur Machtlosigkeit verurteilt. Ja, sie lädt, 
ohne es zu wollen, das Odium auf sich, durch die sorgsame Re- 
guUerung des wirtschaftlichen Seins eines Ackerbauers diesen für 
die Ausbeutung durch ein soziales System von Liturgien und 
Fronden bereitzuhalten, das jene englischen Kapitalisten und In- 
dustrieUen unter Ausnützung alter Gewohnheiten, die noch aus 
der Zeit des Islam herstammen, fortführen. 

Ist nun nach dem Gesagten der Unterschied der bureau- 
kratischen Methoden der Römer in Ägypten, der Engländer 
in Indien wirklich so gfoß, als es das formal-rechtliche Litur- 
gien- und Frondensystem im römischen Ägypten vermuten 
läßt ? Vergegenwärtigen wir uns nur, daß auch die europäische 
Grundherrschaft, die etwa im 17. Jahrhundert ihre innere 
Verfassung zum Abschluß brachte, verschieden geartet sein 
konnte, je nachdem der Grundherr den Bauer vorwiegend als 
Arbeitskraft in seinem Großbetrieb oder nur als Renten- 
fonds ausnutzte (Max Weber in Jahrbücher f. Nat.-Ök. und 
Statistik, 83. Bd. (1904), S. 434). 

Rom in Ägypten, England in Indien sind nur die Eigen- 
tümer von Staatsoiken, Grundherrn von Grundherrschaften, 
die ein Reich als Ganzes darstellen. Rom nützte die beherrsch- 
ten Bauern als Arbeitskraft, England nützt sie heute als 
Rentenfonds aus. Das machte eben dort die Naturalwirtschaft, 
hier die Geldwirtschaft. Diese Rentenfonds bringen England 
die Grundsteuer ein, aus welcher es in der Hauptsache jene 
Beamten besoldet, die es zu seiner VilUfikations(Gutshofs)ver- 
fassung braucht. Der Unterschied der Methoden ist einfach 
der Unterschied der Grundherrschaften der Vergangenheit, 
die ihre Gutsbauem ausgenützt haben. Das ist alles. 
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9 10« Die römischen Föderierten der Grenze: 
die Vasallenstaaten Englands in Indien. 

Literatur: Aufier den im Texte besonders angeführten noch Lee- Warner, 
TheNative States oflndia, 19x0. Stracheya.a.O.ch.XXIV;Ilberta.a.0. 
p. 141 — 146 und p. 44X — 463; Chailley a. a. O. bk. II, eh. I; der im vori- 
gen Paragraph angeiffihrte Montagu-Chehnsford-Report p. 238 — 249. För 
die röm.-byzant. Verhältnisse besonders: Mommsen, Das röm. MUitär- 
wesen seit Diokletian in Ges. Schriften VI, S. 225 ff. und J. Maspero. 
Organisation militaire de l'Egypte byzantine, 19x2. p. 63 ff. (in Biblio- 
th^ue de l'^cole des hautes 6tudes, sc. bist, et pfail. t. 201); und etwa 
noch: Nöldeke, Die Ghassänidischen Fürsten aus dem Hanse Gafnas 
in Abhandlungen der Kgl. Akademie d. W. zu Berlin 18S7, philos.-hist. 
Kl. II. S. 1—63. 

»Seit es einen römischen Staat gibt und solange ein solcher 
bestanden hat, wird der Schutz der Landesgrenzen wesentlich 
dadurch bewirkt, daß die an das römische Gebiet unmittelbar 
angrenzenden Staaten zu dem römischen in ein Abhängigkeits- 
verhältnis treten, welches sie einesteils verpflichtet, gegen ihre 
Nachbarn mit ihrem eigenen zugleich das römische Gebiet zu 
verteidigen, anderseits ihnen dabei erforderUchenfalls Schutz 
und Waffenhilfe in Aussicht stellt. Damit ist nicht ausge- 
schlossen, daß diese abhängigen Staaten auch bei den von 
den Römern zu führenden Kriegen durch Zuzug sich beteiligen : 
wesentUch aber und für diese Untersuchung in Betracht kom- 
mend ist die indirekte Waffenhilfe durch den Schutz der 
Grenzen. In dieser Weise hat die Republik ihre Provinz Afrika 
durch den König der Numidier, Augustus die Euphratgrenze 
durch die Könige von Kappadokien und Armenien, Constantin 
die östUchen Provinzen durch den König der Lazen und die 
Fürsten der Saracenen geschirmt, wie mannigfaltig die Anwen- 
dung ist, im' Prinzip und im wesentUchen auch im Eiigebnis 
sind alle diese Ordnungen voneinander nicht verschieden« 
(Mommsen, Ges. Schriften VI, 225). 

Nun wird man, sobald wir den Vergleich dieser römischen 
Grenzvölker mit den indischen Rajahstaaten^), denn um 
diese handelt es sich hier, wagen, vielleicht mit einem 
Schein von Recht einwenden können: Haben die indischen 
Staaten wirkhch die Funktion, die Rom seinen Grenzstaaten 
zugemutet hat? Darauf lautet die Antwort: Heute aller- 

') Das j SS dsch zu sprechen.. 
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dings nicht mehr, aber früher. Die englische Herrschaft in 
Indien hat schon längst über sie hinausgegriffen und Englands 
Grenzen vorangetragen, so daß sie zum großen Teil heute 
nur Enklaven britischer Herrschaft in Indien sind. Aber was 
sie waren, konnte man bis vor kurzem an dem Staate Sikkim 
sehen, der erst seit 1890 Rajahstaat ist, aber auch heute noch 
an Vasallenstaaten Englands: Belutschistan, Nepal, Bhutan 
und Afghanistan in ihrem Verhältnis zu England I Wie Rom 
und Byzanz, zahlt England diesen Grenzstaaten Tribut, trotz- 
dem es wie Rom und Byzanz dieses Grenzstaaten nach außen 
hin vollständig protegiert und, wie Rom seine Klientelstaaten, 
völkerrechtüch leitet. 

Gegenüber dem Naturforscher befindet sich der Forscher 
sozialer Erscheinungen bekanntlich deshalb im Nachteil, weil 
er Erscheinimgen gegenübersteht, die im fortwährenden Wandel 
und Fluß der Zeiten begriffen und daher unwiederholbar sind. 
Selten kann er mit der dem Naturforscher eigenen Genauigkeit 
arbeiten, weil ihm eines der wichtigsten Hilfsmittel des Ver- 
suches fehlt, ich meine die sog. naturwissenschaftliche IsoUe- 
rungsmethode, durch welche dem Problem eine Verursachungs- 
kette nach der anderen zugeführt werden kann, um die Wir- 
kung jeder derselben am Objekt zu erforschen, zu messen und 
zu wägen. Wenn es ihm — selten genug — gelingt, wenig- 
stens annähernd auf kleinerem Gebiet ein ähnliches Problem 
zu finden, wie das Hauptproblem, und wenn er dann wenig- 
stens annähernd in ähnlicher Weise vorgehen darf, wie der 
Naturforscher mit Hilfe seiner Isolierungsmethode, dann 
muß er dem Schicksal doppelt dankbar sein. Ein solcher Fall 
liegt bei der Betrachtimg der sog. indischen Rajahstaaten im 
Verhältnis zu England vor. 

Denn was die sog. Symmachoi zur Unterstützung der 
byzantinischen Machtsphäre in Ägypten (z. B. die Ghassaniden, 
s. dazu Nöldeke, a. a. O.), das sind die Vasallenstaaten Eng- 
lands in Indien, die Rajahstaaten oder sog. Native States, 
die England unter seiner Schutzherrschaft hält. 

Das b3^antinische Reich pflegte seine Grenzen nicht bloß 
mit den alten, den limes ergänzenden Kastellen, in denen die 
Stratiotai, die Regulärtruppen lagen, zu besetzen, femer nicht 
bloß Mihtärkolonien der sog. Umitanei zu begründen, sondern 
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auch Vasallenstaaten als Schutzwall seiner Grenzen anzu- 
ziehen. Diese Symmachoi, von denen wir namentlich bei 
Procop manches lesen, sind nicht etwa die Phoideratoi des 
byzantinischen Heeres, Barbaren, welche in Tagmata, wie 
die Regulärtruppen gegliedert und vom byzantinischen Staate 
wie diese letzteren imterhalten und von Führern befehligt 
werden, welche der Kaiser ernennt. 

Die Symmachoi sind vielmehr Bimdesgenossen der 

Sie schützen die Grenzen des Reiches auf Grund einer 
sog. Symmachia, eines Bundesgenossenvertrages. Sie sind 
nicht bloß verpflichtet, die Grenzen des Reiches auch ihrer- 
seits zu achten, sondern stellen, imterstützt durch Reichs- 
subsidien, Truppenkontingente. Bald kämpfen sie, wie der 
Ghassanidenf ürst, an der Spitze ihrer eigenen Kontingente, bald 
entsenden sie nur ein Expeditionskorps, das sich nach Ver- 
einigung mit dem byzantinischen He^r nicht unter die Kom- 
mandogewalt des byzantinischen Truppenführers stellen muB, 
wie z. B. die Regimenter der Heruler, welche sich an den 
Kriegen Justinians beteiligen. In beiden Fällen kämpfen sie 
imter der Führung eigener Volksgenossen. Die Symmachoi 
sind in Wirklichkeit nichts anderes als die socü et foederati 
der vorausgehenden römischen Epoche (Maspero, Organisa- 
tion Militaire de L'Egypte Byzantine, Paris 1912, p. 45 f.). 

Nim, Englands Vasallen in Indien sind ungefähr dasselbe, 
was die alten römischen foederati oder die S3anmachoi des 
byzantinischen Reiches: Bundesgenossen bei kriegerischen 
Unternehmungen, früher auch als Pufferstaaten eingerichtet. 

Und in der Tatl Wenn man sieht, wie Lord Cüve den 
unabhängigen Staat von Oudh als Pufferstaat einzurichten 
gedachte, um die von der ostindischen Kompanie gewon- 
nenen Territorien in Bengal gegen die Einfälle der Mahrattas 
zu sichern, so wird man dabei an den römischen Feldherm 
Flamininus erinnert, der Mittel-Griechenland als Pufferstaat 
gegen Mazedonien einzurichten beabsichtigte oder der römi- 
schen Pohtik, die nach dem Fall des Perseus Mazedonien als 
Pufferstaat gegen Thrazien abgrenzte. Wer wird femer nicht 
an die Belohnimg Numidiens durch Beteiligung an erobertem 
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karthagischen Gebiete erinnert, wenn man der Art gedenkt, 
^e der Nizam von Heiderabad wegen seiner Hilfe, die er der 
ostindischen Kompanie gegen den Sultan Tipu leistete, be- 
lohnt wurde ? Die Engländer rühmen sich nun der Tatsache, 
<laß sie in der Behandlung der indischen Rajahstaaten viel 
schonender und rücksichtsvoller vorgingen als die Römer im 
Verhältnis zu ihren Bundesgenossen, daB deshalb die englische 
Herrschaft in Indien nicht auf so lockerem Flugsand aufgebaut 
sei, wie die Herrschaft der Römer im Orient in vergangenen 
Tagen. Ist dieses Selbstlob berechtigt? 

I. Wenn wir die geographische Karte Indiens betrachten, 
so ergibt schon der erste Blick, welch große Bedeutung die 
Beherrschung der Rajahstaaten für die englische Herrschaft 
in Indien überhaupt besitzt. Die Unterfarbe, welche die eng- 
lischen Besitzungen mit unmittelbarer Herrschaft kennzeich- 
net, schlängelt sich in dünner, mitunter fadenförmiger 
Bewegung zwischen den vier großen Blöcken, welche die indi- 
schen Vasallenstaaten darstellen. Wenn man von den vier 
Grenzstaaten am Himalaja, nämlich Kaschmir, Nepal, Sikhim 
und Bhutan, und von dem im Nordwesten gelegenen Belutschi- 
stan absieht, die eine gewissermaßen selbständigere Völker- 
rechtsstellung besitzen, so kommen zunächst die sog. Rajput- 
staaten in Betracht, welche vom Punjab südlich bis an das 
Gouvernement von Bombay und vom Flusse Sindh im Westen 
bis zu den Vereinigten Provinzen Englisch-Indiens im Osten 
streichen, das ist die sog. Rajputana mit einem Flächenraum 
von etwa 129000 Quadratmeilen und einer Bevölkerung von 
loMill. Einwohnern. Südöstlich von den Rajputstaaten liegen 
die Staaten ihrer Erbfeinde der Malraas, insbesondere Gwalior- 
und Indore. Sie mit anderen bilden zusammen das Vasallat 
von Zentralindien mit einem Flächenraum von 77395 Quadrat- 
meilen und etwa 8^ Mill. Einwohnern. Jenseits des dünnen 
Halses, der gewissermaßen die westUche Präsidentschaft von 
Bombay mit den Zentralprovinzen und mit Bengal verbindet, 
liegt die Herrschaft des ältesten Verbündeten Englands, des 
Nizam von Haiderabad, und weiter südlich Mysore, welches 
29444 Quadratmeilen und 5^4 Mill. Seelen der britischen Herr- 
schaft entzieht. Daran anschheßend im Kreise an der südlichen 
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Küste von Osten nach Westen Arcot, Tanjore, Pudukkottai, 
Travancore, Kochin und Korg. 

Alles in allem handelt es sich um 824283 Quadratmeilen 
mit einer Bevölkenmg von rd. 68% Mill., während das eigent- 
lich britische Territorium nur 1097 901 Quadratmeilen um- 
faßt, dafür aber eine beinahe viermal so große Bevölkerung 
besitzt, nämlich etwa 232 Mill. Einwohner. Die Lagerung 
der Vasallenstaaten in Indien zeigt noch deutlich die Spuren 
der englischen Ausbreitungspolitik imd der Politik, die man 
im Verhältnisse zu den eingeborenen Staaten beobachtete. 
UrsprüngUch wollte die ostindische Kompanie, deren Herr- 
schaft bis 1858 dauerte, um ihren Besitz nur eine Ringmauer 
von Staaten schaffen, welche nach dem Prinzip der Nicht- 
intervention behandelt werden sollten. Man wollte sich nur 
die imangenehmen Stämme vom Halse schaffen, dabei aber 
wenig Ausgaben für Militärzwecke machen, tun nur die Divi- 
denden der Kompanie nicht zu verringern. Welcher Art die 
Herrschaft der eingeborenen Staaten war, ob sie sich gegen- 
seitig zerfleischten imd tot machten, das war der ostindischen 
Kompanie bzw. dem von England eingesetzten Gouverneur 
in Indien damals gleichgültig. So blieb es auch in der zweiten 
Hälfte dieser Pferiode, etwa von 1814 bis zum Sepoy- Aufstande 
von 1857, weimgleich man in dieser Zeit das Prinzip der Nicht- 
intervention dann fallen ließ, wenn die eingeborenen Staaten 
es gar zu bunt trieben. Dann wurde nach der römischen Maxime 
gehandelt, wie sie uns Sueton in seinem Augustus überüefert: 
»urbium quasdam foederatas sed ad exitium hcentia praeci- 
pites» libertate privavit«. Man steckte den unangenehmen 
Nachbarn einfach ein. Diese Pohtik, die im großen ganzen 
das völkerrechtliche Verhältnis zwischen England und den 
eingeborenen Staaten auf die scharfe Schneide des Krieges 
oder Friedens, der Selbständigkeit oder Inkorporation der 
Rajahstaaten stellte, erwies sich, wie der indische Aufetan^ 
von 1857 zeigte, als unwirksam. Man durfte es nicht so weit 
kommen lassen, man übte das S5^tem der Prävention und aus 
der völkerrechtüchen Allianz, aus der AUianz auf Gleichord- 
nung, wurde eine AUianz auf Unterordnung. Man unternahm 
es,, die eingeborenen Staaten zu lenken imd zu leiten, man 
setzte in jeden derselben, wenn er genügend groß war, einen 
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britischen Agenten oder gruppierte mehrere kleinere um eine 
britische Agentur. Diese Agenten traten und treten überall 
dann in Erscheinung, wenn die heimische Regierung unzuläng- 
lich wird. Sie ermahnen, verwarnen und, wenn's nottut, be- 
strafen widerspenstige Eingeborene, ja selbst die Fürsten. Bei 
der Auslegung der älteren und neueren Verträge ist nicht 
mehr das Völkerrecht maßgebend, sondern bureaukratische 
Tradition und Verwaltungsroutine sowie das Gewohnheits- 
recht. So verschiebt sich allmähUch die Rechtsgrundlage: 
aus einer Rechtsordnung, die auf Völkerrecht aufgebaut ist, 
aus einer Rechtsordnung auf Gleichordnung, wird eine inner- 
staatUche Rechtsordnung, eine Rechtsordnimg auf Unterord- 
nung, welche das Verhältnis zwischen England imd den Rajah- 
staaten bestimmt. Diese Rechtsgrundlage soll nun einer 
näheren Erörterung unterzogen werden. 

IL Die Rechtsverhältnisse zwischen England und den 
indischen Staaten werden in der Hauptsache durch drei Arten 
von Rechtsfällen bestimmt. An der Spitze derselben stehen 
die sog. Verträge. Sie zerfallen in förmüche Verträge, ergän- 
zende Abmachungen und sog. Sanads. 

Die politischen Verträge sind althergebrachte Formen der 
Verbindung, meist aber Kinder des Augenblicks. Eine Ge- 
samtkodifikation aller Verträge, die England mit einem Einzel- 
staat abgeschlossen hat, findet gewöhnhch nicht statt. Prin- 
zipienfragen werden in ihnen nicht gelöst, um so mehr aber 
Detailfragen, welche künftige Veränderung nicht ausschließen, 
wenn sich die Verhältnisse ändern. Gewöhnlich macht sich 
der Herrscher, der Maharaja , für sich und seinen Nachfolger 
verbindlich, dieses oder jenes zu tun oder zu unterlassen. 
Für die Auslegung des Vertrages, der in engüscher und in 
der einheimischen Sprache ausgefertigt wird, ist nur die eng- 
lische Version maßgebend. Wenn man bedenkt, welch große 
Anforderungen an das juristische Densen die Erfassung eines 
englischen juristischen Ausdrucks selbst dem Europäer macht, 
so wird man klar einsahen, daß diurch jene maßgebende Be- 
deutung der englischen Version ein großes Machtmittel in die 
Hände der englischen Regierung gelegt ist, und wie leicht es 
dieser gemacht ist, durch Interpretationskünsteleien eine 
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Grenzverschiebung in den beiderseitigen Machtbefugnissen 
herbeizuführen. Die Verträge werden in dreifacher Ausferti- 
gung auf Pergament abgefaßt : ein Exemplar erhält das eng- 
lische Lokalgouvemement, ein anderes wird im Staatsarchiv 
des Vizekönigs niedergelegt, ein drittes erhält der Maharaja. 

Die weniger förmlichen Abmachungen erfolgen einfach 
im Briefstil und binden den Chef des Rajastaates nur per- 
sönlich, nicht für seine Nachkommenschaft. Der Brief, der 
gewöhnUch vom Lokalgouvemeur oder vom Vizekönig an den 
Maharaja gerichtet wird, faßt die mündhchen Abmachungen 
mit ihm schrif tUch zusammen. 

Eine besonders feierUche Form der Aufnahme in die eng- 
lische Gnade und Huld ist der sog. Sanad der Adoption. Er 
erteilt dem Maharaja das Recht, sich seinen Nachfolger zu 
wählen, »solange als Euer Haus der englischen Krone gegen- 
über loyal und treu zu den Bedingungen der Verträge, Ver- 
gabungen oder Abmachungen steht, welche die Pflichten der 
britischen Regienmg gegenüber regeln«. Das besondere Vor- 
recht, das ein solcher Sanad überträgt, hegt darin, daß die 
Regienmg sich in die Thronfolge des Rajahstaates nicht ein- 
mengt. Sie hat es also gewöhnhch, dies Recht (ebenso wie 
Rom-Byzanz unter gleichen Verhältnissen ; s. Noeldeke, a. a. 
O., S.2o). Außer diesen Verträgen als Quelle der Rechts- 
beziehungen zwischen England und seinen indischen Vasallen- 
staaten kommt namentUch die bureaukratische Verwaltungs- 
routine und das Gewohnheitsrecht in Betracht. Die bureau- 
kratische Verwaltungsroutine wird getragen durch die könig- 
Uche Prärogative, der sog. Staatshoheitsakte: was der eng- 
lische König durch seinen Generalgouvemeur oder durch die 
Lokalgouvemeure im Verhältnis zu den Rajahstaaten verfügt, 
darf von einem britischen Gericht als sog. Act of State, als 
Staatshoheitsakt nicht nachgeprüft werden. Dadurch ^^ 
mitunter über das gröbste Unrecht der Mantel der Unanfecht- 
barkeit gehüllt, der in seinen Rechten verletzte Eingeborene 
eines Rajahstaates, aber auch der Maharaja kann vor dem 
britischen Richter kern Gehör finden. Natürüch läßt es die 
Regierung niemals soweit kommen, wenn es sich um den 
Maharaja handelt : mit ihm gut zu leben, ist ein oberstes Prinzip 
der englisch-indischen Verwaltungsroutine. Hat man ihn nur 
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auf seiner Seite, dann kann man sicher darauf rechnen, daß 
er der absolute Herrscher in seinem Lande und gewöhnlich 
auch der oberste Richter, ein Auge zudrückt, wenn einem 
seiner Eingeborenen von Seiten der britischen Regierung Un- 
recht geschieht. Überhaupt ist die Allmacht der britischen 
Verwaltungsroutine in den Rajahstaaten bedingt durch das 
absolute Herrschertum des Maharaja. Beide arbeiten einander 
in die Hände. Die Eingeborenen lassen sich auf diese Weise 
viel besser regieren als die störrischen Untertanen von Eng- 
lisch-Indien, welche der unmittelbaren britischen Herrschaft 
unterworfen sind. Denn diese haben einen großen Hang nach 
Selbstverwaltung, Freiheitsrechten imd anderen Kulturgütern, 
mit denen sie übrigens eine umfassende Universitätsbildimg 
recht bald vertraut macht. Die Eingeborenen der Rajah- 
staaten können aber patriarchalisch regiert werden, und zwar 
in aller Ruhe, wenn man nur den Maharaja sich gefügig ge- 
macht hat. Dieser leiht britischer Verwaltungsroutine gewöhn- 
lich williges Ohr. Daher kennen wir auch den Grund, der 
sonst unverständlich wäre, weshalb Rajahstaatswesen von der 
britischen Regienmg künstlich erhalten werden, trotzdem sie 
keine innere Existenzberechtigung mehr haben. Es ist nicht 
etwa, wie ein naiver Betrachter der Engländer glauben 
möchte, die Vorliebe für Selbstverwaltung, die das Privileg 
des Briten ist, sondern der eben angeführte Grund, welcher 
die Briten veranlaßt, faule und ungesunde Verhältnisse in 
einzelnen Rajahstaaten aufrechtzuerhalten. Es gibt etwa 680 
derselben, ihre Größe schwankt zwischen solchen, welche etwa 
an Umfang der Halbinsel ItaUen gleichkommen und anderen, 
welche so klein sind wie Lübeck oder Hamburg. Nun kommt 
es gerade in diesen kleineren nicht selten vor, daß sie, nament- 
lich durch Erbteilung und innere Zerwürfnisse, in eine Reihe 
von Atomstaaten zerfallen. Statt mm diese regierungs- und 
staatsunfähigen Herrschaften der britischen direkten Herr- 
schaft einzuverleiben, werden sog. Thanakreise gebildet. Sie 
setzen sich aus mehreren solcher Atomstaaten zusammen, die 
alle um einen sog. Thanadar gruppiert werden. Der Thanadar 
ist mit obersten Verwaltungs- und richterlichen Befugnissen 
ausgestattet. Die Häupter all dieser Atomstaaten treiben das 
für sie wichtigste : die Schätzung imd Besteuerung ihrer Unter- 
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tanen, jeder nach seiner Weise. Darum kümmert sich die 
britische Regierung nicht. Ob sie von ihren Staatshäuptem 
noch so sehr ausgebeutet und imgerecht behandelt werden, 
das ist der britischen Regierung ganz gleichgültig, nur die 
Verwaltungs Jurisdiktion und die Rechtspflege des eingeborenen 
Thanadar wird von dem britischen Agenten kontrolliert. Nie- 
mals mengen sich aber die britischen Gerichte in diese Ange- 
legenheiten, niemals prüfen sie die Entscheidungen des Tha- 
nadar oder des diesen kontrollierenden britischen Agenten 
nach. 

Die dritte Quelle des Rechts im Verhältnis von England 
zu den eingeborenen Staaten ist das Gewohnheitsrecht, das 
gewissermaßen zur Auslegung der geschriebenen Verträge dient. 
Wie sehr hier die ursprünglich völkerrechtliche Grundlage des 
Rechtsverhältnisses verschoben ist, mag man daraus entneh- 
men, daß der zwischen England mit einem Ra jähst aat abge- 
schlossene Vertrag als Präzedenzfall imd Quelle der Aus- 
legung auch für andere Rajahstaaten herangezogen werden 
kann und herangezogen wird, während im Völkerrecht der 
Grundsatz der Staatsindividuahtäten solches verbieten würde. 
Es gibt sogar Rajahstaaten, die überhaupt mit England keinen 
Vertrag abgeschlossen imd deren Rechtsverhältnis also zum 
britischen Suzerän nur durch Gewohnheitsrecht, d. h. durch 
aus Verträgen mit anderen Rajahstaaten abgezogene Rechts- 
regeln geordnet wird. So ist z. B. der Maharaja von Puduk- 
kottai, der über einen Flächenraum von iioi Quadratmeilen 
herrscht, durch Adoptionssanad in die englische Huld auf- 
genommen, und zwar verhältnismäßig früh zu Anfang des 
19. Jahrhunderts. Aber die Verträge mit ihm datieren erst 
aus der Zeit nach 1862. Der Herrscher des Staates Savanur 
in der Bombaypräsidentschaft hatte bis 1866 nicht einmal 
einen Sanad erhalten und dann wurde er ihm erst ausgestellt, 
nachdem die Gerichte des britischen Reiches auf Grundlage 
des Gewohnheitsrechtes und der »Analogie« ihm die Eigen- 
schaften eines Verbündeten des britischen Reiches (Jagir) zu- 
erkannt hatten. 

Mitunter sind Verträge, die mit dem einen oder anderen 
Rajahstaat geschlossen sind, maßgebend für einen ganzen Kom- 
plex von Rechtsbeziehungen zwischen England und allen Rajah- 
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Staaten. So spielen z. B. die Verträge mit dem Staate Gwalior 
die Rolle als wichtige Erkenntnisquelle für die militärischen 
Pflichtverhältnisse der Rajahstaaten gegenüber England. Der 
Vertrag, den Lord Ellenborough am 13. Januar 1844 mit dem 
Herrscher von Gwalior (Maharaja Jayaji Rao Sindhia) ab- 
schloß, lautet im Art. 6: »Da die britische Regierung durch 
Vertrag gebunden ist, die Person seiner Hoheit des Maharaja, 
seiner Erben und Nachfolger ebenso zu schützen wie seine- 
Besitzungen vor f eindhchem Einfall zu bewahren und innere 
Unruhen zu unterdrücken, da femer die von Seiner Hoheit 
bisher erhaltene Armee in ihrem Umfang von unnötiger Größe 
ist, indem sie die Regierung Seiner Hoheit, aber auch die 
Nachbarstaaten beunruhigt, so wird abgemacht, daß das mih- 
tärische Kontingent Seiner Hoheit nur betragen soll, was 

folgt *« Damit sind für die übrigen Staaten folgende 

Grundsätze aufgestellt: 

1. Die britische Regierung hat die PfUcht, die eingeborenen 
Staaten vor auswärtiger Invasion und vor inneren Un- 
ruhen zu schützen, 

2. kein Staat darf Truppen erhalten, deren Stärke den 
Nachbarstaaten und der heimischen Regierung (lies: 
britische Regierung) bedrohUch sein könnten. 

Und das britische Parlament? Wo bleiben die Gesetze 
desselben als Rechtsquelle? Sie fehlen und müssen fehlen, 
weil die Eingeborenen-Staaten nicht Bestandteile der briti- 
schen Herrschaft sind. Die Allmacht des britischen Parla- 
ments reicht nur soweit die rechtUche Herrschaft der Krone 
reicht und britisches Staatsgebiet betrifft. So sind die ein- 
geborenen Staaten der königUchen Prärogative allein über- 
lassen und damit der bureaukratischen Verwaltimgsroutine. 
Nur selten finden wir ein britisches Gesetz, welches auch von 
den Rajahstaaten spricht. So verbieten z. B. alte Gesetze des 
Londoner Parlaments von 1797, daß britische Untertanen 
Geld den Staatshäuptem der Rajahstaaten leihen sollen. 
Daraus leitet die britische Verwaltungsroutine in Indien die 
Machtvollkonmienheit her, daß ihre Agenten in den einzelnen 
Rajahstaaten bei der Liquidation des Nachlasses eines Staats- 
hauptes keine Schulden, die derselbe bei britischen Gläubigem 

Hatschek, Britifches uod italisches Weltreich. <S 



274 ^^' ^^^* Verfassungs- und Verwaltnngsparallelen. 

kontrahiert hatte, als rechtsbeständig anerkennen dürfen, wenn 
sie ohne Genehmigung der Regierung eingegangen waren, lian 
sieht hier deutlich, wie ein britisches Rechtsgesetz die Hand- 
habe für bureaukratische Machtvollkommenheit werden kann. 
Wo Verwaltungsroutine wie hier die Grenzverhältnisse zwi- 
schen England und seinen Vasallenstaaten bestimmt, da ist 
es nicht ganz einfach, die Rechte und Pflichten^der britischen 
Regierung und die ihnen korrespondierenden Pflichten und 
Rechte der Rajahstaaten scharf zu sondern. Am klarsten 
treten sie dann hervor, wenn sie sich aus den geschriebenen 
Verträgen, Abmachungen und Sanads ergeben. Das sind 
namentlich diejenigen Rechte der britischen Regienmg, welche 
die äußeren Rechtsverhältnisse der Rajahstaaten betreffen. 
Was aber die inneren Verhältnisse derselben anlangt, so 
hegen sie aus Gründen, die noch, weiter unten zu erörtern sind, 
ganz im Dunkeln, und es ist noch keinem Menschen gelimgen, 
die Grenzen zwischen der Kompetenz Großbritanniens und 
der Rajahstaaten in bezug auf deren innere Verhältnisse mit 
auch nur einigermaßen begründeter Klarheit zu ziehen. Sehen 
wir uns zunächst die Rechte der britischen Krone in bezug 
auf die äußeren Verhältnisse der Rajahstaaten an. 

III. Hier kommen zunächst die Rechte der britischen 
Krone auf militärische Leistungen in Betracht. Zunächst 
bestehen da allgemeine Verteidigungspflichten der Rajah- 
staaten. Seit der Statthalterschaft des Lord Hastings ist die 
folgende zienüich allgemein gehaltene Formel in Verträgen 
übHch: »Im Falle des Krieges Truppen auf Anforderung der 
britischen Regierung im Verhältnisse zu den Kräften des 
Rajahstaates zu stellen. « Ob die Gestellung der Truppen nur 
auf die Landesverteidigung beschränkt sei oder auch außer- 
halb Indiens die gestellten Truppen verwendet werden dürften, 
ist in den älteren Verträgen nicht gesagt. Da heißt es all- 
gemein, wie z. B. in dem Vertrage mit dem Staate Gwalior 
von 1804 : »Wenn ein Krieg unglückseUgerweise zwischen den 
vertragschheßenden Parteien imd einem anderen Staat oder 
einer anderen Gewalt, von welcher Art auch immer (»what- 
soever«) ausbrechen sollte ....«; ein anderer Vertrag, z. B. 
der mit dem Nabob von Bhopal hat die Klausel : »Wenn an- 
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gefordert und wenn nötig, soll das Bhopalkontingent sich mit 
der britischen Armee vereinigen, ausgenommen jener Teil des 
Kontingents, welcher für die Zwecke der Innenverwaltung des 
Landes nötig ist. « Selten ist dann in späteren Verträgen eine 
Klausel, wie sie sich in dem Vertrage mit dem Staate Kaschmir 
von 1866 vorfindet imd nach welcher der Maharaja für sich 
und seine Nachfolger verspricht, britische Heerfolge zu leisten, 
»wenn die britischen Truppen im Gebirge oder in den 
dem Staate Kaschmir benachbarten Territorien verwendet 
werden sollen. « Eine ähnUche Klausel findet sich auch in dem 
Sanad für den Staat Patiala vom 5. Mai 1860: »Wenn eine 
der britischen Regierung feindUche Macht in der Nachbar- 
schaft erscheinen sollte, so verpflichtet sich der Maharaja, mit 
der britischen Regierung gemeinsam den Feind zu bekämpfen. « 
Außer dieser allgemeinen Pflicht für den Kriegsfall, wo doch 
schließlich nur die Landesverteidigung gemeint ist, haben 
einige Staaten vertragsmäßig noch Sonderpflichten übernom- 
men, so daß auf diese Truppen auch im Falle eines Krieges 
außerhalb Indiens gerechnet werden darf. Zwar dürfen wir 
uns diese Hilfstruppen nicht in Gestalt von Kontingenten 
nach Art der früheren deutschen Reichsverfassung denken. 
Eine solche Kontingentsverfassung würde allgemeine Regeln 
voraussetzen. Wie sollte man aber solche für Staaten von der 
verschiedensten kriegerischen Veranlagung aufstellen können ? 
Die Bevölkerung des Staates Baroda ist z. B. durchaus un- 
kriegerisch, während die eines Sikh-Staates oder eines Rajput- 
Staates sehr kriegerisch ist. Man hat sich vielmehr mit Sub- 
sidienverträgen begnügt, die die Kosten der Truppenunterhal- 
tung dem betreffenden Einzelstaat auferlegen. Von acht sol- 
cher Subsidienverträge sind zwei gewissermaßen als Buße f ür 
vorhergehende Verletzung von Vertragspflichten auferlegt 
worden. Zwei andere erhielten für ihre Subsidienleistungen 
Territorien, wieder zwei andere mußten Subsidien leisten, weil 
sie nur durch eine auf ihre Kosten imterhaltene Armee vor 
dem drohenden Untergange bewahrt werden konnten, während 
schließlich die letzten zwei noch übrigbleibenden Staaten des- 
halb Subsidien zahlen mußten, weil ihre Staatsoberhäupter 
nur mit Waffengewalt im Amte erhalten werden konnten. 
Nur ausnahmsweise ist das Kontingentsystem erhalten, nament- 
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lieh im Verhältnis zum Nizam von Haiderabad. Der die mili- 
tärischen Pflichten dieses Staates bestimmende Vertrag vom 
21. Mai 1853, abgeschlossen von Lord Dalhousie, bestimmt: 
das Haiderabadkontingent soll aus nicht weniger als 5000 In- 
fanterietruppen, 2000 Kavallerietruppen und 4 Feldbatterien 
bestehen. Es soll von britischen Offizieren, die unter briti- 
scher Leitung stehen und diese durch ihren Agenten in Haidera- 
bad ausüben, diszipliniert, ausgerüstet und beau&ichtigt wer- 
den. Die Schlußklausel des Vertrages lautet: »Mit Ausnahme 
der angeführten Hilfs- imd Kontingentstruppen soll Seine 
Hoheit, der Nizam, unter keinerlei Umständen gehalten sein, 
andere Truppen, welcher Art auch immer, zu gestellen.« 

Kriegssubsidien und Kontingentstruppen sind aber nicht 
die einzigen Arten von militärischen Sonderlasten, welche ein- 
zelne Rajahstaaten zu tragen haben. Mehrere von ihnen ge- 
stellten Truppen »aus besonderer Anhänghchkeit« zur briti- 
schen Krone, ohne ein Kontingent für sich zu bilden. Ihre 
Truppen werden den britischen Kadres einverleibt. Eine solche 
kombinierte Heeresmacht in der Stärke von 21000 Mann wird 
von etwa 27 Staaten gestellt. Es sind dies die Staaten — ab- 
gesehen von Haiderabad, von dem bereits oben die Rede war : 
Kaschmir, Patiala, Nabha, Jind, Kapurthala, Bahawalpur, 
Faridkot, Indore, Alwar, Jodhpur, Bhartpur, äikanir, Jaipur, 
Gwalior, Rampiu:, Mysore, Bhopal, Bhaimagar, Junagar, Nawa- 
nagar, Idar, Janjira, Khairpur, Maler Kotla, Sirmur und Tehri. 

Alle Rajahstaaten haben noch außerdem folgende mili- 
tärische Pflichten zu erfüllen, von denen wir eine schon oben 
kennengelernt haben, nämUch diejenige, die im Gwaliorver- 
trag ausdrückhch genannt ist, keine Truppen in einem solchen 
Umfange zu erhalten, welche gewissermaßen den Frieden der 
Nachbarn und des britischen Reiches bedrohen könnten. Kein 
Staat darf Ausländer, insbesondere ausländische Offiziere, aber 
auch Mannschaft seinem Heere einverleiben. Insbesondere ist 
den mohammedanischen Staaten untersagt (so namentlich 
dem Nizam von Haiderabad), Araber und Abessinier in seinem 
Heere zu verwenden. Jeder der Rajahstaaten hat femer die 
Pflicht, keine Festungen ohne Genehmigimg der britischen 
Regierung anzulegen und keinen Waffenverkehr oder Handel 
mit Munition in seinem Lande ohne britische Kontrolle und 
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Genehmigung zu dulden. Der britischen Regierung steht das 
Recht zu Etappenstraßen und zu ihrer Anlegung innerhalb des 
Gebietes der Rajahstaaten zu. Während des Aufenthalts bri- 
tischer Truppen im Gebiete dieser Staaten haben diese die 
Verproviantierung, insbesondere Naturalleistungen in Getreide 
zu gewähren oder wenigstens die Möglichkeit zum Erwerb des 
Proviants zu erleichtem. Deserteure britischer Truppen, welche 
sich in die Rajahstaaten flüchten, müssen selbst dann von 
ihnen ausgeliefert werden, wenn sie Angehörige dieser Rajah- 
staaten sind. SchUeßlich hat die britische Regierung aus 
»mihtärischen « Gründen die Kontrolle über sämthche Post-, 
Telegraphen- und Eisenbahnverbindungen, welche die Rajah- 
staaten durchqueren. Die Sanads, welche den Staaten Jind 
und Patiala gewährt sind, enthalten folgende Klausel: »Der 
Rajah des Staates wird wie bisher zu den üblichen Preisen 
und durch Vermittlung seiner eigenen Beamten das zur Kon- 
struktion von Eisenbahnen, Bahnhöfen, Heeresstraßen und 
Brücken nötige Material liefern, er wird femer freiwiUig jeden 
Grund und Boden abtreten, der für die Anlage von Eisen- 
bahnen und Heeresstraßen nötig ist. « Sehr allgemein und weit 
gefaßt ist dieselbe Klausel im Vertrag mit Mysore von 1881, 
wonach der Maharaja alles, was in seiner Macht steht, daran- 
setzen muß, um die Anlage und Erhaltung von Telegraphen- 
linien zu erleichtem imd Grund und Boden abtreten muß 
(und zwar ohne Erhebimg irgendeines Entgelts), welcher für 
die Anlage von Eisenbahnen nötig wird. Während z. B. in 
dem Art. 94 II unserer Reichsverfassung eine ähnliche Befugnis 
dem Reiche gegenüber den Ländern eingeräumt ist, aber nur 
»unbeschadet der Hoheitsrechte« derselben, steht im Mysore- 
vertrag gerade das Gegenteil; gerade die Gebietshoheit über 
das abgetretene imd von der Eisenbahn durchquerte Gebiet 
steht unter britischer Hoheit. Das Merkwürdigste ist, daß 
trotz dieser der britischen Regierung eingeräumten Gebiets- 
hoheit über das von Eisenbahnen durchquerte Territorium 
der Rajahstaat für den Fall von Räuberei und Schaden, wel- 
cher den britischen Staatsanstalten (Post, Telegraphie, Eisen- 
bahnen) zugefügt wird, aufkommen muß, insbesondere sind 
die Gemeinden nach Art einer Gesamthaftung für jeden 
Schaden verantwortlich. 
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Das zweite wichtige Vorrecht der britischen Regierung 
gegenüber den Rajahstaaten ist, daß sie von jedem diplo- 
matischen Verkehr mit dem Ausland und jeglichem völker- 
rechtUchen Vertragsschluß abgeschnitten sind. Ihr völker- 
rechtlicher Vormund ist die britische Regierung. Nur Nepal 
hat sich seine völkerrechtlichen Funktionen gewahrt uncl z. B. 
im Jahre 1856 einen eigenen Friedensvertrag mit Tibet ab- 
geschlossen. Aus der völkerrechtlichen Vormimdschaft, die 
England über die anderen Rajahstaaten übt, ergibt sich zu- 
nächst die Notwendigkeit, daß alle Eingeborenen der Rajah- 
staaten im Auslande von dem britischen Konsul beschützt 
werden. Verlangt z. B. die portugiesische Regierung in Mozam- 
bique, daß Heuerverträge der Schiffsmannschaft unter be- 
hördlicher Kontrolle abgeschlossen werden, so ist es der bri- 
tische Konsul, welcher die Heuerverträge und Musterrollen 
zu beglaubigen hat. Wo eine Konsulargerichtsbarkeit im Aus- 
lande zu üben ist, da imterstehen die Eingeborenen der Rajah- 
staaten der britischen Konsulargerichtsbarkeit. Die britische 
Regierung ist es femer, mit deren Genehmigung allein aus- 
wärtige Staaten bei den Rajahstaaten Konsuln beglaubigen 
dürfen. Sie, nicht der Rajahstaat, stellt das Exequatur aus. 
Nicht bloß die aktive Seite der völkerrechtUchen Vertretung, 
sondern namentlich auch die passive hegt der britischen Re- 
gierung ob, wir meinen die völkerrechtüche Verantwortlich- 
keit fik die Rajahstaaten. Daraus folgert die britische Regie- 
rung die Notwendigkeit, eine Art von Konsulargerichten in 
den Rajahstaaten einzurichten, welche Streitigkeiten zwischen 
den Ausländem und den Eingeborenen zur Entscheidung 
bringen. Auch die Ausheferung von Ausländem für Übel- 
taten, die sie in Europa verübt haben, wird und kann nur 
durch Vermittlung der britischen Regierung und nur nach 
britischem Auslieferungsrecht erfolgen. So ist z. B. am 
14. Mai 1872 ein AusUefenmgsvertrag mit Deutschland abge- 
schlossen worden. Durch britische Staatsratsverordnung vom 
25. Juni 1872 wurde die Wirksamkeit des Vertrags und des 
englischen Ausliefenmgsrechts (der sog. fugitive offend«^ 
Acts) auch auf die Rajahstaaten ausgedehnt. Wenn femer 
die britische Regierung strikte Neutralität im Verhältnis zu 
kriegführenden Staaten bewahren will, so kann sie auf Grund 
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«Ines Parlamentsgesetzes vom Jahre 1870 ein Waffenverbot 
vnd ein Werbeverbot erlassen, wodurch insbesondere die An- 
werbung von Truppen für das kriegführende Ausland unter- 
sagt wird. Im Jahre 1874 wurde durch Gesetz der indischen 
Staatslegislatur der Generalgouvemeur von Indien ermäch- 
tigt, ähnliche Verbote für das der direkten Herrschaft Groß- 
britanniens unterliegende Indien zu erlassen. Die Rajah- 
«taaten müssen aber infolge ihrer Unterordnung imter die 
britische Suzeränität ebenfalls diese Verbote beachten, wie 
sie auch sonst aus demselben Gnmde verpflichtet sind, völker- 
rechtliche Pflichten, welche Großbritannien durch Verträge 
mit dem Ausland übernommen hat (z. B. die aus der Brüs- 
seler Antisklavereikonferenz übernommenen Pflichten), inner- 
halb ihres Gebietes durchzuführen (also z. B. den Sklaven- 
handel in ihrem Territorium zu imterdrücken). 

Die Einzelstaaten dürfen aber auch, da sie von jeglichem 
Vertragsschluß zwischen Staaten ausgeschlossen sind, auch 
untereinander keinen zwischenstaatlichen Verkehr pflegen 
oder zwischenstaatliche Verträge abschließen. Als z. B. die 
Rajahstaaten Kutsch und Nawanagar im wechselseitigen 
Warenaustausch eine Zollherabsetzung vornehmen wollten, 
so konnte dies nicht anders herbeigeführt werden als auf 
Grund der Anordnung der britischen Regierung, die von 
beiden Staaten angenommen wurde. Die Vertragspflichten, 
die sonst von den vertragschließenden Staaten wechselseitig 
übernommen zu werden pflegen, galten allein als gegenüber 
der britischen Regierung übernommen. In ähnlicher Weise 
werden GrenzreguUerungen vorgenommen oder andere zwi- 
schenstaatüche Streitigkeiten geschlichtet. Es ist immer eine 
Anordnimg der britischen Regierung, welche von den einzel- 
interessierten Staaten angenommen wird. Daß der römische 
Senat eine ähnliche Funktion zwischen den Föderierten Roms 
übte, ist bekannt. 

IV. So klar und deutlich sich die Machtvollkommenheiten 
des britischen Suzeräns im Gebiete der äußeren Rechtsver- 
hältnisse der indischen Rajahstaaten abheben, so dunkel sind 
die inneren Verhältnisse derselben, wenn sie einer Schutz- 
mauer gegenüber britischen Einflüssen bedürftig sind. Eine 
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klare Abgrenzung, wie sie jede Bundesstaatsverfassung gibt, 
welche die Reichs- von der Landeskompetenz des Gliedstaates 
abgrenzt, ist natürlich hier nicht zu finden. Aber auch das 
Gewohnheitsrecht gibt keine immer zuverlässige Antwort, weil 
über das Gewohnheitsrecht hinaus noch die königliche Präroga- 
tive, die durch den Vizekönig ausgeübt wird, und die dahinter 
versteckte bureaukratische Verwaltungsroutine inuner neue 
Gründe herausfindet, um sich in die inneren Verhältnisse der 
Rajahstaaten einzumengen. 

Zunächst tritt ein Hauptgebiet der Intervention auf dem 
Gebiete der inneren Angelegenheiten uns entgegen, das ist 
die Regelung der Thronfolgeordnung in den Rajah- 
staaten. Man sollte zunächst meinen, daß jeder derselben 
seine Thronfolgeordnimg nach eigenen Grundsätzen und Wün- 
schen zu regeln befugt sei. Dies ist aber keineswegs der Fall. 
Jede Thronbesteigimg eines neuen Maharadja erfordert die 
Anerkennung durch den britischen Herrscher bzw. seinen 
Stellvertreter, den Vizekönig von Indien. Dies wird aus der 
Treue und Untertänigkeit gefolgert, welche ein Chef des pro- 
,tegierten Staates dem Protektorstaat schuldet. Durch Vor- 
schriften der englisch-indischen Regierung ist angeordnet, daB 
die formale Investitur eines neuen Maharadja von einem bri- 
tischen Beamten vollzogen werden muß. Solange dies nicht 
erfolgt ist, gilt die Thronfolge als imgültig. Eine von dem 
Volke des Rajahstaates in der Zwischenzeit vorgenommene 
Huldigung imd Thronerhebung gilt nicht als rechtsbeständig. 
Bei der Investitur sind die Wünsche der Agnaten und der 
Großen des Staates zu berücksichtigen. Freilich soweit, wie 
der römische Staat im Verhältnis zu seinen Klientelfürsten- 
tümem, geht die britische Regierung nicht. Nach römischem 
Reichsrecht war der Vertrag mit dem Klientelfürsten ein persön- 
Ucher und erlosch nach dem Tode des jeweiligen Throninhabers. 
Nach britischer Rechtsauffassung ist aber der Vertrag, der 
die Grundlage der Rechtsbeziehungen zwischen Rajahstaaten 
und englischer Krone schafft, auch für die Nachfolger abge- 
schlossen. Daraus folgte im römischen Recht die Möglichkeit, 
nach dem Ableben des Throninhabers den Staat zu inkorpo- 
rieren oder einen Thronfolger einzusetzen, der dem römischen 
Reiche genehm war. Nach britischer Rechtsauffassung ist die 
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britische Regierung zunächst an die bestehende Thron- imd 
Rechtsordnung gebunden. Aber trotzdem ergeben sich auch 
hier mannigfache Möglichkeiten, um der britischen Regierung 
Einfluß zu verschaffen. Nach mohammedanischem Recht, 
das auch für viele der Rajahstaaten in Betracht kommt, kann 
der Throninhaber unter seinen Söhnen denjenigen zur Thron- 
folge bestimmen, den er für den geeignetsten hält, darf aber 
auch mit Übergehung seiner Söhne einen anderen Agnaten 
bestellen oder kann auch mit Übergehung der Agnaten einen 
beliebigen Nachfolger erwählen. Fragen der Erbfolge treten 
namentlich dort auf, wo ein sog. Adoptionssanad besteht, 
und da greift mm die britische Regierung ein und entscheidet 
die Streitfrage nach ihrem Belieben, wenngleich die Wünsche 
der Witwe und der Notabein des Rajahstaates berücksichtigt 
werden. Da beim Sanad der Adoption der kinderlose Thron- 
inhaber sich auf dem Wege der Annahme an Kindesstatt seinen 
Nachfolger erwählen darf, so hat die britische Regierung mit- 
unter zu entscheiden, ob der Ritus der Adoption gemäß dem 
einheimischen Recht ausgeführt wurde. Dies gibt natürlich 
recht oft Gelegenheit zu Eingriffen, denn bei den häufigen 
inneren Zerwürfnissen in den Rajahstaaten wird es selten 
fehlen, daß die Gegenpartei des Thronfolgers gerade die Wirk- 
samkeit der Adoptionszeremonie anficht. Am häufigsten aber 
kommt es vor, daß der mit einem Adoptionssanad ausge- 
stattete Herrscher einen Thronfolger zu bestellen versäumt 
oder absichtlich unterläßt. Namentlich um es sich mit keiner 
der störrischen Parteien bei Lebzeiten zu verderben. Da greift 
nun die britische Regierung nach dem Ableben ein und bestellt 
ihrerseits den Thronfolger. Die britische Regierung führt in 
allen Staaten, in denen Minderjährige zur Regierung gelangen, 
die Vormundschaft des Herrschers durch einen britischen 
Agenten. Da ergeben sich nicht selten Streitigkeiten zwischen 
diesem und demjenigen Notabein, der gewissermaßen als 
Minister des Staates dessen Leitung in Anspruch nimmt. 
Trotzdem hat der britische Agent auch dann noch das ent- 
scheidende Wort. 

Mit der Thronfolge im engen Zusammenhange steht auch 
die Kontrolle des Fürstengutes in den Rajahstaaten. Die 
britische Regierung sorgt dafür, daß ohne ihre Genehmigung 



282 ^I- ^^^* Verfassungs- und Verwaltungsparallelen. 

keine Veräußerung von Fürstengut stattfindet. Wie sie die 
Aufnahme von Schulden durch den Fürsten kontrolliert, 
haben wir oben gesehen. Auf diese Weise sind die gewöhnlich 
verschwenderisch veranlagten Fürsten in eine große Abhängig- 
keit von dem Wohlwollen des indischen Vizekönigs versetzt. 
Aber auch das römische iKÜvide et impera« weiß die eng- 
lische Riegierung mit großem Geschick zu verwenden. Ja, sie 
ist auf diesem Gebiete sogar erfinderisch. Schon in den Tagen 
der alten ostindischen Kompanie hatte man bemerkt, welch 
großen Wert die indischen Rajahs auf Titel und Würden 
legten, welche sie von dem Großmogul in Delhi erlangt hatten. 
Die islamischen Herrscher haben dies von Byzanz gelernt 
(s. Nöldeke, a. a. O. über die Titel der Ghassaniden, S. 13 — 16). 
Die ostindische Kompanie ließ ihnen dieses Vergnügen. Der 
britische Staat hat es aber zu einem förmlichen System aus- 
gebildet. Schon der einfache Titel Rajah kann einem Herr- 
scher zur Strafe entzogen werden, und diese Entziehung wird 
dann feierlich in dem Staatsblatt für Indien (Gazette of India) 
verkündet. Aber nicht genug an dem, seit dem Jahre 1877, 
aber auch schon früher, war eine Titelliste aufgestellt, welche 
dann insbesondere tmter der Statthalterschaft des Lord Duf- 
ferin in umfassender Weise vermehrt wurde, indem man sogar 
zu diesem Zwecke Studien im alten Hindurecht und im moham- 
medanischen Recht anstellte. Wie schön klingt dort der Titel : 
»Mahamaho-padyaya« und »Shams-ul-Ulama« (Sonne der Ge- 
lehrten), welche die Gelehrsamkeit eines Hindu- oder Musel- 
mannfürsten zur Anerkennung bringen. Ganz besonders sind 
aber die politischen Titel geschätzt, von denen hier einige Bei- 
spiele folgen mögen: der Maharadja von Baroda führt den 
Titel Gaekwar; der Herrscher von Haiderabad den Titel 
Nizam; der Herrscher von Belutschistan den Titel Khan von 
Kelat ; der Herrscher von Bopal den Namen Begam. Ein bei 
den mohammedanischen Staaten besonders beUebter Titel ist 
außer Khan noch »Nawab«, uns geläufiger als »Nabobc 
Manche von den Fürsten führen den Titel Raja, andere aber 
den Titel Maharaja usw. Dazu kommt noch der vielbegehrte 
englische Titel »His Highness (»Seine Hoheit«); dieser gebührt 
aber nur denjenigen Staatshäuptem, welche das Recht zu 
einem Begrüßungssalut von mindestens 11 Schüssen haben. 
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Auch diese Salutfrage ist durch viele Salutordnungen seit 1857 
geregelt. Die Begrüßungssalute sind von 9 bis zu 21 Schüssen. 
Zu dem Höchstmaß der 21 sind bloß der Gaekwar von Baroda, 
der Nizam von Haiderabad und der Sultan von Mysore be- 
rechtigt. Mit den Salut- und Titelfragen, wozu auch noch seit 
1861 der Orden vom indischen Stern als vielbegehrter Gegen- 
stand des Rajahehrgeizes hinzukam, hängen natürhch die 
Eifersüchteleien imd Streitigkeiten der Rajahstaaten unter- 
einander zusammen. Diese Fragen und die Fragen des Vor- 
rangs entscheidet der König-Kaiser von Indien oder an seiner 
Statt der Vizekönig. Hängen nun diese Rechte der britischen 
Krone wenigstens in einem losen Zusammenhang mit der 
Fürsorge für die auswärtigen Verhältnisse der Rajahstaaten 
zusanunen, so kann man es keineswegs von der behebig ver- 
mehrbaren Zahl von Machtbefugnissen sagen, durch welche 
britische Verwaltungsroutine sich in die inneren Verhältnisse 
der Rajahstaaten einmengt. Hier seien nur einige Beispiele 
hervorgehoben. Die britische Regierimg besitzt das Recht 
einzuschreiten, wenn sonst ein Schaden oder die Aufteilung 
und Zerstückelung des Staates, z. B. durch Erbteilungen, zu 
befürchten wäre. Sie schreitet selbstverständhch ein, wenn 
innere Unruhen entstehen. Aber auch »schlechte Regierung« 
imd »Tyrannei « gibt ein Recht zur Intervention der britischen 
Regierung. Der Begriff »schlechte Regierung« ist an und für 
sich äußerst dehnbar. Die britische Regierung greift auch ein, 
um immenschUche Gewohnheiten (»inhimian practices«) zu 
unterdrücken. Also z. B. Sklaverei oder Zauberei oder Mord 
der weibUchen Kinder u. a. m. Die reügiöse Duldung und ihre 
Erhaltung ist in den Rajahstaaten von besonderer Wichtigkeit, 
weil hier mitunter der Raja nicht dasselbe Glaubensbekenntnis 
mit seinen Untergebenen teilt. Auch sind Hindus und Moham- 
medaner in vielen dieser Staaten durcheinander gemengt, da- 
her die Intervention der britischen Regierung besonders nötig, 
wenngleich sie sich meistens nur darauf beschränkt, enghsche 
Missionare in den Rajahstaaten zu schützen. Auch die Regu- 
lierung der Münze unterHegt dem Einfluß der britischen Regie- 
rung, freiüch aber nicht in dem umfassenden Maße wie im 
alten römischen Reich, wo schon zur Zeit des Prinzipats und 
namentüch im Kaiserreich die Prägung der Kleinmünze bloß 
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den autonomen Staaten überlassen, im übrigen aber auch ihnen 
die Silber- und Goldprägung entzogen war. Die britische Re- 
gierung, die recht wohl weiß, welch große Bedeutung eine ein- 
heitliche Geldvaluta für ein großes Wirtschaftsgebiet hat, 
unterläßt es hier offenbar absichtlich, die Verschiedenheiten 
zwischen den 680 Rajahstaaten zu beseitigen.« 

V. Das Verhältnis der Rajahstaaten zu England läßt sich 
nach dem oben Dargestellten nur als ein staatsrechtliches Pro- 
tektorat darstellen, bei welchem die Rechtsbeziehungen zwi- 
schen Protektor und protegiertem Staat durch staatsrecht- 
liche Grundsätze und Maximen, nicht durch völkerrechtliche, 
wie dies beim völkerrechtlichen Protektorat zutrifft, bestimmt 
werden. Auch die Römer hatten in ihren Klientelstaaten und 
Fürstentümern eine ähnliche Staatsordnung eingeführt. Der 
Abschluß des Freundschaftsvertrages mit einem auswärtigen 
Monarchen schloß die Anerkennimg desselben als König, das 
Zugeständnis des Königstitels in sich. Wie die Engländer die 
Rajas durch Titel und Würden auszeichnen, so berichten uns 
auch die Schriftsteller von Auszeichnungen, daß sowohl die 
Republik wie das Prinzipat die Klientelfürsten mit Magistrats- 
insignien auszeichneten (Liv. 30, 15, 11: (Scipio) »Massinissam 

primum regem appellatum aurea Corona, aurea patera, 

sella cmxili et scipione ebumo, toga picta et palmata tunica 
donat«; Tacitus ann. 4, 25: missus e patribus (an den König 
Ptolemäus von Mauretanien) qui scipionem ebumum, togam 
pictam, antiqua patrum mimera, daret regemque et sodum 
atque amicum appellaret — zit. nach Mommsen, Rom. Staats- 
recht III^, S. 592'; für Byzanz und die Ghassaniden: Nöldeke, 
a. a. O., p. 25). Auch war bei den Römern wie bei den Briten 
die Rechtsstellung der Klientelfürsten auf Vertragsgrundlage 
aufgebaut, die nicht einheitlich jedem Staate gleiche Rechte 
gewährte, sondern der Verwaltungsroutine ziemlich viel Spiel- 
raum Heß, Wenn man bloß den Vergleich auf die römischen 
Klientelfürstentümer (und nicht auf die föderierten Städte) 
abstellt, so gelangt man zu dem Ergebnis, daß die römische 
Herrschaft sie jedenfalls nicht schlechter stellte, als die bn- 
tische Herrschaft die ihrigen. Aber die Frage und der Ver- 
gleich muß ganz anders aufgestellt werden. Den Römern war 
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es Herzenssache, namentlich bis in die Mitte der Kaiserzeit, 
die griechischen Städte und Städtebünde in Europa und Asien 
durdi gleichmäßige Autonomie zu stärken und dadurch die 
Königsherrschaft im Osten zu brechen (s. Mommsen, a. a. O. 
655). Sie mochten gern als »Befreier« dieser Städte erscheinen 
(Syrien, Palästina). Die Absicht der Briten ging leider früher 
auf das entgegengesetzte Ziel ; sie suchten die Autonomie von 
Britisch-Indien, die ' ihnen sehr unbequem wird, durch die 
Rajastaaten zurückzudrängen oder überflüssig zu machen. 
Jetzt ist das wohl auch anders, obwohl noch immer Rückhalt 
in der konservativen Gesinnung dieser Fürsten gesucht und 
gefimden wird. 



IIL TeiL 

Die BindemitteL 



1 11. Die Reichsbfirgerschaft 

Literatur: Mommsen, R.StR. III, 698 ff.; Mitteis, Keichsrecht und 
VoUrarecht, S. 114 ff. u. 143 ff.; L. Hahn, Rom und der Romanismus, 
1906, S. 92ff. u. 148 ff.; Kornemann, Art. dvitas in Pauly-Wissowas 
R.E. z. Supplem. (1903), S. 304 ff.; Ed. Meyer, Cäsars Monarchie und 
das Reich des Pömpejus, 1918, S. 477 ff.; Keith, Imperial Unity a. a. O. 
eh. XIII; Hatschek Englisches StR. I, § 44; Lefroy. Canada's Federal 
System. 1913 (2. ed), p. 303 — ^313; Moore, Commonwealth of Australia, 1910 
(2. ed.), p. 462 ff.; Burge's Commentaries on Colonial and Foreign Laws, 
ed. Renton II (1908), p. 85 — 195; Hansard Debates (Lords), v. XV (1914), 
503 ff. und ebendort (Commons) v. LXII (1914), 1 198 ff.; für die Ge- 
schichte des englischen kolonialen Staatsbürgerrechts besonders wert- 
voll: Forsyth, Lfiw and Opinions a. a. O. eh. IX. 

In der Entwicklung des Reichsgedankens gehen beide 
Weltreiche geradezu entgegengesetzte Wegrichtungen. Rom 
beginnt mit der Föderation mehr oder weniger gleichberech- 
tigter, souveräner Gemeinden und endet mit der Reichs- 
zentralisation. England hingegen endet dort, wo Rom 
begonnen hat: es beginnt mit einer Reichszentralisation und 
endet mit einer an Auseinanderfall grenzenden Reichsdezen- 
tralisation. 
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An einem Punkte konnten wir dies Einschlagen ver- 
schiedener Wegrichtiingen bereits beobachten. Wr meinen 
(s. oben § 4) die Entstehimg der römischen Reichsbesteuerung 
und der Gebietshoheit des Reiches. Während die älteste 
Gnmdsteuer in den zuerst eroberten Provinzen (Sizilien, 
Afrika, Sardinien, aber auch Asien (s. Rostowzew) sich auf 
eine doppelte Rechtsgrundlage stützen, einmal unter dem 
Gesichtspunkt der Kriegskontribution des eroberten Gemein- 
wesens begründet werden konnte, sodann unter dem Gesichts- 
punkt einer Rechtsnachfolge in die Stellung der früheren 
Steuerherren, der hellenischen Könige, als Eigentümer des 
Staatsbodens, war es nur natürUch, wenn die Römerherrschaft 
als ein für jede Provinz verschiedenes, zwischen Rom und 
dieser Provinz begründetes Rechtsverhältnis angesehen wurde. 
Der Begriff einer einheitlichen, auf dem Eigentum 
der Römer am Provinzialboden fußenden Gebietshoheit des 
Reiches kam aber erst einer viel späteren Zeit, vielleicht schon 
den letzten Tagen der Republik (Pemice, Pareiga: Z. f. 
R. G. XVIII, 64). »Erst als mit der Stabilisierung der 
Herrschaft über eine größere Anzahl von Provinzen die 
Notwendigkeit einer festeren theoretischen Begründung des 
Steueranspruches hervortrat, also zu Zwecken der Finanz- 
verwaltung, wurde das Gebietseigentum der Provinzial- 
gemeinden aufgehoben und mit dem Obereigentum und 
Vektigalrecht auch die Gebietshoheit des Reiches formuliert« 
(Mitteis, a. a. O. 112). 

In England ist, wie wir ebenfalls sahen (oben S. 102), 
zuerst gerade dieses Obereigentum das Ursprüngliche, nämlich 
das lehensrechthche Obereigentum des Königs am Provinzial- 
boden einheitlich für alle Kolonien, von allem Anfang an! 
Und wo hat es schheßüch geendigt? Bei einer von jeder 
Selbstverwaltimgskolonie, unabhängig vom Mutterland ge- 
übten Steuergewalt (s. oben S. 207 ft) imd einer beinahe 
eigenen Gebietshoheit, die jede Selbstverwaltungskolonie 
schon seit der Colonial Boundaries Act von 1895 insofern 
zu üben hat, als ohne ihre ausdrücklich erklärte Zustim* 
mung keine Grenzveränderung vom Mutterlande vorgenommen 
werden darf. 
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Im folgenden (§§ 10 — 13) werden wir diese Gegensätzlich- 
keit in der Entwicklung der britischen und römischen Reichs- 
idee studieren an den drei Institutionen, die man bei allen 
großen Reichen als den Kitt derselben anzusehen pflegt: der 
Reichsbürgerschaft, der Rechtseinheit, der Wehreinheit. Über- 
all wird uns, das sei schon hier vorausgeschickt, das gleiche 
Resultat begegnen : Roms Herrschaft beginnt mit der Födera- 
tion und endet bei der ReichszentraUsation. England beginnt 
mit der Zentralisation des Reichsgedankens und endet mit der 
Föderation als Reichsidee. 

I. Die Entwicklung der römischen Reichs- 
bürgerschaft. 

Rom beginnt seine kolonisatorische Arbeit und damit seine 
Reichsentwicklung als Führerin eines Bundes mehr oder 
weniger gleichberechtigter Stadtstaaten. Der Stadtstaat, die 
antike PoUs, nimmt aber ihre Bürger ausschließlich in Be- 
schlag. Für die uns hier interessierende Entwicklung der 
Reichsbürgeridee bedeutet dies nichts weniger, als daß zu- 
nächst kein Römer das Bürgerrecht einer Bundesstadt und 
umgekehrt kein Bürger einer Bimdesstadt gleichzeitig die 
civitas Romana besitzen darf (Cicero pro Balbo: duarum civi- 
tatum civis noster esse jure civih nemo potest; ebendort 32: 
iura . . . . a maioribus nostris comparata, ne quis nostrum 
plus quam unius civitatis esse possit). Damit war die Ex- 
klusivität, in der die römische Ohgarchie in den letzten zwei 
Jahrhunderten der Repubhk lebte, sehr begünstigt. Den Still- 
stand, den sie in der Erteilimg des Bürgerrechts imd in der 
Ausfühnmg von Kolonien betätigte, versuchten die Gracchen 
zu brechen. Insbesondere wollte C. Gracchus das Bürgerrecht 
Roms allen itaUschen Bundesgenossen verleihen. Erst das 
Ende des Bundesgenossenkrieges (91 — 89 v. Chr.) brachte den 
ItaUkem die Aufnahme in den Kreis der cives Romani. Nun-^ 
mehr erst verschwand aus dem römischen Staatsrecht der 
Gnmdsatz der Unvereinbarkeit zweier Bürgerrechte. Denn 
nunmehr galt als Regel, daß jeder römische Bürger neben 
seiner communis patria, der allgemeinen Heimat, nänüich Rom, 
eine Sonderheimat (domus, origo) haben müsse. Rom war 
nim das allumfassende Reich, die früheren Föderierten aus. 
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souveränen Gemeinwesen bloß Munizipalstädte geworden. Wie 
sich die italischen Munizipien ducken mußten, so streckte Rom 
jetzt seine GUedmassen zum alle umfassenden Staatswesen, und 
damit wurde das römische Bürgerrecht zum allgemeinen Reichs- 
bürgerrecht, während das Bürgerrecht der ehemaUgen Bundes- 
genossenstädte zum bloßen Kommunalbürgerrecht herabsank. 

Bei der Verleihung der römischen civitas an Nichtrömer 
hatte schon die Republik zwei Formen zur Anwendimg ge- 
bracht. Die erstere sehr selten vorgenommene Verleihimg war 
die individuelle, an einzelne Personen. Die andere zwar 
nicht oft, aber immerhin auch nicht selten geübte Verleihungs- 
form, war die Auszeichnung ganzer Gemeinden durch die 
Halbbürger- (s. darüber oben S. 124 f.) imd die Vollbürgereigen- 
schaft, wobei die erstere, wie dies namentlich Pompeius Strabo 
mit den transpadanischen Gemeinden (89 v. Chr.) gehalten 
hatte, gewissermaßen die Vorbereitung für die zweite Qualität, 
das Vollbürgerrecht, gelten mochte. Das hat auch Cäsar für 
die Narbonensis durchgeführt. Während das roscische Gesetz 
vom Jahre 49 v. Chr. (Mommsen, Ges. Sehr. I, 185) die Trans- 
padaner in die Vollbürgerquahtät aufrücken Ueß, verUeh Cäsar 
den Städten und Völkerschaften der Narbonensis das latei- 
nische Bürgerrecht, also die Eigenschaft von Halbbürger- 
gemeinden. Aber in der Hauptsache ging er in der Entwick- 
lung der Reichsbürgeridee seine eigenen, höchstens an C. Grac- 
chus anknüpfenden Wege, die dann auch für die Kaiserzeit 
maßgebend blieben. 

Cäsar wollte absoluter Herrscher sein, vor dem die recht- 
hchen Unterschiede der Beherrschten zu schwinden hatten. 
Bürger und Nichtbürger, alle einander gleich, einem allein 
unterworfen, das ist seine Idee der Staatsgestaltung. Zur 
Durchsetzung dieses Gedankens sollte das Reichs bürgerrech t 
ausgebreitet werden. Die Mittel waren einerseits die Ausfüh- 
ximg wirkücher Bürgerkolonien (nicht die der späteren fiktiven 
Verleihung des Titels einer Kolonie), sodann Veteranenansied- 
lung imd schUeßlich die Verleihung der civitas an einzelne, 
wenn auch in Massen, aber nicht durch Vermittlung einer 
Bürgergemeinde, also nicht kollektiv, sondern die alte Indivi- 
dualverleihung. Daß sie kollektiv vorgenommen werden 
konnte, wie bei der wirkhchen Begründung echter Bürger- 
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kolonien oder bei der Verleihung der Zivität an Massen vor- 
nahm, indem er in Massen aushob und in die Legionen ein- 
stellte oder als Kohorten formierte (die 22 Kohorten der 
Narbonensis : E. Meyer, a. a. O. 473 f.), ändert nichts an der 
Tatsache, daß auch eine solche kollektive Verleihung an Massen 
als persönliche Privilegierung angesehen wurde (Mommsen, 
R, St.R. II, 892). Von dieser durch kollektive Zusammenfas- 
sung persönücher Privilegien vorgenommenen Verleihung der 
Zivität ist wohl zu unterscheiden die durch Vermittlung einer 
Gemeinde, die zum municipium civium Romanonmi wurde 
und deren Bürger die civitas Romana erhielten. Dies wirkte 
mittelbar, aber nicht unmittelbar persönliche Vorrangstellung. 
Diese Form war in der republikanischen Zeit die hergebrachte 
Form. Sie war eine, wie wir (oben S. 125 f.) sahen, wohl abge- 
wogene Rangstufe in der Klassifikation der kolonialen Ge- 
meinwesen, die vor allem die Selbstverwaltung der damit be- 
dachten Gemeinde unangetastet Heß. Und gerade das ist eben 
der Gegensatz: Entweder gemeindhche Selbstverwaltung er- 
halten oder sie durch individuelle oder kollektiv in Masse vor- 
genommene Verleihung von römischer Zivität niederhalten. 
Denn das letztere bedeutet allein die sog. Romanisierung, 
während die Verleihung der Eigenschaft eines römischen Muni- 
zipiums das darin herrschende Peregrinenrecht, insbesondere 
das Privatrecht unangetastet üeß (s. oben S. 128 im Anschluß 
an Toutain in M61anges Arch6ol. XVI, 326 A.) . Daß es auch schon 
zu Cäsars Zeit so empfunden wurde, als sei die individuell oder 
kollektiv vorgenommene, aber direkt wirkende, Verleihimg des 
römischen Bürgerrechtes das Grab der gemeindüchen Selbst- 
verwaltung, zeigt das Beispiel des Vertrages, den Cäsar im 
Jahre 58 (696 d. St.) mit den Helvetiem abgeschlossen hatte 
und dessen Cicero (pro Balbo c. 14, 32) u. a. Erwähnimg tut 
mit folgenden Worten: 

quaedam foedera extaiit, ut Cenomanorum, Insubrium, 
Helvetiorum, lapudum, nonullorum item ex Gallia barbaro- 
rum, quorum in foederibus exceptum est, nequis a nobis 
civis recipiatur. 

Welchen Sinn hatte diese Klausel, wodurch die Helvetier, 
die erwiesenermaßen damals römische Untertanen geworden, 
ausbedingen, daß keiner ihrer Angehörigen die römische 

Hatschek. Britisches und iteiscfaes Weltreich. '9 
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Bürger eigenschaft erhalten sollte? Die Antwort ist: »Nichts 
hat die Herrschaft Roms über die föderierten Städte latini- 
schen Rechtes gründlicher befestigt, als die individuelle Ver- 
leihung des Bürgerrechtes an die angesehensten Familien dieser 
Gemeinden; es wurde dies bekanntlich früh sogar geordnet 
und die Verleihung des römischen Bürgerrechtes an den Ein- 
tritt in den Senat oder in die Magistratur der Bundesstadt 
als notwendige Rechtsfolge geknüpft. Wenn Cäsar den Helve- 
tiem gegenüber sich dieses Rechtes begab, so kann seine Ab- 
sicht wohl nur gewesen sein, ihnen den höchsten Grad kom- 
munaler Selbständigkeit zu gewähren, der mit dem Unter- 
tanenverhältnis sich vertrug« (Mommsen, Schweizer Nach- 
studien in Ges. Schriften V, 393 f.). 

Nun, diese Regelung war eine Ausnahme in der Bürger- 
verleihimgspohtik Cäsars. Hier herrscht gewöhnlich die indi- 
viduelle Form oder die kollektiv in Masse vorgenommene Ver- 
leihung als Personalprivileg vor. So hat er es in Spanien, 
Afrika, Gallien gehalten. 

Das Prinzipat übernahm diese Politik nach der doppelten 
Seite: der Verleihung des Bürgerrechtes an einzelne oder an 
Massen aber in direkter Form ohne Vermittlimg einer Ge- 
meinde ; sodann die Poütik durch Aufnahme von Nichtbürgem 
in die bis dahin bloß den römischen Bürgern vorbehaltenen 
Truppenteile den Kreis der römischen cives zu erweitem. Da- 
neben erhält sich auch in der Kaiserzeit die Verleihung der 
civitas Romana an ganze Gemeinden oder ihre Abart, die 
Verleihung des Titels einer römischen Kolonie. Aber in der 
Hauptsache sind es die beiden ersteren Formen der Bürger- 
rechtsverleihung. Freihch Augustus macht nur sparsamen 
Gebrauch von ihnen. Ihm schwebt der Gedanke einer Regene- 
rierung des Reiches durch das geborene Römertum vor, wie 
er ja auch in der Reorganisation des Heeres dem repubUkani- 
schen Gedanken anhängt, den Römern und Italikem die Le- 
gionen, die KemteUe des Heeres, vorzubehalten. Auch unter 
Tiberius war es noch so. Aber später namentlich unter den 
Flaviem und den guten Kaisem, als es immer klarer wurde, 
daß der hellenische Osten jeder Romanisierung durch Ein- 
richtung römischer Munizipien oder Kolonien wirksam wider- 
stand, wurde die Individual- und Massenverleihung des römi- 
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sehen Burgerrechts gewissermaßen als der äußerste Versuch 
gemacht, dem widerstrebenden Osten auf römische Art bei- 
zukommen. Zudem — und das gilt sowohl für den Osten wie 
für den Westen — wiu-de die kommimale Selbständigkeit (wie 
wir oben sahen S. 193) immer kraftloser. Da ist es nur zu 
interessant zu sehen, wie trotz der immer größeren Einfluß- 
losigkeit der römischen Munizipien, die Eigenschaft, Römer 
zu sein oder zu werden, eine inuner erhöhtere Bedeutimg ge- 
wann in den Augen derjenigen, die es noch nicht waren. Sagt 
doch Plutarch (de tranq. anim. 10, 470 C) : »Es gibt gewiß 
manchen Chier, manchen Galater und Bythynier, der unzu- 
frieden mit dem Stande, den er imter seinen Mitbürgern ein- 
nimmt, darüber klagt, daß er keine patrizischen Schuhe trägt, 
wenn er dies erreicht hat, daß er noch nicht römischer Prätor 
ist. Ist er dies, daß er noch nicht römischer Konsul gewor- 
den ist.« 

Darin prägt sich ganz deutlich die Minderschätzung des 
Kommunalamtes oder der Lokalwürde gegenüber dem römi- 
schen Amt imd der römischen Würde aus, die wieder an die 
Voraussetzimg des Reichsbürgerrechts geknüpft waren. So 
merkwürdig und interessant dies zu sein scheint, so ist es doch 
nur natürlich. Das Gift, das Cäsar gegen die republikanische 
Munizipalselbständigkeit, den kleinen Lokalgeist und Lokal- 
patriotismus, in Gestalt seiner Politik der Bürgerrechtsver- 
leihung bereitet hatte, wirkte nun jetzt, und Plutarchs Aus- 
spruch ist eben ein Zeichen, wie nachhaltig es sogar im helle- 
nischen Osten wirkte. 

Die Sprengimg kommunaler Organisation durch den 
Reichsbürgergedanken, das Ziel der cäsarischen Bürgerrechts- 
politik, erreichte in der bekannten Constitutio Antoniniana 
des Kaisers Caracalla (212 n. Chr.) ihren Abschluß. Welche 
auch immer ihre nächsten Motive waren, sie selbst, die nach 
Ulpians Ausspruch alle Bewohner des römischen Reiches zu 
cives Romani in orbe Romano machen wollte (1. i. De statu 
hominum i, 5: In orbe Romano qui simt, ex constitutione 
imperatoris Antonini cives Romani effecti simt), bezeichnet 
nur den Abschluß der von Cäsar aus einsetzenden Entwick- 
lung. Das geht einmal aus der Tatsache hervor, daß schon 
vor ihrem Erlaß unter den besser gestellten Familien der 
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griechischen Städte und den Grundbesitzern nur wenige ge- 
wesen sein dürften, die das römische Bürgerrecht noch nicht 
besaßen, sodann aus der von Dio Cassius dem Maecenas in 
den Mund gelegten, an Augustus gerichteten Rede, die bekannt- 
lich nur das Regierungsprogramm der Severer wiedergibt. 
Dort heißt (52. Buch, c. 19) der Rat des Maecenas ungefähr: 
»allen das Bikgerrecht zu gewähren, damit sie, die damit zu 
gleichen Teilen begabt würden, uns zuverlässige Mitstreiter 
seien, so daß sie, die gewissermaßen mit uns eine und in 
Wirkhchkeit dieselbe Stadt bewohnen, ihre eigenen Ge- 
meinwesen nicht höher achten, als wie Acker und 
Dörfer« (ciiare xa^ zf^g noXireiag Ttaal Ofpiai fiera6o9^ai 
g>f]iai delvy iva yud Tovttjg iaofiOiQovyveg Ttiaxoi ovfifiaxoi ^fuv 
ioaiVy waxe xiva fiictv rfjv fj fÄezeQcty nokiv ohuovvtegf yuxi TcnrtJjr 
fuy ovTCjg noktv, xa de atphe^ ayqovg xal luifiag vofiD^oweg elvcu). 
Hier wird also ganz klipp und klar zum Ausdruck ge- 
bracht, was wir oben als Cäsars PoHtik bezeichnet haben: 
die Sprengung munizipaler Organisationen diurch den Reichs- 
bürgergedanken. Dem fügt sich passend an, was wir mm 
nach dem Papyrusfund P. Meyers über die Constitutio und 
ihre Wirksamkeit in Ägypten wissen. Schon Wilcken hat 
gegenüber der These Moiiimsens, daß die Constitutio nur für 
munizipale oder quasi-munizipale Gemeinwesen gegolten habe, 
darauf hingewiesen, daß in Ägypten nicht etwa bloß die 
Metropolen, die man noch immer als quasimunizipale Ein- 
richtungen ansehen mag, sondern auch Dörfer imter die 
Wirkimg der Antoniniana gefallen seien (Hermes, XXVII, 
295). Und ntm erfahren wir durch P. Meyer den entschei- 
denden, für Ägypten maßgebenden Wortlaut des Kaiseredikts, 
wonach alle, die in der Oikumene des römischen Reiches 
wohnen, auch in Ägjrpten, das römische Bürgerrecht erhalten, 
mit Ausnahme der dedititü {x^^S '^^ dedeiXixian), als 
welche wir oben (S. 251 im Anschluß an Wilcken in der von ihm 
imd Mitteis herausgegebenen Chrestomathie I, 56) die kopf- 
steuerpflichtigen Ägypter kennengelernt haben. So ist das 
Hindernis, das die Mommsensche These von dem Zusammen- 
hang der Constitutio mit mimizipalen oder quasimunizipalen 
Organisationen bereitet, hinweggeräumt, und nichts versperrt 
mehr die Erkenntnis, daß die Constitutio der munizipalen 
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Organisation den Todesstoß gegeben, wie das ja auch Dio 
Cassius andeutet. Was noch an Menschen, d. h. Peregrinen, 
im römischen Reich nach jenem Kaiseredikt übrigblieb, 
ohne römische Bürger geworden zu sein, ist immer geringer 
an Zahl geworden durch das, was man die Barbarisierung des 
römischen Heeres, aber mit ebenso viel Recht die Romani- 
sierung der Provinzialen durch das Heer genannt hat, wir 
meinen die Vergrößerung des Kreises römischer Bürger durch 
den Eintritt der Provinzialen in das Heer, durch die Lager* 
kinder und den erbUchen Stand der Heeresgenossen in der 
Grenzertruppe der späten Kaiserzeit. Erst jetzt wurde das 
Wort Ulpians von den »cives Romani in orbe Romano qui 
simt« zur Wahrheit. Außerhalb der Reichsangehörigkeit 
bUeben nur noch die barbari, die gentUes in den Grenzdistrikten, 
wie die Athiopen, Sarazenen, Lazen, Sanner, Abasger und die 
sich im Reiche aufhaltenden Fremden, besonders auch die im 
Ausland angeworbenen Soldaten (Mommsen, Ges. Schriften 
V, 468). So war Cäsars Absicht schließlich erfüllt. Im Reichs- 
bürgertum hatte der Reichsgedanke ausschheßUch gesiegt. 
Und merkwürdig I Seinen scheinbar höchsten Gipfel hat er 
erklommen gerade in dem Augenblick, wo das Reich selbst 
in Trümmer gegangen war. Im britischen Weltreich hat sich, 
wie wir sehen werden, die Reichsangehörigkeit allmähhch mit 
einer ziemUch bescheidenen Rolle neben einer Staatsangehörig- 
keit abzufinden gewußt, und dennoch : der Reichsgedanke ist 
noch immer nicht aufgegeben. Den Grund dafür werden wir 
noch (im letzten § 14) kennenlernen. Zuvor soll dies aus- 
einandergesetzt werden, wie der Reichsgedanken dem kolo- 
nialen Staatsgedanken allmählich Platz zu machen beginnt. 

IL Reichs- und Kolonialstaatsangehörigkeit im 

britischen Weltreich. 

Zur Zeit, als England sein Kolonisationswerk in Neueng- 
land zu befestigen sich anschickte, schrieb der berühmte Jurist 
und Oberrichter Coke den Satz: 

»Es ist nee coelum, nee solimi, was den englischen Unter- 
tanen zum Untertanen macht, sondern die ligeantia et oboe- 
dientia«, also die Lehenstreue imd der dem Oberen geschuldete 
Lehensgehorsam . 
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Denn schon seit den Tagen des Reichstags von Salisbury 
(1086), wo Wilhehn der Eroberer von jedem Freien den Unter- 
taneneid verlangte, ist die Rechtsfiktion aufgekonunen, daß 
dieser Eid ein Lehenseid gewesen, da alles Land im König- 
reich vom König als dem obersten Lehensherm zu Lehen be- 
sessen sei. Die englische Staatsangehörigkeit galt als ein 
Lehensrechtsverhältnis, das den Untertanen zur Treue ver- 
pflichte. Die territoriale Grundlage, die zu jedem Lehens- 
nexus als notwendig zugehört, wurde in dem Besitz von eng- 
lischem Grund und Boden oder wenigstens in der Möglich- 
keit, solchen zu erwerben, gefunden, eine Möglichkeit, die 
bis 1844 nur dem Engländer von Geburt zustand. Diese 
Theorie, die sowohl im Reich als auch in den Kolonien ihre 
Anerkenmmg fand, ging also von einer einheitlichen 
Reichsbürgerschaft aus, und zwar deshalb, weil es nur 
ein Reichs lehensrecht gab. 

Gerade seit der Zeit, da England große Kolonialerwer- 
bungen machte, die als der Krone zu Lehensrecht gehörig 
angesehen wurden (s. oben S. 102), gerade von da an ent- 
wickelte sich die 'Thec^e vom Untertanenverhältnis als 
Lehensnexus. So sagt Twyssden in seinem Buch »Conside- 
ration on the Government of England« (1649): 

»Alles Land kann nm* mittelbar oder unmittelbar unter 
dem Könige besessen werden. Nicht etwa so, daß die Könige 
jemals zu irgendeiner Zeit das Königreich wirklich besessen 
und darüber verfügt hätten, wie es ihnen beliebte. Wohl aber 
leistet jeder Untertan freiwillig Gehorsam und Anerken- 
nung seiner Untertanenpflicht demjenigen, von dem er 
Schutz erhält.« 

In derselben Weise begründet Blackstone in der 2. Hälfte 
des 18. Jahrhimderts das Staatsbürgerverhältnis. Nachdem 
er zuvor gezeigt, worin der Lehensnexus bestehe und darauf 
hingewiesen, daß das Lehensband begründet werde durch das 
homagium, den Lehenseid, imd durch Gnmd und Boden, den 
man infolge jenes Eides erhielte, fährt er fort (Commentaris 

1. 367) : 

»Aber in England ist es festgestelltes Prinzip, daß alles 
Land im Reich vom König als dem Souverän und Oberlehens- 
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herm (Lord paramount) innegehabt wird und daß nur der 
Fidelitätseid einem untergeordneten Lehensherm (inferior 
Lord) geleistet werden kann, der allegiance-£id (sc. der Unter- 
taneneid) notwendig allein auf die Person des Königs beschränkt 
wird.« 

An anderer Stelle zeigt er, wie aus dem höchstpersönlichen 
Lehensband zwischen Untertan imd König notwendig der Satz 
folge, daß kein Fremder hegendes Gut in England erwerben 
darf. Denn — so setzt er fort — wäre dies zulässig, dann 
müßte der Fremde dem englischen König Untertanenschaft 
schulden, eben so dauernd wie sein Eigentum, was wahr- 
scheinUch im Widerspruch stünde zu der Untertänigkeit gegen 
seinen natürlichen Herrscher (sc. dem Herrscher seines Heimats- 
staates). 

Mögen nun sdl diese Theorien, die das sog. Territorial- 
prinzip feststellen, irrtümhch sein im Lichte unserer heutigen 
Erkenntnis, die das Territorialprinzip in eine Epoche vor 
Entwicklung des Lehenssystems verlegt: in England sind sie 
nun einmal herrschend geworden. Selbst für die neueren 
Juristen ist es eine ausgemachte Tatsache, daß die Unter- 
tanenschaft der alte Lehensnexus sei, und selbst das offizielle 
Blaubuch, auf Grund dessen das Staatsangehörigkeitsgesetz 
von 1870 erging; sagt ausdrücklich, daß das englische Recht 
der Staatsangehörigkeit gegründet sei auf dem Prinzip des 
Lehensbandes imd der Lehenstreue (by EngUsh Common Law 
founded on the principle of feudal ligeance and homage). 

Diese Grundauffassung hat ihre bedeutsamen Rechtsfolgen 
für das englische Recht der Staatsangehörigkeit besessen. Man 
folgerte aus der Tatsache, daß das Staatsbürgerrecht ein lehens- 
rechthches Verhältnis zwischen Untertan und König sei, vor 
allem, daß Ausländerinnen selbst durch Heirat eines Eng- 
länders nicht engUsche Staatsbürger werden könnten, weü das 
Untertanenband als Lehensnexus, ein persönüches Rechtsver- 
hältnis und daher unübertragbar galt (so bis zimi Jahre 1844). 
Man folgerte daraus femer den Satz »nemo patriam exuere 
potest«, was nach dem Abfall der amerikanischen Kolonien 
zur schwierigen Frage Anlaß gab, ob die abtrünnigen Unter- 
tanen schon durch den Vertrag von 1783, der die Kolonien 
für selbständige Staaten erklärte, fremde Staatsbürger ge- 
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worden oder Rebellen seien, da der König nicht ansdrücklidi 
auf ihre Lehenstreue verzichtet habe. Die folgenschwerste 
Wirkung jener eigenartigen englischen Auffassung von dem 
Lehensnexus als Grundlage des Staatsbürgerverhältnisses war 
auf der einen Seite der Satz, daß, wer auf englischem Boden 
geboren sei, Engländer wäre, ohne Rücksicht auf die Staats- 
angehörigkeit seiner Eltern, und das Korrelat jenes Satzes, 
daß, wer im Auslande geboren sei, Ausländer wäre, mochten 
auch seine Eltern Engländer sein. Die feudalrechtliche Be- 
gründung dieses sog. Prinzips des jus soli (im Gegensatz zum 
Prinzip der Abstammung, jus sanguinis) finden wir schon im 
17. Jahrhundert scharf formuliert (Craig, On the Succession 

of King James , p. 253, mit Berufung auf den von ihm 

als Lehensrecht bezeichneten Satz unus et idem duorum domi- 
norum homo Ugius esse non potest, was der Kronjurist Chal- 
mers bei Fors3rth, a. a. O. 262, folgendermaßen paraphrasiert : 
»He who is bom imder another prince, whose liege subject 
he is, because he cannot perform what he owes to his true 
lord, is put away from the fief in another coimtry, for he 
cannot keep his fealty untainted and inviolate to two lords . . «). 
Das Prinzip selbst hat sich ungeschwächt bis zum Jahre 1914» 
bis zum englischen Staatsangehörigkeitsg^etze dieses Jahres, 
erhalten. Aber auch für die Kolonien Englands hatt^ diese 
feudalrechthche Basis ihre Bedeutung. Brachte es ihnen auf 
der einen Seite im Vergleiche zum römischen Recht der aus- 
gehenden Republik (s. oben S. 286) den Vorteil, daß sie allen 
Kolonien gleichzeitig eine einheitliche Formulierung und 
Begründung des Reichsbürgertums und Reichsge- 
dankens Ueferte, so zwang die Kolonien auf der anderen 
Seite die lehensrechtliche Fundamentierung doch dazu, das 
innerhalb der Kolonie von einem Kolonialorgan erteilte Staats- 
bürgerrecht als nur für und innerhalb der Grenzen der 
Kolonie gültiges Reichsbürgerrecht anzusehen. Der alte 
Grundsatz, daß man nur soweit zur Beschützung des Königs 
als sein Lehensmann (liege subject) fähig sei, als man Grund 
\md Boden im Lande besitze, bzw. die Möglichkeit habe, 
Grund imd Boden zu besitzen, führte dann, als namentlich 
auch Fremde in den Kolonien Grund imd Boden erwerben 
durften und sollten, zu dem Gesetze (lo/ii Vict., c. 83). wel- 
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ches bestimmte (§ 2), daß die von einer Kolonialbehörde er- 
langte Reichsbürgerschaft nur innerhalb der Kolonie rechts- 
wirksam sei. Derselbe Satz ist dann auch in das Staats- 
angdiörigkeitsgesetz von 1870 (§ 16) aufgenommen worden^ 
hat bis 1914 für alle Kolonien gegolten und gilt selbst heute 
noch für alle Kolonien, die nicht ^u den großen Selbstverwal- 
tuBgskolonien gezählt werden. Mit anderen Worten : Bis zum 
Jahre 1914 gab es eine allgemeine Reichsangehörigkeit, die, in 
London erteilt, für das ganze Reich Rechte und Pfhchten 
schuf, und eine beschränkte Reichsangehörigkeit, die, in den 
Kolonien erteilt, nur für den Bereich der betreffenden Kolonie 
rechtswirksam war (§ 16 des Staatsangehörigkeitsgesetzes von 
1870: »for imparting to any person the Privileges or any of 
Privileges of naturalisation to be enjoyed by such person 
within the Umits of such possession«). Mit anderen Worten: 
Es gab imd gibt auch heute für den größten Teil des briti- 
schen Weltreiches keine einheitliche Reichsangehörigkeit^ 
so daß alle Kolonialbriten in allen Teilen Großbritanniens In 
allen Kolonien und in Irland unter allen Umständen, wie die 
Engländer, als Briten betrachtet imd geschützt werden. Das 
Ausland faßt, nach Völkerrechtsgnmdsätzen, die Kolonial- 
briten wie die mutterländischen Briten als Einheit auf. Eng- 
land wird immer für sie völkerrechtlich verantworthch sein. 
Aber innerhalb des britischen Weltreiches muß man unter- 
scheiden : 

I. die mutterländischen Briten; sie haben die allgemeine 
Reichsbürgerschaft in allen Kolonien; 

3. die Kolonialbriten aus jenen Kolonien, welche keine 
Selbstverwaltung besitzen, also nicht zu den großen 
Dominions gehören: diese Kolonisten haben bloß eine 
beschränkt wirkende Reichsbürgerschaft nämlich nur 
innerhalb der Kolonien, die nicht Selbstverwaltungs- 
kolonien sind; 

3. die Kolonialbriten aus den großen Selbstverwaltungs- 
kolonien. Diese besitzen seit 1914 (Brit. Reichsgesetz: 
4 und 5 Ges. V. c. 17, sog. British Nationality and 
Status of Aliens Act, 1914) Privilegien, welche im 
Rahmen einer allgemeinen Reichsbürgerschaft bloß 



i 



298 m- T^^' ^^ Bindemittel. 

gedacht, tatsächlich eine selbständige Staatsangehörig- 
keit der Dominions schaffen, und zwar nicht bloß im 
Rahmen, sondern neben der Reichsangehörigkeit. 

Ehe wir ims über dieses Verhältnis der beiden Arten von 
Staatsangehörigkeit, der des Reichs imd der Dominions, juri- 
stische Klarheit verschaffen — die Sache ist viel komplizierter 
als man annehmen möchte — , wollen wir den Inhalt der durch 
das Gesetz geschaffenen Neuerungen näher kennenlernen. 

Die lokal beschränkte Reichsbürgerschaft war es, woran 
die großen Selbstverwaltungskolonien besonders Anstoß nah- 
men. Ein in Austrahen Naturalisierter wvurde wieder ein Frem- 
der, sobald er den benachbarten Boden von Neuseeland be- 
trat. Vor Begründung der südafrikanischen Union war der 
Kapländer ein Fremder in Transvaal oder Natal. Ein Ameri- 
kaner, der in Canada die Reichsangehörigkeit erworben, bUeb 
Canadier, wenn er nach den Vereinigten Staaten zurückkehrte, 
aber er wurde imd galt sofort als Angehöriger der Vereinigten 
Staaten, wenn er nicht dahin zurückkehrte, sondern nach 
Europa zog. Diese Unzuträglichkeiten waren schon frühzeitig 
aufgefallen imd ein sog. Interdepartmental Committee trat in 
London 1901 zusammen. Dieses schlug u. a. vor, eine ein- 
heitliche Reichsangehörigkeit dadurch zu schaffen, daß das 
Recht der Verleihung einer solchen den Kolonialgouvemeuren 
erteilt würde, vorausgesetzt, daß die Kolonialgesetzgebung 
für den Erwerb der Staatsangehörigkeit ungefähr die glei- 
chen Bedingungen vorschreiben würde, wie sie die englische 
Gesetzgebung von 1870 (das oben angeführte Staatsangehörig- 
Jceitsgesetz von 1870: 33/4 Vict. c. 43) vorsah. 

Gerade aber das zu gewähren, waren die Selbstverwal- 
tungskolonien am wenigsten gesonnen. Nicht bloß, daß die 
von den verschiedenen Selbstverwaltungskolonien- geforderte 
Wartezeit, die der Erteilung des Bürgerrechts vorausgehen 
muß (sog. qualifying period) verschieden war (sie betrug in 
Canada 3, in Austrahen und Südafrika 2 Jahre, in Neuseeland 
•dagegen nur 24 Stunden) : die Gesetzgebungen der Selbstver- 
waltungskolonien hatten die Einwanderimg der Orientalen in 
verschiedener Weise beschränkt, imd dies preiszugeben, weil 
«s dem Mutterlande nicht bequem war, schien ihnen ein zu 
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großes Opfer. Diese und andere Erwägungen veranlaßten die 
Reichskonferenz von 1907, an den Vorschlägen des Inter- 
departmental Committee von 1901 scharfe Kritik zu üben. 
Ein neues Conunittee wurde 1908 eingesetzt und arbeitete 
einen Gesetzentwurf aus, welcher der Reichskonferenz , von 
1911 vorgelegt wurde. In derselben einigte man sich schließ- 
lich auf fünf Grundsätze (s. noch weiter unten), nach welchen 
das Reichsbürgerrecht zu gestalten wäre. Der Gesetzentwurf 
wurde demgemäß von neuem ausgearbeitet und den Mitglie- 
dern der Reichskonferenz, noch ehe sie England verließen, 
zur Begutachtung vorgelegt. Zwei Jahre verstrichen, ehe die 
Kolonialregierungen^ mit denen man verhandeln und deren 
Meinung man bei jeder Verbessenmg einholen mußte, ihre 
Zustimmimg zmn Ganzen gaben. Auch als man den Gesetz- 
entwurf im Londoner Parlament einbrachte, warnten die 
Minister, daran zuviel noch ändern zu wollen, da sonst die 
Verhandlungen mit den Selbstverwaltimgskolonien von neuem 
beginnen müßten. Wenn dann im Unterhaus gesagt wurde, 
es sei das Gesetz mehr ein Gesetz der großen Dominions, denn 
ein Gesetz des Mutterlandes (Sir Gilbert Parker, Hans. Deb., 
a. a. O. 1201 : It is more a Bill of the Overseas Dominions than 
it is a Bill of the right hon. Gentleman and the Government, 
although they have made it hard to co-ordinate the different 
opinions and views of the Overseas Dominions into this Bill), 
so ist dies nicht allein auf die oben beschriebene Entstehungs- 
geschichte des Gesetzes zu beziehen, sondern noch weit mehr 
auf den Inhalt. Schon die Sätze und Resolutionen, die, auf 
der Reichskonferenz von 1911 beschlossen, dem Entwurf zu- 
grunde gelegt werden mußten, zeigen, wie wenig der Reichs- 
gedanke und um wieviel mehr der Kolonialstaatsgedanke zum 
Durchbruch gekommen war. Die Resolutionen und damit die 
Grimdlagen des Gesetzes lauten: 

1. »Die Reichsbürgerschaft soll weltweit (world-wide) und 
uniform sein, jedem Dominion aber freien Hand gelassen 
werden, eine besondere lokale Nationalität (d. h. Kolonial- 
staatsangehörigkeit) unter solchen Bedingungen zu verleihen, 
als es die Legislatur des Dominion für angezeigt häTt.« 

2. »Das Mutterland hält es für notwendig, an einer der 
Reichsbürgerverleihimg vorausgehenden Wartezeit (qualifying 
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period) festzuhalten. Dies ist ein Schutzwall für die Domi- 
nions, aber auch für das Mutterland. Fünf Jahre innerhalb 
des Weltreiches zählen aber ebensoviel, wie fünf Jahre, die 
bloß im Mutterland verbracht sind.« 

3. »Die Verleihung des Reichsbürgerrechtes ist in jedem 
Fall ein Akt des freien Ermessens. Dieses soll von den- 
jenigen Behörden geübt werden, welche für das Gebiet, in 
dem sich der Bewerber um die Reichsbürgerschaft die letzten 
12 Monate aufgehalten hat, verantworthch sind.« 

4. »Das Reichsgesetz soll so abgefaßt sein, daß jede mit 
Selbstverwaltung und parlamentarischer Regierung ausgestat- 
tete Kolonie in der Lage ist, es anzunehmen«. 

5. »Keiner der zu erlassenden gesetzgeberischen Bestim- 
mungen seitens des mutterländischen Parlaments soll die Gül- 
tigkeit und VoUziehbarkeit jener Kolonialgesetze beeinträch- 
tigen, welche die Einwanderung u. dgl. betreffen oder zwischen 
den einzelnen Arten der britischen Reichsbürger Unter- 
schiede machen.« 

Ist schon das Vorangeschickte geeignet, das Zurücktreten 
des Reichsgedankens zu veranschaulichen, so ist es noch mehr 
der Inhalt des neuen Gesetzes selbst. 

Der Stoff desselben ghedert sich in zwei Hauptteile, von 
denen der eine das alte common law für das Reich verein- 
heitlicht, den Grundsatz des jus soli beseitigt (geborener 
Reichsbürger ist derjenige, welcher im britischen Reich und 
in Treue zum enghschen König, allegiance, geboren ist). Also 
nur Abstammung, jus sanguinis, ist maßgebend. Ein einheit- 
liches Verfahren bei Naturahsationen ist vorgeschrieben. 
Dieser Teü des Gesetzes bedarf nicht der Zustinunung der 
Dominions. Wohl aber der zweite Teil, welcher bestimmt, daß 
der Staatssekretär des Innern lür England und jeder Kolonial- 
gouvemeur nach freiem Ermessen eine Naturalisationsurkunde 
für den Erwerb der Reichsbürgerschaft ausstellen darf. Doch 
soll eine solche Aufnahmeurkimde nur soweit im Staatsgebiet 
einer Selbstverwaltungskolonie Geltung haben, als die Kolonie 
diesen zweiten Teil des Gesetzes angenommen hat. Mit anderen 
Worten: es ist dadurch jener Rechtszustand im britischen 
Reich erzeugt, den die Römer als fundi fieri bezeichneten 
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und der am Anfang ihrer Entwicklung der Reichsbürgerschaft 
steht. Der antiken und im besonderen auch der römischen Welt 
zur Zeit der Republik war nichts widerwärtiger als die Auf- 
drängung eines fremden Bürgerrechtes. Dieser Widerwille er- 
hielt sich auch noch, als man nach dem Bundesgenossenkrieg 
zu einer einheitlichen Reichsbürgerschaft gelangte. Noch da- 
mals galt der Grundsatz, das römische Bürgerrecht nicht an 
italische Gemeinden zu verleihen, welche ihre Bürger davon 
frei halten wollten, oder wie Cicero dies zum Ausdruck bringt 
<pro Balbo 8, 21) : 

qui populi fundi facti non essent, civitatem non haberent. 

Wenn die Helvetier, wie wir oben sahen, in dem Vertrage 
mit Cäsar sich die Nichtaufdrängung des römischen Bürger- 
rechtes ausdrücldich ausbedingen, so ist das nur besondere 
Vorsicht ihrerseits (Mitteis, a. a. O, 115). Erst in der Kaiser- 
zeit galt die Aufdrängung des Bürgerrechtes durch Rom für 
zulässig (Mommsen, St.R. III, 698). Nun, das britische Welt- 
reich ist in der Entwicklung der Reichsbürgerschaft bei dem 
fundi fieri der großen Selbstverwaltungskolonien jetzt ange- 
langt. Das Bündische, nicht das Staatliche ist damit in das 
Weltreich getragen. 

Sehen wir aber nach den Voraussetzimgen der Reichs- 
bürgerschaft, so tritt das rein Staatenbündische noch mehr in 
Erscheinung. In je^em Bimdesstaat werden die Voraus- 
setzungen der Reichs- oder Bundesangehörigkeit von Reichs 
wegen vorgeschrieben. Wenn man auch nicht so weit geht, 
wie das Recht der Vereinigten Staaten, die Erwerbimg der 
Reichsangehörigkeit für das primäre Moment zu erklären, son- 
dern wie bei ims imd in der Schweiz den Erwerb der Glied- 
staatsangehörigkeit für das zunächst Notwendige vorschreibt, 
so geht diese Konzession an den Lokalpartikularismus noch 
nicht so weit, wie dies mm im britischen Weltreich erfolgt ist. 
Denn hier kann jede Selbstverwaltungskolonie die Voraus- 
setzimgen für den Erwerb der Reichsbürgerschaft vor- 
schreiben, also z. B. verschiedene Wartezeit. Gemildert wird 
dies nur durch die Vorschrift, daß eine Anrechnung der in 
jedem beliebigen Teil des Weltreiches verbrachten Zeit auf die 
in einer Selbstverwaltungskolonie vorgeschriebene Wartezeit 
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period) festzuhalten " ,,, ^.^^^ aber in jener Kolonie 
nions, aber aiK'- ru^^/> ^ ^^*® *^ ^^ Reichs- 

des Weltr^' ^ß%>^^* ^' ^- ^^ "^ J®^^^ Kolonie, 

bloß iro ''^'^''^^ Erteilung der Reichsbürgerschaft 

^ ^^fA^^^^f^cli* nicht bundesstaatHch sind auch 

Fall ' ^^A^^f^Ä^^ 

ier i^^'^^'^js^' *"'' ^^^ während z. B. bei uns jedem 

f ^ü^^^^iai^'^^ Gliedstaat (oder Land) die Aufnahme 

[Jlfi^ta^tlichen Verband erteilt werden muß, davon 

X^J^^ Weltreich keine Rede ist. Davor schützt die 

'0 ^%99) fl^^S^*^^*^ ^^^^ Resolution der Reichskonferenz : 

^^/^^^t Verwaltungskolonie erteilt nach ihrem Ermessen 

Jeä^ ^ch ihren gesetzUchen Vorschriften, das was sie local 

^%n^^y> ^^ Kolonialstaatsangehörigkeit nennt. So hat 

^^Gesetz, das eine Reichsbürgerschaft gewährt, gleichzeitig 

^g von dieser unabhängige (1) Kolonialstaatsangehörigkeit 

geschaffen. 

Zu den Rechtswirkungen einer bundesstaatlichen Reichs- 
angehörigkeit zählt auch die Freizügigkeit. Davon ist nun 
iiichts im britischen Weltreich wahrzimehmen, wie wir oben 
(S. 300) sahen. Nach wie vor (s. die oben angeführte fünfte 
Resolution des Reichskonferenz) können in jeder Selbstver- 
waltimgskolonie beliebige Kategorien britischer Reichsbürger 
vom Aufenthalt und der Niederlassung in den Kolonien aus- 
geschlossen werden. Auch gibt es kein. Reichsindigenat. 
So wenig, daß sogar Bürger des Mutterlandes, die im Mutter- 
land geboren, schlechter behandelt werden dürfen als einge- 
borene Kolonialangehörige der Dominions. Wir haben oben 
schon den Fall erwähnt, daß 1914 Engländer, die sich in 
der südafrikanischen Union als Arbeiterführer mißhebig ge- 
macht hatten, nach ihrer Heimat zwangsweise abgeschoben 
wurden. Als das Gesetz von 1914, von dem wir eben han- 
deln, im Unterhaus beraten wurde, machte ein Abgeordneter 
darauf aufmerksam, daß die Rechtslage der deportierten Ar- 
beiterführer um nichts besser gewesen, selbst wenn das Natu- 
ralisationsgesetz von 1914 schon Recht gewesen wäre zur 
Zeit der Deportation (Sir G. Parker in Hans. Deb., a. a. O. 
1203: There is the difference that this Bill does not give the 
rights of citizenship in any portion of the Empire. It would 
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be a mistake to suppose that if this Bill had been law before 
it would have altered the position of those Labour leaders 
who were deported from South Africa. Their position would 
be exactly the same so far as South Africa is concemed). 
Würde aber die Akte von 1914 wirklich ein Reichsindigenat 
geschaffen haben, dann hätten die Engländer in Südafrika 
nicht schlechter gestellt werden dürfen als die Südafrikaner^ 
die nach dem in Südafrika geltenden Recht nicht deportiert 
werden dürfen, am wenigsten durch ein außerordentliches 
Kriegsgericht, wie es den englischen Arbeiterführern damals 
ergangen ist. 

Sehr heikel ist noch immer die Rechtsstellung der Kolo- 
nisten der Selbstverwaltüngskolonien dem Auslande gegen- 
über. Sie gelten, trotzdem eine Kolonialstaatsangehörigkeit 
neben der Reichsangehörigkeit anerkannt ist, dem Auslande 
gegenüber als Reichsangehörige, genießen also z. B. in Japan 
denselben Rechtsschutz wie die mutterländischen Briten. Das 
ist alles in schönster Ordnung und ist für unsere Rechts- 
anschauung ganz natürlich. Aber sie genießen die Rechts- 
stellimg im Auslande nur auf Grund der vom Mutterlande 
abgeschlossenen Verträge, an welche sie sich nicht gebunden 
erachten. Denn die Freizügigkeit, welche das Mutterland auf 
Grund der Wechselseitigkeit den Japanern zugesteht, erkennen 
sie für ihr Gebiet als nicht maßgebend an. Da kann es 
schon passieren, daß das Ausland diese parasitäre Nutzimg 
von Staatsverträgen beseitigt imd auch die Austraher, Neusee- 
länder, Canadier usw. gegenüber den anderen britischen 
Reichsangehörigen unterschiedlich behandelt oder mit anderen 
Worten: die bisher bloß innerstaatlich wirkende Kolonial- 
staatsangehörigkeit auch zu einer völkerrechtlich selbstän- 
digen Staatsangehörigkeit erklärt. 

Kurz zusammengefaßt ergibt das im vorhergehenden ge- 
zeichnete Gesetz; von 1914, daß dadurch keine Reichsangehörig- 
keit auf Unterordnung der Gliedstaatsangehörigkeit gegeben 
ist, sondern eine Reichsbürgerschaft auf Gleichordnung^ 
und zwar ohne die zugehörigen Rechtswirkimgen des Auf- 
nahmezwanges für die Güeder zugunsten der Reichsbürger,, 
ohne Freizügigkeit der Reichsbürger, ohne Reichsindigenat. 
Alles in allem mehr eine staatenbündische als eine bimdes- 
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Staatliche Reichsbürgerschaft. Das Resultat des Gesetzes ist 
nicht bloß die Anerkennung einer selbständigen Kolonial- 
staatsangehörigkeit, sondern auch die Gleichstellung der 
englischen Staatsangehörigkeit mit der canadischen, süd- 
afrikanischen, australischen, neuseeländischen. Das Mutter- 
land hat hier an einem nicht imwichtigen Punkt auf seine bis- 
herige Hegemoniestellimg verzichtet. Wird es dies auch auf 
anderen Gebieten tun müssen ? So ist in der Reichsbürgeridee 
England, mit Rom verglichen, sogar hinter die Zeit des lati- 
nischen Bundes (unter Roms Führung) zurückgegangen. 

§ 12. Die Rechtseinheit. 

Literatur: Mitteis, Heichsrecht und VoUcsrecht, Leipzig 1891; Weiß. 
Jus gentium in Pauly-Wissowas R.£. X, i (xQi?)« X2i81f.; Bryce, Sta- 
dies in History and Jurisprudence I (1901). p. 85 — 144; Ilbert, Legis- 
lative Forms and Methods, 1901, p. 167 ff.; Derselbe, Government of 
India, eh. VI; Keith, Responsible Government I (19x2), pt. III, eh. II 
a. III; Derselbe, Imperial Unity eh. X & XI; Bürge, Conmientaries 
on Colonial and Foreign Laws II 1908), p. 21 ff. ; Laf leur , The Conflict of 
Laws in the Province of Quebec, Montreal 1898; v. Bar, Theory and 
Practice of Private International Law, transl. by GiUepsie, Edinburgh 
1892, 35 f. (wichtig wegen der Anmerkungen des Übersetzers aus der 
brit. Praxis); Ch. James Tarring, Chapters on the Law relating to the 
Colonies, 3. ed., 1906, p. 3 — ^33; Hatschek, Engl. St.R. I, 39; mehrere 
Abhandlungen in dem Journal of the Society of Comparative Legislation, 
das auch manches hierhergehörige Material bringt. 

Wenn Engländer den Vergleich der Entwicklung des 
römischen und des britischen Rechtes unternehmen, so ver- 
weilen sie (wie z. B. Bryce) recht gern und lang bei der Schil- 
derung der weiten Verbreitimg beider über Länder und Erd- 
teile und suchen nach gleichen oder ähnhchen Entwicklungs- 
momenten imd Bestimmimgsgründen. Und in der Tat: Ist 
•es nicht verführerisch, gerade in der weiten Verbreitung des 
britischen common law den bedeutsamstenÄhnUchkeitspunkt 
mit dem römischen zu finden, das sich ebenfalls in seiner 
Anwendung über Erdteüe, nicht bloß Länder erstreckte und 
-erstreckt? Kann man nicht auch von seiten der Engländer 
•darauf hinweisen, daß im großen britischen Weltreich das 
englische common law überall vorherrscht, ausgenommen 
Cypem, Ceylon, Britisch- Guiana, Kapland, Natal, die ehe- 
maJigen Boerenfreistaaten und schUeßUch Quebec und St. 
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Lucia? Sind das nicht verhältnismäßig kleine Rechtsgebiete 
im Vergleiche zu großen, breiten Flächen, wo common law 
herrscht? Zmiächst ist das nur Schein! In Wirklichkeit 
ist dieses mit einem Namen belegte Recht, dieses englische 
common law, gar nicht ein einheitliches Recht. Und 
wenn es dies wäre ! Die Römer haben es zu einer einheitUchen 
Kodifikation, zimi corpus juris civilis gebracht. Die Eng- 
länder werden es nie zu einer solchen bringen. Und 
warum? Weil die Römer mit der Zentralisation ihres Pri- 
vatrechtes schon Hunderte von Jahren vor Justinian, schon 
am Ausgang der Republik begannen. Die Engländer hingegen 
sind bei der Verbreitung ihres common law über die Welt- 
immer weitergehender Dezentralisation verfallen. Ja, 
diese Dezentralisation liegt aus Gründen, die wir noch näher 
kennenlernen werden, in dem common law und seiner An- 
wendung auf freie, weiße Siedler fest begründet imd be- 
schlossen. Wie stark der Engländer, insbesondere der eng- 
lische Kolonist, der Dezentralisation seines common law an- 
hängt, mag die Tatsache beweisen, daß selbst in den zu 
Bundesstaaten vereinigten Rechtsgebieten des common law 
kein einheitUches common law vorhanden ist. So haben die 
Vereinigten Staaten auch vor ihrer Unabhängigkeit kein 
einheithches common law besessen, noch besitzen sie es heute. 
Aber auch in Canada imd Austrahen hat jeder einzelne austra- 
lische GUedstaat, jede canadische Provinz ihr eigenes com- 
mon law. Besonders in Canada, das mehr die Form eines 
dezentralisierten Einheitsstaates, denn emes Bimdesstaates 
besitzt, wo die gesetzgeberischen Befugnisse der Provinzen 
auf ein Existenzminimimi zugestutzt sind, befremdet das 
Fehlen eines einheitlichen common law ganz besonders. Und 
dennoch fehlt es tatsächhch: Jede Provinz hat ihr eigenes 
bürgerliches Recht (s. Lefroy, Canada's Federal System, 
Toronto 1913, p. 127 ff., Anm.). Zwei Rechtsfälle aus neuerer 
Zeit können dies veranschauUchen. In dem einen handelte es 
sich darum, die Bundesgewalt, das Dominion, dafür zu ent- 
schädigen, daß die Provinz Ontario gewisse Ländereien er- 
hielt, die innerhalb ihrer Grenzen liegend, von Indianern frei 
wurden, wofür die Indianer durch Vertrag mit der Bimdes- 
gewalt Kompensationen erhalten hatten. Die Bundesgewalt 

Hatschek, BriUschei und rtmiscbes Weltreich. 20 
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beanspruchte nun von der Provinz Entschädigung. Da kein 
geschriebenes Gesetz die Rechtsfrage regelte, suchte man nach 
einem imgeschriebenen Rechtssatz. Das (englische common 
law hat ihn, aber ein ganz Canada umspannendes common 
law gibt es nicht, imd das Londoner Privy Council, an welches 
in letzter Instanz die Rechtsfrage zur Entscheidung gelangte, 
lehnte es mit Recht ab, die Entschädigung nach dem Recht 
(common law) einer Provinz zu gewähren. Es ging dabei von 
folgender Rechtsanschauung aus (P. C. Appeal Cases, 1910, 
p. 645) : »Es kann vorkommen, daß in Rechtsfragen zwischen 
einem Dominion, welches mehrere Provinzen tunfaßt, die ver- 
schiedenes bürgerliches Recht haben, imd einer einzelnen Pro- 
vinz mit ihrem eigenen Recht, Schwierigkeiten deswegen ent- 
stehen in bezug auf die Rechtsordnung, welche hierbei zur 
Anwendung kommt. Solche Schwierigkeiten können immerhin 
auch entstehen im Falle von Staaten oder Provinzen inner- 
halb einer Union (sc. Bundesstaat). Aber der entstehende 
Konflikt ist ein Konflikt von Rechtsordnungen (But the con- 
flict is between one set of legal principles and another). Im 
gegebenen Rechtsfall halten ihre Lordschaften nicht dafür, 
daß der Anspruch des Dominion von Canada auf irgendeine 
Rechtsordnung gestützt werden kann, die als anwendbar an- 
gerufen werden dürfte.« In einem anderen Rechtsfalle, der 
vor dem obersten Gericht von Ontario (6 O. R. 608) zum 
Austrag kam, handelte es sich darum, daß die Wechselordnung 
des Dominion nicht auch die Rechtswirkungen bestimmt, die 
an die Ausstellung des Wechsels geknüpft sind, insbesondere 
nicht angibt, ob eine Solidar- oder Korrealhaftimg in Frage 
komme, und daß man diese Lücke der Bundeswechselordnimg 
ausfüllen müsse durch das common law derjenigen Provinz^ 
in welcher die Wechselschüld eingeklagt würde. 

Daß auch ein einheitliches common law in Austraüen fehlt,, 
wird von anderer Seite bezeugt (Keith, Res. Government 
II, 793: It is true, of course, that in each of the States the 
common law prevaüs, and in interpreting as a Court of Appeal 
the Statutes of the States the High Coiut will interpret the 
common law, but that does not make the common law 
in force as a part of the common law of the Com- 
monwealth . . .«). 
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Nim könnte es den Anschein haben, als ob diese Dezentra- 
lisation des englischen conunon law mit der mehr oder weniger 
raschen Beweglichkeit der kolonialen GesetzgebmigsmaschLie 
zusammenhängt und daß fortgeschrittenere Kolonien, die den 
Aj^arat der Gesetzgebung fleißiger in Bewegung setzen, viel 
rascher und nachhaltiger das ursprüngliche common law ver- 
ändern als weniger fortgeschrittene. Ein Teil Wahrheit ist, 
wie wir noch sehen werden, diesem Gedankengang nicht ab- 
zusprechen. Aber man vergegenwärtige sich nur, daß die 
weniger fortgeschrittenen Kolonien Englands, wenn sie Sied- 
limgskolonien sind, ebenfalls an der Dezentralisation des com- 
mon law teilnehmen ; nicht etwa deshalb, daß sie mm im Ver- 
hältnis zum Mutterland häufiger die Klinke der Kolonial- 
gesetzgebung in die Hand nehmen als das Mutterland (wie es 
die großen Selbstverwaltungskolonien tun), sondern umge- 
kehrt, weil sie in ihrer Gesetzgebung rückständiger sind 
als England. Das bedarf näherer Erläuterung. Wie wir oben 
(S. 133 f.) gehört haben, bringen die enghschen Siedler einer 
Kolonie, die nicht durch Eroberung oder völkerrechtlichen 
Vertrag von einem ausländischen Staat abgetreten werden 
mußte, das englische common law und alle Gesetze, die in 
England bis zum Tage der Besiedlung jener Kolonie gegolten 
haben, mit übers Meer. So brachten z. B. die Siedler von 
Jamaica außer ihrem common law noch alles Gesetzesrecht 
mit, das in England im Besiedlungsjahr Jamaicas, also 1655, 
gegolten, aber auch nur dieses. Alle Gesetze, die in England 
seitdem erlassen, gingen und gehen Jamaica — von Ausnah- 
men, die noch weiter zu besprechen sind — nichts an. Da- 
durch bleibt das common law, da jedes Gesetz ein Amendement 
ziun common law darstellt (s. mein engl. St.R. 1, 125), in 
solchen Kolonien, wie Jamaica, hinter dem Mutterlande zu- 
rück und wird etwas ganz anderes. Wir erleben also hier die 
überraschende, einem römischen Juristen unverständUche Tat- 
sache, daß trotz des gemeinsamen Ausgangspiyiktes, des ge- 
meinsamen common law, aus einer ursprünglichen eng- 
lischen Rechtsgemeinschaft so etwas entsteht, wie eine 
Peregrinengemeinde im Sinne des alten römischen jus civile. 
Oder mit anderen Worten, es entsteht so dezentralisiertes 
common law. Diese Rückständigkeit einer Kolonie kann mit- 
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unter sehr unangenehm werden, wenn man sie anderen, schon 
fortgeschritteneren Kolonien politisch anschUeßen will. Dann 
muß im Eilschritt das Versäumte nachgeholt werden und dann 
wird eiligst dekretiert, daß alles Gesetzesrecht, das in Eng- 
land bis zu einem viel jüngeren Zeitpunkt als dem der ur- 
sprünglichen Besiedlung gegolten hat, sofort in der rückstän- 
digen Kolonie Geltimg haben solle. Einige Beispiele mögen 
dies erläutern. 

In den sog. North Western Territories von Canada galt 
außer dem englischen common law alles Gesetzesrecht von 
England, wie es dort in Kraft war im Jahre 1670, d. i. dem 
Jahre, in welchem die Hudson-Bay-Compagnie ihre Charter, 
also das Recht zur Besiedlung jener Territorien, erhielt. Das 
war der Rechtszustand bis 1886/87. Da übernahm das Domi- 
nion von Canada die Regierungsgewalt über die N. W. Terri- 
tories und verfügte durch Gesetz (Act 1886, c. 25), daß aUes 
Zivil- und Kriminalrecht, wie es in England am 15. Juli 1870 
in GeltuEig gestanden, nun in jenen Territorien zur Anwendimg 
komme. Dieses Hinunterdatieren des Normaljahres um zwei 
Jahrhunderte bedeutete nicht mehr und nicht weniger als den 
Nachtrag so und so vieler enghscher Gesetze, die von 1670 
bis 1870 in England erlassen worden. Ebenso erging es der 
jetzigen canadischen Provinz Manitoba. Daß durch diese 
sprunghafte Neueinführung von Recht die Dezentralisation 
des common law (durch Rück^tändigkeit) nur vorübergehend 
behoben wird, kann man am besten daraus ermessen, daß die 
Provinz Ontario das Normaljahr (für den Import englischen 
Rechts) in das Jahr 1792, die, Provinz Britisch-Columbia in 
das Jahr 1858 verlegt. Stellen wir demnach die Tatsache fest, 
daß während im römischen Reich die Entwicklung nach immer 
stärkerer Zentralisation des Privatrechtes ging, im common 
law ein starker Zug nach stetiger Dezentralisation zu ver- 
merken ist, so sieht man, wie verfehlt und irreführend es isf, 
von einer weiten Verbreitung des englischen common law 
zu reden und wie es nottut, statt nachÄhnlichkeitsmomenten 
in der Entwicklung beider Rechtssysteme nach den Gründen 
der verschiedenen Entwicklimg zu forschen. 

Zunächst könnte man geneigt sein, den Grund der Ver- 
schiedenheit in der Tatsache zu suchen, daß Englands Kolonial- 
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besitz Streubesitz ist und daß den verschiedenen Zonen 
und Klimen, in denen dieser Kolonialbesitz gelegen sei, eine 
dezentralisierte Rechtsentwicklung entspräche, während Roms 
* Kolonialbesitz eine kompakte, zu beiden Seiten des Mittel- 
meeres gelagerte Ländermasse darstelle (s. oben S. 2 f.), der 
die zentralisierende Entwicklung seines Rechtes weniger 
Schwierigkeiten machen konnte. Nun, ganz abgesehen davon, 
daß Rom durch seine Abstufung der Städte imd Kolonien 
viel mehr, mindestens aber nicht weniger Peregrinenstädte, 
mit eigenem Recht und eigener Gerichtsbarkeit in das gemein- 
same Recht überzuleiten hatte, als England Kolonien, so 
kommt noch hinzu, daß Rom bei seinem Vereinheitlichungs- 
prozeß des Rechtes nicht jenen großen Vorteil hatte, den Eng- 
land hierbei hat. Wir meinen, daß England seinem Streben, 
die Kolonien zur Rezeption des common law zu veranlassen, 
auf keine Kultur stößt, die ihm, wie die hellenische dem römi- 
schen Recht, und seinem Eindringen, Widerstand entgegen- 
stellen konnte. England herrscht über Kolonien, die durch- 
wegs seiner eigenen Kultur unterwertig sind. Also kürzer 
gesagt : der Vorsprung, den vielleicht Rom in der Kompaktheit 
seines Kolonialbesitzes im Vergleich zu England besaß, wird 
reichlich wettgemacht durch die Tatsache, daß England keine 
hellenische Kultur zu überwinden hatte, sondern immer unter- 
wertigen Kulturvölkern, außer seinen Stanmiesgenössen, in 
den Kolonien gegenübersteht. 

Es müssen also wohl andere Gründe für die Zentralisa- 
tion des Rechtes bei den Römern und für die Dezentralisation 
des common law bei den Engländern und der angelsächsischen 
Rasse mitsprechen. Wir konmien dem Problem näher, wenn 
wir die Triebkräfte ins Auge fassen, die den Prozeß der Rechts- 
rezeption bei den Römern bedingt haben. Hierbei glauben 
wir uns auf keinen zuverlässigeren Führer stützen zu können 
als auf Mitteis. 

Noch in der Republik galten römische Gesetze grundsätz- 
lich niu: für die römische Gemeinde. Diese Zurückhaltung war 
gegenüber den Bundesgehossen wegen ihrer Eigenschaft als 
souveräne Gemeinwesen geboten, und im Verhältnis zu den 
Untertanenstädten Roms erklärt sie sich wohl durch die Zu- 
rückhaltung der antiken Polis in Wirtschaft und Recht und 
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Beschränkung dieser Sozialfunktionen auf das durch den 
Mauerring umschlossene Gemeindegebiet. Rom greift zur 
Zeit der Republik nicht ein in die privatrechtUche Autonomie 
seiner Untertanen- imd Bimdesgenossenstädte, von vereinzelten* 
Ausnahmen abgesehen. Das ändert sich, als mit dem Prinzipat 
der Reichszentralismus wirksam zu werden beginnt. Nun 
gelten römische Gesetze, Senatsbeschlüsse und Kaiserkonsti- 
tutionen auch für die Provinzen, ja man tritt sogar der Frage 
nahe, dies zur Zeit der klassischen Juristen, ob nicht römische 
Gesetze von selbst, ohne daß dies im Gesetz ausdrücklich 
bestimmt wäre, auf die Provinzen auszudehnen seien. So sehr 
hatten sich die Verhältnisse der ehemaligen Bimdesgenossen, 
der autonomen Städte und damit natürlich der untertänigen 
Städte geändert. Nim gab es keine Gleichberechtigung mit 
Rom, der Beherrscherin aller. 

Aber auch auf dem Gebiete des ungeschriebenen Rechtes 
tritt die gleiche Erscheinung auf. Die Untertanenstädte und 
die ehemaligen Bundesgenossen galten den Römern nicht als 
gleichberechtigt. Wären sie so aufgefaßt, dann hätte 
logischerweise zweierlei eintreten müssen. Bei Kollisionen der 
römischen und der peregrinen Rechtsordnimg hätten, wie einst 
in den Tagen der griechischen Freiheit oder wie selbst zur 
Zeit der römischen Repubhk, die Grundsätze eines inter- 
nationalen Privatrechtes entscheiden müssen. Sodann hätte 
bei Lücken des Peregrinenrechtes aus dem Geist der pere- 
grinen Rechtsordnimg imd durch Analogieschlüsse die Lücke 
ausgefüllt werden müssen. Was geschah aber tatsächlich? 
j^Die Römer standen eben tatsächlich den Peregrinen nicht 
wie Gleichberechtigten, sondern wie Untertanen gegenüber 
und haben dies auch bei der Anwendung des beiderseitigen 
Rechtes — ausgenommen nur die fast imbedingt respektierten 
Gebiete des Personen-, Familien- und Erbrechts — geltend 
gemacht« (Mitteis 121). 

So kam es, daß sich auch auf dem Gebiete des unge- 
schriebenen Rechtes, insbesondere des Vermögens- und Ver- 
kehrsrechtes, statt des früheren internationalen Privatrechtes 
ein römisches jus gentium für die Zwecke des Rechtsverkehrs 
namentlich zwischen Römern und Peregrinen imd zwischen 
Peregrinen untereinander ausbildete. Dieses römische jus gen- 



§ 12. Die Rechtseinheit. oji 

tium beabsichtigt, zunächst gewisse Auswüchse der peregrinen 
Volksrechte, die Grundsätzen von allgemeiner Gültigkeit und 
dem römischen^jus publicum zuwiderliefen, zu beseitigen. Auch 
zeichnet es sich durch größere Formlosigkeit gegenüber den 
Normen des strengen jus quiritium aus, beseitigte aber auch 
Rechtsformen der Volksrechte, wo sie den Römern überflüssig 
dünkten (Beispiele bei Mitteis 515 f.). Alles in allem war es 
ein Privatrecht, und zwar römisches Privatrecht, »das nur 
insofern das Ergebnis der allgemeinen Verkehrsübung der 
Mittelmeervölker darstellt, als wir dieser ein gewisses Streben 
nach Formfreiheit ebenso etwa wie dem heutigen Handels- 
recht im Verhältnis zum bürgerUchen Recht zuschreiben 
dürfen« (Weiß, a. a. O. 1226). 

Ziur Ausfüllimg der Lücken peregriner Rechtsordnung war 
jetzt ein imgeschriebenes, subsidiäres Reichsprivatrecht ^vor- 
handen, das ebenfalls römisches Recht war imd das der 
römische Richter in der Provinz überall dort zur Anwendung 
brachte, wo es an einer Norm des Landesrechtes fehlte. Ziu: 
Durchsetzung dieses Rezeptionsapparates, mit dem das römische 
Recht als Reichsrecht die Vollärechte aufsaugte, wirkte der 
Provinziälstatthalter durch sein Edikt und seine Rechtspre- 
chimg, in letzter Instanz die »weithin leuchtende Autorität« 
des Kaisers. 

Diese Rezeption des römischen Rechtes in den Provinzen 
war schon zum großen Teil vor der antoninischen Konstitu- 
tion ins Werk gesetzt, so daß nachher, als diese den Unter- 
schied zwischen Peregrinenstädten und Städten römischer 
Bürger beseitigte, nicht viel zu tun übrigbüeb und der 
Boden für eine umfassende Kodifikation des Reichsrechtes 
geebnet war. Freilich ist nicht zu vergessen, daß diese Rezep- 
tion des römischen Rechtes im hellenischen Osten nur eine 
unvollkommene war, daß es gelegentlich Rückschläge gab, 
derart, daß sich sogar die Gesetzgebung eines Kaisers, wie 
Konstantin, zum Mundwalt des hellenischen Heimatsrechtes 
machen konnte. Und selbst als Justinian sein großes Kodi- 
fikationswerk ausgeführt hatte, konnte es für die Kultur so 
bedeutsame Gebiete wie Syrien geben, die von dem Gesetz- 
gebungswerk gar nicht betroffen schienen (Krüger, Quellen 
und Literatur des römischen Rechtes, 1912, S. 365). 
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Wenn wir nun mit dieser Entwicklung der Rechtsdnhett 
im römischen Reich die im britischen vergleichen, so finden 
wir, das sei gleich vorausgeschickt, im Verhältnis zu den 
Kronkolonien und Indien gleiche Triebkräfte wie im römischen 
Reich: Man steht den unterworfenen Gemeinwesen nicht als 
Gleichberechtigten gegenüber. Daher auch hier ein geschrie- 
benes und ungeschriebenes Reichsverkehrsrecht, ein jus gen- 
tium in Gestalt des englischen common law, mit Schonung 
eingeborener Sitten und Rechtsbräuche auf dem Gebiete des 
Personen-, Familien- und Erbrechtes, Wir finden auch hier 
die Auffassung, daß das englische common law als ein sub- 
sidiäres Reichsprivatrecht überaU dort zur Anwendung ge- 
bracht werden soll, wo die Kolonialrechtsnorm nicht vorhan- 
den ist. Zur Diurchsetzimg dieses englischen Rechtes auch 
hier der Kolonialgouvemeur, der in seiner nur durch einen 
meist ernannten Beirat kontrollierten Gesetzgebungsmacht 
eine Art von Kolonialedikt handhabt, schUeßlich englische 
Richter als Kolonialrichter, die mitunter von dem Einge- 
borenenrecht soviel verstehen wie jene Römer in griechischen 
Gebieten, über die Apollonius von Tyana vor Vespasian Klage 
fiöirt (nach Philostratus zit. von Mitteis 132). Zu oberst 
finden wir das Privy Council bzw. dessen Judicial Committee^ 
das von indischen Animisten wie eine unbekannte, fem woh- 
nende Gottheit verehrt wird (die niedliche Geschichte bei 
Bryce, a. a. 0. 117, A.), vergleichbar der »weithin leuchtenden« 
Autorität eines römischen Kaisers. 

Freilich ist diese Rezeption englischen Rechtes noch viel 
oberflächlicher als die des römischen Rechtes in den östlichen 
ftovinzen. Eingeborenenbrauch und -recht ist, wie wir noch 
sehen werden, reichlich unter der Decke des common law^ 
In Indien schlägt trotz des Versuches einer allgemeinen Kodi- 
fikation, wie wir noch sehen werden, dem Beschauer eine kräf- 
tige Lohe dieses eingeborenen Brauches imd der einheimischen 
Rechtsanschauungen ins Gesicht. 

Ein vollständig entgegengesetztes Bild zeigen die Selbst- 
verwaltungskolonien, die großen Dominions. Ein englische^ 
jus gentium gibt es hier nicht, sondern es konunen die Grund- 
sätze des internationalen Privatrechtes im Verhältnis von 
Mutterland und Kolonien zur Anwendung. Noch viel weniger 
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fassen sich die Kolonien ein subsidiäres Reichsprivatrecht ge- 
lallen, da sie nicht einmal ein solches, wie wir wissen, als 
Bundesprivatrecht innerhalb des Dominion anerkennen (siehe 
oben S. 305). Und das gesetzte Reichsverkehrsrecht biegen 
sie, wenn es ihnen nicht mehr paßt, in ihrer Weise um, was 
sie um so eher können, als das Judicial Committee des Privy 
Cotmcil für sie wenigstens keine verehrte Gottheit ist, da sie 
.es, wie wir oben (S. 215 f.) gesehen, für privatrechtliche Streitig- 
keiten ganz ausgeschaltet und durch eigene oberste Kolonial- 
gerichte ersetzt haben. Wo neuere und neueste Reichsverkehrs- 
gesetzgebung notwendig war, mußte, wie wir schon oben sahen 
(S. 299) imd wie wir noch weiter sehe^ werden, ihre vorher- 
gehende Zustimmung eingeholt oder ihre nachfolgende Zu- 
stimmung vorbehalten werden, so daß von ihnen nunmehr 
dasselbe gilt, was Cicero von den lateinischen Bimdesgenossen 
Roms sagt (pro Balbo 8, 21, zit. von Mitteis 116^): tulit apud 
maiores nostros legem C. Furius de testamentis, tulit C.Voco- 
nius de mulierum hereditatibus, innumerabiles aliae leges de 
civili iure latae sunt: quas Latini voluerunt, adscive- 
runt. Wir wollen nun für das Gesagte den Nachweis erbringen. 

I. Die Kronkolonien. 

Grundsätzlich gelten Reichsgesetze, wenn nicht das 
Gegenteil ausdrücklich bestinunt ist, nicht für die Kolonien, 
audi nicht für die Kronkolonien (§ i der Act von 1865, sog. 
Colonial Laws Validity Act : An Act of Parhament, or any 
Provision thereof, shall, in constructing this Act, be said to 
extend to any Colony when it is made apphcable to such 
Colony by the express words or necessary intendment of 
any act of Parliament). 

Doch hat das Mutterland eine Reihe von Mitteln, um,, 
wenn nötig, ein einheitliches Reichsvergehrecht durch Gesetz 
zu schaffen. Eines der bedeutsamsten ist, daß der Gouverneur, 
kurzerhand den gesetzUchen Reichsrechtssatz einführt, da er 
durch seinen Beirat so wenig hieran gehindert wird, als ein 
vorwiegend aus Beamten oder von der Exekutive ernannten 
MitgUeder dies überhaupt emsthch kann. Der Gouverneur 
mit seinem Beirat kommt vielmehr einem römischen Con- 
vent unter Vorsitz des Statthalters gleich, nur daß er 
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nicht wie dieser Rechtsprechung, sondern Gesetzgebung für 
die Kolonie zu schaffen hat. So ist kurzerhand für Britisch- 
Guiana durch Gouvemeursverordnung das ganze englische 
Handelsrecht rezipiert. Während des Krieges sind alle Maß- 
nahmen des Mutterlandes ziu* Liquidation von Finnen, an 
denen Ausländer ' als Gesellschafter mitbeteiligt waren, in der 
Kronkolonie Strait Settlements diurch Gouvemeurverordnung 
eingeführt worden. Als aridere Mittel oder^ besser als Vor-, 
aussetzimgen, um das britische Reichsverkehrsrecht in den 
Kronkolonien durclizusetzen, sind die beiden Grundsätze an- 
zusehen, von denen der eine sogar gesetzliche Anerkennung 
gefunden (Colonial Vsjidity Act § 2), trotzdem er sich auch 
von selbst versteht. Er lautet: kein Kolonialgesetz hat über 
die Grenzen der Kolonie hinaus rechtHche Geltimg. Der andere 
verbietet, daß ein Kolonialgesetz sich in Widerspruch setze 
mit einem Reichsgesetz, das seine Anwendimg ausdrücklich 
auf die Kolonien erstreckt. Namentlich der erste der beiden 
Grimdsätze zwingt förmlich, Verkehrsgesetze, die den Rechts- 
und Vermögensverkehr mit dem Auslande oder mit anderen 
Kolonien betreffen, aus der Hand des allein hierzu kompe- 
tenten mutterländischen Gesetzgebers entgegenzimehmen. So 
ist eine stattUche Reihe von Reichsverkehrsgesetzen für die 
Kolonien ergangen; lun niur die wichtigsten von ihnen zu 
nennen : Gesetze betreffend die Straf rechtshüfe (Fugitive Of fend- 
ers Act von 1881, die Auslieferungsgesetze von 1870 und 
1873), die zivügerichtliche Rechtshilfe (British Law Ascer- 
tainment Act von 1859, Evidence by (Kommission Act von 
1859 und 1885, ColoniaJ Probates Act von 1892) auch dem 
Ausland gegenüber (Foreign Tribunals Evidence Act von 1856). 
femer das Bankerottgesetz von 1883, die Handelsschiffahrts- 
akte von 1894, das Autorrecht (Gesetze, von denen das älteste 
von 1842, che jüngste Novelle von 1911 ist) u. a. m. 

Aber auch ein ungeschriebenes Reichsverkehrs- 
recht, vergleichbar dem jus gentium der Römer, ist ge- 
schaffen, indem das englische common law bei Kollision mit 
dem Landesrecht der Kolonie den Vorrang behalten soll. 
Ausgenommen sind von dieser Wirksamkeit des englischen 
common law nur jene Landesbräuche, die sich auf Personen-, 
Familien- und Erbrecht beziehen, ganz wie im römischen 
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Weltreich. Es sind namentlich drei Rechtsgnindsätze, die 
dieser Umwandlung von Landesrecht mid VoUcsrecht der 
Kolonie in englisches common law, in Wirklichkeit englisches 
jus gentium, dienen: 

1. Den einen hat schon das Gouvernement von Indien 
frühzeitig in Bengal zur Geltung gebracht. Englisches Zivil- 
und Strafrecht soll auf die Eingeborenen nur soweit zur An-^ 
Wendung kommen, als es sich mit »justice, equity and good 
conscience« vereinigen lasse. Das Seitenstück dieses Gnmd- 
satzes ist auch für andere Kolonien, namentlich Siedlungs- 
kolonien, in welche der Engländer sein common law mit sich 
fuhrt, ausgesprochen. Das englische common law soll lyer 
nur soweit zur Anwendung gelangen, als es die Umstände 
erlauben (Lord Blackbum in the Lauderdale Peerage Case 
1885, 10, App. Cases 744: When the province of New York 
was founded by the English settlers who went out there, 
those English settlers carried with them all the immunities 
and Privileges and laws of England. ... It is equally true 
that in all the books or dicta in which that rule is laid down 
there is always a qualification put in somewhat of this sort: 
the settlers who go out carry out the law so f ar as it is ap- 
plicable to their new Situation. That is a vague and 
general kind of phrase, but I think it has soimd sense in it«). 

2. Jedes fremde Recht, auch das Eingeborenenrecht einer 
Kolonie, muß dem Richter bewiesen werden, wie eine andere 
rechtserhebliche Tatsache. Von Amts wegen braucht er es 
nicht zu keinen und kann bei freier Beweiswürdigung diesem 
erbrachten Tatsachenbeweis jene Kraft (also mitunter gar 
keine (zuschreiben, die ihm angemessen scheint (vgl. Gillepsie 
zu von Bar, a. a. O., p. loi ff.). 

3. Solange koloniales Landesrecht nicht als vom englischen 
common law verschieden nachgewiesen wird, nimmt der 
Richter die Rechtsvermutung hin, daß es mit dem common 
law identisch ist (Tarring, a. a. O. 27: And generally, until 
foreign law (under which description colonial law is included) 
is proved to be different, there is a presumption that it 
is the same as that of England; mit Berufung auf 
zahlreiche Rechtsfälle). 
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So ausgerüstet gehen die englischen Gerichte an die Zu- 
rückdrängung der Landes- und Eingebomenrechte, wobei her- 
vorgehoben werden muß, daß Personen-, Familien- und manch- 
mal auch das Erbrecht der Eingeborenen unberührt bleiben^ 
ganz so wie im römischen Recht. Daß in den Kolonien, die 
angebhch vorherrschendes common law besitzen, das Einge- 
bomenrecht in den genannten Materien noch sehr vorwiegt, 
ist aus einer Übersicht des in den Kolonien geltenden Rechtes, 
die wir an anderer Stelle gegeben haben (s. mein Engl. Staats- 
recht I, 214 ff.) zu ersehen. Gleichwohl herrscht auf dem Ge- 
biete des Vermögensrechtes das englische, als common law 
bezeichnete jus gentiiun vor. 

Es dringt auch dort vor, wo die Kolonie nicht als Sied- 
lungskolonie begonnen, sondern durch völkerrechtlichen Ver- 
trag oder durch Eroberung in die Hände Englands gelangt 
ist, wo also vom Anfang an nicht common law, sondern fremdes 
Recht, das angetroffen worden, vorherrscht. Zwei bis drei 
Beispiele mögen dies erweisen. 

Das eine ist das Recht der canadischen Provinz Quebec. 
Trotzdem hier als gemeines Recht französisches (Coutiunes de 
Paris, modifiziert durch Ordonnances Ludwig XIV. und Lud- 
wig XVL) vorherrscht, ist das englische Handelsrecht rezipiert. 
Ähnlich hat sich englisches Vermögensrecht auf St. Vincent 
(wo früher ebenfalls die Coutumes de Paris vorherrschend 
waren) und auf Trinidad und Tobago, wo früher nur spani- 
sches Recht galt, festgesetzt. Ein anderes Beispiel ist Ceylon^ 
wo das frühere römisch-holländische Recht als verfallend und 
obsolet bezeichnet wird (Clarence in Journal of the Soc. of 
Comp. Legisl. I, 231) und wo englisches Recht auf folgenden, 
hauptsächhch dem Handelsrecht angeh&igen Gebieten, sich 
durchgesetzt hat: Wechselrecht, Schiffahrts- imd Seerecht, 
Gesellschaftsrecht, Bankrecht, Kommissionsgeschäfts-, Fracht- 
imd Speditionsrecht, Feuerversicherung und Beweisrecht. Man 
vergleiche damit die Kapkolonie, wo ebenfaUs ursprünglich 
römisch-holländisches Recht herrscht. Dieses hat sich bis auf 
den heutigen Tag ungeschwächt erhalten, nur daß seit 1879 
durch ein kapländisches Gesetz englisches Seerecht und Ver- 
sichenmgsrecht eingeführt worden ist (vgl. dazu Craies in 
Joum., a. a. O. New Series II, 233). Kapland ist eben eine 
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freie Selbstverwaltungskolonie, Ceylon eine englische Kron- 
kolonie. Das erklärt das verschiedene Schicksal des römisch- 
holländischen Rechtes da und dort. 

In allen Kronkolonien gfilt das englische common law als 
subsidiäres Reichsprivatrecht. Der Grundsatz geht sogar 
so weit, daß das englische common law auch subsidiär für 
Fragen des Grundeigentums zur Anwendung gelangt, ja selbst 
dann, wenn in einem Teil der Kolonie das sonst in derselben 
herrschende Recht nicht eingeführt ist (Tarring, a. a. O. 27 
mit Berufung auf die Spruchpraxis der englischen Gerichte: 
In the absence of proof, d. h., wenn keine Kolonialnorm nach- 
gewiesen wird, though a different System of jurisprudence may 
prevail, d. h. wenngleich in der Kolonie eine vom common 
law verschiedene Rechtsordnimg vorherrscht, the general law 
of England will be appUed e. g. (z. B.) in questions relating 
to lands in a colony, and in the case of land in a particular 
district of a colony, into which the system prevailing generally 
in the colony has never been introduced, English law will 
be applied). 

Man vergleiche damit jenen Satz des römischen Juristen 
Julianus, in welchem er von dem römischen Privatrecht als 
dem subsidiären Reichsprivatrecht spricht, das zur Anwendung 
komme, wenn die landesrechtliche Norm im peregrinischen 
Gemeinwesen nicht vorhanden sei. Er sagt (1. 32 pr. D. I, 3) : 
De quibus causis scriptis legibus non utimur id custodiri op- 
portet, quod moribus et consuetudine introductum est, et 
si qua in re hoc deficeret, tunc quod proximum et 
consequens ei est, si nee id quidem appareat tunc 
jus quo urbs Roma utitur observari apportet. 

Man sieht aus dem Vergleich, daß die Engländer noch 
weit mehr in der Ignorienmg des Landesrechtes vorgehen als 
selbst die Römer. Denn bei diesen kam das volksrechtliche 
Provinzialrecht, abgesehen davon, daß es Sitte und Brauch 
war, wenigstens noch im Wege des Analogieschlusses (s. Mitt- 
eis, a. a. O. 121) ziur Anwendung, ehe der Weg des suteidiären 
Reichsprivatrechtes beschritten ward. Bei den Engländern 
wird gleich das subsidiäre Reichsprivatrecht, das englische 
commoi^ law, zur Anwendung gebracht. 
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Zur Durchsetzung des'vorhin beschriebenen geschriebenen 
und ungeschriebenen Reichsverkehrsrechtes und des subsi- 
diären Reichsprivatrechtes haben die Engländer einen ähn- 
lichen Rechtsapparat eingerichtet, wie die Römer. In der 
Kolonie, entsprechend der römischen Provinz, haben sie nicht 
nur die Rechtsprechung englischer Richter, sondern vor allem 
eine ähnliche Einrichtung wie das Edikt des römischen Statt- 
halters. Und zwar ist es die Gouvemeurverordnimg, die von 
dem juristischen, jederzeit absetzbaren Beirat des Gouverneurs, 
dem sog. Attomey- General, der Kolonie abgefaßt wird (Dbert, 
a. a. O., p. 182 ff.) und so, wie sie abgefaßt ist, gewöhnlich 
von dem exekutiven oder legislativen Beirat, der dem Gouver- 
neur zur Seite steht, angenommen wird. Während die Abfas- 
simg der mutterländischen Gesetzentwürfe einem Vertrauens- 
mann des dem Parlamente verantworthchen Premiers (sog. 
Parliamentary Counsel to the Treasm^y) obHegt, ist es hier 
der Vertrauensmann des Gouverneurs. Und während daheim 
im Mutterland die Gesetzentwürfe noch eine eingehende Kritik 
und Verbesserung durch das Parlament erfahren, fehlt dies 
hier in den Kronkolonien, da der Rat des Gouverneurs ent- 
weder niu: aus Beamten oder aus Nominierten der Regienmg 
— mitunter sind diese auch in der Majorität oder bilden 
wenigstens mit den Beamten zusammen die Majorität — be- 
steht. Die rasche Abänderbarkeit des Gesetzes tmd der maß- 
gebende Einfluß des juristischen Beirats des Gouvemetirs ist 
gesichert, weshalb der Vergleich der Gouvemeursverordnung 
mit dem Edikt des römischen Provinzstatthalters wohl zu- 
treffen wird. 

Über dem ganzen Rechtspflegeapparat steht das Judicial 
Committee des Privy Coimcil, jene Gottheit, zu der der in- 
dische Animist betet! Während seine Entscheidungen für die 
übrigen englischen Gerichte nicht autoritativ sind (s. mein 
Engl. St.R. I, S. in), binden sie unbedingt alle Kolonial- 
gerichtshöfe, wie auch das Judicial Committee selbst bei der 
Entscheidung künftiger Rechtsfälle (Safford & Wheeler, Privy 
G>uncil Practice 1901, p. 900). 

Auch ist gelegentlich sogar die Ansicht vertreten worden, 
daß in jenen Kolonien, in denen englisches common law vor- 
herrscht, die lokalen Kolonialgesetze ebenso konstruiert wer- 
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den müßten wie englische Gesetze in pari materia. (Ansicht 
des Richters Dr. Lushington im Rechtsfall Catterall v. Sweet- 
man, zit. von Tarring, a. a. O. 142.) 

IL Indien, das in unserer Frage eine fast gleiche Ent- 
wicklung aufweist wie die 'Kronkolonien, nimmt doch unser 
besonderes Interesse deshalb in Anspruch, weil hier nach 
angestrebter imd teilweise auch erzielter Rechtseinheit, ähn- 
lich wie im römischen Reich, der Versuch einer Kodifika- 
tion gemacht worden ist. 

Als die Engländer ins Land kamen, fanden sie folgende 
drei Komplexe von Normen vor, die das soziale Leben Indiens 
beherrschten : 

Zunächst gab es da ein sehr ausgebildetes System des Erb- 
und Familienrechtes sowohl bei den Muslims wie bei den 
Hindus. Jedes von ihnen war dem englischen common law 
vollständig imähnlich und unfähig, mit ihm eine Verschmel- 
zung einzugehen. Jedes hing vorwiegend mit der Religion 
zusammen, das muslimische Recht mit dem Qiura'n, das Recht 
der Hindus mit den Nonnen brahminischer Weisheit, die 
einem mj^hischen Gesetzgeber Manu in den Mimd gelegt 
waren. Dazu namentlich die Rechtstraditionen, die vor allem 
der Islam besonders stark entwickelt hatte. 

Eine zweite Masse von Normen betraf das Agrarrecht und 
die Agrarverfassung. Es waren dies Normen des Gewohnheits- 
rechtes, die lokal verschieden, jedenfalls den Engländern des- 
halb von besonderer Wichtigkeit waren, weil darauf das eng- 
lische Steuersystem aufzubauen war. 

Die mushmischen Kaufleute hatten ein wenn auch nicht 
hochentwickeltes, so doch jedenfalls vorhandenes Handels- 
gewohnheitsrecht und außerdem wurden Strafrechtsnormen 
des Islam von den Herrschern auch gegen die Hindus zur An- 
wendung gebracht. 

Wie fanden sich mm die Engländer mit diesem Recht ab ? 
Zunächst ebenso wie die Römer: Sie modelten das vorgefun- 
dene Landesrecht nach Möglichkeit zu einem Reichsverkehrs- 
recht um, benätzten bei Lücken dieses Rechtes das' englische 
als subsidiäres Reichsprivatrecht und Ueßen im großen und 
ganzen das Status-, Familien- und Erbrecht als persönliches 
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Recht, das für Hindus und Muslims, aber auch für andere 
Religionsgemeinschaften (Jains, Sikhs, Parsis, Buddhbten) 
verschieden war, unberührt. Dieser letztere Standpunkt des 
sog. Personalprinzips findet seine früheste Anerkennung in 
den Regeln von Warren Hastings von 1772, die er als Instruk- 
tionen der Rechtspflege erließ. Es heißt dort: 

»In allen Streitigkeiten, betreffend die Heirat, das Erb- 
recht, die Kaste und andere religiöse Bräuche imd Einrich- 
tungen, soll man an den Vorschriften des Qura'n mit Rück- 
sicht auf die Mushms, und an denen des Shaster hinsichtlich 
der Gentoos (== Hindus) imveränderhch festhalten.« Dieses 
PersonaUtätsprinzip gilt bis auf den heutigen Tag, auch wenn 
Hindus und Muslims untereinander streiten. Freilich haben 
die Engländer wie die Römer an dem Volksrecht gemodelt, 
indem sie einerseits das aequum et bonum (nach der oben 
angeführten »justice, equity and good conscience «-Klausel von 
1832) zur Anwendung brachten imd anderseits Auswüchse die 
allgemeinen Axiomen des englischen Rechtes und dem jus 
pubUciun widersprachen, in dem indischen Volksrecht unter- 
drückten. 

So ist die Praxis des Suttee, d. i. die Pflicht der Witwe, 
sich mit der Leiche ihres Hindu-Ehemannes verbrennen zu 
lassen, eine Pflicht, die seltsamerweise noch 1797 die gesetz- 
liche Anerkennung des englischen Parlaments gefunden hatte 
(das Gesetz 37 Geo. III, c. 142, § 12 gab die Indenmität für 
einen jeden Akt, der als Ausfluß von Normen der Kaste in 
bezug auf Famihenmitgheder gesetzt würde), durch eine Regu- 
lative von 1829 als »revolting to the feeling of human naturei 
abgeschafft worden. Desgleichen wurde die Enterbung wegen 
Abfalls von der Kaste beseitigt und ein Gesetz von 1850, das 
die indische Regierung erlassen hatte, schrieb demgemäß vor, 
»daß, soweit eine in Geltung stehende Norm oder Gewohn- 
heit eine Person deshalb mit dem Verlust des Eigentums oder 
Erbrechtes bedroht, weil sie freiwiUig aus einer Religions- 
gemeinschaft ausscheidet oder aus ihr ausgeschlossen wird 
oder der Rechte der Kaste verlustig geht, rechtsungültig« sei. 
Zuletzt wurde dieses Gesetz noch 1903 zur Anwendimg ge- 
bracht (L. R. 30 Indian Appeals 249). 
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Auch wo eine Norm des Eingebomenrechtes dem jus 
publicum der Engländer zuwiderlief, wurde sie, ebenso wie 
es die Römer taten (s. Mitteis S. 126), für unverbindhch er- 
klärt. So erging es z. B. der Norm (Mitakshara, c. II, 7), die 
da vorschrieb: »Niemals soll ein König das Vermögen eines 
Priesters an sich ziehen, denn das Gesetz Manus verbietet es. i 
Auf Grund dieser Norm versuchte ein Brahmane dem Heim- 
faOsrecht der Krone das erblose Gut eines Hindu zu ent- 
ziehen entgegen dem englischen Gesetz (16/17 Vict. c. 95, 
§ 27), natürlich ohne Erfolg (8 Moore, Indian Appeals 500). 

Daß das englische common law unbedingt zur Anwendung 
komme, das wollten und konnten die Engländer nicht. Das 
Status-, Famiüen- und Erbrecht blieb imberührt, und das 
Vermögensrecht, wozu das common law den Gnmdstock 
lieferte, mußte entsprechend modifiziert werden, so wie es 
die Römer taten, als sie das jus gentiiun als Reichverkehrs- 
recht gestalteten. Sehr gut zeichnet der Richterspruch (Free- 
man v. Fairüe von 1828, 10 Moore Indian Appeals 305) das 
Vorgehen der Engländer, da sie das common law in Indien 
zur Anwendung brachten. Man betrachtete fiktiv Indien 
als neuentdecktes tmd von den Engländern neubesiedeltes 
Land. Die Beamten der Ostindischen Compagnie, die übrigen 
Briten und Christen imterlagen dem englischen common law, 
die Muslims und Hindus ihren Gewohnheiten und ihrem 
Recht. Nur für die Zwecke des Handels und des wechsel- 
seitigen Rechtsverkehrs seien am common law imd an 
dem Eingebomenrecht Veränderungen vorgenommen worden 
(»But in the Settlements formed by the East India Company 

in Bengal the case was very different Some new course 

was to be taken in this pecuUar case; and the course actually 
taken seems to have been to treat the case in a great measure 
like that of a new-discovered country, for the Government 
of the Company's servants, and other British or Christian 
settlers using the laws of the mother country, as far as they were 
capable of being applied for that purpose, and leaving the 
Mahomedan and Gentoo inhabitants to their own laws and 
customs, but with some particular exceptions that were called 
for by commercial policy, or the convenience of 
mutual intercourse). Wir haben dieses Rechtsdiktum des* 

Hattchek, Britifchet und xflmitclMt Wtitveicbt 21 
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halb ausführlich wiedergegeben, weil es ganz deutlich die 
ÄhnUchkeit mit dem Vorgehen der Römer bei Schaffung ihres 
jus gentium für den Rechtsverkehr zwischen Römern und 
Peregrinen (s. Mitteis, S. 122 ff.) widerspiegelt. Hier wie dort 
das Bestehen von Personenkreisen mit eigener Rechtsordnung, 
hier wie dort die Schaffung einer gemeinsamen Rechtsbasis 
für die Zwecke des Handelsverkehrs und des wechselseitigen 
Rechtsverkehrs durch einseitige Bestimmung des herrschen- 
den Personenkreises, aber durch Modifikation beider Rechts- 
ordnungen. 

Die idyUisch zu nennende Ruhe, die die Schaffung eines 
solchen anglo-indischen jus gentium begleitete, wurde im 
Jahre 1833 deshalb unterbrochen, weil Schüler und Anhänger 
von Jeremias Bentham sich in den Kopf setzten, die Lehren 
des Meisters in Indien als Versuchsfeld anzuwenden, um dann» 
ausgerüstet mit dieser Erfahrung, in England das große Werk 
der Kodifikation des gesamten englischen Rechtes, wie es der 
Meister empfohlen hatte, durchzuführen. 

Macaulay, dem Historiker, fiel die Aufgabe zu, als juri- 
stischer Beirat des indischen Vizekönigs das Werk in die Wege 
zu leiten. Er war auch der spiritus rector einer in Indien 
eingesetzten Gesetzgebungskommission, die fleißig arbeitete, 
aber zu keinem Ziel kam, da Macaulay abging. Im Jahre 
1853 wurde dann eine neue Kommission eingesetzt, die im 
Jahre 1859 eine Zivilprozeßordnung, im Jahre 1860 ein Straf- 
gesetzbuch imd 1861 eine Strafprozeßordnimg schuf, alles 
Gesetze, die als indische Gesetze vom Legislative Council 
des Vizekönigs erlassen wurden. Im Jahre 1861 war eine neue 
Kommission eingesetzt, die aber wegen des Widerstandes der 
indischen Regierung, der die Gesetzmacherei zuviel wurde, 
im Jahre 1870 ihr Amt niederlegte. Trotzdem wurden auf 
Grund der Vorarbeiten dieser Kommission noch einzelne 
größere Gesetze erlassen; eine Beweisordnung im Jahre 1872, 
ein Verjährungsgesetz und eine Nachlaßordnung 1877 (ein 
Erbrecht für Europäer war schon 1865 ergangen), ein Gesetz 
über die allgemeinen Grundlagen des Vertragsrechtes (187^)' 
über Inhaberpapiere (1881), über Treuhänder (1882), ^^^ 
Eigentumsübertragungen durch Verpfändung, Verkauf, Ver- 
pachtung {1882), ein Gesetz über Gnmddienstbarkeiten (1882), 
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ein Vormundschaftsgesetz (1890). Erfolg, d. h. praktische An- 
wendung im Sinne der Rechtseinheit, die alle Bewohner In* 
diens verbinden soll, haben nur die Prozeßgesetze und das 
Strafrecht. Der Strafprozeß und das Straf recht haben gegen- 
über dem englischen Vorbilde eine besondere Verstärkung des 
bureaukratischen Ansehens der Machthaber (vgl. dazu Hals- 
bury, the Laws of England X (1909), p. 620 1) gebracht. 

Im übrigen sind die Gesetze, sofern sie auch die Ein- 
geborenen betreffen, wie z. B, das Gesetz über das Vertrags- 
recht, durchwegs als Mißerfolg zu bezeichnen. Wie wenig 
übrigens gegen Eingebomenbräuche und selbst jene Gewohn- 
heiten, die nicht dem Islam oder den Hindukreisen angehören, 
diese anglo-indischen Gesetze aufzukommen vermögen, davon 
liefert C. Ubert aus seiner Praxis als jiuristischer Beirat des 
Vizekönigs ein hübsches Beispiel. Aden gehört in gesetz- 
geberischer Hinsicht zu Indien. Die im Jahre 1865 erlassene 
Erbrechtsordnung war den Israeliten von Aden diurch 20 Jahre 
nach ihrem Erlasse noch so unbekannt geblieben, daß sie an- 
läßlich eines Rechtsstreites erst erfuhren, daß so etwas wie 
eine sie angehende Erbrechtsordnimg existiere. Sie wandten 
sich an die britisch-indische Regierung, sie bei ihrer alther- 
gebrachten Rechtsordnimg (Numerus XXVII, i — 11) zu be- 
lassen. Unter dem Vorbehalt, daß sie den Nachweis erbrächten, 
diese Rechtsordnung sei ihr althergebrachtes Recht, und unter 
dem weiteren Vorbehalt, daß die Juden von Britisch-Indien 
nicht Gleiches in Anspruch nähmen, wurde ihnen gestattet, 
zum Pentateuch zurückzukehren. 

III. Die Dominions.' 

Die großen Selbstverwaltungskolonien zeigen in unserer 
Frage allerdings ein ganz anderes Bild. Für sie gilt zunächst 
nicht das englische common law ak subsidiäres Reichsprivat- 
recht. Wir haben oben (S. 306) bereits gesehen, daß es nicht 
einmal ein subsidiäres common law für ganz Canada oder 
ganz Australien gibt. Daher gibt es noch weniger ein conunon 
law für das britische Weltreich, und der oberste Reichskolonial- 
hof, das Judicial Committee of the Privy Council, kann auf 
keinen Fall, soweit die Dominions in Frage kommen, als ein 
solcher angesehen werden, der die Rechtseinheit innerhalb 

21* 
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des Weltreiches verbürgt (Keith, Imperial Unity, a. a. O. 379 : 
The English common law, however, is so far from alive in 
most parts of the Empire where it is now in part embodied 
in Statutes, in part changed by legislation, that the function 
of the Privy Comicil in maintaining miiformity of law is not 
to be taken very seriously). Dazu kommt aber noch, daß, 
wie wir wissen .(oben S. 299 f.), die Dominions das JudicialCom- 
mittee auch in. der Entscheidung aller nicht öffentlich-recht- 
lichen Streitigkeiten, also in allen Fragen des Privatrechtes, 
beinahe ganz ausgeschaltet haben durch die Einrichtung 
eigener oberster Gerichtshöfe. Damit ist nicht nur die Mög- 
lichkeit des commqn law als subsidiären Reichsprivatrechtes 
beseitigt, sondern auch seine Funktion als jus gentium 
innerhalb des britischen Weltreiches, soweit die Selbstverwal- 
tungskolonien in Frage kommen. Und in der Tat 1 Nicht eng- 
lisches common law als jus gentitun, sondern gerade sein Gegen- 
satz, das internationale Privatrecht, ist die Grund- 
lage und das Richtmaß, wenn Angehörige der Dominions 
untereinander oder mit den Angehörigen des Mutterlandes in 
Rechtsstreit geraten. 

So sagt eine der anerkannten Autoritäten des internatio- 
nalen Privatrechtes, Bürge, in seinen Commentaries (a. a. O. 
II, 22) : »Die Rechtsordnungen der verschiedenen Teile des 
britischen Reiches werden so behandelt, als wären sie wechsel- 
seitig voneinander unabhängig, und es ist die Ansicht ver- 
treten worden, daß Fragen betreffend den Konflikt dieser 
Rechtsordnungen untereinander oder mit dem ausländischen 
Recht als G^enstände des internationalen Privatrechtes, das 
maßgebend ist für die Entscheidung des Richters des ange- 
rufenen Forums, zu behandeln seien und nicht nach dem 
Recht von England.« Schon im Rechtsfall PhiUips v. Eyre, 
in welchem die zivilrechtliche Verantwortlichkeit eines Gou- 
verneurs der eine eigene Repräsentatiwerfassung besitzenden 
Kolonie Jamaica zur Entscheidimg stand (s. oben S. 182 f.), 
wurde von dem Reichsobergericht der Queen's Bench ent- 
schieden, daß »wo in den Kolonien eigene Legislaturen ein- 
gerichtet sind, mit Vollgewalt der Gesetzgebung, da soll die- 
selbe Comitas gentium, welche im Verhältnis zu anderen 
Nationen geübt wird, auch diesen Kolonien gegenüber seitens 
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der englischen Gerichte geübt werden« (Tarring, p. 128). Eine 
praktische Anwendung hat dieser Satz heute bei der Haftimg 
der Gouverneure von Selbstverwaltungskolonien u. a. insofern 
gefunden, als solche Gouverneure für strafbare Handlungen 
zivilrechtlich in England nur dann verantwortlich gemacht 
werden, wenn ihre Handlungsweise nach den Rechten der 
Kolonie und des Mutterlandes Verantworthchkeit begründet. 
Keith (Responsible Government) kann mit; vollem Recht 
sagen (I, 134) : Ein Gouverneur kann als IMvatmann oder 
wegen seiner Amtshandlungen in England gerichtilich verfolgt 
werden, aber nur »subject to the ordinary principles 
of private international law«. 

Dem Auslande gegenüber gelten natürlich England mit 
seinen Dominions als Einheit. Fragen des internationalen 
Privatrechtes, die zwischen den Angehörigen der Dominions 
und Ausländem entstehen, werden von englischen und aus- 
ländischen Gerichten so behandelt, als ob die ausländische 
Rechtsordnung mit der englischen des common law in Kon- 
flikt käme. Freilich, wenn sich die Streitigkeit vor englischen 
Gerichten abspielt, wird der engüsche Richter für seine briti- 
schen Reichsbürger diejenige Rechtsordnung zur Anwendimg 
bringen, die durch dessen Domizil im britischen Weltreich 
gegeben ist (In re Johnson, 1903, i Ch. D. 82 L, resümiert 
bei Bürge : It has been held that foreign States are entitled 
to look to one general law for the whole of the British domin- 
ions in such questions, i. e., the law of England, which law 
appUes to the particular person whose rights are in question 
the law of his particular British domicil). 

Interessant ist auch weiter zu beobachten, wie diese An- 
erkennung der Grundsätze des internationalen Privatrechtes 
an Stelle des englischen common law ihre Kreise weiter ge- 
zogen hat auf das Gebiet des internationalen Steuerrechtes 
und Strafrechtes, wenn die Rechtsordnung der Selbstverwal- 
tungskolonie in Konfhkt mit der Rechtsordnung des Mutter- 
landes gerät. Nehmen wir gleich das Beispiel des Steuerrechtes. 
Die englische Finance Act von 1894 erhebt eine Erbschafts- 
steuer von allem beweglichen Vermögen, gleichviel wo es ge- 
legen ist, wofern der Erblasser nur sein letztes Domizil in Eng- 
land hatte. Es gestattet aber Abzüge für jenes bewegliche 
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Vermögen, von welchem in einer Kolonie Erbschaftssteuern 
für den darin befindlichen Teil (assets situated therein) 
gezahlt worden sind. Durch eine Rechtsfiktion sieht das 
Recht von Transvaal Vermögensstücke, wie Anteilscheine an 
Minen (shares), schon dann als in seinem Gebiete belegen an, 
wenn die Minen selbst sich in seinem Gebiete befinden, wäh- 
rend England sie als einfache Inhaberpapiere dort befindlich 
sein läßt, wo sie sich nach Begebimg örthch vorfinden, also 
gewöhnlich bei dem Erblasser, der in England sein letztes 
Domizil hatte. Bei diesem Konflikt der Rechtsordnimgen 
mußte England nachgeben, weil die Transvaalregierung ihm 
vorwarf, eine Besteuerung des in Transvaal belegenen Ver- 
mögens vorzimehmen. Hätte es sich um das Transvaal der 
Boeren gehandelt, so hätte England wahrscheinlich den Pro* 
test ignoriert. Aber da er auf der Reichskonferenz voti 1911 von 
der Südafrikanischen Union erhoben wurde und vom Stand- 
piuikte des internationalen Steuerrechtes sich wohl vertreten 
ließ, hat England die Staatsratsverordnung, die für die Kap- 
kolonie die englische Erbschaftssteuer in der bekannten Weise 
wirken lassen wollte, zurückgezogen, und in Transvaal ist Glei- 
ches nie praktiziert worden (Keith,Resp. Government III, 395). 
Im Strafrecht gilt schon seit jeher jede Selbstverwaltungs- 
kolonie als Ausland besonders für AusUeferungszwecke, und 
wenn sie, wie Canada, von der Ermächtigung Gebrauch ge- 
macht hat, ein eigenes AusUeferungsrecht zu schaffen. Nach 
den in Frage kommenden Reichsausheferungsgesetzen von 
1870 imd 1873 kann jede Selbstverwaltungskolonie (aber auch 
eine mit bloßer Repräsentativverfassung ausgestattete) eine 
eigene Kodifikation des AusUefenmgsrechtes vornehmen, der 
aber der englische König im Londoner Staatsrat seine Zu- 
stinunung erteilen muß, wodurch gleichzeitig die Rechtswirk- 
samkeit der Reichsgesetzgebimg für das Gebiet der Kolonie 
und für ihren Verkehr mit dem nichtbritischen Ausland be- 
seitigt wird. Da kann es nun vorkommen, daß ein Ausliefe- 
rungstransport von Canada nach dem Auslande diurch britisches 
Gebiet geführt werden mu£. Innerhalb dieses britischen Ge- 
bietes befindet sich der canadische Transport im Auslande. 
Glückt hier dem Transportierten ein Fluchtversuch während 
des Transportes, so kann er, wenn das canadische Strafrecht 
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und das Recht des Durchzugsgebietes in bezug auf die Be- 
urteilung der Tat, weswegen ausgeliefert worden, verschiedene 
Wege gehen, der Ausreißer selbst von britischen Behörden 
(des Transitgebietes) nicht eingebracht werden. Da nämlich 
dieses Transitgebiet ebenso wie jedes andere britische Reichs- 
gebiet, wenn keine Abmachungen vorli^en, Ausland für 
Canada ist, so müßte, wenn das Transitgebiet Schritte unter- 
nehmen soll, um nach dem Ausreißer zu fahnden, die Straftat 
nicht bloß nach canadischem Recht, sondern auch nach dem 
Recht des für Canada als Ausland geltenden britischen Transit- 
gebietes strafbar sein (vgl. Keith, Imperial Unity, p. 299). 

Bildet mm nach dem bisher Gesagten weder ein subsidiäres 
Reichsprivatrecht, noch ein englisches jus gentium als unge- 
schriebenes Reichsverkehrsrecht die Gnmdlage einer Rechts- 
einheit, wie sie zwischen den Dominions untereinander und 
im Verhältnis zum Mutterland vorhanden sein müßte, so 
könnte man doch schließlich noch auf das geschriebene Reichs- 
verkehrsrecht verweisen. In der Tat gelten alle jene Reichs- 
verkehrsgesetze, wie wir sie oben im Verhältnis von Mutter- 
land und Kronkolonien angetroffen haben (oben S. 314), auch 
für die Dominions. Aber schon sind die Grundlagen dieser 
Reichsgesetzgebung unterwühlt, als welche wir oben zwei 
Gründsätze kennengelernt haben : Keine Kolonie darf extra- 
territoriale Gesetzgebimg üben und kein Kolonialgesetz 
darf einem Reichsgesetz zuwiderlaufen. Der erste der beiden 
Grundsätze wird ebenso von den Legislaturen der Dominions 
vernachlässigt, wie von dem obersten Gerichtshofe jeder 
Selbstverwaltungskolonie, und das Judicial Committee macht 
gute Miene zum bösen Spiel. Kann es auch anders? So 
wird es als zulässig angesehen, wenn ein Gesetz von Neu- 
südwales Bigamie straft, mag sie begangen sein »wo auch 
immer in der Welt« (wheresoever) (Rechtsfall Macleod v. At- 
tomey-General for N. S. Wales 1891, Appeal Cases 455), so 
femer, wenn ein canadisches Gesetz nicht bloß unerMünschte 
Einwanderer abweist, sondern ihre Rückbeförderung in ihre 
Heimat zwangsweise auf Kosten des Eigentümers des Ein- 
wandererschiffes verfügt (The Attomey-General of Canada 
V. Ghilula, zit. bei Keith, Resp. Government I, 390 ff.). Die 
Begründung lautet: Hat das Dominion die Gesetzgebimgs- 
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kompetenz in der Angelegenheit, dann muß ihm das und 
jedes Mittel zur Durchführung der Kompetenz erlaubt sein. 
Darauf gestützt, hat auch der oberste Richter von Neuseeland 
(in re Award of Wellington Cooks' and Stewards' Union) 
einen bloß für Neuseeland auf Grund dortiger Gesetzgebung 
gültigen Lohntarifvertrag als auch auf hoher See maßgebend 
erachtet. Er stützte sich hierbei auf die Verfassimg von Neu- 
seeland (§55), die zu solcher Gesetzgebung ermächtige und er- 
klärte, idaß seine Doktrin nur eine Fortführung des Grundsatzes 
der Self-Govemmentlehre wäre«. Das ist sie allerdings! 

Aber auch daß Kolonialgesetze Reichsgesetzen nicht zu- 
widerlaufen sollen, wird von der Gesetzgebung der Dominions 
seit zwei bis drei Jahrzehnten nicht mehr streng beobachtet . 
Gerade die britische Handelsschiffahrtsakte und die das Autor- 
recht betreffende Reichsgesetzgebung ist wiederholt vom Ge- 
setzgeber der Selbstverwaltungskolonien verletzt worden (Keith» 
Imperial Unity c, Xf.). Die Nutzanwendimg, die das Mutter- 
land für die Form seiner Reichsgesetzgebung daraus zog, ist 
sehr bemerkenswert. Während die älteren Reichsverkebrs- 
gesetze, wie die Merchants Shipping Act von 1894, die Aus- 
liefenmgsgesetze von 1870, 1873, das Reichszollgesetz für jene 
Kolonien, die eine eigene Legislatur besaßen, noch die Be- 
deutung von Rahmengesetzen hatten (entweder für die 
ganze Materie oder nur für einzelne Teile), wobei es der 
Kolonie überlassen blieb, den Rahmen mit Zustimmung des 
Mutterlandes auszufüllen, ist bei den neuesten Gesetzen, wie 
der oben (S.297f.) erwähnten Reichsbürgerakte von 1914, der 
Copy Right Act von 1911, der Merchant Shipping (Convention) 
Act von 1914, der Wireless Telegraphy von 1908, der Naval 
Discipline (Dominion Naval Forces) Act von 1911 nunmehr 
das Verhältnis zwischen Kolonialausf ührungsgesetz und Reichs- 
gesetz so geregelt, daß die Legislatur des Dominion ohne Zu- 
stimmung des Mutterlandes nötig zu haben, ihre eigene Gesetz- 
gebung zur Ausfüllung des Rahmens vornehmen kann, aber 
auch das ganze Reichsgesetz gar nicht zu adoptieren 
braucht. Das ist eben der Standpunkt, den Rom seinen Ver- 
bündeten gestattete und den Cicero mit den Worten (s. oben) 
bezeichnet : »leges de civili iure latae sunt ; quas Latini volue- 
runt, adsciverunt « 
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Wie auf den beiden, im vorhergehenden dargestellten Ge- 
bieten der Reichsbürgerschaft und der Rechtseinheit, treffen 
wir auch auf dem Gebiete der Wehreinheit eine auffallende 
Gegensätzhchkeit in der Entwicklung beider Weltreiche an. 
Im römischen Reich werden die von der Republik und dann 
später von Augustus von neuem gelegten städtischen Grund^ 
lagen des Heerwesens verlassen und eine in die Augen fallende 
Zentralisation des Heeres greift wenigstens in den formaU 
rechtlichen Gnmdlagen unter Preisgabe der munizipalen Unter« 
schiede durch, ohne freilich es verhüten zu können, daß, fak- 
tisch imd sozial betrachtet, das Reich immer weniger von 
Bürgern und immer mehr von Barbaren, die reichs« 
angehörig geworden, und von Ausländern, die angeworben 
sind, verteidigt wird. Formal hat man ja immer noch ein 
»Reichsheer«, materiell aber nichts weiter als fremdländische 
Elemente, denen der äußere Anstrich von Römern gegeben 
wird. Charakteristisch ist für diese Entwicklung, was von 
Kaiser Probus erzählt wird : er habe den besiegten Germanen 
auferlegt, 16000 kriegstüchtige Männer zu liefern, habe sie 
aber in bestehende Regimenter untergebracht, damit, wie er 
sagte, nicht gemerkt würde, wie sehr Roms Weltreich von der 
Barbarenhilfe abhängig geworden (Vita Probi, 14: accepit 
sedecim miha tironum, quos omnes per diversas provincias 
sparsit ita, ut numeris vel limitaneis militibus quinquagenos et 
sexagenos intersereret, dicens sentiendum esse, non viden- 
dum, cum auxiliaribus barbaris Romanus iuvatur). 

Ganz anders führt der Weg, den das britische Weltreich 
in der Wehreinheit zurückgelegt hat. Er beginnt mit stärkster 
Zentralisation und zeigt heute vollständigste DezentraUsation,, 
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SO sehr, daß selbst bei dem Wehrmittd, weiches gewiß strengste 
Zentralisation nötig zu haben scheint, wir meinen die Flotte, 
^e Dezentralisation von den Dominions am lautesten gefordert 
und vom Mutterland auch zugestanden worden ist. Ja man 
kann, um die Dezentralisation der Wehrverfassung, wie sie im 
britischen Reich vor und im Weltkrieg herrschte, nicht besser * 
charakterisieren, als wenn man sagt, daß jene Dezentralisation 
noch viel umfassender ist, als sie Rom im italischen Bund, 
also vor 89 (v. Chr.), seinen Bundesgenossen zugestanden. Den 
italischen Bundesgenossen war zwar ebensowenig wie den bri- 
tischen Dominions erlaubt, Krieg auf eigene Faust zu führen 
•oder selbständig Frieden zu schUeßen. Aber während für die 
Italischen Bundesgenossen jede römische Kriegserklärung maß- 
gebend war und sie zur Waffenfolge verpflichtete (Mommsen, 
St. R., a. a, O. 671), ist das, wie wir noch sehen werden, für 
•die britischen Dominions mit nichten der Fall. Während femer 
jeder römische Friedensvertrag oder sonstige Vertrag sich 
ohne weiteres auch auf die italischen Bimdesgenossen er- 
streckte, trifft dies, wie wir oben gesehen (S. 210), für die 
britischen Dominions keinesfalls zu. Die römisch-italische 
Wehrgenossenschaft beruhte auf dem Prinzip, daß die bundes- 
genössische Pflicht zur Stellung von Streitkräften rechtlich 
ebenso schrankenlos war, wie die Wehrpflicht des römischen 
Bürgers. »Wie von seinen Bürgern, so auch von seinen Wehr- 
genossen kann der römische Staat innerhalb der Grenzen der 
MögUchkeit jede Waffenleistung von Rechts wegen fordern« 
(Monunsen, a. ä. O. 672). Nicht so der englische Staat von 
•den Dominions, wie noch imten zu zeigen sein wird. 

Man möchte bei dieser verschiedenen Entwicklung fragen: 
Wie ist sie möglich, da das Problem das gleiche ist? Eine 
Herrennation will große Räume beherrschen und verfügt doch 
nur über beschränkte Kräfte, namenthch was das Menschen- 
^laterial anlangt. Da scheint doch die Entwicklung im Römer- 
reiche die natürUchere. Das Herrenvolk wird, je mehr seine 
Kultur wächst, um so unkriegerischer. Es überläßt zunächst 
Söldnern, die anfangs Stammesgenossen sind, die Verteidigung 
•des Reiches. Das wird immer unzureichender. Zum Schlüsse 
ist man auf fremdstämmige Truppen, auf »Barbaren« ange- 
wiesen. England hat nun auch scheinbar diese Entwicklung 
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durchgemacht. Söldnertnippen waren das Material, womit 
Kriege geführt wurden. Aber da kam der Weltkrieg und 
zeigte, daß trotz sehr weitgehender Dezentralisation nicht nur 
keine fremdstämmigen Elemente in der Hauptsache sich für 
das Weltreich einsetzten, sondern gerade die Stammesgenossen, 
die vor dem Kriege sich für die entschiedenste Dezentralisation 
der Wehrverfassung ausgesprochen hatten, die Canadier und 
Australier, ja selbst die Buren, denen man es am wenigsten 
zugetraut hatte. 

Wenn das britische Weltreich wegen der Heeres- imd 
Flottendezentralisation hätte zugrunde gehen müssen, so wie 
es imperialistische Briten und ihre Feinde vor dem Weltkrieg 
behauptet haben, so haben diese Kreise offenbar vergessen, 
daß dem Römerreich trotz weitgehender Zentralisation der 
Wehrverfassung es nicht gelungen war, dem Untergang zu 
entgehen. Nein, es muß an anderen Gründen hegen. Wenn 
die Engländer dieselbe Entwicklung wie die Römer durch- 
laufen, dann hätten sie mit Negern und Indem allein den 
Weltkrieg führen müssen. Es hätten nicht Canadier an der 
Somme und in Belgien, nicht Neuseeländer und Australier bei 
GaUipoU gefochten. Daß dies trotz der größten Dezentrali- 
sation in der Wehrverfassung mögUch war, dankt England 
dem Umstände, daß ihm die Mißstände fremd waren, die das 
Römerheer schließlich zu einem Barbarenheer haben werden 
lassen. Roms Kaiser haben, um die herrschende Nation ihrer- 
seits zu beherrschen, sie systematisch entwaffnet (namentlich 
seit Vespasian). Die Heimatsangaben der Veteranen in den 
Mihtärdiplomen führen eine beredte Sprache. England kennt 
dies Mißtrauen gegen seine eigenen Bürger nicht, nicht einmal 
gegen diejenigen, die, wie die Buren, kurz zuvor seine Feinde 
gewesen. 

Rom mußte femer die munizipalen Grundlagen seiner 
alten Wehrverfassung aufgeben und statt seiner ziviUsierten 
Bürger Barbaren, Nichtbürger in die Legionen einstellen, weil 
ihm die munizipale Grundlage, namenthch im Osten, 
fehlte und weil außerdem die Selbstverwaltung der Muni- 
zipien im römischen Kaiserreich zu Grabe getragen war. Eng- 
land hat in der Ausgestaltung seiner munizipalen und kolo- 
nialen Selbstverwaltung, namenthch seit der Mitte des 19. Jahr- 
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hunderts, das denkbar Größte geleistet. Die Früchte sind nicht 
ausgeblieben. Sie sind während des Weltkrieges gepflückt 
worden. 

I. Die Wehreinheit im Römerreich. 

Die Republik hat im italischen Bunde die Lasten der 
Kriegsführung mit den Bundesgenossen geteilt, zum min- 
desten sie beträchtlich auf deren Schultern geschoben (Beloch,. 
Der italische Bund, 205 f.). Die untertänigen Städte waren 
zur Wehrleistung nicht herangezogen oder höchstens in gerin- 
gem Maße, und nicht außerhalb ihres Sprengeis, in der Haupt- 
sache deshalb, weil ihnen geschulte und geordnete Mannschaften 
fehlten und weil man im übrigen ihre Tributleistimgen als 
genügendes Äquivalent für den von Rom geleisteten Schutz 
ansah. 

An diesen Grundlagen einer in der Hauptsache städti- 
schen, d. h. durch Stadtkontingente (Roms und der Bundes- 
genossen) getragenen Heeresverfassung änderte Augustus nur 
soviel, daß er nun auch die untertänigen Städte heranzog und 
die aus Bundesgenossen nun zu autonomen Munizipien ge- 
wordenen italischen Städte ohne Vorrangstellung gegenüber 
den Untertanenstädten ebenfalls ihrer Wehrlast genügen ließ. 
Die so angestrebte NiveUierung der autonomen und der Unter- 
tanenstädte erhielt in der Konskriptionsc^-dnung des Augustus 
folgende Gestalt: 

Grundsätzlich sollten alle Bürger, mochten sie aus VoU- 
bürgergemeinden oder Halbbürgergemeinden oder aus Pere- 
grinenstädten stammen, den Legionen eingereiht werden, die 
Nichtbürger, also diejenigen, die nicht aus städtischen Ge- 
meinden stammten, in die von Augustus neugeschaffenen Auxi- 
üen (Alen und Kohorten) aufgenommen werden. Nunmehr 
bestand die allgemeine Wehrpflicht nicht bloß der reichs- 
angehörigen Bürger, sondern auch der Nichtbürger, die, wenn 
nötig, zwangsweise durch Aushebung eingestellt werden 
konnten. Die praktische Ausführung dachte sich Augustus 
so, daß zunächst für die Garde nur diejenigen Büfger in Be- 
tracht kamen, welche den ältesten Teilen des Römerreichs in 
Italien (Rom, Latium, Etrurien imd Umbrien) angehörten 
(Tac. ann. IV, 5 : tres urbanae, novem praetoriae cohortes. 
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Ctmria ferme Umbriaque delectae aut vetere Latio et coloniis 
antiquitus Romanis). Die Legionen sollten sich aus dem 
übrigen Italien ergänzen. Für die Bürger der Provinz waren 
die sog. cohortes voluntariorum civium Romanorum, die Frei- 
willigenkohorten, bestimmt, für die Nichtbürger die Auxilien. 
Selbst zu der Zeit, wo noch der Andrang der freiwilligen Mel- 
dung groß war, können wir konstatieren, daß das Idealbild, 
wie es Augustus angestrebt, nicht erreicht wurde. Vor allem 
ergeben die Veteranenlisten und Lagersteine, daß die Legio- 
nare durchaus nicht mit Italikem, später sogar nicht einmal 
mit Bürgern ausgefüllt wurden. Für Ägypten ist der Nach- 
weis erbracht (s. Wilcken Chrest. I, 394), daß die ägyptischen 
Legionen sich zum größten Teil aus dem Orient ergänzten. 
Dies nicht etwa für eine spätere Zeit, als höchstens die des 
Tiberius. Danach waren 50% dieser Legionssoldaten ihrer 
Herkunft nach aus Galatien, 25% aus Ägypten, 9% aus 
Syrien, je 2% aus Bsrthinien, Cypem imd Cyrenaica und 
bloß 9% aus dem Westen, Italien, GaUien und Afrika. Ähn- 
lich war es, wie Mommsen dartut, in den anderen Provinzen 
des Orients. Seitdem namentlich die örtliche Aushebimg imter 
Hadrian üblich wird, ergänzt sich die Legion aus dem Men- 
schenmaterial ihres Standortes. örtUche Verschiebungen des 
Legionsmaterials kommen nicht mehr vor: der Okzident bleibt 
bei der Rekrutierung der Okzidentalen, der Orient bei der der 
Orientalen. 

Wie ist mm dieser Zug zu erklären, der eigentlich der 
Augustinischen Konskriptionsordnimg deshalb widerspricht, 
weil sie ja alle Legionen nur durch Äiigehörige städtischer 
ZiviUsation auszufüllen strebte imd zu diesem Zwecke die 
Bürgerbasis für legionäre Aushebimg schon sehr verbreitert 
hatte, indem, wie wir. wissen, nicht bloß römische Bürger, son- 
dern auch solche peregrinischen und latinischen Rechtes für 
die Legionen ausgehoben wurden? Wie ist es zu erklären^ 
daß trotz dieser breiten Basis immer weniger Italiker und 
immer weniger Bürger für die Legionen ziu: Verfügung standen ? 
Wenn man von einer nicht allgemein geteilten Ansicht der 
sog. Rassenverschlechterung absieht, so ist ein Grund hierfür 
zunächst die Politik der Kaiser, namentUch der Flavier, die 
Herrennation zu entwaffnen, lun sie selbst bequemer zu be- 
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herrschen. Seit Vespasian verschwinden die Italiker aus den 
Legionen. Verwandt mit diesem Mißtrauen gegen die Bürger, 
bringt das dyarchische Verhältnis zwischen Princeps und 
Senat es mit sich, daß der Kaiser gern ohne viel Aufhebens 
Aushebungen vornimmt. Für die Legionen, die alten Bür- 
gerformationen, braucht er den darauf gerichteten Senats- 
beschluß, für die Auxihen nicht. Deshalb wendet er auch in 
seinen, den kaiserlichen Provinzen, in denen er sich eine Haus- 
macht schaffen möchte (s. oben S. 148 ff., domi retinere), vor- 
wiegend die auxiUare Aushebung an. Er könnte zweifellos 
auch hier ohne Senatsbeschluß auch die legionäre anwenden, 
aber er tut es nicht, weil — und jetzt gelangen wir zu dem 
springenden Punkt — ihm hier in seinen Provinzen die Stadt 
als Grundlage der Zivilisation fehlt. Hier zeigt sich, wie 
wenig die sog. Polisverbreitung und Munizipalisation, die seit 
Augustus die PoHtik der Kaiser gewesen (s. oben S. 72 ff.), ein 
wirkhch zivilisatorisches Element geworden. Daß Augustus 
gerade auf die hellenische Stadt im Osten seine Heeresorgani- 
sation aufbauen wollte oder gar auf die gallische civitas im 
Westen, das machte die Verwirkhchung seines Ideals römischer 
Heeres verfassimg von vornherein aussichtslos. Kein Geringerer 
als Mommsen (Ges. Schriften, a. a. O. 24) hat auf das Zwei- 
schneidige der Maßregel hingewiesen. »Freilich war die Stadt- 
heimat, zumal in ihrer mehr äußerUch sich ausdehnenden als 
innerlich sich vertiefenden Entwicklung, an sich schon für 
den Besitz städtischer ZiviUsation eine Bürgs,chaft von be- 
denklichem Wert imd wollte mehr eine Direktive als eine 
Schranke sein.« Gute Kaiser, denen die Erhaltung der füh- 
renden Nation am Herzen lag, mochten die Direktive im 
Geiste Augustus weiter führen, andere, die dem Barbarentum 
den Vorrang geben wollten (wie Septimius Severus), konnten 
dies aber auch mit demselben Instrument. Es war sehr schwer 
im gegebenen AugenbUck zu sagen, ob der Vorort eines kelti- 
schen Gaues mehr städtischen oder ländlichen Charakter hatte, 
und von dieser rein tatsächlichen Seite (Mommsen« a. a. 0. 
82 f.) hing die Unterbringung des Angehörigen in der Legion 
oder in dem AuxiUardienst ab. Was man dem Gemeinwesen 
nicht von selbst anmerkte, das mußte noch durch Dienst- 
instruktionen des Kaisers näher festgesetzt werden, was wieder 
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auf Willkür und die Möglichkeit hinauslief, die Legion auch 
durch Nichtbürger zu füllen. Das andere Mittel hatte seinen 
Ursprung in den schon der ausgehenden RepubUk bekannten 
legiones vemaculae, d. h. den Legionen, die eigenthch aus 
Nichtbürgem gefüllt wurden, denen aber der Feldherr vor 
ihrem Eintritt oder nach ihrer Entlassung das römische Bürger- 
recht verKeh. Dieses Mittel wurde in der Kaiserzeit besonders 
ausgebaut, um die Möghchkeit zu gewinnen, auch Nichtbürger 
in die Legionen einzustellen. Diurch dieses Mittel wurde das 
Eindringen der Barbaren in das römische Heer besonders ge- 
fördert. 

Parallel damit verläuft auch der Verfall eines anderen 
Liebhngsgedankens von Augustus, nämlich Offiziere römi- 
scher Abkunft auch die Auxihen leiten zu lassen. Das Zen- 
turionat hatte sich auf diese Weise bis über die Zeit des Kaisers 
Hadrian hinaus zum Mittelpimkt miUtärischer Schulung ent- 
wickelt. Septimius Severus, der sich die Barbarisierung des 
Heerwesens besonders angelegen sein Ueß, rottete daher das 
römisch-itaUsche Element im Zenturionat aus. Die Barbaren,, 
die an Stelle der ItaUker und Okzidentalen überhaupt ein- 
traten, vermochten aus dem Amt nicht viel zu machen, imd 
so verfiel es, ohne je förmlich abgeschafft worden zu sein. 
Der Name Chrdinatus, der in der späteren Kaiserzeit für diese 
Charge aufkommt (v. Domaszewski, a.a.O. S. 97), ist ge- 
wissermaßai der stille Spiegel eines Sees, der einen Ertrun- 
kenen deckt. 

Den Schlußstein der Entwicklimg bildet seit Diocletian 
die NationaUsierung bzw. die Renationalisienmg des in den 
Legionen und AuxiUen untergebrachten Barbarentums. Denn 
während bis dahin die Kaiser in den Legionen und AuxiUen 
die Barbaren mit dem Bürgerelement zu verschmelzen bemüht 
waren oder wenigstens dieser Verschmelzung nicht ernstlich 
feiscd waren, kommt mm jetzt der Brauch auf, in den Auxi- 
Uen und namentUch in der vornehmen Hoftruppe der Scholen 
das Barbarenelement national zusammenzuhalten. Diese bar- 
barischen AuxiUen und Scholen, die nicht bloß mit reichs- 
angehörigen, sondern auch mit im Auslande geworbenen Bar- 
baren ausgefüllt werden, gelten als die EUtetruppen, die aUen 
anderen vorgehen. Je barbarischer, d. h. im römischen Sinn 
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iinzivilisierter, der Soldat ist, desto größer ist sein militäri- 
sches Ansehen. Unter ihnen entwickelt sich ein Korpsgeist, 
der einem Nationalgefühl ähnlich kommt. Man ist zwar 
römischer Soldat »von Beruf«, aber man ist sich auch seiner 
ausländischen Nationalität mit Stolz bewußt. Wie es in einer 
Inschrift (C. I. L. III, 3576, zit. bei Mommsen, a. a. O. 248*) 
heißt: Francus ego civis, Romanus miles in armis. Das ist 
Zugleich der Grabstein der römischen Reichswehr und auch 
der Reichseinheit. Denn von da führt der Weg, wie Mommsen 
sagt (a. a. O. 103), über die Föderatentruppen zxmi Königtum 
der Gothen imd Franken auf römischem Boden. 

II. Die Entwicklung im britischen Weltreich. 

Sie nimmt im Gegensatz zum römischen Reich ihren Aus- 
gangspimkt von streng diurchgeführter Zentralisation und 
endet wie schon oben berührt wurde, mit einer so weit- 
gehenden Dezentralisation, daß man die großen Kolonien 
eher Bundesgenossen Englands, denn untergeordnete Glieder 
eines größeren Gemeinwesens nennen darf. Und warum diese 
der römischen so entgegengesetzte Entwicklimg? Weü sie 
anders als die römische und im Gegensatz zu dieser getragen 
ist von dem völligen Vertrauen des Mutterlandes zu seinen 
großen Dominions und weil außerdem den kolonialen Gemein- 
wesen, die mit parlamentarischer Regierung ausgestattet sind, 
vollständige Selbstverwaltung eingeräumt wurde, wie auf an- 
deren Gebieten, so auch auf dem der Heeresverwaltimg. 

Seit Einrichtimg der parlamentarischen Regierung in den 
großen Siedlungskolonien oder, wie die englische Rechtstermi- 
nologie dies bezeichnet, seit Einrichtung des responsible go- 
vemment, war die Zurückziehimg der Reichstruppen eine not- 
wendige Folge des Vertrauens, das das Mutterland in die wei- 
tere Entwicklung der großen Kolonien setzte. Es schien auch 
von vornherein ausgeschlossen, daß die mutterländische Re- 
gierung die Reichstruppen, die in den Kolonien standen, ein- 
fach ziu: Disposition der Kolonialregierung stellen würde, zu- 
mal diese ja nicht dem englischen Parlament, sondern der 
Koloniallegislatur verantwortUch war. Dazu kamen die großen 
Kosten der Unterhaltung solcher Reichstruppen. Ein im 
Jahre 1859 eingesetzter Ausschuß von Verwaltungsbeamten 
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empfahl ebenso iivie zwei in der Folgezeit eingesetzte Unter- 
suchungsausschüsse des Unterhauses die Zurückziehung der 
Reichstruppen aus den Selbstverwaltungskolonien. Darauf 
beschloß das Unterhaus am 4. März 1862 unter prinzipieller 
Anerkennung der Pflicht des Reiches, den Kolonien allen 
Schutz durch Reichstruppen bei jeder Gefahr, die durch Reichs- 
politik entstehen würde, zu gewähren, daß in Hinkunft die 
Selbstverwaltungskolonien die Ausgaben für ihre innere Ver- 
teidigimg selbst tragen sollten und, bei Verteidigung gegen 
äußere Feinde, dem Mutterlande die nötige Hilfe zu leisten 
hätten. FreiUch wurde damals nicht ausdrückhch festgesetzt, 
daß die Kolonien auch ihren Heeresbestand auf eine gewisse 
Höhe zu bringen hätten. Aber es ergab sich dies für die 
Folgezeit aus der Natur der Sache. In einer Zirkulardepesche 
von 1863, welche die mutterländische Regierung an die Kolo- 
nialgouvemeiure richtete, war die Absicht des Mutterlandes 
zum Ausdruck gebracht, keinerlei Garnisonen von Reichs truppen 
auf Kolonialboden aus Reichsmittel zu tragen. Wären solche 
Garnisonen in Zukunft nötig, so müßte sie die Kolonie nach 
einem vom Mutterland festgesetzten Tarif imterhalten. Das 
Resultat war, daß bis zum Jahre 1869/70 die Reichstruppen 
aus AustraUen und Neufundland zurückgezogen wurden. Alle 
Baracken, Fortifikationen, alles bewegUche und. imbeweghche 
Verwaltungsvermögen für Heereszwecke ging unentgelthch in 
das Eigentimi der Kolonien über. Nur langsam ging in diesen 
beiden Kolonien die Einrichtung von Lokaltruppen vor sich. 
Neufundland hat sie erst während des Weltkrieges geschaffen. 
In AustraUen begann die Organisation eines Kolonialheeres 
schon 1876. Im folgenden Jahre bekam sie durch die Gefahr 
eines englisch-russischen Krieges wegen der Balkanwirren 
einen neuen Anstoß. Denn es ist nicht uninteressant zu be- 
merken, daß Australien sich nicht nur bei Vorkommnissen im 
äußersten Osten von Asien, sondern auch bei solchen, die die 
Lage auf dem Balkan oder in Ägypten beeinflussen konnten, 
mitbetroffen fühlte und fühlt. Bekanntlich haben die Austra- 
lier die Verteidigimg von Ägypten imd den Angriff auf GaUi- 
poli mit anderen britischen Truppen, aber an hervorragender 
Stelle, imtemommen. Seit 1883/84 hat Austrahen seine Miliz 
neben Freiwilligenkorps eingerichtet. Seit 1889 wird die ein- 
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heitliche Organisation dieser Truppen für alle australischen 
Kolonien ein Hebel zur Erreichung der Föderation von Austra- 
lien, die dann 1900 erfolgt. Seitdem unternimmt es der austra- 
lische Bundesstaat, das Werk der Landesverteidigung auf jene 
Höhe zu bringen, die nach einem Besuch des Lord Kitchener 
von 1909 zur Einführung der allgemeinen Wehrpfhcht in allen 
australischen Gliedstaaten und in dem außerhalb des Bundes 
stehenden Neuseeland gedieh. Freihch umfaßt nach englischen 
Begriffen allgemeine Wehrpflicht noch nicht die Zwangsdienst- 
pfhcht außerhalb des Landes. Das nennen die Engländer 
Konskription, und diese ist in Austrahen wie in anderen bri- 
tischen Selbstverwaltungskolonien erst während des Welt- 
krieges eingeführt worden. 

Auch in Canada ging die Loslösung der Reichstruppen 
vom Kolonialboden auf Grund des Beschlusses des englischen 
Unterhauses von 1862 glatt vonstatten. Auf canadischem 
Boden wurden nur zwei kleine Garnisonen von Reichstruppen 
in HaUfax und Esquimault unterhalten, wozu Canada die 
Hälfte der Kosten beitrug. Nach dem Boerenkrieg wurden 
die Reichstruppen auch aus diesen Befestigungen, die als 
Flottenstützpunkte zu dienen hatten, gezogen, und Canada 
übernahm selbst ihre Besatzung und deren Unterhaltungs- 
kosten. Im Jahre 1910 wurden hierüber Verträge zwischen 
dem Mutterland und Canada zum Abschluß gebracht. Es ent- 
sprach diese Übertragung durchaus der Reichspolitik, die 
ihren Hauptgegner, Deutschland, in der Nordsee suchte und 
die Flottenstützpunkte im Atlantischen Ozean an so ent- 
fernter Stelle für überflüssig erklärte. Daß sie aber Canada 
erhalten wollte, 'zeigt, wie das Selbständigkeitsgefühl in Ver- 
teidigungsangelegenheiten auch in Canada hochgekommen war. 
Auch im Innern des Landes wird die Verteidigung durch eine 
eigene Miliz besorgt (canadische Gesetze von 1906, c. 41 — ^43). 
Noch im Jahre 1870 wurde die Revolte am Red River durch 
Reichstruppen niedergeschlagen, im Jahre 1885 der Aufstand 
des Louis Riel ausschließhch durch canadische Truppen; 

Nicht so einfach und nicht ohne Schwierigkeit vollzog 
sich die Zurückziehung der Reichstruppen aus Neuseeland und 
aus Südafrika. Dort waren es die Kolonialinstanzen, die die 
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Zurückziehung bekämpften, hier war es die mutterländische 
Regierung selbst. 

In Neuseeland, das im Jahre 1856 vollständige Selbst- 
verwaltung mit eigener parlamentarischer Regierung erhalten 
hatte, wollte der eigenmächtige Gouverneur, Sir George Grey, 
eine von seinem Ministerium unabhängige Eingeborenenpohtik 
treiben. Dazu brauchte er Reichstruppen im Lande. Denn 
andere, Kolonialtruppen, wären eben von den Kolonialmini- 
stem abhängig gebüeben. Die mutterländische Regierung, der 
die PoHtik des Gouvememrs zu kostspiehg schien, wollte die 
Truppen des Reiches zurückziehen und verwies darauf, daß 
2000 Eingeborene in Waffen — auf mehr hätte man kaum 
zu rechnen — bequem von den Ansiedlern im Schach gehalten 
werden könnten. Parallel mit diesem Zwiespalt in der Auf- 
fassung des Mutterlandes und seines Gouverneurs lief aber der 
Konflikt zwischen diesem und den Kolonialministem. Diese 
stellten sich mit Recht auf den Standpunkt, daß die Ein- 
geborenenpolitik in den Aufgabenkreis der Kolonialregierung 
fiele, wofür sie die Verantwortimg zu tragen hätten. Das 
Mutterland nahm — hier hätte Rom gewiß ganz anders ge- 
handelt — nicht die Partei des Gouverneurs, sondern die der 
Kolonialminister. Nachdem dies mm geordnet war, entbrannte 
der Streit zwischen Gouverneur imd Koloniälregierung um 
das Maß der Leitimg der Reichstruppen. Damit im Zusammen- 
hang stand die Frage, wer über die konfiszierten, d. h. den 
Maoris abgenommenen Ländereien zu entscheiden hätte, Grou- 
vemeur oder Kolonialregierung. Desgleichen war Streit über 
das Los der Kriegsgefangenen. Der Gouverneur und mit ihm 
die mutterländische Regierung vertraten den Standpunkt, daß 
über kriegerische Erfolge, die durch Reichstruppen gewonnen, 
das Mutterland zu verfügen hätte. Im übrigen Heß sich das 
Kolonialministerium ebenso wie der Gouverneur die Wirk- 
samkeit der Reichstruppen gern gefallen, aber dem Mutter- 
lande kamen die Kosten ihrer Unterhaltung doch zu teuer. 
Es benützte einen Konflikt zwischen dem Befehlshaber der 
Reichstruppen und dem Gouverneur, der gern die Rolle des 
Oberkommandierenden gespielt hätte, mn der imbequemen 
Sachlage ein Ende zu machen. Was hätte Rom in solchem 
Falle gemacht? Es hätte, wie in der byzantinischen Zeit, 
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dem Praeses provinciae, dem Statthalter, einen militärischen 
Oberkommandierenden, den dux, übergeordnet. Was tat Eng- 
land in gleicher Lage? Es zog die Reichstruppen aus der 
Kolonie und empfahl ihr, die so sehr Gewicht auf eigene Ver- 
antwortung legte, solche durch Organisierung eigener Kolonial- 
truppen zu betätigen. Im Jahre 1869 verschwanden die Reichs- 
truppen aus Neuseeland. 

Auch in Südafrika, wo das Reich besondere Interessen zu 
vertreten hatte, schon mit Rücksicht auf die von dort aus 
gestützte (vor der verschleierten Annexion Ägyptens allein 
von dort aus gestützte) Herrschaft über verschiedene Kron- 
kolonien und Protektorate, ging die Anregung, die Reichs- 
truppen zurückzuzidbien, vom Mutterland aus. Man trug der 
Kapkolonie in den Jahren 1869 — 1872 die vollständige Selbst- 
verwaltung (responsible govemment) an, nur um sie zu be- 
fähigen, eine eigene Heeresorganisation einzurichten. Eine 
einzige kleine Garnison an der Simon's Bay sollte eine Be- 
satzung durch Reichstruppen erhalten. Diese Pläne schei- 
terten, trotzdem die Kapkolonie 1872 Selbstverwaltung er- 
halten, weil die angrenzenden Eingeborenen, namentlich die 
im Basutoland, dann die Zulukaffem imd nicht zuletzt die 
Boeren der beiden Freistaaten der britischen Regierung große 
Sorge bereiteten. Gerade um 1877, wo sie zwei Lokalkriege 
(mit den Kaffem und mit den Boeren) ins Auge zu fassen 
hatte, kam es in der Kapkolonie zu einem ähnlichen Konflikt 
zwischen dem dortigen Gouverneur und seinem Ministeriimi, 
wie seinerzeit in Neuseeland. Sir Bartle Frere, der Gouver- 
neur, gleichzeitig hoher Kommissär der britischen Regierung 
für den angrenzenden unzivilisierten Teil Südafrikas, imter- 
nahm es, die kriegerischen Maßnahmen gegen die Zulus und 
Boeren mit Hilfe der Reichstruppen ohne Zuziehimg der 
Kolonialminister zu leiten. An der Spitze des Ministeriums 
im Kaplande stand damals Molteno. Er sowie sein Kollege, 
der Kriegsminister Merriman, verfolgten ihre eigene Politik, 
die dahin ging, die kapländische Kolonialmiliz gegen den 
Gouverneur und seine Maßnahmen auszuspielen. Daß dies an 
sich überhaupt denkbar war, zeigt, wie fest die Unabhängig- 
keit in Wehrangelegenheiten im Bewußtsein der Kolonie ver- 
ankert war. Der Gouverneur, der sich auf die Kriegsnotwen- 
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digkeit imd die dadurch gebotene Einheit der kriegerischen 
Maßnahmen stützen konnte, entließ kiurzerhand die wider- 
spenstigen Minister. Er fand auch für seine Handlungsweise 
die Billigung des Mutterlandes. Aber die Worte, welche da- 
mals Molteno im Kampfe noit dem Grouvemeur gebraucht 
hatte und welche die sofortige Rückziehimg der Reichstruppen 
forderten, wurden von seinem Sohn bei der Beratung der 
Südafrikanischen Verfassimg wiederholt und hatten schUeß- 
Kch (vor dem Ausbruch des Weltkrieges) ihre Erfüllung er- 
halten. Für sein Vertrauen wurde England durch die zuver- 
lässige Haltung des größten Teils der Boeren während des 
Weltkrieges belohnt. 

Die Selbstverwaltung der eigenen Wehrkräfte ist nun 
den Dominions im weitesten Umfang gesichert. 

Zimächst bestimmen sie allein durch eigene Gesetzgebung, 
welche Form sie ihrer Wehrverfassimg geben wollen. Zwar 
wird formell der Grundsatz des common law anerkannt, daß 
der König auf Grund seiner Prärogative überall in seinen 
Besitzungen Truppen ausheben dürfe, wenn nicht ein Gesetz 
anders bestimme (so zuletzt in einem südafrikanischen Urteil 
von 1904 ausgesprochen: Napier v. Scholl, zit. von Keith, 
Responsible Government III, 1248, A.). Da aber die Kolo- 
niallegislaturen aller Dominions diese Frage durch Gesetz 
geregelt, kommt jener Grundsatz als obsolet nicht mehr in 
Betracht. In Canada und Südafrika hat die Zentralgewalt 
unter Ausschluß der Provinzen die Kompetenz zur Wehrgesetz- 
gebimg, in Australien ist zwar nach der Verfassung (§ 51, 
Ziff. VI) diese Kompetenz des Bundes (Commonwealth) nicht 
ausscUießUch. Aber da einerseits kein Staat ohne Zustim- 
mung der Bundesgewalt Streitkräfte unterhalten darf (§ 114 
der B. V.) und anderseits im Falle, daß feindliche Invasion 
den GUedstaat gefährdet, dieser die Intervention des Bundes 
erbitten muß (§ii9derB.V.), so läuft auch in AustraHen das 
Ganze doch tatsächhch auf eine ausschließUche Kompetenz 
der Bimdesgewalt hinaus. 

In allen Dominions führt der Gouverneur den Titel eines 
Commander-in-Chief. Das ist aber bloß ein Titel aus alter 
Zeit, da ihn auch der König im Mutterland führte. In Wirk- 
lichkeit ist der Gouverneur weder Oberbefehlshaber von 
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Rechts wegen noch überhaupt in der Lage, das koloniale Heer- 
wesen anders zu leiten als nach Weisungen und Rat des 
Kolonialministeriums. Auch darf er Offiziere nur auf 
Rat seines verantwortlichen Kriegsministers anstellen und 
entlassen. Selbst wenn der Gouverneur in Ausnahmsfällen 
den Oberbefehl über die Kolonialtruppen führt, so erlangt er 
dadurch keinesfalls die Befehlsgewalt über die zur Unterstüt- 
zung requirierten Reichstruppen. 

Die ICriegsdisziplin und die Kriegsartikel werden von 
jeder Selbstverwaltungskolonie durch eigene Gesetze vorge- 
schrieben. Selbst bei Verwendimg der Truppen außerhalb 
der Kolonie imterliegen sie den eigenen kolonialen Kriegs- 
artikeln, wenn solche vorgeschrieben sind, sonst den vom 
Reiche angeordneten Normen (§ 177 der Reichsarmeeakte von 
1881). Werden jedoch die Truppen nur zu Übimgszwecken 
in verschiedene Teile des Weltreiches geschickt, so entscheidet 
über ihr Verhalten die lex loci. Reichsoffiziere, die den Kolo- 
nialtruppen beigegeben sind, unterhegen, wenn sie sich in 
den Dominions aufhalten, sowohl der Reichs- wie der kolo- 
nialen DiszipUnargesetzgebung. 

Inspekteure des Reiches kennt das britische Recht nicht, 
wenigstens nicht in dem Sinne, wie wir das in der Verfassung 
des Kaiserreiches hatten, als Pflicht des Gliedstaates sich und 
sein Kontingent beaufsichtigen zu lassen. Auf Einladung 
der einzelnen Dominions allein dürfen Offiziere des Mutter- 
landes solche Besichtigimgen vornehmen. Zur Erhaltung ein- 
heitUcher Strategie und Kriegsführung war vor dem Kriege 
die Einrichtung eines Reichsgeneralstabes, der dem englischen 
Kriegsministerium angegUedert werden sollte, in Aussicht ge- 
nommen. Jedes Donünion sollte aber seinen eigenen General- 
stab besitzen. Ein Austausch Von Generalstabsoffizieren des 
Mutterlandes und der Dominions war vorgesehen. Diese Ver- 
hältnisse sind während des Weltkrieges noch weiter ausgebildet 
worden. 

Am schwierigsten ist die Durchführung der kolonialen 
Selbstverwaltung auf dem Gebiet des Flottenwesens. Nicht 
etwa, daß Austraüen oder Neuseeland (seit der Reichskonfe- 
renz von 1887) oder einzelne südafrikanische Kolonien (seit 
der Reichskonferenz von 1897) mit Beitragsleistimgen oder 
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eigenem Schiffsbau zurückgehalten hätten. Nur Canada stellte 
sich auf den Standpunkt der Zurückhaltung, während die 
japanische Gefahr die Australier gerade nach der entgegen- 
gesetzten Richtung trieb (namentlich seit der Reichskolonial- 
konferenz von 1902). Die Schwierigkeit des Problems liegt 
eben darin, daß diese Waffe (Kriegsflotte) einheitliche Leitung 
und Oberbefehl 'fordert, während die Dominions darauf Ge- 
wicht legen, jedes eine eigene Flotte zu besitzen, die in den 
Gewässern der Kolonie ihren Stationsort zu nehmen hätte 
und nicht, wie es die Londoner Admiralität wünschte, mit imd 
imter den anderen Kriegsschiffen Englands bald da, bald dort 
zu verwenden wäre. 

Auf der Reichskolonialkonferenz von 191 1 einigte man 
sich auf folgenden Vorschlag : Jedes der Dominions sollte seine 
eigene Flotte besitzen, mit eigenen Stationsorten und einer 
besonders ausgesteckten eigenen und selbstkontrollierten Ope- 
rationsbasis. Die Flotten der Dominions sollten ihre eigene 
Flagge neben der Reichskriegsflagge führen. Wenn ein Schiff 
des Dominions außerhalb seiner Station in einen fremden 
Hafen entsendet würde, so sollte die Londoner Admiralität 
davon verständigt werden. Im ausländischen Hafen hätte in 
Fragen des internationalen Rechtes der Befehlshaber des 
Dominionschiffes sich den Instruktionen der mutterländischen 
Regierung zu fügen. Wären in dem Auslandshafen neben 
einem Schiff des Dominion ein Kriegsschiff Englands vor 
Anker, dann sollten sich, wenn gemeinsame Aktion nötig wäre, 
die beiderseitigen Befehlshaber darüber verständigen. Den 
Oberbefehl hätte der rangältere Befehlshaber zu führen. Im 
Kriegsfalle fiele jedenfalls die Oberleitung der britischen 
AdmiraUtät zu. Nach diesem letzten Punkte ist auch wäh- 
rend des Weltkrieges gehandelt worden. Die anderen Be- 
schlüsse der Reichskonferenz hatten wegen der oben ange- 
deuteten Schwierigkeiten und wegen des * Widerstandes im- 
canadischen Senat (1912) keine weiteren Folgen, als daß 
Australien und Neuseeland eigene Kriegsschiffe zu strategi- 
schen Einheiten auszurüsten unternahmen, wahrend Canada 
vermeinte, seiner Pflicht schon durch die Unterhaltung zweier, 
der britischen Admiralität abgekauften Schiffe (Rainborow und 
Niobe) Genüge getan zu haben. 
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Jedenfalls haben die Dominions auf einem wichtigen Ge- 
biete der Flottenverwaltmig schon vor dem Kriege ihre Selb- 
ständigkeit durchgesetzt. -Nicht bloß daß sie auf Grund des 
Reichsgesetzes, der Naval Discipline (Dominion Naval Forces) 
Act von 191 1, an "der vom Mutterland vorgeschriebenen Diszi- 
plin fiir die Mannschaft ihrer S9hiffe jene Veränderungen vor- 
nehmen durften, die sie für gut halten, eine Vorschrift, die 
nur dann zessiert, wenn die Schiffe unter dem Kommando 
der britischen Admirahtät (in Kriegszeiten I) stehen; nicht 
bloß daß die ganze Acte von 1911, das Reichsgesetz, nur 
dann Geltung für die Dominions hat, wenn sie sie aus eigenem 
Willen annehmen (das römische fundi fieri, s. oben S. 301) : 
Es ist ihnen seit Begründung des australischen Commonwealth, 
also seit 1901, das Recht gegeben, auch außerhalb ihrer 
Territorialgewässer, also auf Reisen ihrer Kriegsschiffe 
in das Ausland und ziuück nach einem Kolonialhafen, alle 
Maßnahmen, insbesondere solche, welche sich auf das völker- 
rechtUche Aktionenrecht beziehen (Prisenmachen, Verfolgung 
von Piraten u. dgl.) zu treffen. Bis dahin mußten sie, weil 
jede Kolonie nur innerhalb ihres Territoriums wirksam Ge- 
setze erlassen darf, ihre nach dem Auslande fahrenden Kriegs- 
schiffe unter den völkerrechtlichen Schutz der britischen Ad- 
mirahtät stellen. Jetzt schützt ihre eigene Flagge und Ge- 
setzgebung ihre Kriegsschiffe. Austrahen hat von dieser ihm 
durch die Bimdes Verfassung (§ 5) gegebene Ermächtigung 
zuletzt 1910 (Act Nr. 30) und ebenso Canada — ohne reichs- 
gesetzhche Ermächtigung -^ in demselben Jahr (Act 1910, c. 43) 
Gebrauch gemacht. Also das völkerrechtHche Aktionenrecht 
ist für die großen Dominions gesichert. Da erhebt sich nun die 
Frage: Inwiefern haben sie überhaupt das Kriegsrecht? 

GrundsätzUch wird daran festgehalten, daß nach briti- 
schem Staatsrecht und nach Völkerrecht nur das Mutterland 
Krieg erklären und Frieden schUeßen kann. Dies gilt auch 
dann, wenn die Selbstverwaltungskolonie einen anderen Staat 
angreift und dieser nun der Kolonie Krieg erklärt. Dann muß 
das Mutterland, wenn es nicht die Handlungsweise der Kolonie 
mißbilhgt imd für den Schaden völkerrechtlich aufkommt, die 
Konsequenzen der Handlimgsweise der Kolonie auf sich neh- 
men imd den Krieg für das ganze Reich führen. Umgekehrt 
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aber, wenn das Mutterland durch seine Politik Krieg ver- 
ursacht oder Krieg erklärt, ist die Selbstverwaltungskolonie 
nicht verpflichtet, Zuzug zu leisten, weder durch Stellung 
von Streitkräften zu Wasser und zu Lande, noch zur Leistung 
von Geldbeiträgen. Freiwillig haben die Dominions bisher 
immer an den Reichskriegen sich beteihgt, die das Mutterland 
geführt hat, so in den 80 er Jahren des 19. Jahrhunderts, als 
der ägyptische Feldzug gegen den Mahdi unternommen wurde, 
so im Boerenfeldzug, wo die canadischen Truppen bei Paarde- 
berg sich besonders hervorgetan, so schheßlich im Weltkrieg. 
Wenn sie sich aus freiem Willen an dem Kriege des Mutter- 
landes beteiligen, dann haben nur sie imd nicht das Mutter- 
land das Recht, jene Hilfsgesetzgebung zu erlassen, die bei 
uns imter dem Namen Kriegsgesetzgebimg bekannt ist: also- 
die Regelung der Rechtsstellung feindlicher Ausländer, das 
Recht der Beschlagnahme von Privatgut für die Zwecke der 
Heeresverwaltung, Konskription, d. i. Zwangsaushebung für den 
Heeresdienst außerhalb der Kolonie, was alle Dominions in dem 
Weltkrieg taten. Sie dürfen aber auch nicht verhindern, daß 
das Mutterland, wehn Konskription nicht angeordnet ist, durch 
eigene Werbebureaus freiwillige Mannschaft anwirbt. Denn sie 
sind nicht neutrales Ausland im Verhältnis zum Mutterland. 
Daß es bis jetzt nicht gelimgen ist, eine Zuzugspflicht 
der großen Kolonien Englands bei Kriegen des Mutterlandes 
aufzustellen, hängt mit einer anderen Frage zusammen, die 
die Schicksalsfrage des Weltreiches ist. Der bedeutende 
Staatsmann von Canada, Sir Robert Borden, hat dies wie 
sein Parteigegner SirW.Laurier im Jahre 1910 im canadischen 
Parlament zimi Ausdruck gebracht mit folgenden Worten: 
fWenn Canada oder ein anderes Dominion des Weltreiches^ 
wie Staaten des Weltreiches sein Teil zur Verteidigung des 
Weltreiches beitragen soll, soll es weiter geschehen, daß wir,^ 
die wir zu dieser Verteidigimg beitragen, als Bürger dieses 
Reiches absolut keine Stimme in den Reichsräten haben sollen 
bei der Entscheidung über Krieg und Frieden innerhalb des 
Weltreiches ? « So mündet die Frage nach der Zuzugspflicht der 
Dominions in die allgemeinere Frage nach ihrer Beteiligung an der 
hohen Pohtik des Reiches, kurz in die Frage der Organisation 
des Weltreiches, mit welcher wir uns gleich beschäftigen Wollen. 
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§ 14. Die politische Einheit (Monarcliischer und 
parlamentarischer Cäsarismus. Die Markt- 
vergemeinschaftung). 

Literatur: Mommsen, R.St.R. II, 745 ff.; Kaerst, Studien zur Ent- 
wicklung und theoretischen Begründung der Monarchie im Altertum 
(Hist. Bibliothek, 1898, VI. Bd.), S. Soff.; Derselbe. Geschichte des 
Hellenismus II, i (1909), S. 309 ff.; O. Th. Schulz, Daä Wesen des röm. 
Kaisertums der ersten zwei Jahrhunderte, 19 16 (Studien zur Gesch. und 
Kultur des Altertums VIII, 2); Reitzenstein, Die Idee des Prinzipats 
bei Cicero und Augustus (Nachrichten v. d. Ges. d. Wiss. zu Gdttingen 
1917, S. 399 ff., 481 ff.); Ed. Meyer, Cäsars Monarchie und das Prin- 
zipat des Pompejus, 1918, S. 173 ff.; v. Domaszewski, Gesch. d. rÖm. 
K^serl*(i9i4), S. 166 ff.; L. Hahn in Das Erbe der Alten Bd. 6 (1913); 
Edmund Burke, Speeches ed. by J. Burke, Dublin 1S60 (insb. die beiden 
Reden: On American Taxation und On Conciliation with America); 
Keith, Responsible Government III, 1453 — 1558; Derselbe, Imperial 
Unity p. 498—592; Prinz Reuß, Der britische Imperialismus, Berlin 
1905; W. B. Worsf old, The Empire on the Anvll, London 1916; G. Paish. 
Great Britain's Capital Investments in Individual, Colonial and Foreign 
Countries (Journal o. Roy. Statistical Soc. vol. LXXIV, p. 167 — 187); 
S. Rosenbaum, The Trade of the British Empire (Joum. o. Roy. Stat. 
Soc. vol. LXXVI, p. 739 — 765); Schulze-Gaevernitz, Britischer 
Imperialismus und englischer Freihandel, Leipzig 1906. 

Der Stadtstaat trägt die Eigentümlichkeit an sich, daß 
/die Zentralorgane der Staatsherrschaft gleichzeitig die 
Lokalorgane eines städtischen Gemeinwesens sind, wie z. B. 
die Organe unserer Hansestädte. Was aber die antike Polis 
als Stadtstaat von diesen modernen Bildungen unterscheidet, 
ist die synoikistische Idee (s. oben S. § 3.), welche den 
untertänigen Gemeinwesen keine Repräsentation in den Zen- 
tralorganen des Stadtstaates gewährt, sondern von der Rechts- 
iiktion ausgeht, daß jenes Zentralorgan des Stadtstaates, 
welches das Volk in Herrschaft darstellt, durch das Volk der 
Hauptstadt allein gebildet wird. In diesem Sinne war 
nicht nur die urbs Roma bis auf Diocletian ein Stadtstaat im 
antiken Sinne, sondern auch Englands Kolonialreich war zur 
Zeit des Abfalls der amerikanischen Kolonien jedenfalls noch 
ein solcher und ist es, wie wir bald sehen werden, in def Folge 
geblieben. Gerade das war ja der Grund des Unwillens jener 
Kolonien, daß sie, ohne im englischen Parlament vertreten 
zu sein, von diesem besteuert wurden oder wie Edmund Burke, 
ihr begeisterter und begeisternder Anwalt im engHschen Parla- 
ment, 'die Sache vortrug (On American Taxation, a. a. C, 
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p. 68) : »Was für eine Art von Freiheit haben denn noch die 
Amerikaner oder von welchem Brandmal der Sklaverei sind 
sie noch frei, wenn .... sie zu Packeseln jeder Steuer, die 
ihr wählt, gemacht sind, ohne den geringsten Anteil an ihrer 
parlamentarischen Genehmigung.« Und eben derselbe Burke 
formuliert das staatsrechtliche Verhältnis zwischen dem 
Mutterland und jenen Kolonien in jener Weise, die wir als 
dem Stadtstaat charakteristisch bezeichneten (On American 
Taxation, p. 69) : 

»Das Parlament von Großbritannien sitzt am Kopfe 
dieses seines ausgedehnten Weltreiches in doppelter Eigen- 
schaft (sits at the head of her extensive empire in two capa- 
cities). Die eine ist als LokaUegislatur dieser Insel (one as the 
local'legislature of this Island), vorsehend für alle Dinge da- 
heim, unmittelbar und durch kein anderes Werkzeug als die 
Exekutivgewalt. Die andere Qualität des Parlaments, und 
ich glaube, es ist seine edlere, ist, was wir ihren imperialen 
Charakter nennen (The other, and I think her nobler capa- 
city, is what we call her imperial character). In dieser Eigen- 
schaft, wie von dem Himmelsthron, überwacht es all 
die verschiedenen inferioren Legislaturen und führt imd kon- 
troUiert sie alle, ohne eine zu vernichten (in which, as from 
the throne of heaven, she superintends all the inferior legis- 
latures, and guides, and controls them all without annihi- 
lating any)«. Diese Worte in Verbindung mit der synoikisti- 
schen Idee, der Besteuerung ohne Vertretung, ergibt, daß 
England am Ausgange des 18. Jahrhunderts jedenfalls, ebenso 
wie Rom, eine Polis im antiken Sinne war. 

Wenn nun eine solche daran geht, sich und die von ihr 
erworbenen Kolonien als Weltreich theoretisch und praktisch 
zu verbinden imd zu einer poUtischen Einheit zu gestalten, 
so sind hierfür drei Wege möglich. Der eine ist, alles beim 
alten zu belassen, denn er bedeutet nur, daß die Besten herr- 
schen kraft ihrer dignitas, ihrer Würde, die sie von selbst 
im sittUchen Sinne ausstrahlen und die von den Beherrschten 
freiwillig anerkannt wird. Mit der Alt vorderen Sitte werden 
die Beherrschten, auch die Kolonien vertraut gemacht, und 
was sie freiwiUig ihrem Herrscher zollen, ist nur Erfüllung 
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einer sittlichen Pflicht, gelehrt von der althergebrachten Ver- 
fassung, der natqioq noKiteia, 

Dieser Weg, den wir im folgenden den der Optimaten- 
herrschaft nennen wollen, stößt mit einem anderen ziisammen» 
nämlich dem der Fortbildung einzelner Institutionen der 
althergebrachten Verfassung, um die Weltherrschaft 
zu ermöglichen. Gerade durch diesen letzten Punkt unter- 
scheidet sich der neue Weg von dem reinen Optimatenstand- 
pimkt. Er selbst wird dann abgelöst durch die dritte Möglich- 
keit: Nichts vom Alten! Die Weltherrschaft braucht ein 
neues Organ mit neuen, der Weltherrschaft entsprechenden 
Aufgaben, ein Organ, das gleichmäßig das Mutterland und 
die Kolonien umschließt und die NiveUierung besorgt^ die 
Mutterland und Kolonien einander gleichmacht. Diese Nivel- 
lierung ist's, welche der römische Cäsarismus fertigbringt und 
von welcher der Optimatenstandpunkt sich mit Abscheu ab- 
wenden muß (Burke, On American Taxation, a. a. O. : As all 
these provincial legislatures are only coordinate to each other, 
they ought all to be subordinate to her (i. e. the Parliament 
of Great Britain)). Denn das Zentralorgan des Metropolen- 
staates muß imter den Kolonien Frieden und Ordnung erhalten 
(»eise they can neither preserve mutual peace, nor hope for 
mutual justice, nor effectually afford mutual assistance«. 
Burke, a. a. O.). Im System des Cäsarismus gibt es aber 
keinen Vorrang der Legislatur des Metropolenstaates, weil es 
keinen Metropolenstaat gjbt. Alle Teile des Reiches sind 
einander gleich, wie deren Bewohner, zusammengehalten nur 
durch die Macht des Cäsars, sei dieser nun ein monarchischer 
oder, wozu man in England neigt, ein parlamentarischer 
Cäsar. 

Alle diese drei Wege sind in Rom wie in England durch- 
dacht, alle drei Wege in Rom beschritten worden, der dritte 
Weg als letzter. In England ist man bisher nur die beiden 
ersten Wege gegangen. Vor dem dritten hat man, trotzdem 
er von den Imperialisten gefordert wird, sich noch immer 
weislich gehütet. Die Gründe hierfür zu geben und den 
näheren Nachweis für das eben Gesagte zu erbringen, bleibt 
noch übrig. 
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I. Der Weg der Optimatenherrschaft. 

Cicero hat ihn in seiner Schrift de republica gewiesen, auf 
die erst neuestens durch Reitzenstein und Ed. Meyer neues 
Licht gefallen ist. Unter dem Einfluß von Plato und Aristo- 
teles, vor allem aber unter dem Einflüsse der Stoiker (Panai- 
tios!) wünscht Cicero die Regenerienmg der römischen Repu- 
blik durch die Herrschaft der wahren Optimaten, der Aristo- 
kratie, repräsentiert im Senat, die das wahre Interesse der 
Gesamtheit nicht aus dem Auge verliert. Ihr gesellt sich, 
durch ihr Urteil als würdig erkoren, der Princeps zu, »ein 
großer Bürger und ein Mann, der fast göttergleich zu bezeichnen 
ist, der die Wandlimgen des staatiüchen Lebens überschaut und 
das Schiff in die richtige Bahn zu lenken vermag«, »ein Vor- 
mund und Geschäftsführer des Gemeinwesens«, ein »Regent 

und Steuermann des Staates« Cicero hat seinen idealen 

Princeps mit einem Seitenblick auf Pompejus gezeichnet (Ed. 
Meyer, a. a. O., S. 187). Nun, bei Burke spielt die Rolle des 
Princeps England, und die Beherrschten sind die Kolonien. 
Für Burke ist es gleichgültig, ob der präsidierende Staat eine 
Monarchie oder eine Republik ist (On Conciliation, a. a. O. 94 : 
But my idea of this is, that an empire is the aggregate of 
many states under one common head ; whether this head be a 
monarch or a presiding republic). Gleichwohl muß dieser 
Princeps oder das ihn repräsentierende Parlament, wie eine 
auf dem Himmelsthron sitzende Gottheit (s. oben S. 347 
das Zitat) überall hin sein Auge lenken, Ordnung unter den 
Beherrschten erhalten und sie zu wechselseitiger Unterstützung 
anhalten, »den Nachlässigen zwingen, den Gewalttätigen bän- 
digen, den Schwachen unterstützen kraft der überragenden 
Vollkommenheit seiner Macht « (On American Taxation^ p. 69 : 
It is necessary to coerce the negligent, to restrain the violent, 
and to aid the weak and deficient, by the overruling plenitude 
of her power«. Deshalb ist diese Gewalt ohne Schranken 
(boundless). Aber sie darf und soll nur dort eingreifen, wo 
es die Staatsnotwendigkeit verlangt. So wird, wie bei Cicero 
der Princeps, bei Burke das englische Parlament bloß der 
»Steuermann« des Staatsschiffes. 
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Die Kolonien sollen aber nur beherrscht werden durch 
den freien Willen, aus welchem heraus sie die Autorität des 
britischen Parlaments anerkennen. Deshalb lehnt er in seinen 
Verteidigungsreden für Amerika vollständig den Gedanken ab^ 
daß die amerikanischen Kolonien bloß des mutterländischen 
Prestiges wegen besteuert werden. Ihnen Repräsentation im 
englischen Parlament zu gewähren, hält er für undurchführbar 
(On Concüiation, p. 104: Opposuit natura, I cannot remove 
the eternal barriers of the creation). Er meint wohl das 
Hindernis der Trennung durch große Meere. Auf jeden Fall 
soll es bei dem bisherigen verbleiben. Auch Burke ist An- 
hänger der Optimatenherrschaft. Aber er will den Kolonien 
freiwilUg anheimstellen, das Mutterland zu unterstützen durch 
freie Geldbewilligungen an Stelle von Zwangsbeiträgen und 
Steuern, wodurch sie nur »Packeseln« gleich sind. Statt der 
strengen Ausübung von Rechten auf Seite des Mutterlandes 
erwartet er bloß die Erfüllung moralischer Pflichten seitens 
der Kolonien aus Rücksicht auf die sittUche Autorität des 
Mutterlandes. Hier berührt sich der englische mit dem römi- 
schen Standpunkt aufs innigste. Denn auch Ciceros Princeps 
übt seine Autorität zunächst kraft moralischer Autorität, die 
ihm die anderen zugestehen. Nicht kraft formaler potestas 
herrscht dieser erste Bürger, sondern kraft der dignitas, 
die von den anderen anerkannt wird (s. Reitzenstein, a. a. O. 
435 und 401, Anm. 23: Belege aus Ciceros Schriften). »Denn 
die Würdigkeit gibt in diesem ganz von Ehrgeiz imd Rechts- 
gefühl beherrschten Volke der Allgemeinheit gegenüber den 
Anspruch auf Ehrung, sei es durch das Amt, sei es durch 
anderweitige Auszeichnungen durch das Volk oder die Standes- 
genossen, vor allem aber den Anspruch auf besondere Berück- 
sichtigimg und persönlichen Einfluß, die freiwiUig gezollt 
werden sollen, weil sie, innerlich berechtigt, wenn auch durch 
kein oder kein formelles Recht erzwimgen sind. « Kraft solcher 
dignitas soll nach Cicero der erste Bürger im Staate herr- 
schen, und diese dignitas soll nach Burke allein den Vorrang 
und die Vorherrschaft des Mutterlandes begründen. In meister- 
hafter, der Übersetzung fast unzugänglicher Weise, führt er 
am Schluß seiner berühmten Rede »On Concüiation with Ame- 
rica« diesen Gedanken folgendermaßen aus: 
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» So lange Ihr die Weisheit habt, die Souveränität dieses 
Landes als Sanktuarium der Freiheit aufrechtzuerhalten, den 
geweihten Tempel des gemeinsamen Glaubens, wo immer die 
auserwählte Nation und die Söhne Englands der Freiheit 
opfern, werden die Kolonien ihr Gesicht immer zu Euch richten. 
Je mehr sie sich vermehren, desto mehr Freunde werdet Ihr 
haben. Je inniger sie ihre Freiheit lieben, desto mustergültiger 
wird ihr Gehorsam sein. Sklaverei können sie überall haben. 
Es ist eine Wurzel, die auf jedem Boden wächst. Sie können 
sie von Spanien haben, sie können sie von Preußen haben. 
Aber solange Ihr nicht alles Gefühl für Euer eigenes Interesse 
verliert, solange Ihr nicht jeden Gefühls für Euere natür- 
liche Würde bar seid: Freiheit können sie nur von Euch 
haben (But untU you become lost to all feeUng of your true 
interest and your natural dignity, freedom they can 
have from but you). Das ist der Artikel, worauf Ihr das 
Monopol habt. Das ist die eigentliche Navigationsakte, die 
den Handel der Kolonien an Euch bindet imd Euch den Reich- 
tum der Welt sichert. Versagt ihnen die Freiheit und die 
Teilnahme daran, und Ihr brechet das einzige Band, welches 
ursprünghch gemacht, noch immer die Einheit des Reiches 
erhält. Glaubt ja nicht, daß Euere Register, Bonds, Affida- 
vits, Sufferanzen, Cockets und Warenlöschungen (Anspie- 
lungen auf die Terminologie der Navigationsakte) es sind, 
welche die Sicherheit Eures Handels bilden. Glaubt auch 
nicht einmal im Traum, daß Euere Letters of Office, Instruk- 
tionen und suspendierbaren Gesetzesklauseln die Dinge sind, 
welche das große Gewebe dieses mysteriösen Ganzen zusammen- 
halten. Diese Dinge machen nicht Euere Herrschaft aus. Tote 
Instrumente, passive Werkzeuge sind's! Nein! Es ist viel- 
mehr der Geist der englischen Gemeinschaft, der ihnen Leben 
und Wirksamkeit verleiht. Es ist der Geist der englischen 
Verfassung, welcher in die mächtige Masse eindringt, sie 
durchdringt, ernährt, vereint, belebt und mit neuen Kräften 
versieht, jeden Teil des Reiches bis zum kleinsten Gliede 
hinab.« 

So endet dieser Weckruf mit einer Verherrlichung der auf 
Freiheit und dignitas aufgebauten Ttargiog TtoliTsia, der von 
den Vätern ererbten Verfassung. Nicht das formale Recht, 
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sondern diese Regeln der Sitte, die aus der dignitas des Mutter- 
landes und der Kolonien entspringen, sind es auch heute 
noch (s. oben S. 51 f.), welche die Beziehimgen zwischen dem 
Mutterlande und den großen Selbstverwaltungskolonien regeln. 
Das formale Recht erkennt sie auch heute noch nicht an. 
Denn nach diesem ist es noch immer das mutterländische Parla- 
ment, das wie von einem Himmelsthron aus die Beziehungen 
zu allen Kolonien und der Kolonien untereinander festsetzt 
und kontroUiert. Die Bevölkerung des Mutterlandes, die drei 
Viertel der gesamten weißen Bevölkerung des Weltreiches 
bildet, trägt noch immer allein die Kriegskosten und die übrige 
weiße und farbige Bevölkerung des Reiches sieht ihr Schicksal 
bestimmt durch das englische Parlament, in dem sie nicht 
vertreten ist. In der Hinsicht stehen sich die Dominions, 
Indien und Uganda vollkommen gleich. Das ist eben der 
Synoikismus der PoUs im antiken Sinne, wenigstens was 
das formale Recht anlangt. Daß die Staatspraxis anders 
aussieht, namentUch im Verhältnis von Mutterland und großen 
Dominions, haben wir in dem Vorhergehenden (insbesondere 
5 8, §§ II — 13) genugsam betont, und sie geht, wie wir sehen, 
schon auf Edmund Burke» als ihren Anreger, zurück. Aber 
diese Praxis verstärkt noch mehr den Standpunkt der Opti- 
matenherrschaft. Denn Mutterland und Dominions, das 
sind eben heute zusammen die Optimaten, welche die Ge- 
schicke des Weltreiches leiten (s. die drei vorhergehenden 
Paragraphen). Das allein ist der Fortschritt gegenüber den 
Zeiten von Edmund Burke. Nim sind aber auch in England 
Versuche, ähnhch wie in Rom, gemacht worden, um das tat- 
sächhche Geschehen mit dem formalen Recht in Einklang zu 
bringen. 

II. Zunächst war es da wie dort die Anpassung schon 
vorhandener Verfassungsorgane an die Forderungen einer 
Weltherrschaft. 

Augustus, der diese Aufgabe für das römische Weltreich 
zu lösen unternahm, hat die Ausgestaltimg des Prinzipats 
durch die beiden aus der Republik übemonmoienen Institu- 
tionen der tribunizischen Gewalt und des prokonsularischen 
Imperiums real zu garantieren unternommen, aber die Idee 
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des Prinzipats hat er aus demselben Gedankenkreis geschöpft, 
aus dem Cicero heraus das Ideal des Princeps, des ersten Bür- 
gers der Republik, gezeichnet hatte. Diese Anknüpfung an 
die TtoTQiog noXiTÜa ist aber nur die eine Seite des Bildes. 
Dazu kommt noch die durch das hellenistische Königsideal 
bestimmte Politik der römischen Imperatoren, eine Welt- 
herrschaft zu zimmern wie Alexander der Große. Es ist 
nicht mehr der kleinrömische Gedanke, wie wir ihn noch bei 
Cicero antreffen, der »kein Verständnis hat für die Probleme, 
welche die Weltstellung Roms geschaffen hat« und dessen 
»Blick ausschließlich auf der urbs haften bleibt« (Ed. Meyer, 
a. a. O. 186). Augustus hatte diesen BUck. Im Monumentum 
Ancyranum, dem Rechenschaftsbericht, den er über seine 
Regierung gibt, betont er nicht bloß mit Befriedigung (c. 26) : 
»Alle Provinzen des römischen Volkes, die an Völker grenzen, 
welche unserer Herrschaft nicht gehorchen, habe ich ver- 
größert«, sondern hebt da und dort hervor, daß er oft einen 
Boden betreten, den vorher kein Römer gesehen (c. 5, 15; 
5* 45» 5» 50, zit. in diesem Zusammenhange von Wilcken, 
Über Werden und Vergehen der Universalreiche. Bonner Fest- 
rede 1915, S. 37, Anm. 22). Die Weltherrschaft lag ihm 
zweifellos am Herzen, aber er suchte sie durch das Mittel zu 
lösen, das wir die Verlängenmg der vorhandenen Verfassungs- 
organschaft bezeichnen möchten. Es sollten einerseits die 
Grundlagen der navQiog noktTua nicht erschüttert, sondern 
bloß zeitgemäß umgestaltet werden, anderseits aber das Ziel 
der Weltherrschaft nicht aus dem Auge verloren werden. 
»Alis diesem Widerstreit ist jene wimderliche Mischung von 
monarchischen und republikanischen Gedanken, jenes Neben- 
einander von kaiserUcher und senatorischer Regierung ent- 
standen, das wir seit Mommsen als Dyarchie bezeichnen« 
(Wilcken, a. a. O. 24). 

Auch in England ist dieser Versuch gemacht worden, der 
Weltherrschaft diurch Verlängerung schon bestehender Ver- 
fassungsinstitute gerecht zu werden. Die Fortentwicklimg 
knüpft hier auch, wie in Rom, nicht an beratende Körper- 
schaften (römischer Senat, englisches Parlament) an, sondern 
an Amtsträger, nänüich an das englische Ministerkabinett. 
Wie, wenn man dieses zu einem Reichskabinett umgestalten 

Hatsehek, BritiKbatund rihniache» Woltteidi. 23 
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könnte, an dem auch die verantwortlichen Minister der Domi- 
nions teihiehmen dürften? 

Zunächst wurde von Balfour, dem damaligen Premier, 
im Jahre 1904 das sog. Imperial Defence Committee einge- 
richtet, mit der ausgesprochenen Aufgabe, einen engeren Aus- 
schuß des Ministerkabinetts, ergänzt und vervollständigt 
durch Sachverständige mit bloß beratender Stimme, zu 
schaffen, der sich bloß mit der Reichsverteidigung, aber, wie 
dies auch imvermeidlich ist, mit Fragen der hohen Politik 
beschäftigen sollte. Zu diesem Ausschusse konnten auch 
KolonialpoUtiker und Personen in leitender Stellung aus den 
Kolonien zugezogen werden. Es wmrde sogar im Jahre 191 1 
von der mutterländischen Regierung den Kolonien,' die Domi- 
nions sind, angeboten, ständige Vertreter in London bei dem 
Defence Committee zu halten, ein Vorschlag, der allerdings 
von allen, bis auf Canada, mit großer Kühle aufgenommen 
wurde (die Gründe weiter unten). 

Versprach schon der Balfoursche Gedanke den Ausbau 
von Reichsorganen im Sinne von Erweiterungen des Kabinetts, 
so bewegte sich in der gleichen Richtung ein Plan, den das 
Royal Colonial Institute (Proceedings, 1905, p. 288 ff.) aus- 
arbeitete. Der Plan war, kurz gesagt, die Fortbildung der be- 
stehenden Konventionalregeln (s. oben S. 51 f.), welche für das 
Verhältnis zwischen Mutterland und Selbstverwaltungskolo- 
nien maßgebend sind, so daß im Effekt ein dem Bundesstaate 
ähnliches Gebilde mit der Zeit entstehen könnte. Nicht in 
einem Reichsstaatsrate, nicht in einem Reichsober- oder 
Unterhause sollen die Kolonien vertreten sein, sondern in 
einem Reichs kabinett. Zu einem solchen sollte die schon 
bestehende, seit 1902 auch regelmäßig aUe vier Jahre zu- 
sanunentretende Kolonialkonferenz ausgeweitet werden und 
aus dem Staatssekretär für die Kolonien, den Premiers der 
Dominions (ev. wenn nötig auch aus einem Vertreter Indiens) 
und aus dem Vorsitzenden, dem Premier des Mutterlandes,, 
zusammengesetzt sein. Um das Ansehen eines wirklichea 
Kabinetts, d. i. eines Ausschusses des Londoner Privy Council 
(Staatsrates) zu erhalten, sollten die von den Kolonien ent- 
sendeten Premiers auch formell zu Mitgliedern des Staats- 
rates bestellt werden. Dem Reichskabinett, das nur beratende 
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Funktion haben durfte, sollte eine ständige Kommission zur 
Ausarbeitung von Beratungsgegenständen und ein permanentes 
Sekretariat zur Fühnmg der laufenden Geschäfte, in der Zwi- 
schenzeit von einer Tagung des Reichskabinetts bis zur an- 
deren, zur Seite stehen. Diesem Plane trug die Reichsregie- 
rung (Kabinett Balfour) alsbald Rechnung, indem sie ihn den 
Selbstverwaltimgskolonien zur gutachtlichen Äußerung mit- 
teilte (Zirkulardepesche des englischen Staatssekretärs für die 
Kolonien Lyttleton vom 20. April 1905; vgl. Pari. Papers 
1905, Cd. 2785). Ein Halbjahr später erhielt auch der eng- 
lische Premier — zum ersten Male in der englischen Verfas- 
sungsgeschichte — durch königliche Staatsratsverordmmg 
einen offiziellen Rang in der englischen Beamtenhierarchie. 
Bisher war er dem Recht ebenso »unbekannt« gewesen, wie 
das englische Kabinett es noch bis heute ist. 

Auf den Vorschlag der Regienmg des Mutterlandes, sich 
zum obigen Plane der Reorganisation des Kabinetts als Reichs- 
kabinett zu äußern, antworteten die Dominions, allen voran 
Canada, es möge diese Frage auf der nächsten Kolonialkon- 
ferenz beraten werden. Diese fand 1907 statt. Die Leitung 
der Regierung hatten jetzt die Liberalen mit Sir H. Campbell- 
Bannerman als Premier. Das Ergebnis der Konferenz in 
unserer Frage (andere Ergebnisse werden wir noch unter III 

kennenlernen) waren folgende Resolutionen: 

• 

1. Die bisherige Kolonialkonferenz, die alle vier Jahre 
zusammentritt, führt den Namen »Imperial G)nference«, 
Reichskonferenz. Der Name Imperial Council, den das Mutter- 
land vorgeschlagen hatte (Zirkulardepesche L3^tletons vom 
20. April 1905) wmrde als zu anspruchsvoll abgelehnt. Man 
wollte jeden Schein vermeiden, als ob ein mehr als bloß be- 
ratendes Organ geschaffen würde. 

2. Der Premier des Königreiches sollte ex officio der Vor- 
sitzende der Konferenz sein, der engUsche Staatssekretär der 
Kolonien sowie die Premiers der Dominions sollten ex officio 
Mitglieder der Konferenz sein. Der englische Staatssekretär 
der Kolonien sollte den englischen Premier im Vorsitz vct- 

treten dürfen. 

23* 
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3. Auch andere Minister des Mutterlandes und der Domi- 
nions können Mitglieder der Konferenz sein. Doch soll die 
Diskussion nur von höchstens zwei MitgUedem jeder Regie- 
rung geführt, das Votum aber für jede Regierung nur ein- 
heitlich abgegeben werden. 

4. In der Zwischenzeit zwischen den Konferenzen wird 
ein permanentes Sekretariat beim enghschen Staatssekretär 
für Kolonien eingerichtet, welches das Material für die Bera- 
timgsgegenstände der Konferenz zu sammeln und vorzubereiten 
hat. Dementsprechend ist in der Folgezeit auch verfügt wor- 
den. Auch ist das Dominion Department innerhalb des Staats- 
sekretariats für die Kolonien als besondere Abteilung ge- 
schaffen worden, aus dem drei Beamte für jenes permanente 
Sekretariat zur Vorbereitung der Konferenzarbeiten gewählt 
werden . 

5. Können Angelegenheiten, die zwischen zwei oder meh- 
reren Regierungen schweben, nicht bis zur nächsten Kolonial- 
konferenz aufgeschoben werden, dann sollen sie in sog. Hilfs- 
konferenzen (subsidiary Conferences) erledigt werden, die nur 
aus den Vertretern der besonders am Gegenstand interessierten 
Regierungen bestehen. Demgemäß ist auch gelegentUch bei 
Beratimgen über den Musterschutz (1911) u. a. verfahren wor- 
den. Und nun das Ergebnis dieser Beschlüsse für die Reichs- 
organisation ? Der Verfasser dieses Buches hatte die Kühn- 
heit, als der oben gezeichnete Plan bekannt worden, auf 
Grund dessen die angeführten Resolutionen von 1907 gefafit 
worden sind, gegen die Autorität von Sir F. PoUock, Diceyu.a. 
Bedenken (in Kohlers Zeitschrift für Völker- und Bundes- 
staatsrecht I, 1906) etwa folgendermaßen aufzustellen: Dieses 
Projekt, auf Grund eines Reichskabinetts zu einer bundes- 
staatlichen Einigimg zu gelangen, hat den Vorzug, daß es 
keiner geschriebenen Verfassung bedarf, um verwirkücht zu 
werden. Es fügt sich schon in den Rahmen der imgeschrie- 
benen Verfassung des englischen Reiches ein, in welcher das 
Zentnmi der Regierungsgewalt in den Händen des. Minister- 
kabinetts ruht, welches, trotzdem es heute der allmächtige 
Leiter der Geschicke des Königreiches ist, vom Rechte nicht 
gekannt ist. Denn auch die Stellung des Kabinetts ruht, wie 
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wir \srissen, auf Konventionalregeln, auf Parteisitte, die von 
den beiden großen Parteien ebenso strikte gehandhabt werden 
wie Rechtsnormen. Diese Parteisitte regelt den Geschäftsgang, 
die Funktionen und insbesondere die Zusammensetzung jedes 
Kabinetts, letztere insbesondere dahin, daß nur die Leaders 
der jeweils ans Ruder konmienden Partei, weil sie am ehesten 
die ganze Partei lenken, hineingewählt werden. Dies alles 
einschließUch der Ministerverantwortlichkeit und des Verhält- 
nisses dieser Parteihäupter als Minister zu den ihnen unter- 
gebenen Beamten regelt die Parteisitte, das ist die Konven- 
tionalregel. 

Nun ist es klar, weshalb man dem Projekt eines Reichs- 
kabinetts in England so hold ist. Man sieht die Konventional- 
regeln, welche bisher das Verhältnis zwischen Mutterland imd 
Kolonien geregelt haben. Man hofft dieses System auf dem 
Wege der Konventionalregeln nur einfach fortzubilden, wenn 
man ein Reichskabinett einrichtet, da ja auch das vorhandene 
Londoner Ministerkabinett auf solchen Konventionalregeln 
ruht. Der Plan ist sehr bestechend und ist in England bisher 
keiner ablehnenden Kritik begegnet. Trotzdem beruht er auf 
einem Trugschluß: Die Konventionalregeln, welche 
die Beziehungen zwischen dem Mutterland und den 
Kolonien bestehen, ruhen auf einem sozialen Zwange, 
der ein vorwiegend wirtschaftlicher ist. Das Lon- 
doner Kabinett ruht auf sozialem Zwange, der Par- 
teizwang ist. Auf demselben Gnmde müßte auch ein Reichs- 
kabinett, sollte es irgendwie Nutzen schaffen und einheitliche 
Aktionen in den Kolonien imd dem Mutterlande unternehmen, 
ruhen. Es müßten die Voräussetzimgen für eine Reichs- 
parteisitte vorhanden sein, d. h. für homogene Parteibil- 
dungen in den Kolonien und dem Mutterlande derart, daß die 
Kolonialparteien nur Filialen der Londoner Organisationen 
wären, eine Utopie, an welche kein ernsthafter Politiker glauben 
mag. Wie könnte dies auch bei der Verschiedenheit der lokalen 
Verhältnisse, insbesondere bei der Gegensätzlichkeit der aristo- 
kratisch gegliederten englischen G^llschaft und der grob- 
klotzigen, imgeschlachten Demokratie in den Kolonien auch 
nur je erreicht werden ? I Parteidisziplin allein gibt dem Lon- 
doner Kabinett seine autoritative Bedeutung, weil sie auch 
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eine Majorisierung der dissentierenden Teile nicht ausschließt, 
sondern sogar ermöglicht. Wie könnten auch die Premiers 
der Kolonien einen Beschluß daheim vor ihrer Partei ver- 
treten, wenn sie im Reichskabinett majorisiert worden wären ? 
Wer verbürgte übrigens, daß sie, die hoffnungsfroh über das 
Meer gezogen und in der Reichskabinettskonferenz einem 
Majoritätsbeschluß zugestimmt, nach ihrer Rückkunft sich 
nodx in Amt imd Würden vorfinden ? Der Wechsel der Par- 
teien in der Herrschaft ist in den Kolonien anders als im 
Mutterland ein zienüich rascher und von Zufällen viel mehr 
abhängig. Kabinette werden bei Abstimmungen im Kolonial- 
parlament oft nur durch das Votum des Speaker gehalten. 
Dies alles macht es nicht ausgeschlossen, daß der Minister 
der Kolonie, der an der Londoner Konferenz teilgenommen 
und sich dort in einem bestimmten Sinne durch sein Votum 
gebunden hat, daheim nicht mehr die Parlamentsmajorität 
vorfindet, die ihm zur Durchsetzung jenes Reichsbeschlusses 
nötig ist. 

Alles in allem glaubten wir damals (1906) dem Reichs- 
kabinett, das aus der Reichskolonialkonferenz hervorwachsen 
sollte, schon bei seinem Entstehen die J^ognose stellen zu 
müssen, daß es nur bei beratenden Funktionen bleiben, die 
Reichskonferenz nur ein Gesandtenkongreß sein würde, mit 
noch weniger Macht als der Deutsche Bundestag in Frankfurt 
am Main, der immerhin wenigstens innerhalb der beschränkten 
Bundeskompetenz Beschlüsse fassen konnte. Diese Voraus- 
sage ist, wie man sich überzeugen kann (s. Keith, Imperial 
Unity, a. a. O., p. 535 ff.), auch wirkhch eingetroffen. Auf 
der alle vier Jahre zusammentretenden Reichskonferenz können 
allerlei nützUche Angelegenheiten wie Schiffahrt, Marken- und 
Musterschutz u. dgl. mehr beraten und sogar beschlossen wer- 
den, aber für ihre Durchführung in den Kolonialparlamenten 
ist keine Bürgschaft gegeben. Außerdem sind dies nicht hoch- 
politische Angelegenheiten. Für diese ist die Kolonial- oder 
Reichskonferenz eine »ungeschlachte Maschine«, wie die eng- 
Uschen Sachkenner behaupten, und zwar aus dem einfachen 
Grunde, weil sie nicht immer zur Stelle sein kann und die 
Erledigung hochpoUtischer Angelegenheiten nicht den vier- 
jährigen Zyklus der Zusammenkunft einer Konferenz abwarten 
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kann. Nun sind Vorschläge gemacht, ständige Vertreter der 
Kolonien in London stets zur Stelle zu haben. Aber das führt 
zum Dilemna : Entweder sind diese Vertreter in den Kolonien 
abkömmlich, dann sind es nicht diejenigen, die für ihre Heimat 
ein bindendes Votum abgeben können. Oder sie sind von 
dieser Art, dann sind sie wieder in den Kolonien unabkömm- 
lich. Auch das Committee of Imperial Defence hat sich nicht 
zu einem Reichskabinett entwickeln können. Die Kolonial- 
vertreter sind bloß wie andere Sachverständige aus Marine 
und Heer mit beratender Stimme, meist bloß ad audiendum 
verbum des Mutterlandes zugezogen worden. Und der Grund ? 
Die Kolonialvertreter lehnen es ab, durch ein Votiun im 
Imperial Defence Committee ihre Kolonie zu verpflichten. 
Das Votum könnte der Partei in der Kolonie unangenehm 
sein. Deshalb haben (bis auf Canada) alle Dominions den 
Vorschlag des Mutterlandes (1911/12), ständige Vertreter der 
Kolonialregierung beim Imperial Defence Committee zu imter- 
halten, abgelehnt. 

III. Monarchischer und parlamentarischer 

Cäsarismus. 

In Rom war der Cäsarismus der Ausgangspimkt für eine 
Entwicklung, die auf gerader Linie über Kaiserkult imd 
Militärmonarchie zii einem Despotismus hinlief, in dessen 
Mittelpunkt ein absoluter, als Gottheit verehrter Kaiser, der 
dominus, stand, mngeben von einem zahlreichen Hofhalt imd 
einer Hierarchie von Beamten, die den Städten das Mark aus 
den Knochen saugten. Nun, von dieser letzten Entwicklung 
wird das britische Weltreich, dank seiner munizipalen imd 
kolonialen Selbstverwaltung, immer verschont bleiben* Aber 
nach dem Ausgangspunkt, dem Cäsarismus, scheinen manche 
Kräfte im Reich zu tendieren, wenngleich dieser Cäsarismus 
nicht ein monarchischer, sondern ein parlamentarischer 
sein soll. 

»Das Ziel, das der Diktator Cäsar in den letzten Jahren 
verfolgt hatte, scheint einigermaßen klar: es war die Welt- 
monarchie in den Formen des hellenistischen, auf die Militär- 
macht begründeten Königtums, das in seiner vollen Aus- 
gestaltung alle nationalen Schranken beseitigen mußte und 
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unter dem als Reichsgott verehrten Herrscher nur Untertanen 
kennen konnte, die sich rechtlich im wesentlichen gleichstehen. 
Es war die volle Vemichtimg des römischen Staates in seiner 
historisch gewordenen Form, die Verletzung aller nationalen 
Empf indimgen « (Reitzenstein, a. a. O. 481). Nicht minder 
revolutionierend, die organische Reichsverfassung in ihren 
Grundlagen aufwühlend imd erschütternd, ist jenes Projekt 
der politischen Einheit, das für die Bewohner des britischen 
Weltreiches imter dem Namen des britischen Zollvereins, 
Bundesstaates, kurz des britischen Imperialismus, als politi- 
sches Ideal hingestellt worden ist. Denn zunächst springt so- 
fort in die Augen, daß der Anlaß imd das Ziel des Cäsarismus 
xmd des britischen Imperialismus beinahe ein gleiches ist. 

Hier wie dort ist der Plan aus der Erkenntnis erwachsen, 
daß die Zentralorgane der Metropole (römischer Senat, eng- 
lisches Parlament) für die Lösung der Weltreichsprobleme un- 
fähig seien, hier wie dort ist das Vorbild ein ausländisches» 
nämlich das einer Militärmonafchie (hellenistische Königs- 
idee für Rom, preußisch-deutscher Zollverein und deutscher 
Bundesstaat unter einem Kaiser), hier wie dort schheßlich 
das gleiche Ziel der Nivellierung aller Teile des Weltreiches 
imd der Degradierung des bisher vorherrschenden Metropolen- 
staates, der nun zu einem gliedlichen Gemeinwesen herabsinken 
soll, wie die anderen Teile des Gesamtreiches, alle nur Verbin- 
dimg suchend und erhaltend durch ein neues Zentralorgan. 
In Rom war es der monarchische Cäsar, im britischen Welt- 
reich ein Repräsentativorgan für alle Teile des Weltreiches, 
ein Reichsparlament, welches aber — das sei hier gleich 
betont, um den demokratischen Schleier von vornherein zu 
zerreißen — nicht eine wirkliche, nach der Kopfzahl zu stel- 
lende Vertretung aller Bewohner des Reiches sein soll, sondern 
bloß eine Vertretung der weißen oder wenn schon der farbigen 
Bevölkerung, so doch nur in so beschränkter Zahl, daß letz- 
tere zur dauernden Einflußlosigkeit venuteilt ist. Dieses 
Reichsparlament, wie es der britische Imperialismus im Schilde 
führt, ist daher auch als Cäsar zu bezeichnen, nur ein viel- 
köpfiger, ein parlamentarischer Cäsar. 

Auch in den dabei mitlaufenden Wünschen und Ab- 
sichten, vor allem den Rücksichten, die man hierbei nehmen 
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oder außer acht lassen zu müssen glaubt, haben römischer 
und britischer Cäsarismus mannigfache Berührungspunkte. Da 
wie dort der Zielpunkt die Weltherrschaft, da wie dort die 
Förderung eines starken Heeres oder einer starken Flotte die 
notwendige Voraussetzung, da wie dort ein technisch ausgebil- 
detes Beamtentum, das die starke Zentralisation des Reiches^ 
auch des britischen in Zoll- und Finanzsachen, unausbleiblich 
macht, da wie dort Rücksichtnahme auf die Barbaren (im 
britischen Weltreich auf Indien), die man zwar nicht zu voll- 
wertigen Bürgern, aber zu warmherzig Betreuten machen will. 
Da wie dort die Erreichimg aller dieser Absichten, selbst auf 
die Gefahr hin, die bisherigen Quellen eines hochgekommenen 
Kapitalismus durch Gängelung seitens einer Bureaukratie zu 
verstopfen. Das war es ja, was, wie wir sahen (oben S. 108 f.), 
die römischen Kaiser, insbesondere die Flavier und die guten 
Kaiser, antrieb, die Kleinpacht auf den Kaiserdomänen und 
kaiserlichen Bergwerken einzuführen, was alle Kaiser von An- 
fang an veranlaßte, die Monopole in eigene Regie zu überneh- 
men und die Staatspacht der Gefälle und öffentlichen Abgaben 
durch städtische und halbamthche Erhebungsorgane zu er- 
setzen. An das, was früher Quelle des großen Reichtums der 
Privaten gewesen, wurde jetzt durch die Staatsbureaukratie 
gewissermaßen verstopft (s. Max Weber im H.W.B. I, 66 und 
181). Auch der britische Imperialismus erkennt, daß er durch 
seine ZoUmauem imd Reichslasten den britischen Kapitalis- 
mus treffen muß. Gleichwohl will er es schaffen und den 
ungläubigen Freihändler mit dem Hinweis auf eine schönere 
»Zukimft « ködern. Nur zwei Pimkte treffen nicht in der briti- 
schen Entwicklung zu, welche die römische entscheidend mit- 
bestimmt haben. Es sind dies einerseits die stoische Philo- 
sophie, anderseits das Fehlen jeglichen Gefühles für repräsen- 
tative Institutionen, namentlich in den Teilen und Ghedem 
des römischen Weltreiches. An diesen Pimkten, die in der 
römischen Entwicklung bedeutsam wurden, in der britischen 
Entwicklung ihr Gegenbild finden, kommt der britische Cäsa- 
rismus zum Scheitern. 

Nach einzelnen Vorschlägen, die noch in die erste Hälfte 
des 19. Jahrhunderts fallen und im wesentlichen nur als Fort- 
bildung des älteren Merkantilsystems zu betrachten sind (über 
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diese Pläne namentlich Prinz Reuß, a. a. O. 19 — 28), kamen 
nach Gründung des Deutschen Reiches auch in England Ge- 
danken auf, die britischen Kolonien mit dem Mutterlande zu 
einem Zollverein und föderativen Gemeinwesen zusammen- 
zuschUeßen. Schon 1872 setzte Disraeh in einer im Kristall- 
palast gehaltenen Rede auseinander: »I cannot conceive how 
cur distant Colonies can have their affairs administered except 
by selfgovemment. But selfgovemment, in my opinion, when 
it was conceded, ought to have been conceded as a part of 
a great policy of Imperial consolidation. It ought to have 
been accompanied by an Imperial Tariff, by securities for 
the people of England for the en]0)mient of the unappropriated 
lands, and by a Military Code which should have precisely 
defined the means and the responsabiüties by which the Colo- 
nies should be defended, and by which, if necessary, this country 
should call for aid from the Colonies themselves.« 

Wir sehen: der Ruf nach Föderation hebt gleich an mit 
Zollvereinsabsichten und mit der Forderung eines Schutz- und 
Trutzbündnisses, einer Waffengemeinschaft zwischen Mutter- 
land und Selbst verwaltungskoloni^n. Das Vorbild Deutsch- 
lands war, wenn auch unausgesprochen, anziehend. Energi- 
scher wurden diese Gedanken erst verfolgt, als sich im Jahre 
1884 die Imperial Federation League in London bildete, welche 
dann Töchter in Canada, Australien und im Kaplande ans 
Werk setzte. Auf ihr Betreiben ist es besonders zurückzufüh- 
ren, daß die Reichsregienmg im Jahre 1887 die erste Kolonial- 
konferenz nach London berief. Rüstungen erfordern Geld. 
Die Reichsföderation wollte zunächst Rüstungsgemeinschaft 
sein. Zölle, von Reichs wegen auferlegt, sollten die Geldmittel 
schaffen. Aber an dem Fiskalsystem, das die einzelnen Selbst- 
verwaltungskolonien bereits eingerichtet hatten, durfte nicht 
gerüttelt werden. Sie bezogen ja ihre Hauptstaatseinnahmen 
aus den von ihnen selbständig aufgelegten Zöllen. Deshalb 
sollte der auf der Kolonialkonferenz vom kapländischen Poli- 
tiker Jan Hofmeyr vorgeschlagene Reichszoll nur ein Zu- 
schlagszoll zu den schon bestehenden Kolonialzöllen be- 
deuten. 

Inzwischen wurden die Kolonien in das System ihres 
Protektionismus noch mehr verwickelt, während die liberale 
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Regierung Gladstones immer weniger davon wissen wollte. 
Da beschlossen die Dominions, aus eigener Macht eine Kolonial- 
konferenz 1894 nach Ottawa einzuberufen. Die Beschlüsse 
<lieser Konferenz, die von der Errichtung einer einheitlichen 
Zollmauer für das Reich absahen, wünschten bloß Vorzugs- 
zölle, die sich die Dominions untereinander oder im Ver- 
hältnis zum Mutterlande gegenseitig gewähren sollten (sog. 
preferential tariffs). Auf diese Weise hoffte man den größten 
Teil der Wirtschaftsinteressen im Mutterland imd in den 
Kolonien von den natürhchen Absatzgebieten, die das nach- 
barhche Ausland wegen seiner Gebietskontiguität (s. dar- 
über noch unter IV) darstellt, in die künstlichen Handels- 
wege des künftigen Reichsstaates hinüberleiten zu können. 
Auf den folgenden Kolonialkonferenzen zu London im Jahre 
1897 und 1902 war auch das Mutterland in einem seiner 
leitenden Staatsmänner für diese Idee gewonnen. Joseph 
Chamberlain war der Idee mit voller Seele hingegeben. Die 
Schwierigkeit war nur, daß jedej: Teil, Mutterland imd Domi- 
nions, von dem andern Teil erwartete, daß er beginne. Be- 
ginnt mit den Beiträgen für die Reichsverteidigung, sagte das 
Mutterland! Beginnt mit den Vorzugszöllen im Mutterland, 
war die Antwort der Kolonien. Diese verlangten auch unter 
der Leitimg des canadischen Premiers Laurier, daß die Domi- 
nions, wenn sie für Reichsheer und -Flotte beitragen sollten, 
zur hohen PoUtik des Reiches zugezogen würden. Aber auch 
da hatte Chamberlain die Antwort: Zuerst die Beiträge! So 
glich das Problem der Reichsföderation, als Chamberlain 1903 
vpn der politischen Schaubühne abtrat, einer Schlange, die 
sich in ihren eigenen Schwanz beißt. 

Unter der Herrschaft der Liberalen (seit 1906) wurde es 
nicht anders. Zwar die Annahme von VorzugszöUen, die 
England einführen sollte, wurde von der mutterländischen 
Regierung auf der Kolonialkonferenz von 1907 rundweg 
abgelehnt. Der Ersatz hierfür, die Einrichtung einer Art 
von Reichskabinett, wohin die Beschlüsse dieser Konferenz 
hinzielten, ist schon erörtert worden. Der Reichsgedanke 
war aber dadurch nicht um ein Haar gefördert. Stand nun 
auch nicht mehr die Möglichkeit eines Zollvereins in Frage, 
so blieb dennoch der Wunsch des Mutterlandes und einzelner 
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Dominions nach einer Waffengemeinsdiaft aufrecht. Austra- 
lien hatte im Jahre 1887 im HinbUck auf die russische Gefahr 
freiwilUge Beiträge zur Flottenrüstung gewährt, ebenso 1902 
unter dem Drucke japanischer Gefahr die Beiträge erhöht, 
und nun war die »deutsche Gefahr« der Hebel für Reichs- 
einigungspläne geworden. Gegenüber jeder Zumutung auf 
Erhöhimg oder auf Neueinführung von Beiträgen zu Rüstungs- 
zwecken forderten die Dominions eine Anteilnahme an der 
Bildung von Reichsorganen, welche die hohe PoUtik des Reiches 
bestimmten. Sie wollten nicht gegen ihren Willen in kri^e- 
rische Unternehmungen hineingezogen werden, erkannten aber 
gleichwohl, daß jede Beitragsleistung für Rüstungszwecke das 
Versprechen miUtärischen Zuzugs im Kriegsfalle bedeute. 

Auf der Reichskoloni^onferenz von 1911 spitzte sich die 
Frage zu einetn Antrage des Vertreters und Premiers von 
Neuseeland, John Ward, zu, der die Einrichtung einer ge- 
wählten Reichsvolkskammer, als' Vertreterin der weißen Be- 
völkerung des Weltreiches, bestehend aus 300 MitgUedem, 
femer die eines Senats oder G>uncil of Defence von 12 Mit- 
gliedern und einer Reichsexekutive von 15 Mitgliedern for- 
derte. Der Kempimkt war die Einrichtung der Reichsreprä- 
sentation. Dahin führen, wie wir sahen, alle Pläne auf Zoll- 
oder Wehrgemeinschaft. Die Einrichtung dieses parlamentari- 
schen Cäsars bedeutet aber die Absetzung des Mutterlandes 
England von seiner bisherigen hegemonialen Stellung. Das 
hatte schon der alte Pownall, einer der letzten Gouverneure 
Englands in den Neuenglandkolonien, erkannt, als er zu seinem 
Vorschlage, eine Reichsrepräsentation einzurichten, resigniert 
die Worte dazuschrieb (The Administration of the Colonies, 
4th. ed., 1768, p. 37): »Das Zentrum der Macht, anstatt daß 
es dort bleibt, wo es jetzt ist, nämUch in Großbritannien, wird 
im Verhältnis, wie die Größe der Macht und Interessen der 
Kolonien wächst, hinweggezogen werden von dieser Insel durch 
dieselben Gesetze der Natiu", analog in allen Fällen, durch 
welche das Gravitationszentrum, das jetzt nahe der Sonne ist, 
diurch Wachstimi der Gewichtsmasse der Planeten von dort 
weggezogen würde. Sollen wir, die wir diese Naturgesetze 
kennen, als wahre Philosophen den Weg nehmen, wohin jenes 
System führt, nämhch eine Union von Großbritannien und 
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seiner Kolonien zu bilden, indem wir das gemeinsame Zen- 
trum in Großbritannien fixieren, solange es da noch fixierbar 
ist, oder sollen wir ohne zu sehen, daß solch ein Zentrum ge* 
bildet werden muß, durch den Zwischenverkehr der Terri- 
torialgewalten aller Teile der britischen Herrschaft von unse- 
rem eigenen engen, lokal begrenzten Gesichtskreis eines lokalen 
Zentrums aus uns machtvoll bemühen, dieses Zentrum mit 
Gewalt in Großbritannien zu erhalten gegen stets wachsende 
Mächte, welche schließlich durch ihr Übergewicht dieses Zen- 
trum aus seinen Angeln heben werden?« Nicht so resigniert 
war der Premier Asquith, als er dem Antrag Ward in der 
Reichskonferenz von 1911 zu begegnen hatte (Com. Papers 
1911 — 12, Cd. 5745, p. 71/72). Er sagte rundweg im Namen 
des Mütterlandes ab, da die Einrichtung eines solchen Reichs- 
parlamentes die Autorität der mutterländischen Regierung 
vernichten würde ( »It would impair, if not altogether destroy, 
the authority of the Government of the United Kingdom in 
such grave matters as the conduct of foreign poHcy, the con- 
dusion of treaties, the declaration and maintenance of peace, 
er the declaration of war and indeed, all those relations with 
foreign Powers, necessarily of the most delicate character. . . . 
That authority cannot be shared, and the coexistence side by 
side with the Cabinet of the United Kingdom of this proposed 
body . . . would . . . be absolutely fatal to our present System 
of responsible govemment«). Asquith hatte richtig den cäsari- 
stischen Charakter dieses Reichsparlamentarismus erkannt, der 
auf Nivellier ung aller Teile des Weltreiches gerichtet, nur 
einen Diktator : das Reichsparlament, beruhend auf Repräsen- 
tation bloß der weißen Bevölkerung, anerkennen würde. 

Das Mutterland könnte sich zu diesem politischen Opfer 
kaum bereit finden. Dazu kommen noch wirtschaftliche 
Opfer, die beide Teile biingen müßten: das Mutterland müßte 
auf seinen Freihandel, die Dominions auf ihre eigene Zoll- 
und Wirtschaftspolitik verzichten. Während und selbst nach 
dem Ende des Weltkrieges sind allerdings Versuche gemacht 
worden, auch im Mutterlande * so etwas wie Schutzzollpohtik 
zu treiben. Man versuchte auch nach dem Kriege noch die 
für die Herbeischaffung des Kriegsbedarfes den Kolonien ein- 
geräimiten Vorzugszölle, wozu man auf Grund des bestehen- 
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den Zollgesetzes von 1876 (39/40 Vict. c. 36, § 43) auf dem 
Wege der Verordnung schreiten konnte, dauernd zu gestalten. 
Da aber dies niu: wägend des Krieges rechtlich zulässig war^ 
entschieden die Gerichte nach Kriegsschluß gegen die Fort- 
dauer jener Vorzugszölle. Austin Chamberlain hat auch ia 
seinem Budget von 1919/20 auf Kakao, indischen Tee u. a. 
Vorzugszölle für Indien und andere Kolonien eingeräumt. Anti- 
dumping Bills, Gesetzentwürfe gegen die Einfuhr ausländischer 
Schleuderware, treiben dann und wann im englischen Parla- 
ment ihren Spuk, aber all diesen imperiaUstischen Treibereiea 
muß imd wird gesagt werden: Nur gemach! Euerem parla- 
mentarischen Cäsarismus steheh zwei Hemmnisse gegenüber, 
die unüberwindhch sind. Ihr habt nicht den Geist der stoi- 
schen Philosophie, den die Römer als Vorbereitung ihres 
Cäsarismus hatten und der sie lehrte, in allen anderen Mit- 
menschen den Weltbürger zu achten, für den man, wenn es 
der Kaiser, als Sprachrohr der göttlichen Weltordnung, be- 
fahl, die größten Opfer zu bringen geneigt war. Und dann: 
Euere Dominions sind zu sehr an Selbständigkeit gewöhnt» 
als daß sie eine imperiale Zoll- und Wirtschaf tspoUtik, uniform 
geübt, vertragen könnten. Deutlicher gesagt : Weder sind die 
englischen Arbeiter geneigt, der imperialistischen Idee zuliebe 
eine Verteuerung ihrer Lebensmittel in Kauf zu nehmen, noch 
die englischen Kaufleute, auf ihren Welthandel zu verzichten. 
Aber auch nicht die kolonialen Arbeiterkreise oder die koloniale 
Handels- imd Industriewelt, die namentlich in den Dominions 
auf eine eigene Wirtschaftspolitik sorgfältig bedacht ist (Über 
dieses Hemmnis die gewichtigen Zeugnisse des australischen 
Parlamentariers Pulsford, Commerce and the Empire 1914 
and After, London 1917, insbesondere 161 — 179). Am aller- 
wenigsten werden sie wohl jetzt geneigt sein, ihre eigene Wirt- 
schaftspolitik anderen oder dem Mutterlande zulieb irgendwie 
zu ändern oder gar anleiten zu lassen durch ein von ihnen nur 
teilweise gelenktes und kontroUiertes Reichsparlament, wo 
ihnen der Versailler Frieden die politische Selbständigkeit 
gebracht hat. Denn Art. i, Abs. II dieses Vertrages lautet: 
»Alle Staaten, Dominion oder Kolonien mit voller 
Selbstverwaltung, die nicht in der Anlage aufgeführt sind, 
können Mitglieder des Völkerbundes werden. . . .« 
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In der Anlage sind aber schon jetzt aufgeführt »ursprüng- 
liche Mitglieder des Völker.bundes und als Signatar- 
mächte des Friedensvertrages«: Canada, Australien, 
Südafrika, Neuseeland, ja sogar Indien. 

Als MitgUeder des Völkerbundes haben sie das Recht» 
die Autorität des Bundes sogar gegen ihr eigenes Mutterland 
anzurufen (Art. 12 ff. des Versailler Vertrages). Das wäre 
innerhalb jedes Bundesstaates ein unhaltbarer Zustand, daß 
einer der Gliedstaaten gegen einen anderen das völkerrecht- 
liche Aktionenrecht, selbst bloß in der Form der harmlosen 
Schiedsgerichtsbarkeit, gebrauchen könnte (s. Haenel, Deut- 
sches Staatsrecht I, 578). Deshalb kaim das britische Welt- 
reich- niemals mehr als Bundesstaat organisiert werden. Der 
Versailler Frieden hat nicht bloß ein oder zwei Kaiserreiche 
zu Grabe getragen. Auch ein werdendes hat er für alle Zu- 
kunft vernichtet. Denn Art. i, Abs. II des Vertrages hat 
auch den formellen Abschluß jener Selbständigkeitsbewegung 
in den englischen Dominions gebracht, den wir in den vor- 
hergehenden Abschnitten (§§ 11 — 13) geschildert haben. Das 
britische Reich ist als Weltreich nicht mehr von dem Zer- 
fall bedroht, sondern es ist bereits politisch zerfallen. 
Und doch halten seine Teile nach außen zusanunen ! Warum ? 

IV. Die Marktvergemeinschaftung innerhalb des 

britischen Weltreiches. 

• 

In einer seiner bedeutsamsten Abhandlungen schildert 
uns Max Weber (Über einige Kategorien der verstehenden 
Soziologie, Logos IV, 1913, S. 275) den Charakter der Markt- 
vergemeinschaftung. Nachdem er vorher den Gegensatz zwi- 
schen Gesellschaftshandeln und Gemeinschaftshandeln im 
soziologischen Sinn darin gefunden hat, daß bei dem Gemein- 
schaftshandeln die Individuen sinnhaft bezogen auf andere 
handeln, weil sie von diesen anderen ein bestimmtes Handeln 
im gleichen Sinne odet ein anders geartetes Handeln mit 
größerer oder geringerer Wahrscheinlichkeit erwarten, wäh- 
rend bei dem Gesellschaftshandeln, dessen vollkommenster 
Typ der Staat ist, das Gemeinschaftshandeln garantiert ist 
durch Satzungen, die für das Eintreten jener Erwartungen 
eines bestimmten Handelns von anderen gewissermaßen ver- 
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bürgen; nachdem er femer angedeutet hat, wie aus emer 
Gelegenheitsvergesellschaftung (z. B. von Beutelustigen zu 
einem Kriegszug) schließlich nach Durchschreitung verschie- 
dener Stufen der Staat als perennierende Vergesellschaftung 
entsteht, fährt er fort: 

»Umgekehrt kann aber auch .... aus der der Bedürfnis- 
deckung halber bestehenden perennierenden Vergesellschaf- 
tungen durch Zerfall das amorphe, ein , Gemeinschaftshandeln' 
darstellende Gebilde des .Markts' hervorgehen.« 

Nun, solch durch Zerfall eines poUtischen Gemeinwesens 
hervorgerufene, Marktvergemeinschaftung zeigt uns das 
deutsche Mittelalter in seinen Städtebünden. Bei dem Um- 
schwimg der Wirtschaftsverfassimg seit dem 12. Jahrhundert 
von der Natural- zur Geldwirtschaft war die deutsche Reichs- 
gewalt nicht fähig, den neuen Lebensaufgaben, die für die ihm 
eingegliederten Gemeinwesen entstanden, gerecht zu werden. 
Die nun kräftig werdende Landeshoheit unternimmt es an 
Stelle der Reichsgewalt, hier einzutreten. Aber die Regierten, 
die Städte vor allem, möchten die Verfügung über die neuen 
Kompetenzen in ihre eigene Gewalt bringen (s. darüber und 
zum folgenden besonders Nabholz, in der Festgabe für Meyer 
v. Knonau, 1913, S. 262 ff.). Aus diesem Streben der Städte 
entstehen die deutschen Städtebünde und insbesondere auch 
die eidgenössischen Bünde seit dem 13. Jahrhimdert, nament- 
lich aber im 14. Jahrhundert. Die Marktvergemeinschaf- 
tungen, die diese Städtebünde darstellen, brauchen zu 
ihrer Sicherung Bestimmungen über den Gerichtsstand, die 
Sicherstellung von Guthaben in einer fremden Stadt, das 
Verbot eigenmächtiger Pfändung und die gegenseitige Un- 
terstützung in Strafsachen. Es sind nicht gar viele Gegen- 
stände dieser Rechtsgemeinschaft, aber sind denn die von 
England mit seinen Dominions abgeschlossenen Gemein- 
schaftsbeziehungen an Zahl größer ? Nein I Denn, via es kurz 
herauszusagen, auch Englands Verhältnis zu seinen 
Dominions ist eine solche Marktvergemeinschaf- 
tung. Auch hier ist der Mittelpunkt die Geld-, Kredit- 
und Handelsgemeinschaft, welche den Zusammenhalt dieser 
politisch selbständigen Gemeinwesen, ja Staaten, verbürgt. 
Diese Marktvergemeinschaftung, welche heute das britische 
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Weltreich darstellt, spiegelt sich in folgenden Tatsachen 
wider (vgl. dazu die oben zitierten Arbeiten von Paish und 
Rosenbaum im Journal of R. Stat. Soc.) : 

1. Der gesamte Außenhandel (Import und Export) aller 
Teile des britischen Weltreiches betrug im Jahre 1910: 
1,802 Mill. £. Davon entfielen 688 MiU., also volle 38%, 
auf den interimperialen Handel. Wie sehr das Mutterland 
noch sein Mittelpunkt imd seine Seele ist, ergibt die Tat- 
sache, daß von der interimperialen Importziffer, welche 
in den Jahren 1905 — 1910 nahezu um ein Drittel gewachsen 
ist, nänüich von 261 Mill. £ auf 344 Mill., nicht weniger als 
161 Mill. auf den Import des Mutterlandes in die Kolonien 
und nur (aber doch schont) 121 Mill. £ auf den Import der 
Kolonien in das Mutterland entfielen. Der interkoloniale 
Güterumsatz betrug, und das spricht auch für das noch 
immer notwendige Eingreifen des Mutterlandes, nicht mehr 
als 63 Mill. £ im Jahre 1910 (gegen 49 MiU. £ im Jahre 1905). 

2. Der interimperiale Import (d. h. der Import aus briti- 
schen Besitzungen nach britischen Besitzimgen) wuchs in dem 
Zeitraiun von 1905 — 1910 rascher als der Import vom Aus- 
land ins britische Weltreich. Ersterer wuchs um 32%, letz- 
terer nur um 22%. 

3. England ist für die Kolonien, insbesondere für die 
Dominions, der wichtigste Kreditgeber und die Dominions 
für England ein sehr wichtiger Platz von Kapitalsanlagen. 
Von den in London öffentlich ausgelegten imd bis 1911 aus- 
gegebenen Anleihen im Gesamtbetrag von 3,192 Mill. £ kamen 
1,638 Mill. £ auf das Ausland und beinahe ebensoviel auf 
alle Kolonien (mit Indien) nänüich 1,554 MiU. Aber das 
Interessanteste ist, daß von diesem in den Kolonien inve- 
stierten Kapital nicht weniger als 1,100 Mill. £, also rund 
drei Viertel, auf die Selbstverwaltungskolonien, die Domi- 
nions, entfielen. Erwägt man noch dazu, daß diese Ziffer 
nichts darüber aussagt, was unter der Hand, also ohne off ent- 
hebe Zeichnung nach diesen Kolonien an Geldanleihen u. a. 
geflossen, so wird man sehr wohl die Abhängigkeit der Domi- 
nions vom mutterländischen Geldmarkte begreifen (über die 
Kreditabhängigkeit s. oben § i). 

Hätschele, Britiüches und itaiiaches Weltreich. 24 
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Trotz all dieser offenbaren Zeichen der wirtschaftlichen 
Abhängigkeit mehren sich dennoch Anzeichen dafür, daß 
an der bestehenden Marktvergemeinschaftung mächtige Kräfte 
am Werke sind, welche sie unterwühlen: 

1. Die Exporte aus dem britischen Weltreich nach dem 
Ausland ^^alchsen in der Periode von 1905 — 1910 rascher 
als die interimperialen Exporte, d. i. die Exporte aus Teilen 
des britischen Weltreiches in andere. Die ersteren wuchsen 
um 35%, die letzteren bloß um 32%. 

Namentlich wuchs die Ausfuhr von einzelnen britischen 
Besitzungen wie Afrika, Australien und Britisch-Asien nach 
dem nichtenglischen Europa um 100%, bzw. 66%, bzw. 52%. 
während sie nach dem Mutterlande nur um 34,6% stieg. Das 
Mutterland kann eben nicht alle Naturprodukte imd Roh- 
stoffe seiner Kolonien selbst verbrauchen. Die englischen 
Kolonien brauchen das Ausland als Abnehmer dieser Produkte. 

2. Aber das Mutterland wird auch sonst schlapp! Dies 
trifft namentlich zu für die wirtschafthche und industrielle Aus- 
nützung seiner Kolonien und selbst für den wirtschaftlichen 
Wettkampf des Mutterlandes mit seinen Kolonien und mit dem 
Ausland. 

Zunächst ist die Tatsache festzustellen, daß in dem Zeit- 
raum von 1905 — 1910 die Importe vom Ausland nach Eng- 
land rascher wuchsen als die vom Ausland nach den briti- 
schen Kolonien. Diese Tatsache könnte noch immer als wirt- 
schaftliche Überlegenheit des Mutterlandes gegenüber dem 
Ausland auf dem Kolonialmarkt gedeutet werden. Nun aber 
das Kehrbild: die Exporte des Mutterlandes nach dem Aus- 
lande wuchsen in der betrachteten Zeitperiode langsamer 
als die der britischen Kolonien nach dem Auslande, erstere 
bloß um 31%, letztere aber um 41%. Sodann üben gewisse, 
die britischen Kolonien berührenden (sog. kontiguen Aus- 
landsgebiete) oder dem Mutterlande naheliegenden Aus- 
landsgebiete eine alle anderen (mit Ausnahme der mutterländi- 
schen) schlagende Wirtschaftskonkurrenz aus. 

Von allen Importen des Auslandes nach England im Be- 
trage von 455^ Mill. kamen auf das europäische Ausland 
255 Mill. £. 
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Von allen Importen des Auslandes nach Britisch-Asien 
im Werte von 44 Mill. kamen rd. 25 Mill. auf das gebiets- 
berührende nichtbritische Asien (also namentlich auf Japan). 

Von allen Importen des Auslandes nach Britisch-Amerika 
im Werte von 71,7 Mill. £ kamen rd. 62 Mill. £ auf das nicht- 
britische Amerika. Die Gebietsberührung innerhalb des- 
selben Kontinents ist noch nicht mächtiger als Blutsver- 
wandtschaft und Stammesgemeinschaft. Denn wir haben 
hier bloß Auslandsimporte untereinander verglichen. Aber 
könnte es nicht vielleicht einmal anders werden? 

Wir stehen mit dieser Frage auf einem der interessan- 
testen Punkte, nänüich dem Kreuzungs- und Schnittpunkt 
zweier Kulturen : der vom Mutterland aufgebauten und bisher 
sorgfältig behüteten küstenländischen Poliskultur und der 
in den überseeischen Kontinenten durch englische Kolonisten 
und andere in Angriff genommenen Binnenkultur. 

Die heute das britische Weltreich wirtschaftlich zu- 
sammenhaltende Marktvergemeinschaftung beruht auf der ihr 
zugrunde hegenden küstenländischen Poliskultur und 
Oikenwirtschaft (s. oben § i, S. igff und §8). Davon 
ist schon zum großen Teil gehandelt worden. Es genügt in 
diesem Zusammenhange nur auf die Tatsache zu verweisen, 
daß von den oben bezeichneten engüschen Kapitalsanlagen 
im Gesamtbetrag von i^^ Milliarden £ (1911) nicht weniger 
als 1,1 Milliarden auf die Dominions mit rd. 20 Mill. Menschen 
fallen (Paish im Journal a. a. O., p. 181 : To Canada, Austraha 
and South Africa, which possess a combined population of 
about 20000000 persons, Great Britain has supplied 1 100 000 £ 
of capital), während bloß 400 — 500 Mill. £, also bloß ein 
Viertel, auf rd. 400 Mill. Menschen entfiel, die das Welt- 
reich bevölkern und in Indien, den Kronkolonien und in den 
Protektoraten wohnen. Das spricht eine beredte Sprache. 
Denn es besagt, daß an der oben geschilderten Markt-r 
Vergemeinschaftung nur eine sehr dünne Ober- 
schicht wirklichen Anteil hat, daß nur 20 Mill. Men- 
schen in den Kolonien, Weiße, als aktive MitgUeder an der 
britischen Volkswirtschaft teilhaben, während nahezu 400 MUl. 

Menschen mehr als Inventar eines Gutshofs anzusehen sind. 

24* 
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Sie sind auch dementsprechend — wie wir wissen (s. oben 
S. 26) — im Oikos kaserniert. Bloß 14% der Gesamt- 
bevöDcening des britischen Weltreiches leben in einer überaus 
geräumigen Herren\alla, den Dominions, die ein Areal von 
62% des Gesamtareals des britischen Weltreiches ausmacht, 
während 86% der Bevölkerimg in der Oikenkaseme, dem 
übrigen tropischen imd subtropischen Khma des britischen 
Weltreiches leben, das ein Areal von bloß 28% des Gesamt^ 
areals des britischen Weltreiches bildet (Baines im Journal 
o. R. Stat. Soc. LXXIV, 793). Diese in dem Oikos einge- 
sperrte farbige Bevölkerung ermögUcht es allein, daß jene 
Marktgemeinschaft der Weißen im britischen Weltreich be- 
steht. Sie allein ist also die Voraussetzimg der küstenländi- 
schen Poliskiütur, ihr Fußschemel! 

Diese küstenländische Marktvergemeinschaftung, die an 
die antike Wirtschaft sehr nahe herankommt, ist himmelweit 
verschieden von jener Marktvergemeinschaftung, die Adam 
Smith als die Grundlage unserer gewerbüchen imd indu- 
striellen Wirtschafts- \md der modernen Handelsverfassung 
schUdert (B. I, eh. VIII). Diese setzt nämhch zweierlei vor- 
aus: Arbeitsteilung zwischen Stadt und Land und Gebiets- 
berühnmg. Die Stadt braucht für den Absatz ihrer Gewerbe- 
produkte das platte Land, ihr Hinterland, und umgekehrt 
dieses die Stadt für den Absatz der landwirtschaftlichen Ur- 
produktion. Diese auf Arbeitsteüung und Gebietsberührung 
fußende Marktvergemeinschaftung führt die Binnenkultur 
herbei. Die binnenländische Marktvergemeinschaftung iQst 
die küstenländische im Lauf der Zeit mehr oder weniger voll- 
ständig auf. Sie war eine der Hauptursachen des Zerfalles 
des römischen Weltreiches (Weber im H.W. St. W. I, 180). 
Wird sie es auch im britischen Weltreich werden? Daß die 
binnenländische Markt Vergemeinschaftung an der Arbeit ist, 
zeigt die schon oben erwähnte Tatsache, nämlich wie wirksam 
die Gebietskontiguität in den überseeischen Kolonien Eng- 
lands zugunsten des Auslandsimports eingreift (oben S. 370). 
Aber auch noch eine andere geographisch-statistische Er- 
kenntnis (die wir Baines a. a. O. 793 ff. danken) ist hierbei 
nicht ohne Bedeutung. Im Jahre 1841 betrug noch das Areal 
der temperierten Zone im britischen Weltreich 82% des 
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Gesamt äreals und hatte 14% der Gesamtbevölkerung des 
Weltreiches. In der tropischen Zone, die bloß 18% des Ge- 
samtareals umfaßte, waren aber sechsundachzig Prozent 
der Gesamtbevölkerung kaserniert. Im Jahre 1911 zeigt sich 
schon ein wesentlich anderes Bild: Der Oikos des britischen 
Weltreiches ist in der Zwischenzeit freilich gewachsen: die 
tropischen Kolonien sind an Umfang gewachsen, von 16% 
des Gesamtareals auf 28% (England hat in der Zwischenzeit 
große Gebietserweiterungen in Indien und durch die afrikani- 
schen und anderen Protektorate gewonnen). Aber die Herren- 
villa, wir meinen die Dominions, haben an Areal relativ ab- 
genommen: sie bilden heute nur mehr 62% des Gesamt- 
areals. Und was das bedeutsamste ist: trotzdem die Neu- 
erwerbungen in den Tropen 30 Mill. Farbige dazugebracht, 
trotzdem femer die Bevölkerung Indiens (einschließlich der 
Neuerwerbungen in der Zwischenzeit) von 172 MiU. auf 315 
gestiegen ist, ist die Zahl der Weißen in den Siedlungs- 
kolonien, den Dominions, relativ dieselbe geblieben, noch 
immer 14% der Gesamtbevölkerung. Absolut hat sie sich 
aber um das Neunfache vermehrt, während die Bevölkerung 
in den Kronkolonien sich bloß um das Dreifache vermehrt 
hat (s. Baines a. a. O. 794). Mit anderen Worten: die freie 
Arbeit, die weiße Arbeit, hat trotz der Oikenwirt- 
schaft und trotz ihres absoluten Wachsens im britischen 
Weltreich (von 16 auf 28% des Gesamtareals) auch zugenom- 
men: In der Zwischenzeit von 1841 — 1911 ist die Bevölke- 
rungsdichte in Canada von 0,35 (für die englische Quadrat- 
meile) auf 1,99 gestiegen; in AustraHen von 0,07 auf 1,79 
und im Kapland und in Natal von 1,1 auf 11,9 (Baines, a. a. O. 
791). Mit anderen Worten: es sind die Voraussetzungen für 
eine, auf städtischer und ländlicher Arbeitsteilung und Ge- 
bietsberührimg aufgebaute, binnenländische Markt Vergemein- 
schaftung gegeben. 

Der Kampf zwischen der küstenländischen und 
der nun anhebenden binnenländischen Marktver- 
V gemeinschaftung, daseist das Problem, das Schick- 
sal des britischen Weltreiches. Demgegenüber ist die 
Tatsache, daß es pohtisch bereits zerfallen ist in eine Mehr- 
zahl nur durch ein lockeres politisches Band verknüpfte Staaten 
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(s. oben S. 366 f.), also unter der Hand ein Staatenbund ge- 
worden, nur von untergeordneter Bedeutung, Nur wenn die 
geschilderte küstenländische Markt Vergemeinschaf- 
tung durch die binnenländische abgelöst wird, nur und erst 
dann wird sich auch das Schicksal des britischen Weltreiches 
erfüllen. 

Also wird es auch den Weg der Weltmonarchien gehen, 
wird zerfallen und so das Wort des Kleon bewahrheiten (bei 
Thucydides III, 37: TTO^XaM^ /.lev r^örj eycoye aal alkore eyvcoy 
drifjoy^TiaVj ort adivatov iariv eugiov ap%fi£v), bewahrheiten 
das Wort von der Unfähigkeit der Demokratie für eine 
Herrschaft über andere Staaten? Wir haben soeben 
gesagt, daß dies Schicksal ein von der politischen Form un- 
abhängiges ist, weil es von Wirtschaftsmächten abhängt. Und 
wenn es sich auch nun einmal am britischen Weltreich erfüllen 
wird, dann erstehen aus der Asche des alten Phönix vier oder 
fünf junge oder neu verjüngte Erben der alten englischen 
Kultur, wahrscheinlich ohne den Ballast der Oiken Wirtschaft, 
was sowohl wirtschaftlich als auch ethisch nicht das Schlimmste 
wäre. Letzten Endes hätte dann doch wieder der demokra- 
tische Geist gesiegt, jener Geist, wie ihn die Neuengländer, 
die Puritaner, zuerst vertreten imd wie er die Grundlage 
geworden ist für die politische Selbständigkeit der britischen 
Dominions und ihre Fähigkeit, das Kulturerbe Altenglands 
fortzuführen. 
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Geschichte des späteren Mittelalters von 1197-1492. Von Dr. Johana Loferm. 

Professor a. d. Univ. Graz. XV u. 727 Seiten. Preis brosch. M. 33.—, geb. M. 37.—. 

Allgemeine Münzkunde nnd Geldgeschichte des Mitteuiters und der neueren 

Zeit. Von Dr. A. Lasdilo v. Ehengreath, Universitätsprolessor in Graz. XVI und 286 S. 
Mit 107 Abbildungen. Preis brosch. M. 18.—, geb. M. 22.—. 

Handelsgeschichte der romanischen Völker des Mitteimeergebiets bis zum Ende 

der iCreuzzUge. Von Professor Adolf Sdiaabs, Oymnasial-Oberlehrer in Brieg. 
XX und 816 S. Preis geh. M. 36.—, geb. M. 40.—. 

Geschichte des enropäischen Staatensvstems von 1660 bis i789. von Dr. Max 

InmlA, weiland Privatdozent an der Universität Königsberg 1. Pr. XllI und 462 S. 
Preis brosch. M. 24.—, geb. M. 28.—. 

Urkundenlehre« Erster Teil: Die Kaiser- and KSnigsurknndeo in DentsAland, Praakreldi 
nnd Italien von Wilhelm Erben mit einer Einleitung von Oswald RedllA. X und 369 S. 
Preis geh. M. 20.—, geb. M 24.—. 
-r- Zweiter Teil: Die Papstnrknndon. Von L. Sclmltz-Kallenberg. (In Vorbereitung.) 
— Dritter Teil: Die Prifatnrknnden des Mittelalters von Oswald Redlldi. VIII und 233 S. 
Preis geh. M. 15.—, geb. M. 19.—. 

Allgemeine Geschichte der germanischen Völker bis zur Mitte des sechsten Jahr- 

hunderts. Von Professor Dr. Ludwig SAmIdt, Bibliothekar an der Mfentlichen 
Bibliothek in Dresden. XIV und 244 S. Preis geh. M. 15.-, geb. M. 19.—. 

Französische VerfaSSUngSgeSChichte von der Mitte des neunten Jahrhunderts bis 
zur Revolution. Von Dr. RAert Holtzmann, Professor an der Universität StraOburg I. E. 
XI und 543 S. Preis geh. M. 25.-, geb. M. 29.-. 

Geschichte der neueren Historiographie, von Dr. B. Pneter, Professor an der 
Universität ZUrich. XX und 626 S. Preis geh. M. 32.— , geb. M. 36.-. 

Geschichte des Europäischen Staatensystems im Zeitalter der Französischen 

Revolution und der Freiheitskriege 1789—1815. Von Adalbert Wahl, o. tf. Professor an 
der Universität Tübingen. X und 266 S. Preis brosch. Bl 18.-, geb. M. 22.—. 

Englische VerfassUngSgeSChichte bis zum Regierungsantritt der Königin Victoria. 
Von Jnllni llatsdiek, o. o. Professor an der Universität Oöttingen. X und 761 Seiten. 
Preis geheftet M. 36.—, geb. M. 40.—. 

Siegelkunde von Dr. W. Ewald. XII, 241 Seiten und 40 Tafein, ffr. 8«. Wappenkunde 
von Dr. P. Hauptmann, Univ.-Prof. in Freiburg, Schweiz. Vlll, 61 S. u. 4 fflileln. Beide 
Arbeiten in einem Bande vereinigt Preis gen. M. 24.—, geb. M. 28.— . 

Geschichte des europäischen Staatensystems von 1492—1559 von Dr. b. 

Pneter, Prof. a. d. Universität ZUrich. XXI u. 343 S. Preis geh. M. 22.50, geb. M. 26.50. 

AttsfiUirllche Prospekte über diese Bände mit den Urteilen der Presse, die ausnahmslos 
auSerordentlich günstig lauten, stehen kostenfrei durch den Verlag zur Verfügung. 



VERLAG R. OLDENBOURG, MÜNCHEN UND BERLIN 

Englische 
VerfassimgsgescliiGhte 

bis zum Regierungsantritt der Königin Victoria 

Von 

Julius Hatsdiek 

o. 0. Prof. a. d. Univenität Qöttingen 

Geheftet M. 18.—, gebunden M. 19.50 
INHALTSÜBERSICHT: 

Der Peudalstaat. Das anglo-normannische Reich — Die Wurzeln des 
Feudalismus in England — Die Ständegliederung — Der König und sein Rat — 
Die Zentralverwaltung — Die Lokalverwaltung unter den angelsächsischen 
Königen, den Normannenkönigen und ersten Plantagenets — Die Städte — . 
Die Rechtspflege — Das Heerwesen — Die Finanzverwaltung — Die angel- 
sächsische tuid anglonormannische Eigenkirche. 

Der Ständestaat« Aufstieg und Verfall des Ständestaats — Die Umbil- 
dung des Feudalrechtes zum Common Law und dessen Vorrangstellung — Die 
Stände — Der König — Das Parlament — Die Zentralverwaltung — Der Staats- 
dienst — Die Lokalverwaltung — Die Städte — Die Rechtspflege — Das Heer- 
wesen — Die Finanzverwaltung. — Die Entwicklung der englischen Staatskirche. 

Der Kampf der absoluteo and konstitutionellen Monarchie um die 
Vorherrschaft. Vom absoluten zum konstitutionellen Regime — Römisches 
Recht und Common Law im Kampf um die Vorherrschaft — Die Stände — 
Der König — Das Parlament — Die Zentralverwaltung — Die Entstehung der 
Kollegialverfassung in den Zentralstellen — Das Ministerkabinett — Staatliche 
Mittelbehörden und Staatsdienst — Die Lokalverwaltung — Die Justizver- 
waltung — Armee und Flotte — Die Finanzverwaltung — Staat und Kirche. 

Das parlamentarische Königtum. Die Entwicklung der Parlaments- 
herrschaft und die Freiheitsrechte — Die Konventionairegeln als Unterlagen 
des Verfassungsbaues — Stände und Parteien — Der König — Das Parlament 
— Das Ministerkabinett — Die Zentralverwaltung — Der Staatsdienst — Die 
Lokalverwaltung — Die Justizverwaltung — Die Finanzverwaltung — Die 
Heeresverwaltung — Staat und Kirche. 

„Durch frühere Arbeiten wie kaum ein zweiter zur Sache legitimiert, hat HaUchek 
uns hier wiederum ein Werk beschert, das von vornherein als Standard work angesprochen 
werden darf.'* Literarisches Zentraiblatt für Deutschland. 



»f ' 



,Die Fülle von Ideen auf dem zu Gebote stehenden Raum auch nur anzudeuten, 
ist unmöglich und in gewissem Sinne auch überflüssig; denn es handelt sich um ein Buch, 
das wegen seiner Gründlichkeit und Gelehrsamkeit von Jedem, der sich mit dem Gegenstand 
beschäftigt, zur Hand genommen werden muB." 

Jahresberichte der Geschichtswissenschaft. 
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